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Einfiihrung

Die Bundesrepublik Deutschland hat im April 1985 das
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau vom 18. Dezember 1979 ratifiziert.
Das Ubereinkommen ist fiir die Bundesrepublik Deutsch-
land am 9. August 1985 in Kraft getreten (BGBI. II, 1234).
Dem Ubereinkommen wurde mit der MaBgabe zuge-
stimmt, dass Artikel 7 Buchstabe b des Ubereinkommens
nicht angewandt wird, soweit der Artikel 12a Abs. 4
Satz 2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land (Frauen ,,diirfen auf keinen Fall Dienst mit der Waffe
leisten®) entgegensteht.

Durch die Anderung von Artikel 12a Abs. 4 Satz 2 des
Grundgesetzes, die am 23. Dezember 2000 in Kraft ge-
treten ist (BGBI. I S. 1755), wurde der freiwillige Dienst
von Frauen mit der Waffe in der Bundeswehr auf eine
klare verfassungsrechtliche Grundlage gestellt und
Frauen der Zugang zu allen Bereichen der Streitkréfte er-
moglicht. Die Bundesrepublik Deutschland hat am
10. Dezember 2001 deshalb die Riicknahme des Vorbe-
halts zu Artikel 7 (b) nach Artikel 28 Abs. 3 Satz 1 des Uber-
einkommens erklart.

Die Bundesrepublik Deutschland legte im Mérz 1988
ihren Ersten Bericht iiber die Durchfiihrung des Uberein-
kommens gemiB Artikel 18 des Ubereinkommens vor
(U.N. Doc. CEDAW/5/Add.59). Zur Vorbereitung der
Priifung dieses Berichtes durch den Ausschuss fiir die Be-
seitigung der Diskriminierung der Frau auf seiner 9. Sit-
zung reichte die Bundesrepublik Deutschland im Ja-
nuar 1990 eine Aktualisierung und Ergénzung nach
(CEDAW/5/Add.59/Amend.1).

Ihren Zweiten und Dritten Bericht geméf Artikel 18 des
Ubereinkommens (U.N. Doc. CEDAW/C/DEU/2-3)
legte die Bundesrepublik Deutschland im Herbst 1996 vor.

Sie nutzte dabei die vom CEDAW-Ausschuss einge-
rdumte Moglichkeit, zwei Berichte zusammenzulegen,
um so einen grofleren Zeitraum abdecken zu konnen. So
konnten die Verdnderungen durch die deutsche Einheit
besonders beriicksichtigt werden. Dieser Bericht baut auf
dem Erstbericht auf und beschreibt mit Blick auf die ein-
zelnen Artikel des Ubereinkommens die weitere Ent-
wicklung der Gleichberechtigung in Deutschland seit
1990.

Mit ihrem Vierten Staatenbericht aus dem Jahr 1998 hat
die Bundesrepublik Deutschland den Zweiten und Dritten
Bericht aktualisiert, wobei weitestgehend der Aufbau und
die Darstellungsweise des Zweiten und Dritten Berichts
beibehalten wurde.

Am 15. Januar 2002 hat die Bundesrepublik Deutschland
das Fakultativprotokoll zum UN-CEDAW-Uberein-
kommen ratifiziert. Das Fakultativprotokoll ist am
15. April 2002, drei Monate nach Hinterlegung der Rati-
fizierungsurkunde, fiir die Bundesrepublik Deutschland
in Kraft getreten.

Hiermit wird nun der Fiinfte Staatenbericht gemaf Arti-
kel 18 des Ubereinkommens vorgelegt. Er ist eine aktua-
lisierte Form des Vierten Berichts, wobei auf Wiederho-
lungen verzichtet wird. Zum besseren Verstdndnis der
Entwicklung sollten deshalb sdmtliche Berichte zu dem
vorgelegten Bericht mit herangezogen werden.
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Stellungnahme zum Priifbericht des Ausschusses fiir die Beseitigung der

Diskriminierung der Frau

Der Ausschuss fiir die Beseitigung der Diskriminierung
der Frau hat sowohl den zusammengelegten Zweiten und
Dritten als auch den Vierten Bericht der Bundesrepublik
Deutschland (CE DAW/C/DEU/2-3 und 4) wihrend sei-
ner 464. und 465. Sitzung am 1. Februar 2000 gepriift.

Neben den positiven Aspekten, die insbesondere in den
Absitzen 11 bis 17 dargestellt wurden, hat der Ausschuss
in den Absétzen 19 bis 46 auch auf vorhandene Problem-
bereiche hingewiesen und Empfehlungen ausgesprochen

Entsprechend den Empfehlungen des Ausschusses wird in
dem nun vorliegenden Bericht versucht, iiber die Darstel-
lung hinaus, stirker auf die Analyse und Bewertung der
durchgefiihrten Maflnahmen zur Beseitigung der Diskri-
minierung der Frau in allen Bereichen ihres Lebens ein-
zugehen.

Zu den einzelnen Abséitzen:

Zu den Absitzen 3 und 17:

Die Vertreterin hob hervor, dass Deutschland am 10. De-
zember 1999 das Optionale Protokoll zum Ubereinkom-
men unterzeichnet hat. Das Ratifizierungsverfahren solle
zusammen mit der Ratifizierung der Anderung von Arti-
kel 20.1 des Ubereinkommens im Jahr 2000 eingeleitet
werden. Angesichts der jliingsten Entscheidung des Euro-
péischen Gerichtshofs zum deutschen Verbot des Diensts
an der Waffe fiir Frauen wolle Deutschland seine Ein-
schrinkung zu Artikel 7 (b) des Ubereinkommens neu
iiberpriifen.

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die Regierung
die bestehende Einschriinkung von Artikel 7 (b) des Uber-
einkommens im Rahmen der Bewertung der Auswirkun-
gen einer Entscheidung des Europdischen Gerichtshofs
hinsichtlich der Rolle von Frauen in der deutschen Bun-
deswehr erneut iiberdenken und gegebenenfalls zuriick-
ziehen wird.

Das Ubereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) ist am 3. September 1981 volkerrechtlich und
am 9. August 1985 fiir die Bundesrepublik in Kraft getre-
ten. Es zdhlt zu den grundlegenden Rechtsinstrumenten
im Bereich der Menschenrechte fiir Frauen. In Artikel 1
des Vertragsgesetzes zum CEDAW vom 25. April 1985
wurde folgender Vorbehalt erklart:

— Dem ...Ubereinkommen .... wird mit der MaBnahme
zugestimmt, dass Artikel 7 Buchstabe b des Uberein-
kommens nicht angewandt wird, soweit Artikel 12a
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes entgegensteht.

Die Vertreterin der Bundesrepublik hat bereits in der Sit-
zung am 1. Februar 2000 erklért, dass Deutschland die

Einschriinkung zu Artikel 7 (b) des Ubereinkommens un-
ter Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Europa-
ischen Gerichtshofes iiberpriifen wird.

Im Anschluss an das Urteil des Europédischen Gerichts-
hofs vom 11. Januar 2000 in der Rechtssache C-285/98
(Tanja Kreil) wurde Artikel 12a Abs. 4 Satz 2 Grundge-
setz durch Gesetz vom 19. Dezember 2000 dahingehend
gedndert, dass Frauen nunmehr ,auf keinen Fall zum
Dienst mit der Waffe verpflichtet werden* diirfen. Mit
dieser Anderung des Grundgesetzes sowie nachrangiger
gesetzlicher Vorschriften und Rechtsverordnungen hat
der Gesetzgeber den freiwilligen Dienst von Frauen mit
der Waffe auf eine klare verfassungsrechtliche und ge-
setzliche Grundlage gestellt. Die bisher fiir Frauen beste-
henden Beschriankungen auf Verwendungen im Sanitts-
und im Militdrmusikdienst sind aufgehoben worden.
Damit konnen sich Frauen auf freiwilliger Basis als Be-
rufssoldatin oder Soldatin auf Zeit zum Dienst in den
deutschen Streitkrédften verpflichten oder aufgrund frei-
williger Verpflichtung zu einzelnen Dienstleistungen,
namentlich zu Ubungen im Frieden und zu besonderen
Auslandsverwendungen herangezogen werden. Die An-
derung der Verfassung dient der Herstellung der Chan-
cengleichheit fiir Frauen in den Streitkraften.

Der Vorbehalt zu Artikel 7 (b) des Ubereinkommens ist
aufgrund des nunmehr verwirklichten gleichberechtigten
Zugangs von Frauen zu den Streitkréften obsolet gewor-
den. Die Bundesrepublik Deutschland hat mit Wirkung
zum

10. Dezember 2001 den Vorbehalt zurlickgenommen.

Zu den Absitzen 21 und 22:

Der Ausschuss ist beunruhigt, dass die Umsetzung des
Ubereinkommens fiir Frauen in den neuen Lindern trotz
zahlreicher MaBnahmen weiterhin hinter den Fortschrit-
ten in den alten Léndern zuriickbleibt. Mit Sorge wird
festgestellt, dass Frauen in den neuen Liandern frither
vollbeschiftigt waren, aber heute 20,7 Prozent der Ar-
beitslosen stellen. Dieser Prozentsatz ist sowohl im Ver-
gleich zu der Zahl arbeitsloser Ménner in den neuen Lén-
dern als auch im Verhiltnis zur Gesamtarbeitslosigkeit
von Frauen in Deutschland unverhéltnisméBig hoch.

Der Ausschuss dringt die Regierung, ihre gezielten Mal3-
nahmen zur Verbesserung der Situation von Frauen in den
neuen Lindern im Hinblick auf Arbeit und Beschéftigung
sowie auf ihre gesamte soziale Befindlichkeit fortzusetzen.

Der Aufforderung des Ausschusses, gezielte Maflnahmen
zur Verbesserung der Situation der Frauen in den neuen
Landern im Hinblick auf Arbeit und Beschéftigung ein-
zuleiten, wurde im Berichtszeitraum mit zahlreichen
MaBnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, z. B. dem
Job-AQTIV-Gesetz (siche Teil I, 3.4.7) Folge geleistet.



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Drucksache 15/105

Zu beriicksichtigen gilt in diesem Zusammenhang jedoch,
dass der nahezu vollstdndige Zusammenbruch der Wirt-
schaft der ehemaligen DDR nach der Wiedervereinigung
bis heute noch erhebliche Konsequenzen fiir die Arbeits-
marktlage und die Beschéftigung der Menschen — Frauen
wie Ménner — hat. So hatte der staatlich gelenkte Arbeits-
markt in der ehemaligen DDR eine nahezu vollstédndige
Integration von Frauen zur Folge, es herrschte eine hohe
gesellschaftliche Akzeptanz, aber auch die 6konomische
Notwendigkeit fiir eine Erwerbstétigkeit der Frauen. Ein
staatliches Netz von Kinderkrippen und Betreuungsein-
richtungen ermdglichte gleichzeitig die Vereinbarkeit von
Familie und Erwerbstétigkeit.

Zu Absatz 23:

Der Ausschuss stellt mit Sorge fest, dass die von der Re-
gierung eingefiihrten Programme, Gesetze und politi-
schen Strategien nicht sicherstellen konnten, dass die ver-
fassungsrechtliche Verpflichtung zur Foérderung der
De-facto-Gleichberechtigung von Frauen als gesell-
schaftliche Verantwortung verstanden und in die Praxis
umgesetzt wird.

Der Sorge des Ausschusses kann insoweit begegnet wer-
den, als sich infolge der gesetzgeberischen und sonstigen
Initiativen im Berichtszeitraum die Lage seit dem letzten
CEDAW-Bericht erheblich verbessert hat. Die Forderung
der De-facto-Gleichberechtigung von Frauen und Mén-
nern ist verfassungsrechtlich durch Artikel 3 Abs. 2 Satz 2
Grundgesetz vorgegeben und wird entsprechend in die
Realitdt umgesetzt.

Zu Absatz 24:

Der Ausschuss drangt die Regierung, Maflnahmen zu er-
greifen, um sicherzustellen, dass alle offentlichen Be-
diensteten einschlieBlich der Justizvollzugsbeamten zur
Verwirklichung dieses Grundsatzes im gesamten Land
beitragen. Er fordert die Regierung auf, dafiir zu sorgen,
dass die tertidre und weiterfiihrende juristische Ausbil-
dung von Rechtsanwilten und Richtern das entstehende
Verstdndnis von Gleichheit und Nichtdiskriminierung so-
wie diesbeziiglich geltende internationale Normen und
Standards abdeckt. Aulerdem dringt er die Regierung,
insbesondere angesichts des anstehenden Inkrafttretens
des Optionalen Protokolls zum Ubereinkommen wirk-
same innerstaatliche Rechtsbehelfe zur Verfligung zu stel-
len und deren Zugénglichkeit fiir Frauen sicherzustellen.
AuBerdem ermutigt er die Regierung, bei ihren gesetzge-
berischen, politischen und programmatischen Initiativen
direkt auf das Ubereinkommen Bezug zu nehmen, da das
Ubereinkommen rechtsverbindlich ist und eine solche
Bezugnahme das Bewusstsein fiir die von der Regierung
eingegangenen internationalen Verpflichtungen fordern
wiirde.

Der Ausschuss hat hier unter anderem die Problematik der
Fortbildung fiir Rechtsanwilte und Rechtsanwéltinnen
zum Thema der Gleichstellung und Nichtdiskriminierung
der Frau angesprochen. Rechtsanwilte und Rechtsanwél-

tinnen sind geméal § 43a Abs. 6 Bundesrechtsanwaltsord-
nung (BRAO) verpflichtet sich fortzubilden.

Fiir Fachanwilte und Fachanwiéltinnen (§ 43¢ BRAO) gilt
Folgendes: Wer eine Fachanwaltsbezeichnung fiihrt,
muss auf diesem Fachgebiet jahrlich an mindestens einer
Fortbildungsveranstaltung dozierend oder horend teilneh-
men. Die Gesamtdauer der Fortbildung darf zehn
Zeitstunden nicht unterschreiten. Dies ist der Rechtsan-
waltskammer unaufgefordert nachzuweisen (§ 15 der
Fachanwaltsordnung). Die Erlaubnis zum Fiihren einer
Fachanwaltsbezeichnung kann widerrufen werden, wenn
eine in der Berufsordnung vorgeschriebene Fortbildung
unterlassen wird (§ 43¢ Abs. 4 Satz 2 BRAO).

Zur Grundpflicht der Fortbildung (§ 43a Abs. 6 BRAO)
hat der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages aus-
gefiihrt, es sei ,,nicht angezeigt, dass diese Pflicht durch
die Berufsordnung naher geregelt werden soll, weil der
einzelnen Rechtsanwiltin oder dem einzelnen Rechtsan-
walt die Art und Weise, wie er dieser Berufspflicht nach-
kommt, nicht vorgeschrieben werden soll.” (Beschluss-
empfehlung und Bericht Bundestagsdrucksache 12/7656,
S. 50, zu Nummer 25 (§ 59b BRAO).

Berufsrechtliche Festlegungen zu den Gebieten bzw. The-
men, in denen sich der Anwalt oder die Anwiltin fortbil-
den muss, bestehen nicht. Sie wéren auch kaum mdglich.
Zivilrechtlich sind der Anwalt oder die Anwiéltin ver-
pflichtet, sich so fortzubilden, dass sie die im Verkehr er-
forderliche Sorgfalt (§ 276 BGB) erbringen konnen.

Aufgabe der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) ist es,
die berufliche Fortbildung der Rechtsanwéltinnen und
Rechtsanwilte zu fordern (§ 177 Abs. 2 Nr. 6 BRAO). Die
BRAK unterstiitzt z. B. das ,,Deutsche Anwaltsinstitut e. V.
bei dessen Fortbildungsaufgaben. Vereinigungen der An-
waltschaft, insbesondere der Deutsche Anwaltverein, und
sonstige private Anbieter von Fortbildungen fiir Rechts-
anwiltinnen und Rechtsanwilte ergénzen das Angebot.

In der Justiz und insbesondere in der vom Ausschuss an-
gesprochenen Richterschaft wird unter anderem vielfal-
tige Fortbildung zum Thema Gleichstellung und Nicht-
diskriminierung der Frau angeboten. Insbesondere bietet
die Deutsche Richterakademie, die von Bund und Lén-
dern gemeinsam getragen und finanziert wird und der
iiberregionalen Fortbildung der Richterinnen und Richter
aller Gerichtszweige sowie der Staatsanwiltinnen und
Staatsanwélte dient, jéhrlich Tagungen zu diesen The-
menbereichen an.

So befassen sich seit mehreren Jahren einige Tagungen an
der Deutschen Richterakademie regelméaBig mit der Pro-
blematik ,,Frauen in der Justiz* und ,,Frauen vor der Jus-
tiz“. Aber auch Tagungen zum Arbeitsrecht wie ,,Europa-
recht in der arbeitsgerichtlichen Praxis“, , Aktuelle
Probleme des Arbeitsrechts® und ,,Arbeitsrechtliches Be-
schéftigungsforderungsgesetz und weitere aktuelle Fra-
gen des Arbeitsrechts” greifen Fragen der Gleichstellung
und Nichtdiskriminierung von Frauen auf.

Dariiber hinaus werden Seminare zur ,,Stressbewaltigung
am Arbeitsplatz® an der Deutschen Richterakademie
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angeboten, die auf die besondere Situation der Frauen
zwischen Berufsleben und Familie aufmerksam machen
und auch dazu beitragen, diesen Konflikt einer Losung
nadher zu bringen.

Die Frage der Stellung der Frau innerhalb der Gesellschaft
und innerhalb der Familie wird in zahlreichen Tagungen
zu familienrechtlichen Problemen thematisiert. Auch Ta-
gungen mit europdischen Partnern widmen sich zuneh-
mend diesem Themengebiet, wie z. B. die polnisch-deut-
sche Tagung im Jahr 2000 mit dem Thema ,,Der Schutz
der Familie* und die im Oktober 2001 durchgefiihrte tiir-
kisch-deutsche Tagung.

Zu Absatz 25:

Der Ausschuss duflert seine Bedenken im Hinblick auf die
weiterhin bestehenden Nachteile fiir Frauen in vielen
Bereichen von Arbeit und Wirtschaft. Anlass zur Sorge
geben insbesondere die trotz der grofen Bildungsfort-
schritte von Frauen noch nicht {iberwundenen Einkom-
mensunterschiede zwischen Frauen und Minnern, denen
zufolge Frauen durchschnittlich 77 % des Einkommens
von Minnern erzielen. Er sicht mit Sorge, dass Frauen,
obwohl sie 1997 einen Anteil von 42,1 % an der Er-
werbsbevolkerung darstellten, 88 % aller Teilzeitbeschaf-
tigungen belegten und 55,9 % der Arbeitslosen stellten.
Der Ausschuss befiirchtet, dass diese Unterschiede An-
zeichen fiir das Fortbestehen indirekter Diskriminierung
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt sind. Aulerdem stellt er
fest, dass Teilzeitarbeitspldatze meist im Bereich der ge-
ring qualifizierten Beschéftigung angesiedelt sind und so-
mit auch geringere berufliche Aufstiegschancen bieten.

Zu den Bedenken des Ausschusses im Hinblick auf beste-
hende Nachteile fiir Frauen in vielen Bereichen von Ar-
beit und Wirtschaft wird auf die Ausfithrungen im Ab-
schnitt I 3.4 des vorliegenden Berichtes und auf die
aktualisierte Tabelle 3.4 (siche Anhang) verwiesen. Er-
génzend hierzu wird Folgendes ausgefiihrt:

Zwischen 1977 und 2000 hat sich die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Teilzeitbeschiftigten um 8 % auf
3 925 690 erhoht. Der Anteil der Teilzeitbeschiftigten an
allen sozialversicherungspflichtig Beschiftigten lag da-
mit bei 14,1 %. Nach wie vor ist die Teilzeitarbeit eine
Domine der Frauen, die im Jahr 2000 86 % aller Teilzeit-
beschiftigten stellten. Die Entwicklung der vergangenen
Jahre zeigt jedoch, dass Teilzeitarbeit zunehmend auch
eine fiir Ménner infrage kommende Arbeitszeitform ist.
Wihrend die Zahl der teilzeitbeschiftigten Frauen zwi-
schen 1997 und 2000 nur um knapp 4 % anstieg, betrug
der Zuwachs bei den teilzeitbeschiftigten Médnnern 46 %.
Es ist zu erwarten, dass sich diese Entwicklung durch
das am 1. Januar 2001 in Kraft getretene Gesetz iiber
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsvertrage noch verstar-
ken wird. Ziel des Gesetzes, das Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen mit einem Anspruch auf Teilzeitarbeit
ausstattet, ist es, neben seiner arbeitsmarktpolitischen Be-
deutung fiir Beschéftigungssicherung und Beschifti-
gungsaufbau Frauen und Ménnern in gleicher Weise zu
ermoglichen, Familie und Erwerbstétigkeit besser in Ein-

klang zu bringen und ihre individuellen Lebensplédne bes-
ser zu verwirklichen. Die Regelungen fordern damit die
Chancengleichheit zwischen Frauen und Ménnern.

Zu Absatz 26:

Der Ausschuss ruft die Regierung auf, dafiir zu sorgen,
dass die in Artikel 1 des Ubereinkommens enthaltene De-
finition des Begriffs Diskriminierung, insbesondere das
Verbot der indirekten Diskriminierung, vollstidndig in die
deutsche Gesetzgebung und insbesondere in das Arbeits-
recht integriert wird. In diesem Zusammenhang begriifit
der Ausschuss die Absicht der Regierung, einen Bericht
zur Lohngleichheit vorzulegen, der die primédren Ursa-
chen der Lohndiskriminierung untersuchen soll. Der Aus-
schuss ruft den Vertragsstaat auf, bestehende Formeln zur
Ermittlung von gleicher und gleichwertiger Arbeit zu
iiberpriifen, um Richtlinien oder Vorschriften zu ent-
wickeln, die den Tarifpartnern helfen, in von Frauen do-
minierten Sektoren vergleichbare Einkommensstrukturen
festzulegen. Der Ausschuss driangt die Regierung, die
Auswirkungen ihres neuen Programms Frau und Beruf
genau zu Uberwachen, um sicherzustellen, dass die er-
klarten Ziele der Forderung der Chancengleichheit von
Frauen und Ménnern in der Arbeitswelt und Familie er-
reicht und keine geschlechtsspezifischen Rollenstereo-
typen bestétigt werden.

Der Aufforderung des Ausschusses, die in Artikel 1 des
Ubereinkommens enthaltene Definition des Begriffs Dis-
kriminierung, insbesondere das Verbot der indirekten Dis-
kriminierung vollstdndig in die deutsche Gesetzgebung
und vor allem in das Arbeitsrecht zu integrieren, ist Folge
geleistet worden.

Eine Integration der Definition der (direkten und indirek-
ten) Diskriminierung in das Arbeitsrecht wird im Rahmen
der Umsetzung der Richtlinie des Europiischen Parla-
ments und des Rates zur Anderung der Richtlinie
76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung von Ménnern und Frauen
hinsichtlich des Zugangs zur Beschiftigung, zur Berufs-
ausbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug
auf die Arbeitsbedingungen erfolgen.

Derzeit wird in der Bundesrepublik Deutschland der Ent-
wurf eines Gesetzes zur Verhinderung von Diskriminie-
rungen im Zivilrecht erarbeitet, dessen Anliegen es ist,
deutliche Zeichen gegen Diskriminierung auch im zivil-
rechtlichen Rechtsverkehr zu setzen. Hierzu werden, an-
gelehnt an Artikel 13 EG-Vertrag, ausdriicklich Diskrimi-
nierungsverbote festgeschrieben, wozu auch das Verbot
der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts gehoren
soll. Zusitzlich sollen zivilrechtliche Instrumentarien ein-
gefiihrt werden, um die Durchsetzung dieser Diskriminie-
rungsverbote zu gewihrleisten.

Das Programm ,,Frau und Beruf™ ist kein einmaliges, zeit-
lich begrenztes Programm, sondern ein fortlaufendes, das
regelméBig iiberpriift und fortgeschrieben wird. Kern-
stiick des Programms ist die Integration der Gleichstel-
lungspolitik als durchgéngige Aufgabe in alle Politikfel-
der und Aufgabenbereiche der Bundesregierung im Sinne
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des ,,Gender Mainstreaming®. Nach vierjdhriger Laufzeit
sind alle MaBnahmen umgesetzt bzw. erfolgreich auf den
Weg gebracht worden. Dazu gehort neben den in Teil 12
beschriebenen gesetzlichen Mallnahmen u. a. der erste
umfassende Lohn- und Einkommensbericht, mit dem die
Bundesregierung ihren Willen unterstreicht, den ihr mog-
lichen Beitrag zum Abbau von Lohnungleichheiten von
Frauen und Minnern zu leisten. Ausfiihrlich dargestellt
wird das Programm im Berichtsteil unter 11, 11.5.1, der
Bericht unter I, 3.4.12.

Zu Absatz 27:

Der Ausschuss beobachtet mit Sorge das Fortbestehen ste-
reotyper und traditioneller Ansichten zu den Rollen und
Aufgaben von Frauen und Ménnern im privaten und 6f-
fentlichen Leben. Nach Meinung des Ausschusses spie-
gelt sich dies in dem iiberproportionalen Anteil von
Frauen in Teilzeitbeschiftigungen, ihrer iiberwiegenden
Verantwortung fiir Familie und Pflegeaufgaben, der
beruflichen Ungleichheit, der extrem geringen Beteili-
gung von Ménnern am Erziehungsurlaub (1,5 % im Jahr
1997) und der Besteuerung von Ehepaaren wider. Der
Ausschuss befiirchtet, dass Maflnahmen zur Vereinbarung
von Familie und Beruf stereotypen Erwartungen von
Frauen und Ménnern Vorschub geben. In diesem Zusam-
menhang nimmt der Ausschuss mit Sorge zur Kenntnis,
dass der Bedarf an Kindergartenpldtzen fiir 0- bis
3-Jahrige weiterhin nicht gedeckt ist, der Anteil der Ganz-
tagskindergérten 1994 nur 34,8 % betrug und nur fiir
5,1 % aller Schulkinder Betreuungseinrichtungen zur Ver-
fiigung standen. Dies ist besonders alarmierend, da Ganz-
tagsschulen in Deutschland die Ausnahme sind.

In diesem Zusammenhang ist auf die entsprechenden
MaBnahmen, die die Bundesrepublik Deutschland im
Zeitraum seit der Vorlage des Vierten Berichtes getroffen
hat und die im einzelnen in Kapitel I des Berichtes aufge-
fihrt sind, zu verweisen. Vom Ausschuss wurde die tiber-
proportionale Teilzeitbeschiftigung von Frauen ange-
sprochen und negativ bewertet. Hierzu ist auszufiihren,
dass durch das neue Gesetz liber Teilzeit und befristete Ar-
beitsvertrage, das seit Januar 2001 in Kraft ist, erhebliche
Vorteile fiir Teilzeitbeschiftigte geschaffen wurden. So
enthdlt dieses Gesetz ein ausdriickliches Diskriminie-
rungsverbot gegeniiber teilzeitbeschiftigten Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen. Es gewéhrt allen Arbeit-
nehmern und Arbeitnehmerinnen grundsétzlich ein Recht
auf Teilzeit und zwar in allen Berufsgruppen, auch bei
qualifizierten Tatigkeiten und in leitenden Positionen.
Dies gilt in gleichem Male fiir Ménner und Frauen.

Mit diesem Schritt soll die Teilzeitquote, die vorrangig
Frauen — aber auch Méannern — in der Familienphase Vor-
teile bringt, gesteigert und damit die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf verbessert werden.

Der Sorge des Ausschusses um fehlende Kindergarten-
plitze wurde durch weitreichende Mafinahmen Rechnung
getragen. Hierzu wird ausfiihrlich im Teil II unter 11.5.1
berichtet.

Zu den Absitzen 28 bis 30:

Der Ausschuss driangt die Regierung, die Auswirkungen
von Mafinahmen zur Vereinbarung der Verantwortung fiir
Beruf und Familie zu untersuchen, um eine solide Grund-
lage fiir politische Strategien und Programme zu schaffen,
die die Anderung und Aufhebung stereotyper Denkwei-
sen beschleunigen. Der Vertragsstaat wird weiterhin auf-
gefordert, mehr Programme und politische Maflnahmen
zu entwickeln, die auf eine beschleunigte Verdnderung
der Denk- und Verhaltensweisen von Ménnern ausgerich-
tet sind. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat auf, die
Einfliihrung eines nicht iibertragbaren Erziehungsurlaubs
fiir Viter in Erwégung zu ziehen, um die Anzahl der Méan-
ner, die Mitverantwortung fiir die Kinderbetreuung und
-erzichung tibernehmen, zu erhéhen. Er dringt die Regie-
rung, mehr Betreuungsplitze fiir Schulkinder zur Verfii-
gung zu stellen, um Frauen den Wiedereinstieg in den Ar-
beitsmarkt zu erleichtern. Dariiber hinaus empfiehlt er
dem Vertragsstaat, die derzeitigen gesetzlichen Bestim-
mungen zur Besteuerung von Ehepaaren (,,Ehegatten-
splitting”) und ihre Auswirkungen auf die Verfestigung
stereotyper Erwartungen an verheiratete Frauen zu tiber-
priifen.

Der Ausschuss ist beunruhigt liber die begrenzte Anzahl
von Initiativen und MaBnahmen zur Durchsetzung der
Gleichberechtigung und Chancengleichheit von Frauen
im privaten Sektor.

Der Ausschuss fordert die Regierung auf, ihre gesetzge-
berischen und regulierenden Maflnahmen zum Schutz der
Frau vor allen Formen der Diskriminierung im privaten
Sektor auszuweiten und verstirkt Mainahmen zur Ver-
wirklichung einer De-facto-Gleichberechtigung zu er-
greifen. Zu diesem Zweck ermutigt er die Regierung,
ihren Einfluss auf den privaten Sektor sowie auf Gewerk-
schaften und Frauenorganisationen z. B. durch Steuerver-
gilinstigungen und andere nicht gesetzliche Maflnahmen
zu verstérken.

Der Ausschuss fordert die Bundesrepublik Deutschland
auf, die Einfiihrung eines nicht iibertragbaren Erzie-
hungsurlaubs fiir Viter zu priifen, um die Anzahl der
Mainner, die Mitverantwortung fiir die Kinderbetreuung
iibernehmen, zu erhéhen. Das neue Bundeserziehungs-
geldgesetz fordert — wie in Teil 11 des Berichts unter 11.5.1
ausgefiihrt — nachhaltig die wesentlich stirkere Mitwir-
kung der Viter in der neuen Elternzeit (im alten Erzie-
hungsurlaub|[friihere Bezeichnung] betrug der Viteranteil
im Laufe der Jahre durchschnittlich nur 1,5 %). Der Ge-
setzgeber hat aber bewusst davon abgesehen, der Anre-
gung des Ausschusses zu folgen. Eine Regelung tiber eine
nicht iibertragbare Elternzeit fiir Viter ist nicht vorgese-
hen, weil der Gesetzgeber im Interesse der jungen Eltern
die neue Elternzeit bewusst erheblich flexibler ausgestal-
tet hat als den alten Erziehungsurlaub, um ihnen einen
moglichst weiten Spielraum einzurdumen fiir die Ausge-
staltung ihrer personlichen Elternzeit.

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag bis
Mitte 2004 einen Erfahrungsbericht tiber die Elternzeit
vorlegen mit eingehenden Erlduterungen tiber den Anteil
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der Viter und gegebenenfalls notwendigen Konsequen-
zen fiir ihre noch starkere Beteiligung.

Zu den weiteren in diesen Absétzen angesprochenen
Punkten wird auf die MaBBnahmen und Gesetzesinitiativen
verwiesen, die seit der Vorlage des letzten Berichtes zu
den genannten Bereichen durchgefiihrt beziechungsweise
in die Wege geleitet wurden und in den Berichtsteilen I
und II abgehandelt werden.

Zu Absatz 31:

Der Ausschuss ist besorgt wegen der oft unsicheren so-
zialen und wirtschaftlichen Lage auslédndischer Frauen in
Deutschland. Auch die Berichte von fremdenfeindlichen
und rassistischen Ubergriffen im Hoheitsgebiet des Ver-
tragsstaates und Hinweise auf die Gefiahrdung auslandi-
scher Frauen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer ethnischen
Herkunft und ihrer Rasse sind vom Ausschuss mit Sorge
aufgenommen worden.

Die Bekdmpfung rechtsextremistischer und fremden-
feindlicher Tendenzen gehort zu den innenpolitischen
Prioritdten der Bundesregierung. Sie hat in dem ,,Bericht
iiber die aktuellen und geplanten Maflnahmen und Akti-
vitidten der Bundesregierung gegen Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt” vom
14. Mai 2002 entsprechende Maflnahmen dargelegt und
den Deutschen Bundestag hieriiber unterrichtet. Sie er-
greift alle ihr méglichen Mafinahmen, um den aus Rechts-
extremismus und Fremdenfeindlichkeit resultierenden
Gefahren vorzubeugen und diese zuriickzudringen.
Hierzu gehdren sowohl Handlungsansitze zur Stirkung
der Zivilgesellschaft und der Zivilcourage sowie zur For-
derung der Integration, aber auch Mafinahmen, die auf die
Téter und ihr Umfeld abzielen. Diese Aspekte sind bereits
in vielfacher Weise — vor allem auf der Ebene der Lander
und der Kommunen — in unterschiedlichen Initiativen auf-
gegriffen worden. Aus Sicht der Bundesregierung bieten
vor allem die vor Ort ergriffenen Aktivititen die besten
Erfolgsaussichten.

Eine kontinuierlich gefiihrte polizeiliche Statistik mit An-
gaben zum Geschlecht sowie der ethnischen Herkunft der
Opfer rechtsorientierter Gewalt existiert derzeit nur un-
vollstindig. Bund und Lander haben sich aber darauf ver-
standigt, ab 1. Januar 2001 politisch motivierte Straftaten
in einem neuen Definitionssystem ,,Politisch motivierte
Kriminalitit™ zu erfassen. Zudem wurde eine Erfassungs-
moglichkeit unter dem Oberbegriff , Hasskriminalitit*
geschaffen, die als spezielle Untergruppen ,,fremden-
feindliche* und ,,antisemitische* Straftaten erfasst. Hier-
durch soll sichergestellt werden, dass mit den zentralen
Erfassungskriterien der politisch motivierten Tat alle er-
hebungsrelevanten Sachverhalte — einschlieBlich Ge-
schlecht von Tatern und Opfern — im gesamten Bundes-
gebiet aufgrund einheitlicher, klarer Kriterien erfasst,
bewertet und dem Bundeskriminalamt durch die zustén-
digen Polizeidienststellen der Lédnder im Rahmen eines
bundesweit abgestimmten Verfahrens gemeldet werden.

Am 9. Juni 2002 hat der Bundestag zwei Initiativen zur
Bekdmpfung des Antisemitismus in Deutschland be-

schlossen. Die Antrige beinhalten die Forderung an alle
Biirgerinnen und Biirger, den Antisemitismus zu dchten
und zu bekdmpfen und damit den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in Deutschland zu stérken.

Zu Absatz 32:

Im Zusammenhang mit der Absicht der Regierung, eine
Studie zur Lebenssituation und sozialen Integration aus-
landischer Frauen und Madchen in Auftrag zu geben, for-
dert der Ausschuss die Regierung auf, eine umfassende
Bewertung der Situation auslidndischer Frauen einschlief3-
lich ihres Zugangs zu Bildung und Ausbildung, Arbeit und
zugehdorigen Leistungen, Gesundheitsversorgung und so-
zialem Schutz durchzufiihren, und diese Informationen in
ihren néchsten Bericht aufzunehmen. Der Ausschuss for-
dert die Regierung auf, die Erfassung von nach Ge-
schlecht und Rasse/ethnischer Herkunft getrennten Daten
und Statistiken zu den Opfern von durch Fremdenhass
oder Rassismus motivierten Gewalttaten zu verbessern,
geeignete Schutzmechanismen zu schaffen und sicherzu-
stellen, dass auslindische weibliche Opfer solcher Uber-
griffe liber ihre Rechte aufgeklirt werden und Zugang zu
wirkungsvollen Rechtsbehelfen haben. Auflerdem driangt
er die Regierung, ihre Anstrengungen zur sozialen Inte-
gration auslédndischer Frauen durch Ausbildungs- und Be-
schéftigungsinitiativen und durch die Foérderung des 6f-
fentlichen Bewusstseins zu verstirken. Des Weiteren
werden Mafinahmen empfohlen, um die hausliche Gewalt
und die Gewalt in der Familie zu bekdmpfen und auslan-
dische Frauen verstarkt auf die Verfligbarkeit von Rechts-
behelfen und Mitteln zur sozialen Absicherung aufmerk-
sam zu machen.

Die Bundesregierung hat im Jahr 2000 mit dem Sechsten
Familienbericht zum Thema ,,Familien auslédndischer Her-
kunft in Deutschland: Leistungen — Belastungen — He-
rausforderungen erstmalig einen Spezialbericht zur Si-
tuation der Familien ausldndischer Herkunft vorgelegt, der
auch unterschiedliche Aspekte der spezifischen Lebenssi-
tuation von Frauen in der Migration sowie bei der Integra-
tion in die deutsche Gesellschaft darstellt. Der Bericht
rdumt mit verbreiteten stereotypen Vorstellungen und Vor-
urteilen iber ,,die Ausldnder”, insbesondere auch ,die
auslandischen Frauen, auf und stellt die Differenziertheit
und Vielfalt der Bevolkerung ausldndischer Herkunft um-
fassend dar, ohne problematische Lebensbedingungen und
Hindernisse bei der Integration von Zugewanderten zu
verschweigen. Der Bericht tragt auf seine Weise somit zum
Abbau dieser Stereotypen, insbesondere der von den aus-
landischen Frauen, entscheidend bei.

Der Bericht enthélt eine Vielzahl von Empfehlungen fiir
die verschiedenen Ebenen politischen Handelns zur
Durchsetzung von mehr Chancengleichheit und einer bes-
seren Integration der zugewanderten Frauen und Ménner
und ihrer Familien in die deutsche Gesellschaft. Die Er-
gebnisse und Forderungen des Sechsten Familienberichts
bilden eine wichtige Grundlage fiir die auf Steuerung der
Zuwanderung und Integration der Zugewanderten ausge-
richtete Politik der Bundesregierung.
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Im Sechsten Familienbericht der Bundesregierung wurde
auch den alteren Migrantinnen in Deutschland besondere
Aufmerksamkeit geschenkt, wobei die Lebensgewohn-
heiten im Alter, ihre Bildung, ihr Gesundheitszustand und
Maoglichkeiten der Kommunikation untersucht wurden.

Die Studie zur Lebenssituation ausldndischer Madchen
und Frauen lauft noch bis zum Jahr 2003. Uber Ergebnisse
und Schlussfolgerungen wird im néchsten Bericht berich-
tet werden.

Zu Absatz 33:

Der Ausschuss begriiit zwar den Aktionsplan der Regie-
rung zum Thema Gewalt gegen Frauen, ist jedoch wegen
der weiter bestehenden Liicken im Schutz von Frauen vor
Gewalt in der Familie und Gesellschaft besorgt.

Uber den Aktionsplan der Bundesregierung zur Bekimp-
fung von Gewalt gegen Frauen und die in diesem Zusam-
menhang durchgefiihrten Maflnahmen und gestarteten
Initiativen wird ausfiihrlich in den einzelnen Kapiteln des
vorliegenden Berichts, insbesondere unter II 5.3 und II 6,
berichtet. Hierauf soll an dieser Stelle verwiesen werden.

Zu Absatz 34:

Der Ausschuss dringt die Regierung, fiir eine systema-
tische Umsetzung des Plans zu sorgen und seine Auswir-
kungen auf die in dem Plan genannten Schwerpunkte zu
untersuchen. Insbesondere wird die Einfithrung von Ge-
setzen und Maflinahmen empfohlen, die sicherstellen, dass
weiblichen Opfern hauslicher Gewalt unmittelbare Ab-
wehr- und Schutzmechanismen zur Verfiigung stehen.
AuBerdem fordert der Ausschuss die Regierung auf, Mali-
nahmen zu ergreifen, die null Toleranz fiir diese Art von
Gewalt schaffen und sie gesellschaftlich und moralisch
inakzeptabel machen. Der Ausschuss empfiehlt weiterhin
MaBnahmen, um die Richter fir alle Formen von Gewalt
gegen Frauen, die einen Verstol gegen die Menschen-
rechte von Frauen im Rahmen des Ubereinkommens dar-
stellen, zu sensibilisieren und dabei insbesondere die hohe
Gefahrdung ausléandischer Frauen im Hinblick auf derar-
tige Gewalt zu beriicksichtigen.

Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Gewalt, wie
Gewalt gegen Frauen, Gewalt in der Familie, Gewalt ge-
gen Kinder und Jugendliche, aber auch zur Organisierten
Kriminalitét gehoren z. B. seit mehreren Jahren zum Pro-
gramm der Deutschen Richterakademie.

Im Jahr 2002 werden mehrere von den Landern ausge-
richtete Tagungen, wie z.B. ,,Der Umgang mit Opfern
sexueller Gewalt innerhalb des Strafverfahrens, insbeson-
dere mit Kindern und Jugendlichen®, ,,Gewalt in der
Familie (Kriminologische, familienrechtliche und straf-
rechtliche Aspekte eines vielschichtigen Themas),
»Recht, Gewalt und Aggression® und ,,Organisierte Kri-
minalitdt®, durchgefiihrt.

Es werden an der Deutschen Richterakademie regel-
maiBige und mit groBem Interesse verfolgte Tagungen so-
wie themeniibergreifende Veranstaltungen angeboten, die

sich direkt mit diesen Fragestellungen beschaftigen bzw.
diese Fragen mitbehandeln. Dabei bietet die Deutsche
Richterakademie Tagungen nicht nur spezifisch juris-
tischer Art, sondern gerade auch gesellschaftspolitischer
Ausrichtung an, die in der Regel gut besucht sind. Gewalt
in unserer Gesellschaft und damit auch hédusliche Gewalt
an Frauen wird dort ausfiihrlich thematisiert.

Die Deutsche Richterakademie hélt Kontakt zur Vorsit-
zenden der Bund-Lénder-Arbeitsgruppe zur Bekdmpfung
héuslicher Gewalt, die Ansprechpartnerin auch fiir ent-
sprechende Fortbildungsveranstaltungen ist und bei der
Vorbereitung von Tagungen ihre Unterstiitzung anbietet.

Zu Absatz 35:

Das Auftreten von Frauen- und Méadchenhandel wird vom
Ausschuss mit Sorge beobachtet.

In Deutschland wurden zwischenzeitlich wichtige Fort-
schritte durch die Arbeit einer bundesweiten Arbeits-
gruppe zur Bekdmpfung des Frauenhandels erzielt. Darin
sind alle zustidndigen Ministerien des Bundes, der Lénder,
das Bundeskriminalamt und Nichtregierungsorganisatio-
nen vertreten. Die Arbeitsgruppe erarbeitet konkrete
Mafnahmen zum Schutz von Opfern des Menschenhan-
dels. Solche ressortiibergreifenden Arbeitsgruppen sind
inzwischen auch in vielen Bundeslidndern gegriindet wor-
den, da die Bekdmpfung des Menschenhandels nur durch
enge Kooperation erfolgreich durchgefiihrt werden kann.

Wichtige Schritte zur Verbesserung der duflerst schwieri-
gen Situation von Opfern des Frauenhandels sind getan
worden. Im Berichtstext wird ndher darauf eingegangen.
Deshalb sollen die entsprechenden Mafinahmen hier nur
stichwortartig genannt werden: Die Opfer von Men-
schenhandel werden nicht mehr sofort abgeschoben, und
sie erhalten zur Vorbereitung ihrer Ausreise spezielle
Hilfe durch eigens dafiir eingerichtete Beratungsstellen.
Fiir Opferzeugen von Menschenhandel wurde ein spe-
zielles Programm zum Zeugenschutz und zur Zeugenbe-
treuung entwickelt. So ist es Opferzeugen moglich, fiir die
Dauer ihres notwendigen Aufenthaltes in der Bundes-
republik Deutschland eine Arbeitserlaubnis zu erhalten.
Dariiber hinaus konnen Arzt- und Therapickosten fiir
Frauen nach dem Opferentschiadigungsgesetz libernom-
men werden.

Zu Absatz 36:

Der Ausschuss driangt die Regierung, die Opfer von Frauen-
und Médchenhandel als schutzbediirftige Opfer von Men-
schenrechtsverstoen anzuerkennen und ihnen die entspre-
chende Hilfe zuteil werden zu lassen. Auflerdem dringt er
die Regierung, ihre Bemiithungen um grenziiberschreitende
und internationale Zusammenarbeit insbesondere mit den
Herkunfts- und Durchgangsldndern zur Bekdmpfung des
Frauenhandels und zur strafrechtlichen Verfolgung der
Menschenhindler zu verstirken. Er fordert die Regierung
auf, sicherzustellen, dass gehandelte Frauen und Méadchen
die ndtige Unterstiitzung erhalten, um gegen ihre Men-
schenhédndler aussagen zu konnen. Auflerdem dréngt er
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darauf, dass in der Ausbildung von Bundesgrenzschutz und
Justizvollzugsbeamten die erforderlichen Fahigkeiten ver-
mittelt werden, um die Opfer von Menschenhandel zu
erkennen und zu unterstiitzen. Dariiber hinaus sollte die Re-
gierung ihre Verfahren fiir die Erteilung von Aufenthaltsge-
nehmigungen an abhédngige Ehefrauen tiberpriifen und da-
bei beriicksichtigen, dass diese Ehefrauen potenzielle Opfer
von sexuellem Missbrauch sein konnten.

Hier sprach der Ausschuss insbesondere den Aufenthalts-
status von auslédndischen Zeuginnen und Zeugen an. In
diesem Zusammenhang soll Nr. 248 RiStBV (Richtlinien
fiir das Strafverfahren und das Buligeldverfahren) zitiert
werden, zu welcher im Sommer 2000 folgender Absatz 3
neu eingefligt wurde:

(3) Ist in einem Strafverfahren die Ladung einer von der
Tat betroffenen ausldandischen Person als Zeuge zur Haupt-
verhandlung erforderlich und liegt deren Einversténdnis
fiir einen weiteren befristeten Aufenthalt in der Bundesre-
publik Deutschland vor, informiert die Staatsanwaltschaft
die zustindige Auslanderbehdrde mit dem Ziel, aufent-
haltsbeendende Mafinahmen fiir die Dauer des Strafver-
fahrens zuriickzustellen, insbesondere die Erteilung einer
Duldung geméal § 55 Abs. 3 Ausldndergesetz zu priifen.
Wird die ausldndische Person nicht mehr als Zeuge fiir das
Strafverfahren bendtigt, setzt der Staatsanwalt die Auslan-
derbehorde hiervon umgehend in Kenntnis.

Zu den Absitzen 37 und 38:

Der Ausschuss ist beunruhigt {iber die unverdndert ste-
reotype Darstellung von Frauen und insbesondere auslén-
dischen Frauen in den Medien.

Der Ausschuss fordert die Regierung auf, die zentrale
Rolle der Medien bei der Verdnderung stereotyper Frau-
enbilder zu unterstiitzen. Er empfiehlt, Moglichkeiten zur
Darstellung eines positiven, nicht traditionellen Frauen-
bilds zu schaffen und den Einsatz von Selbstregelungs-
mechanismen in den Medien zur Verringerung diskrimi-
nierender und stereotyper Frauenbilder zu férdern und zu
erleichtern.

Die Darstellung von Frauen und die Behandlung von Frau-
enfragen in den Medien spielt fiir die Bundesregierung eine
wichtige Rolle. Auch den Frauenbildern in der Werbung gilt
ein besonderes Interesse, da die Werbung im Positiven wie
im Negativen das Bild iiber Frauen préagt. Es ist nicht von
der Hand zu weisen, dass die Wirtschaftswerbung nach wie
vor an stereotype Vorstellungen ankniipft. Festzustellen ist,
dass offensichtlich frauendiskriminierende Werbung, bei
der die Frau z. B. als bloBes Sex- und Dekorationsobjekt
dargestellt wird, in den vergangenen Jahren deutlich zuriick-
gegangen ist, was sicherlich auch ein Verdienst des Deut-
schen Werberats, einem freiwilligen Kontrollorgan der
Deutschen Werbewirtschaft, ist. Der Deutsche Werberat bil-
det auf Initiative des Bundesministeriums fiir Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend und des Deutschen Frauenrates
eine Beschwerdeinstanz mit dem Ziel, die Zahl der frauen-
diskriminierenden Werbeanzeigen einzuddmmen und frau-
enpolitische Gesichtspunkte in die Beurteilung von Werbe-
mafnahmen einzubringen.

Zu den Absétzen 39 und 40:

Der Ausschuss stellt mit Bedauern fest, dass Prostituierte,
obwohl steuerpflichtig, noch immer nicht arbeits- und so-
zialrechtlich geschiitzt sind.

Der Ausschuss empfiehlt der Regierung, die rechtliche
Stellung dieser Frauen aufzuwerten, um sie so besser vor
Ausbeutung zu schiitzen und ihre soziale Absicherung zu
verbessern.

Am 1. Januar 2002 ist das Gesetz zur Regelung der Rechts-
verhéltnisse der Prostituierten in Kraft getreten, wodurch
die rechtliche und soziale Situation der Prostituierten ver-
bessert wurde. Kernpunkt des Prostitutionsgesetzes ist,
dass den Prostituierten der Zugang zu den Sozialversiche-
rungen ermoglicht bzw. erleichtert wird. Prostitution ist zi-
vilrechtlich nicht lénger als sittenwidrig anzusehen. Pros-
tituierte haben einen einklagbaren Anspruch auf den
vereinbarten Lohn.

Zu den Absitzen 41 und 42:

Im Zusammenhang mit der von der Regierung beabsich-
tigten Anderung des Auslindergesetzes zur rechtlichen
Stellung auslidndischer Ehefrauen duBert der Ausschuss
Bedenken im Hinblick auf die Situation ausldndischer
Migrantinnen im Vertragsstaat.

Der Ausschuss dringt die Regierung zur weiteren Verbes-
serung des gesetzlichen und sozialen Schutzes auslandi-
scher Frauen, insbesondere weiblicher Asylsuchender.

Am 1. Juni 2000 ist das Gesetz zur Neuregelung des § 19
des Auslidndergesetzes in Kraft getreten, wonach die
Rechtsstellung insbesondere weiblicher Ehepartner mit
Migrationshintergrund verbessert wurde. In Teil II unter
6.5 wird dazu ausfiihrlich berichtet.

Soweit der Ausschuss die Sozialversicherung angespro-
chen hat, ist zu bemerken, dass in der Bundesrepublik
Deutschland die Versicherungs- und Beitragspflicht aus-
schlieBlich davon abhéngig ist, ob eine Beschaftigung ge-
gen Arbeitsentgelt bzw. eine selbststindige Téatigkeit, die
nach besonderen Vorschriften der Versicherungs- und
Beitragspflicht unterliegt, vorliegt. Dabei ist die Nationa-
litait und das Geschlecht des oder der Beschiftigten fiir die
Sozialversicherung ohne Bedeutung. Ferner gilt das so
genannte Territorialitdtsprinzip. Danach sind Personen,
die eine versicherungspflichtige Tétigkeit im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland ausiiben, unabhingig von
ihrer Staatsangehorigkeit grundsitzlich in die deutsche
Sozialversicherung einbezogen.

Zu Absatz 43:

Der Ausschuss dringt die Regierung, baldmoglichst seine
Annahmeurkunde zur Anderung von Artikel 20.1 des
Ubereinkommens vorzulegen.

Der Aufforderung des Ausschusses, die Annahmeurkunde
zur Anderung von Artikel 20.1 des Ubereinkommens vor-
zulegen, wurde am 25. Februar 2002 Folge geleistet.
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Zu Absatz 44:

Des Weiteren drangt der Ausschuss die Regierung zur Ra-
tifizierung des Optionalen Protokolls zum Ubereinkom-
men.

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 15. Januar 2002
das Fakultativprotokoll unterzeichnet, das drei Monate
nach der Hinterlegung der Ratifizierungsurkunde am
15. April 2002 in Kraft getreten ist.

Zu Absatz 45:

Der Ausschuss fordert die Regierung auf, in ihrem néchs-
ten Bericht auf die in diesen abschlieenden Bemerkun-
gen genannten spezifischen Themenbereiche einzugehen.
Dartiber hinaus hélt er die Regierung an, bei der Vorbe-
reitung des nichsten Berichts in einen umfassenden bera-
tenden Dialog mit Nichtregierungsorganisationen fiir
Frauen, einschlie3lich solcher fiir auslandische Frauen, zu
treten.

Der Aufforderung des Ausschusses, auf die im Priifbe-
richt genannten spezifischen Themenbereiche einzuge-
hen, wird mit dem vorliegenden Bericht Folge geleistet.
Mit Nichtregierungsorganisationen fiir Frauen steht die
Bundesregierung in stindigem Kontakt. Als Beispiel ist
anzufiithren, dass die Bundesrepublik Deutschland seit
der Sondergeneralversammlung im Juni 2000 bei den

Teil I:

1. Bevolkerung

In der Bundesrepublik Deutschland lebten Ende 1999 auf
einer Fliche von rd. 357 000 km? rund 82,2 Mio. Men-
schen, das sind rd. 0,2 Mio. Menschen mehr als beim letz-
ten CEDAW-Staatenbericht (Bezugsjahr: 1996). Darunter
sind rd. 7,3 Mio. Ausldnderinnen und Auslédnder, 0,4 Mio.
mehr als 1993. Frauen stellen mit 42,1 Mio. (51,2 %) ge-
geniiber 40,6 Mio. Ménnern (48,8 %) die Mehrheit der
Bevolkerung.

Etwa jeder Dritte lebt in einer der 83 GroBstidte mit {iber
100 000 Einwohnern. 34,9 Mio. Menschen, d. h. rund
42,4 % der Gesamtbevolkerung, leben in Gemeinden mit
weniger als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern,
davon 6,1 Mio. (1996 6,4 Mio.;1993 7,3 Mio.) in Dorfern
mit weniger als 2 000 Einwohnerinnen und Einwohnern.
Die Bevolkerungsdichte ist im Vergleich zu anderen eu-
ropdischen Staaten hoch: Sie betragt auf das gesamte Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland bezogen 230 Ein-
wohnerinnen bzw. Einwohner pro km? und ist damit
in den letzten Jahren anndhernd gleich geblieben (vgl.
Griechenland: 80, Frankreich: 108, Grof3britannien und
Nordirland: 244, Niederlande: 465). Die Bevolkerungs-
verteilung ist allerdings sehr ungleichmiafBig. In einigen
Ballungsgebieten, wie z. B. im Ruhrgebiet, wird eine Be-
volkerungsdichte von 1 136 Menschen pro km? erreicht,
wihrend andere Regionen relativ schwach besiedelt sind.

Sitzungen der Frauenrechtskommission zwei Vertrete-
rinnen von Nichtregierungsorganisationen in die deut-
sche Delegation als Vollmitglieder aufnimmt und sich
von ihnen zu den zu behandelnden Themen beraten lasst.

Zu Absatz 46:

Der Ausschuss bittet um die umfassende Verbreitung der
vorliegenden abschlieBenden Bemerkungen in Deutsch-
land, um die deutsche Bevdlkerung insgesamt und Regie-
rungsvertreter und Politiker im Besonderen zu informie-
ren, welche Schritte zur Herstellung der rechtlichen und
tatsdchlichen Gleichberechtigung von Frauen bereits er-
griffen worden sind und welche kiinftigen Schritte in die-
ser Hinsicht noch ausstehen. Dariiber hinaus fordert er die
Regierung auf, das Ubereinkommen und das zugehorige
Optionale Protokoll, die allgemeinen Empfehlungen des
Ausschusses und die Deklaration und Aktionsplattform
der Weltfrauenkonferenz von Peking weiterhin insbeson-
dere an Frauen- und Menschenrechtsorganisationen wei-
terzuleiten.

Der Bitte des Ausschusses wurde Folge geleistet. Die
entsprechenden Materialien wurden sowohl iiber das In-
ternet als auch unmittelbar den einschldagigen Frauen
und Menschenrechtsorganisationen wie auch der inte-
ressierten Offentlichkeit auf Anfrage zur Verfiigung ge-
stellt.

Lebensbedingungen von Frauen in der Bundesrepublik Deutschland

Die Altersstruktur der Bevolkerung hat sich in den letzten
Jahren immer mehr zugunsten der dlteren Menschen ver-
schoben. Die Bundesrepublik Deutschland hat seit vielen
Jahren eine der niedrigsten Geburtenquoten der Welt: auf
1 000 Einwohner kamen 1999 nur 9,4 Lebendgeborene
(1996 9,7). Frauen haben eine deutlich hohere Lebenser-
wartung als Ménner: Sie liegt fiir weibliche Neugeborene
bei 80,6 Jahren, fiir mdnnliche Neugeborene bei 74,4 Jah-
ren (1997/1999). In der Altersgruppe iiber 65 Jahren gibt
es 8,4 Mio. Frauen und 5,3 Mio. Ménner (vgl. Tabelle 1,
siche Anhang).

Etwas weniger als die Hilfte der weiblichen Bevolke-
rung (2000 45,3%) ist verheiratet (vgl. Tabelle 2.1). Le-
dige Frauen heiraten im Durchschnitt im Alter von 28,3
Jahren, ledige Manner mit 31,0 Jahren, das sind 0,7 Jahre
bzw. 1 Jahr spéter im Vergleich zum letzten Bericht. Das
Heiratsalter in den neuen Bundeslédndern liegt dabei im-
mer noch unter dem Heiratsalter in den alten Bundeslén-
dern.

Im Jahre 1999 wurden im Bundesgebiet 430 674 Ehen
(1996 427 297;1993 442 605) geschlossen, geschieden
wurden 190 760 Ehen (1996 175 550; 1993 156 425).

Das Durchschnittsalter der Miitter bei der Geburt ihrer

erstgeborenen Kinder hat sich weiter erhoht und betrug
1999 28,8 Jahre, 1996 28,4 Jahre, 1991 26,9 Jahre), in den



Drucksache 15/105

16—

Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

alten Bundesldandern 1999 28,9 (1996 28.4; 1991 27,1)
und in den neuen Bundesldndern und Berlin-Ost 1999
28,2 (1996 27,3; 1991 24.,9).

In den alten Bundeslandern nimmt die Zahl der Geburten
nach einem voriibergehenden Anstieg in den Jahren 1996
und 1997 wieder kontinuierlich ab (1995 681374, 1996
702 688; 1997 711915; 1998 682172;1999 664 018). In
den neuen Landern und Berlin-Ost steigen die Geburten-
zahlen allméhlich wieder an (1996 93 325; 1997 100258;
1998 102 862; 1999 106 726); von 1990 bis 1994 waren
die Geburten von 178 476 auf 78 698 gesunken.

7,3 Mio. Ehepaare und 2,0 Mio. Alleinerzichende, davon
1,7 Mio. alleinerziechende Frauen, hatten im Mai 2000
Kinder unter 18 Jahren (1993 7,9 Mio. Ehepaare und
1,6 Mio. Alleinerzichende, davon 1,4 Mio. allein erziechende
Frauen). In der Hélfte aller Familien mit Kindern lebt nur
ein Kind. Familien mit vier und mehr Kindern sind selten
(vgl. Tabelle 2.2, siche Anhang).

2. Rechtliche und politische
Rahmenbedingungen

Im Folgenden sollen die rechtlichen und politischen Rah-
menbedingungen, wie sie sich im Vergleich zum letzten
CEDAW-Bericht gestalten, dargelegt werden.

2.1 Gesetz zur Anderung des
Auslandergesetzes

Am 1. Juni 2000 ist das Gesetz zur Anderung des Auslin-
dergesetzes in Kraft getreten. § 19 des Ausldndergesetzes
regelt das eigenstindige Aufenthaltsrecht ausldndischer
Ehepartner im Falle der Auflsung der ehelichen Lebens-
gemeinschaft. Auslédndische Ehepartner erhalten im Fall
der Trennung schon nach zwei statt wie bisher nach vier
Jahren ein eigenstidndiges Aufenthaltsrecht. Die Hérte-
fallklausel, nach der ein eigenstidndiges Aufenthaltsrecht
bereits vor Ablauf dieser Frist erteilt werden kann, ist
ebenfalls umgestaltet worden.

2.2 Anderung des Bundeserziehungs-
geldgesetzes

Am 1. Januar 2001 ist die Reform des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes in Kraft getreten. Sie gilt fiir Gebur-
ten ab dem Jahrgang 2001. Die Reform verbessert die
Voraussetzungen fiir das Erziechungsgeld und den Erzie-
hungsurlaub, der seither Elternzeit heiflt. Durch dieses
Gesetz verbessern sich deutlich die Rahmenbedingungen
fiir die gemeinsame Kinderbetreuung durch beide Eltern-
teile, deren gleichzeitige berufliche Tatigkeit und Quali-
fizierung.

Das Recht auf Elternzeit bei vollem Kiindigungsschutz
steht den Eltern als Arbeitnehmern bis zu drei Jahren fiir
ein Kind zu. Sie konnen dieses Recht ganz oder zeitweise
auch gemeinsam nutzen. Die Elternzeit endet normaler-
weise am dritten Geburtstag des Kindes. Mit Zustimmung
des Arbeitgebers ist sie jedoch bis zu einem Jahr auf die
Zeit bis zum achten Geburtstag des Kindes iibertragbar.
Wihrend der Elternzeit ist eine Teilzeitarbeit von bis zu 30

Wochenstunden — bei der gemeinsamen Elternzeit von bis
zu 60 Wochenstunden — erlaubt. Die neue flexible Eltern-
zeit ersetzt den alten Erziehungsurlaub, dessen Bezeich-
nung und starre Regelungen (keine rechtliche Moglichkeit
fiir den gemeinsamen Erziechungsurlaub, Beschrinkung
der zuldssigen Teilzeitarbeit auf bis zu 19 Wochenstunden)
iberholt waren. (Siehe auch Teil 1T 11.5.1)

2.3 Gesetz liber Teilzeit und befristete
Arbeitsvertrage

Das Gesetz iiber Teilzeit und befristete Arbeitsvertrige
und zur Anderung und Authebung arbeitsrechtlicher Be-
stimmungen ist am 1. Januar 2001 in Kraft getreten. Ein
Kernpunkt ist der gesetzlich verankerte Anspruch auf
Teilzeitarbeit in Betrieben mit mehr als 15 Beschéftigten,
auch in Fiihrungspositionen. Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland, deren Ar-
beitsverhéltnis langer als 6 Monate bestanden hat, konnen
verlangen, dass ihre vertraglich vereinbarte Arbeitszeit
verringert wird. Die Arbeitgeber haben mit den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern die gewiinschte Verrin-
gerung ihrer Arbeitszeit mit dem Ziel zu erértern, Einver-
nehmen iiber die Arbeitszeit und deren Verteilung zu
erzielen. Diese gesetzliche Neuregelung geht iiber die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie hinaus. Sie ermog-
licht vielmehr auch unabhéngig von familidren Verpflich-
tungen, Teilzeit zu vereinbaren. Dariiber hinaus sieht
dieses Gesetz vor, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, die den Wunsch haben, ihre vertraglich verein-
barte Arbeitszeit zu verldngern, nach Mitteilung an den
Arbeitgeber bei gleicher Eignung bevorzugt zu beriick-
sichtigen sind, wenn ein entsprechender Arbeitsplatz ver-
fligbar ist.

2.4 Reform des Betriebsverfassungsgesetzes

Am 28. Juli 2001 ist das Gesetz zur Reform des Betriebs-
verfassungsgesetzes in Kraft getreten. Die Reform fiihrt
zu einer Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen
und Ménnern.

Fiir Betriebs- und Abteilungsversammlungen gibt es eine
regelméBige Berichtspflicht zum Stand der Gleichstellung
von Frauen und Ménnern im Betrieb. Ebenso wird diese
Berichtspflicht fiir die Unternehmensleitung bei den jahr-
lichen Betriebsrateversammlungen vorgegeben. Die Auf-
gaben der Jugend- und Auszubildendenvertretung wurden
um den Bereich der Mainahmen zur tatsdchlichen Umset-
zung der Gleichstellung ergédnzt. Im Betriebsrat muss
kiinftig das Geschlecht, welches in der Belegschaft in der
Minderheit ist, mindestens entsprechend seinem zahlen-
méligen Verhiltnis vertreten sein, wenn dieser aus
mindestens drei Mitgliedern besteht. Die Geschlechter sol-
len im Gesamt- sowie im Konzernbetriebsrat angemessen
vertreten sein. Auch bei der Jugend- und Ausbildungsver-
tretung muss das Geschlecht in der Minderheit mindestens
entsprechend seinem Anteil vertreten sein.

Die Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstétigkeit wird zur allgemeinen Aufgabe des Be-
triebsrates. Ein ausdriickliches Vorschlags-, Unterrichts-
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und Beratungsrecht erhélt der Betriebsrat im Rahmen der
Personalplanung hinsichtlich seiner allgemeinen Aufga-
ben zur Forderung der Durchsetzung der tatsdchlichen
Gleichstellung und der Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstétigkeit.

Teilzeitbeschéftigte erhalten einen Ausgleichsanspruch
fiir die auBBerhalb ihrer personlichen Arbeitszeit erbrachte
Betriebsratsarbeit oder fiir die Teilnahme an einer ganz-
tagigen Schulung. Freistellung auch in Form der Teilfrei-
stellung erdffnet insbesondere auch Teilzeitkrdften und
damit vor allem Frauen die Chance, sich in der Betriebs-
ratsarbeit stiarker zu engagieren.

2.5 Gesetz liber eingetragene
Lebenspartnerschaften

Mit dem am 1. August 2001 in Kraft getretenen Lebens-
partnerschaftsgesetz wurde das eigenstiandige Rechtsinsti-
tut der Lebenspartnerschaft eingefiihrt. Dieses Gesetz trigt
dazu bei, Diskriminierung von Menschen mit gleichge-
schlechtlicher Identitédt abzubauen, andere Lebensformen
zu respektieren und stabile menschliche Beziehungen zu
fordern. Die Begriindung einer Lebenspartnerschaft be-
wirkt, dass die Lebenspartner einander zu Fiirsorge und
Unterstiitzung sowie zur gemeinsamen Lebensgestaltung
verpflichtet sind und fiireinander Verantwortung tragen.

2.6 Gleichstellungsgesetz fiir die Bundes-
verwaltung und die Gerichte des
Bundes

Durch das Gleichstellungsgesetz fiir die Bundesverwal-
tung und die Gerichte des Bundes, das am 5. Dezember
2001 in Kraft getreten ist, soll der Gleichstellung fiir die
Beschiftigten des 6ffentlichen Dienstes des Bundes mehr
Nachdruck verliehen werden. Es 16st das seit 1994 gel-
tende Frauenfordergesetz des Bundes ab, das nicht die er-
hofften Wirkungen erzielt hat, weil es zu unverbindlich
ausgestaltet war. Dieses entspricht dem Verfassungsauf-
trag des Grundgesetzes (Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 GG), den
Vorgaben des EG-Vertrages (Artikel 2 Artikel 3 Abs. 2,
Artikel 141 Abs. 4 EG-Vertrag) sowie volkerrechtlichen
Verpflichtungen (Artikel 11 CEDAW). Mit diesem Gesetz
kommt der Staat als Arbeitgeber seiner Vorbildfunktion in
Sachen Gleichstellung nach.

Das neue Bundesgleichstellungsgesetz enthélt u. a. die
folgenden Verbesserungen und Konkretisierungen:

— Der Anwendungsbereich des Gesetzes umfasst die
offentlich-rechtlich organisierte Bundesverwaltung,
die Gerichte des Bundes und privatrechtlich organi-
sierte Einrichtungen der Bundesverwaltung. Institutio-
nelle Leistungsempfanger des Bundes werden kiinftig
auf Grundlage dieses Gesetzes vertraglich zur Anwen-
dung seiner Grundziige verpflichtet. Bei Privatisierun-
gen soll vertraglich auf die Weitergeltung der gleich-
stellungsgesetzlichen Regelungen hingewirkt werden.

— Frauen sind — unter Beriicksichtigung des Einzelfalls
(so genannte einzelfallbezogene Quote) — in Berei-
chen, in denen sie unterrepréasentiert sind, bei der Ver-
gabe von hoherwertigen Positionen bei gleicher Eig-

nung, Befahigung und fachlicher Leistung bevorzugt
zu berticksichtigen.

— Bei Bewerbungsgesprachen und Auswahlverfahren
sind auch unter dem Aspekt der mittelbaren Diskrimi-
nierung Benachteiligungen verboten. Das heif3it: Bei
der vergleichenden Bewertung diirfen z. B. die Unter-
brechung der Erwerbstétigkeit aufgrund von Famili-
enpflichten, zeitliche Belastung durch Kinderbetreu-
ung, geringere Dienst- und Beschéftigungsjahre nicht
beriicksichtigt werden.

— Alle gleichstellungsgesetzlichen Regelungen gelten
ausdriicklich auch fiir die Vergabe von Ausbildungs-
platzen im 6ffentlichen Dienst des Bundes.

— Zuden verbesserten Regelungen zur Vereinbarkeit von
Familie und Erwerbstitigkeit zdhlen u. a. ein Anspruch
auf Teilzeitbeschéftigung oder Beurlaubung. Im Rah-
men der dienstlichen Mdglichkeiten sind Telearbeits-
platze oder besondere Arbeitszeitmodelle anzubieten.
Teilzeitbeschiftigte sind entsprechend ihrer ermafig-
ten Arbeitszeit auch tatsichlich dienstlich zu entlasten.

— Die Gleichstellungspldne werden zu effektiven Instru-
menten einer modernen Personalplanung und -ent-
wicklung ausgebaut. So miissen Gleichstellungspléne
u. a. bei Stellenabbau vorsehen, dass der Frauenanteil
mindestens gleich bleibt.

— Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauf-
tragten des Bundes werden konkretisiert und ver-
stirkt, u.a. durch ein wirksameres Einspruchsrecht
und ein zusitzliches Klagerecht. Ihr Aufgabenbereich
wird erweitert.

— Das gleichstellungspolitische Instrument des Gender
Mainstreaming, d. h. die grundsétzliche Einbeziehung
geschlechtsspezifischer Belange in alle Politikfelder,
wird als durchgingiges Leitprinzip im Bundesdienst
gesetzlich verankert.

— Alle Rechtsvorschriften des Bundes und auch der
dienstliche Schriftverkehr werden kiinftig in einer ge-
schlechtergerechten Sprache gefasst und geltendes
Recht soll sprachlich iiberarbeitet werden, sofern es
durch maskuline Personenbezeichnungen geprégt ist.

2.7 Gesetz zur Regelung der Rechts-
verhiltnisse der Prostituierten

Am 1. Januar 2002 ist das Gesetz zur Regelung der Pros-
titution (Prostitutionsgesetz) in Kraft getreten, das den
Prostituierten die Moglichkeit er6ffnet, ihrer Tatigkeit als
Selbststidndige oder in einem abhangigen Beschaftigungs-
verhdltnis sozial abgesichert nachzugehen. Hierzu wurde
klargestellt, dass Prostitution zivilrechtlich nicht ldnger
als sittenwidrig anzusehen ist und Prostituierte einen ein-
klagbaren Anspruch auf einen vereinbarten Lohn haben.

2.8 Gewaltschutzgesetz

Am 1. Januar 2002 ist das Gesetz zur Verbesserung des
zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nach-
stellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der
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Ehewohnung bei Trennung (Gewaltschutzgesetz) in Kraft
getreten, das neben der vereinfachten Zuweisung der Ehe-
wohnung und Regelungen fiir ein Kontakt-, Belasti-
gungs- und Néherungsverbot auch einen allgemeinen An-
spruch auf Wohnungsiiberlassung bei Gewalttaten
enthilt. Voraussetzung ist, dass Tater und Opfer einen auf
Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt fithren, wobei
auch andere Formen des Zusammenlebens als die Ehe
berticksichtigt werden. Durch dieses Gesetz wird den Ge-
richten die Moglichkeit gegeben, Schutzanordnungen zu
erlassen, wonach Gewalttdtern untersagt werden kann,

— die gemeinsame Wohnung zu betreten,

— sich in einem bestimmten Umkreis des Opfers aufzu-
halten,

— Dbestimmte Orte, an denen sich das Opfer authilt, auf-
zusuchen (z. B. Arbeitsstelle)

— Kontakt zum Opfer aufzunehmen (z. B. telefonisch).
(siehe auch unter II 5.3.2)

2.9

Am 12. April 2002 ist das Gesetz zur weiteren Verbesse-
rung von Kinderrechten (Kinderrechteverbesserungsge-
setz — KindrVerbG) in Kraft getreten. Dieses Gesetz er-
leichtert die Anordnung der Wegweisung einer Person aus
dem Lebensumfeld des Kindes, wenn von dieser Person
eine Gefahrdung fiir das Wohl des Kindes ausgeht. Ge-
dacht ist hierbei insbesondere an die Fille, in denen Ge-
walttatigkeiten gegen das Kind veriibt werden. Das Ge-
waltschutzgesetz gewiéhrt in den Féllen, in denen sich die
Gewalt nur gegen das Kind richtet und diese von einem
Elternteil ausgeht, grundsitzlich keinen Schutz. Dieser
wird nunmehr zugunsten des Kindes und somit zumindest
mittelbar auch zugunsten der Mutter erweitert.

Kinderrechteverbesserungsgesetz

3. Wirtschaftliche und soziale
Rahmenbedingungen

3.1 Wirtschaftlicher Strukturwandel

Die Bundesrepublik Deutschland belegt mit ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Leistung unter den Industrienationen
hinter den USA und Japan den dritten Platz. IThr reales
Bruttoinlandsprodukt ist von 1960 bis 2000 um iiber 15 %
gewachsen, jahresdurchschnittlich lag das Wirtschafts-
wachstum in diesem Zeitraum damit bei knapp 1,6 %.

Der Anteil von Erwerbstitigen im Produzierenden Ge-
werbe (einschlieBlich des Baugewerbes) an der Gesamt-
erwerbstétigenzahl sank im Zeitraum 1991 bis 2000 von
36,7 % auf 29,2 %, in der Landwirtschaft von 4,0 % auf
2,5 %. Dagegen verbuchte der tertidre Sektor (Handel,
Gastgewerbe und Verkehr; Finanzierung, Vermietung und
Unternehmensdienstleister; 6ffentliche und private Dienst-
leister) gleichzeitig einen von gut 59 % auf 68,4 % stei-
genden Anteil von Erwerbstdtigen.

Die Steigerungen im tertidren Sektor hatten unmittelbare
Konsequenzen fiir die Frauenbeschéftigung. Der Anteil
der erwerbstétigen Frauen lag im Mai 2000 im Dienstleis-

tungsbereich bei 54 % und im Verarbeitenden Gewerbe und
Baugewerbe bei knapp 24 %. Im fritheren Bundesgebiet lag
der Frauenanteil bei 53 % und in den neuen Landern und
Berlin-Ost bei 57 % (vgl. auch Tabelle 3.1 bis 3.3.).

3.2 Bildung und Ausbildung

3.21

Maidchen und Frauen haben von den bildungspolitischen
Entwicklungen und der Offnung der Bildungswege seit den
80er-Jahren in erheblichem Mafle profitiert: Sie haben die
Maglichkeit genutzt, ihre Lernbereitschaft und Leistungs-
fahigkeit unter Beweis zu stellen und stellen heute die
Mehrheit der Schiilerschaft aller Bildungswege, die zum
Abitur fithren (vgl. Tabelle 4.1., siche Anhang). Sie ver-
lassen die allgemeinbildenden Schulen durchschnittlich
mit hoheren Bildungsabschliissen als ihre mannlichen Mit-
schiiler und erzielen bessere Noten. So betrug der Maddchen-
anteil 2000 an Realschulen 50,9 %, an Gymnasien in den
Klassen fiinf bis zehn 53,8 %, in den Klassen 11 bis 13
55,9 % und an den Hauptschulen nur 43,8 %. Erheblich zu-
genommen hat auch die Zahl der Studienanféngerinnen
und Studentinnen an Hochschulen. Seit dem Wintersemes-
ter 1995/96 beginnen mehr Frauen als Ménner ein Studium
an einer deutschen Universitét (vgl. Tabelle 4.3.1 und 4.3.2,
siche Anhang). In den letzten Jahren hat sich auch das Stu-
dienfachwahlverhalten der Frauen und Ménner angenahert
(vgl. Grafik 4.3.3 und 4.3.4 im Anhang).

Allgemeines

3.2.2 Ausbildung nach dem dualen System

Der Anteil der jungen Frauen unter den Auszubildenden
im dualen System (d. h. Ausbildung im Unternehmen und
in Berufsschulen) steigt nur sehr langsam an und liegt im
Bundesdurchschnitt bei ca. 40 % (vgl. Tabelle 4.2.4, siche
Anhang). In Berlin ist der Anteil mit 45,5 % hoher, in den
neuen Bundesldndern mit ca. 38 % geringer. Von insge-
samt 1 920 751 Besucherinnen und Besuchern von berufs-
bildenden Schulen u.a. waren 2000/2001 779 143 weib-
lich (40,56 %). Die Griinde hierfiir sind z. T. im verengten
Berufsspektrum, aber auch in nach wie vor fortbeste-
henden klassischen Rollenzuweisungen zu suchen. Da-
fiir besuchen mehr Schiilerinnen (1228 300) als Schiiler
(1028 900) Gymnasien. Da im deutschen Bildungssystem
die Berufsaussichten mit Abitur grundsitzlich als giinsti-
ger einzustufen sind, kann, bezogen auf die Ausbildung-
schancen von Frauen insgesamt, nicht von einer Diskri-
minierung der Frauen gesprochen werden.

In der schulischen Berufsausbildung (Fachschulen) tiber-
wiegen die jungen Frauen (1999 57,2 %).

Der Ausbildungsstellenmarkt ist weiterhin durch eine
deutliche Aufteilung zwischen Ménnern und Frauen ge-
kennzeichnet. Maddchen wie Jungen wihlen nach der
Schulausbildung groBtenteils Ausbildungsberufe, in de-
nen ihr jeweiliges Geschlecht eine klare Mehrheit hat. So
befanden sich im Jahr 2001 37,1 % der weiblichen Aus-
zubildenden in {iberwiegend weiblich besetzten Berufen
(d. h. mit 60 bis 80 % weiblichen Auszubildenden) und
34,8 % in weiblich dominierten Berufen (d. h. mit 80 bis
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100 % weiblichen Auszubildenden). Insgesamt wihlten
also iiber 70 % der Méadchen Berufen, in denen sie sich in
einer deutlichen Mehrheit befinden.

Im Vergleich hierzu befanden sich im Jahr 2001 4,4 % der
weiblichen Auszubildenden in iiberwiegend ménnlich be-
setzten Berufen und 3,9 % in ménnlich dominierten Be-
rufen. Dieser Entwicklung wird in den jéhrlich vorge-
legten Berufsbildungsberichten der Bundesregierung
besondere Aufmerksamkeit geschenkt (vgl. Ubersicht
4.2.1. bis 4.2.3 im Anhang).

3.2.3 Ausbildung von Frauen in den
Berufen der Informations- und
Kommunikationstechnologien

Die Bund-Lander-Kommission fiir Bildungsplanung und
Forschungsforderung hat im Juni 1999 den Bericht ,,Ver-
besserung der Chancen von Frauen in Ausbildung und
Beruf* verabschiedet. Er enthilt konkrete Handlungs-
empfehlungen fiir die Gewinnung von Frauen fiir natur-
wissenschaftliche und technische Berufe im Schul- und
Hochschulbereich.

Zu diesem gestiegenen Interesse junger Frauen an einer
informationstechnischen Ausbildung haben wesentlich
von der Bundesregierung initiierte Informations- und
Aufklarungskampagnen, Praxisworkshops und Multipli-
katorinnenschulungen beigetragen, die im ,,Kompetenz-
zentrum Frauen in der Informationsgesellschaft und Tech-
nologie® zusammengefiihrt werden. Des Weiteren biindelt
das Kompetenzzentrum im Auftrag der Bundesregierung
und in Kooperation mit Unternehmen und Frauen-Tech-
niknetzen zahlreiche Projekte und Mafinahmen in IT-
Ausbildungen und -Berufen.

Ein Schwerpunkt der Initiativen der Bundesregierung ist
es, das Berufsspektrum fiir Mddchen und junge Frauen zu
erweitern und sie in zukunftorientierten Berufsfeldern
auszubilden. Die Bundesregierung macht daher durch
eine breite Palette von Aktivititen verstirkt auf IT-Aus-
bildungen und -Berufe aufmerksam. Dazu gehort z. B.
»ldee-1T*, ein bundesweites Ausbildungsprojekt des Bun-
desministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend in Kooperation mit der Initiative D 21 in Public-Pri-
vate-Partnership, durch das junge Frauen zu einer
Ausbildung in den IT- und Medienberufen motiviert wer-
den sollen. Dabei wird auf verschiedenen Ebenen ange-
setzt:

— Unternehmen werden gezielt dazu aufgefordert, sich
an den Aktionsmoglichkeiten zu beteiligen, verstarkt
Praktikums- und Ausbildungsplitze fiir Frauen zur
Verfiigung zu stellen und Mitarbeiterinnen ihres Un-
ternehmens als so genannte ,,Ambassadore® auszu-
wihlen, die in Schulen, bei Chats und anderen Aktio-
nen tber ihre Arbeit berichten.

— Das Interesse junger Frauen soll durch kompetente In-
formation und Beratung geweckt werden.

— Die Ausbildung selbst soll durch ein neues Image und
neue Inhalte besonders fiir Frauen attraktiver gestaltet

werden. Zudem werden Ausbilder und Ausbilderinnen
gezielt auf die Umsetzung von Chancengleichheit vor-
bereitet.

In diesem Zusammenhang ist auch das Multimediaplan-
spiel ,,Joblab* mit adressatengerechten Informationen zu
IT-Berufen fiir die Berufsberatung von Bedeutung. Um
Maidchen einen Einblick in die Arbeitswelt zu geben, wird
der bereits 2001 und 2002 erfolgreich erprobte Girls’ Day
(Médchen-Zukunftstag) im Jahr 2003 bundesweit fortge-
fithrt.

Die MaBinahmen werden ergénzt um das Internetportal
LizzyNet, in dem die Madchen die Internetnutzung er-
proben. Die Bundesregierung hat die Onlineschulungen
und Weiterbildung von Lehrerinnen iiber LeaNet, das In-
ternet Forum fiir Lehrerinnen im Rahmen des Vereins
,»Schulen ans Netz“, deutlich verstirkt. Auf dem Inter-
netportal ,,Be.it—“und ,,Be.ing — werden in Kooperation
mit der Wirtschaft bundesweite Madchentechniktage,
Praktikumsdatenbanken fiir Studienbewerberinnen und
Studentinnen sowie attraktive Studienangebote priasen-
tiert.

Die Anzahl der weiblichen Auszubilden hat sich in den
vier IT-Berufen, Fachinformatikerin, IT-Systemelektroni-
kerin, IT-Systemkauffrau, Informatikkauffrau, von 1997
bis 2000 fast um das Siebenfache gesteigert. Von 665 Aus-
zubildenden im Jahr 1997 hat sich ihre Anzahl auf 5 253
im Jahr 2000 erhoht. Die Bundesregierung hat im Rahmen
des Projekts ,,Weiterbildung von Frauen aus IT- Berufen
zu [T-Ausbilderinnen® die Anzahl von Ausbilderinnen bis
zum Ende 2002 erheblich erhoht. Parallel dazu wird ein
Ausbildungscurriculum unter Einbeziehung der Leitlinie
des Gender Mainstreaming entwickelt, das die Belange
von Frauen und Ménnern in der Ausbildung beriicksich-
tigt und zukiinftig von Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren eingesetzt wird.

3.3 Frauen in Hochschule und Forschung

3.3.1 Allgemeines

Immer mehr junge Frauen entscheiden sich heute fiir ein
Studium. So nahmen im Wintersemester 2000/2001 mehr
junge Frauen als Minner ein Universititsstudium auf
(53,4 %). Der Anteil der Studienanfidngerinnen an den
Hochschulen (Universitidten, Kunsthochschulen und
Fachhochschulen) lag im Studienjahr 2000 bei 49,0 %.
Frauen absolvieren ein Hochschulstudium ebenso erfolg-
reich wie die médnnlichen Studenten. Es ist deshalb zu er-
warten, dass die Studienbeteiligung und die Beteiligung
an Abschlusspriifungen in den néchsten Jahren weiterhin
steigen und sich der jetzt erreichten Studienaufnahme an-
gleichen werden.

Zur Herstellung der Gleichstellung von Frauen und Mén-
nern ist es ein wichtiges Ziel, die Beteiligung von Frauen
auch in den vorrangig von Ménnern gewéhlten Fachge-
bieten zu erhohen und Frauen zu motivieren und zu
unterstiitzen, bisher untypische Ausbildungs- und Berufs-
ziele zu wihlen. Wichtig sind hier moderne, zukunftsorien-
tierte Studiengénge, die Frauen interessante berufliche
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berufliche Perspektiven bieten konnen. Die Bundesregie-
rung hat daher besondere Anstrengungen unternommen,
um den Frauenanteil in den technischen und natur-
wissenschaftlichen Studiengéngen zu steigern. Zahl-
reiche Hochschulen bieten inzwischen Schnupperstudien
und Sommerhochschulen in den naturwissenschaftlichen
Fachbereichen speziell fiir Schiilerinnen an. Mentoring-
Programme in Rheinland-Pfalz (Ada-Lovelace-Projekt)
und in Hessen (Mentorinnen-Netzwerk in naturwissen-
schaftlich-technischen Fachern) zielen auf eine person-
liche Begleitung im Ubergang von Schule zu Hoch-
schule und auf das Sichtbarmachen von weiblichen
Vorbildern.

Fiir Informatikstudentinnen wurden vom Bundesminis-
terium fiir Bildung und Forschung in Zusammenarbeit
mit der Initiative D 21 und der Fraunhofer Gesellschaft
(ehemals GMD) die Mentoring-Projekte ,,Muffin* und
,,Muffin21¢ initiiert. Die Studentinnen kOnnen bereits
im Laufe ihres Studiums ihre weitere Karriere unter
fachkundiger und persdnlicher Betreuung mit Mentorin-
nen aus Forschungseinrichtungen und der Industrie pla-
nen.

Studiengénge ausschlieBlich fiir Frauen wurden als Mo-
dellprojekte seit Mitte der 90er-Jahre eingerichtet, so die
Frauenstudiengdnge Wirtschaftsingenieurwesen an der
FH Wilhelmshaven (seit WS 1997/98) und an der FH
Stralsund (seit WS 2000/01) sowie Energieberatung an
der FH Bielefeld (seit WS 1998/99, seit dem WS 2000/01
geoffnet fiir Méanner). An der Hochschule Bremen gibt es
seit dem WS 2000/01 einen internationalen Frauenstudi-
engang Informatik.

2000 lag der Frauenanteil unter den Hochschulabgéngern
mit bestandenen Diplom- oder entsprechenden Abschluss-
priifungen im gesamten Bundesgebiet bei 44,8 %. Beim
Einstieg in die Wissenschaft ist der Frauenanteil noch im-
mer zu gering, auch wenn sich der Frauenanteil bei den
Promotionen von 28,5 % im Jahr 1990 auf 34,3 % im Jahr
2000 erhdhte.

Die Anzahl der Frauen, die sich fiir eine wissenschaftliche
Karriere qualifizieren, hat in den letzten Jahren deutlich
zugenommen. Dies geht mafgeblich auf Mafinahmen und
Empfehlungen der Bund-Lander-Kommission fiir Bil-
dungsplanung und Forschungsférderung und die von
Bund und Landern Anfang der 90er-Jahre gestarteten
Hochschulsonderprogramme mit besonderen Schwer-
punkten zur Forderung von Frauen in der Wissenschaft
zuriick. Fiir den Bereich ,,Frauen in der Wissenschaft®
sind von 1990 bis 1999 iiber 500 Mio. Euro verausgabt
worden. So hat sich der Frauenanteil an den Habilitatio-
nen von 10 % im Jahr 1990 auf 18,04 % im Jahr 2000 er-
hoht. Im Bereich des hauptberuflich wissenschaftlichen
und kiinstlerischen Personals an Hochschulen lag der
Frauenanteil im Jahr 2000 bei 30,4 %. Bei den C-2-Pro-
fessuren stieg der Frauenanteil von 14,2 % im Jahr 1999
auf 14,9 % im Jahr 2000, bei den C-3-Professuren von
10,2 % auf 11 %, bei den C-4-Professuren von 6,3 % auf
7,1 %. (Tabelle 4.4)

3.3.2 Ergebnisse des
Hochschulsonderprogramms Il

Im letzten CEDAW-Bericht wurde das Gemeinsame
Hochschulsonderprogramm III (HSP III) fiir den Zeit-
raum von 1996 bis Ende 2000 vorgestellt, das Bund und
Lander unter anderem zur deutlichen Erhhung des Frau-
enanteils in Forschung und Lehre vereinbart hatten. Bei
der Umsetzung des HSP 111 sind Folgerungen und Emp-
fehlungen des Berichts der Bund-Léander-Kommission fiir
Bildungsplanung und Forschungsférderung ,,Forderung
von Frauen im Bereich der Wissenschaft™ zum Tragen ge-
kommen. Das urspriinglich vorgesehene Programmvolu-
men von 720 Mio. DM wurde sogar um 11 Mio. DM iiber-
schritten.

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass wéhrend des HSP 111 von
insgesamt 4 407 Promovenden 1 439 Frauen, das sind
32,65 %, gefordert wurden. Trotz eines angespannten Ar-
beitsmarktes konnte damit einer beachtlichen Anzahl von
Doktoranden und Doktorandinnen der Einstieg in die For-
schung ermoglicht werden. Bei der Habilitationsforderung
sind von insgesamt 261 Habilitationen 83 Frauen gefordert
worden, wobei bei den Geistes- und Sozialwissenschaften
55 Frauen von 158, in den Féachern Biologie, Medizin und
Agrarwissenschaften 16 Frauen von 42 und bei den Na-
turwissenschaften 8 von insgesamt 50, bei den Ingenieur-
wissenschaften 4 von 11 Habilitanden gefordert wurden.
Erwahnenswert ist, dass 33 der Geforderten, darunter
28 Frauen, einen Kinderbetreuungszuschlag erhielten.

Mithilfe des HSP III wurde oftmals jungen Wissenschaft-
lerinnen nach der ,,Babypause” die Riickkehr an die
Hochschule ermoglicht. Zu diesem Zweck wurden so ge-
nannte Wiedereinstiegs- und Kontaktstipendien vergeben,
Werkvertrage abgeschlossen oder Teilzeitstellen zur Ver-
figung gestellt. Dadurch konnten nachteilige Auswirkun-
gen auf die berufliche Entwicklung gemindert werden.

Alle aus Mitteln des HSP III finanzierten Stipendien wa-
ren mit Kinderbetreuungszuschldgen ausgestattet wor-
den, um so insbesondere Frauen die Mdglichkeit zu eroft-
nen, Erziehungsaufgaben und wissenschaftliche Arbeit
miteinander in Einklang zu bringen. Davon haben die Sti-
pendiaten — nach vorliegenden Erkenntnissen iiberwie-
gend Frauen — bei Vorliegen der Voraussetzungen Ge-
brauch gemacht.

Dennoch ist die Anzahl von Frauen an den Professoren
noch zu niedrig. Die Bundesregierung hatte daher Ende
der 90er-Jahre gemeinsam mit den Léndern die Zielmarke
gesetzt, den Professorinnenanteil bis 2005 auf
20 % zu steigern.

Um das Potenzial hochqualifizierter Frauen auch wegen
des an den Hochschulen anstehenden Generationswech-
sels starker nutzen zu konnen, hat die Bundesregierung
eine Vielzahl von MaBnahmen eingeleitet, um Frauen in
Wissenschaft und Forschung vor allem in Fithrungsposi-
tionen zu etablieren.

Als Fazit ist festzuhalten, dass trotz erheblicher Anstren-
gungen von Bund und Landern und den damit verbunde-
nen finanziellen Aufwendungen die angestrebte stirkere
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Beteiligung von Frauen in der Wissenschaft noch nicht in
allen Bereichen und auf allen Ebenen erreicht werden
konnte. Dies gilt insbesondere fiir Fithrungspositionen in
Hochschulen und auBeruniversitiren Forschungseinrich-
tungen. Daher haben Bund und Léander vereinbart, ihre
gemeinsamen Anstrengungen zur Realisierung der Chan-
cengleichheit fiir Frauen in Wissenschaft und Forschung
auch nach dem Auslaufen des HSP 111 fortzusetzen. Dazu
erfolgte am 16. Dezember 1999 die Bund-Lander-Ver-
einbarung zur Forderung der Weiterentwicklung von
Hochschule und Wissenschaft sowie zur Realisierung
von Chancengleichheit fiir Frauen in Forschung und
Lehre als Nachfolgeaktivitéten fiir das Hochschulsonder-
programm 11T als so genanntes Hochschulwissenschafts-
programm (HWP) mit einer Laufzeit von 2001 bis
zundchst 2003. Bund und Lénder beabsichtigen unter
Berticksichtigung der Ergebnisse einer im Jahr 2002 vor-
gesehenen Evaluation der vereinbarten Maflnahmen eine
Verldngerung der Laufzeit des Programms bis 2006.

Ein Teil des neuen HWP-Programms ist das von Bund und
Landern gemeinsam geforderte Programm ,,Chancen-
gleichheit fiir Frauen in Forschung und Lehre® mit den
Schwerpunkten:

— MaBnahmen, die zu einer Qualifizierung fiir eine Pro-
fessur an Universititen oder fir eine Professur an
Fachhochschulen fiihren. Hierfiir ist der iberwie-
gende Anteil der Mittel (75 %) vorgesehen;

— MaBnahmen der Frauen-/Gender — Forschung;

— MaBnahmen zur Steigerung des Anteils von Frauen in
naturwissenschaftlichen/technischen Studiengédngen.

Bund und Lénder stellen fiir dieses Programm 30,7 Mio.
Euro pro Jahr zur Verfiigung. Fiir alle HWP-Programme
wird eine Beteiligung von Frauen bei den personenbezo-
genen Mallinahmen in Hohe von 40 % angestrebt.

Im Folgenden werden die von der Bundesregierung ge-
troffenen Maflnahmen zur Chancengleichheit von Frauen
in Wissenschaft und Forschung aufgefiihrt:

— Das vom Bundesministerium fiir Bildung und For-
schung aufgelegte Programm ,,Anstof} zum Aufstieg —
Karrierestrategien fiir Wissenschaftlerinnen® flankiert
Dienstrechtsreform und HWP. Es bietet Wissenschaft-
lerinnen, die sich auf eine Professur oder Juniorpro-
fessur bewerben, Karrieretraining und Coaching an,
damit sie eine bessere Ausgangsposition in den
minnerdominierten Auswahlverfahren haben. Die
Teilnahme von bundesweit tiber 500 hochqualifizier-
ten Frauen an dem Programm zeigt, wie wichtig diese
Initiative ist. Deswegen wird das Programm im Herbst
2002 erneut ausgeschrieben.

— Die vom Bundesministerium fiir Bildung und
Forschung geforderte Internationale Frauenuniver-
sitdt ,,Technik und Kultur* (ifu), die wihrend der
EXPO 2000 in Hannover stattfand, war ein beispiel-
haftes Hochschulreformprojekt. Mit der ifu sollten die
Leistungen von Frauen in Wissenschaft und For-
schung weltweit sichtbar gemacht werden. Die ifu hat

den Weg zu einer neuen Wissenschaftskultur aufge-
zeigt. Die konsequente Beriicksichtigung der weibli-
chen Sichtweisen und der Gender-Perspektive in allen
Forschungsfragen ist die Wissenschaftskultur der Zu-
kunft.

— Das vom Bundesministerium fiir Bildung und For-
schung im Jahr 2000 eingerichtete Kompetenzzen-
trum ,,Frauen in Wissenschaft und Forschung- Center
of Excellence Women and Science* (CEWS) an der
Universitiat Bonn hat die Aufgabe, als nationale Koor-
dinierungsstelle, Servicezentrum sowie als Verbin-
dung zur Europdischen Union die Chancengleichheit
von Frauen in Bildung und Forschung zu forcieren. Es
soll die Bundesregierung sowie Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte, wissenschaftliche und politische Institu-
tionen bei Thren Mafinahmen zur Verwirklichung einer
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen in Wissen-
schaft und Forschung unterstiitzen. Die Datenbank
FemConsult mit iiber 7000 Datensétzen promovierter
und habilitierter Wissenschaftlerinnen aller Fachdis-
ziplinen aus Deutschland, Osterreich und der Schweiz
ging im Jahr 2002 online.

— Mit der Reform des Dienstrechts will die Bundesre-
gierung jungen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern durch Einfilhrung der Juniorprofessur
bereits mit Anfang 30 und nicht erst mit 40 ermogli-
chen, unabhingig und eigensténdig zu forschen und
zu lehren. Transparente Berufungsverfahren brechen
verkrustete Strukturen auf und setzen informelle Me-
chanismen der Personalrekrutierung aufer Kraft. Da-
mit soll der Benachteiligung von Frauen innerhalb
dieser Abldufe ein Ende gesetzt werden. Mit dem
neuen Instrument der ,Juniorprofessur werden
mehr jungen Wissenschaftlerinnen Karrierechancen
eroffnet.

— Seit dem Jahr 2000 werden auch Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, die eine an Chancengleich-
heit orientierte Personalpolitik betreiben, mit dem
bisher tiberwiegend nur in der Wirtschaft vergebenen
Total E-Quality-Pradikat ausgezeichnet. Als Qua-
litatssiegel soll das Pradikat Anreize schaffen, dass in
Fithrungsetagen und Personalverwaltungen Chancen-
gleichheit zur Chefsache gemacht wird. Gleichzeitig
soll es jungen Frauen bei der Suche nach einer Hoch-
schule, die ihre Interessen fordert, als Orientierungs-
hilfe dienen.

Neben der Integration von gleichstellungspolitischen Zie-
len in finanzielle Anreizsysteme, Evaluation, Controlling
und anderen Reformmafinahmen an Hochschulen ist eine
Anforderung der nidchsten Zeit, die wissenschaftlichen
Qualifikationsstrukturen so zu verdndern, dass das intel-
lektuelle Potenzial von Frauen stirker genutzt wird. Mit
der Einfiihrung der Strategie des Gender Mainstreaming
wird ein Perspektivwechsel in der Gleichstellungspolitik
vollzogen. Fiir die Hochschulen bedeutet dieser Perspek-
tivwechsel, dass die Verwirklichung von Chancengleich-
heit stérker noch als bisher Fiihrungsaufgabe ist.
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3.3.3. Frauen- und Genderforschung

Der heutige Etablierungsstand der Frauenforschung in-
nerhalb der Hochschulen steht in engem Zusammenhang
mit der Einrichtung von Frauenforschungsprofessuren.
Im Juni 2001 konnten insgesamt 102 Frauenforschungs-
professuren an deutschen Universitdten und 17 weitere an
deutschen Fachhochschulen gezihlt werden, im Jahr 1992
waren es lediglich 61. Dabei wurden als Frauenfor-
schungsprofessuren drei Arten von Professuren zusam-
mengefasst: solche, die ausschlieBlich fiir Frauen- und
Geschlechterforschung eingerichtet wurden, und Profes-
suren, die neben einer allgemeinen fachlichen Ausrich-
tung in der Denomination auch einen Schwerpunkt auf
Frauen- und Geschlechterforschung haben sowie Profes-
suren, in deren Ausschreibungstext die besondere Aus-
weisung der Stelleninhaberin im Bereich der Frauen- und
Geschlechterforschung vorausgesetzt wird.

34 Arbeitsleben

3.41

Seit der Vorlage des Vierten Staatenberichts im Jahr 1998
hat sich die Situation der Frauen im Arbeitsleben weiter
verbessert. Die Erwerbstitigenquote der Frauen (das ist
der Anteil der Frauen an der erwerbstétigen Bevolkerung
im Alter von 15 bis 65 Jahren) ist seit 1997 von 55,2 % auf
57,7 % im Jahr 2000 gestiegen, sodass Deutschland be-
reits heute das auf dem Européischen Gipfel von Stock-
holm formulierte Zwischenziel einer Frauenerwerbstiti-
genquote von 57 % bis zum Jahr 2005 erreicht hat.
Angesichts der in den vergangenen Jahren erzielten Stei-
gerungsraten ist die Bundesregierung zuversichtlich, die
Vorgabe des Européischen Rates von Lissabon, bis zum
Jahr 2010 eine Frauenerwerbsquote von 60 % zu errei-
chen, umsetzen zu kénnen.

Erwerbstitigenquote

Der Anstieg der Erwerbstétigenquote der Frauen ist auf
eine gestiegene Erwerbsorientierung, die Forderung von
Teilzeitarbeit und auf einen Riickgang der Arbeitslosig-
keit zurtickzufiihren. Seit 1997 hat sich die Erwerbsquote
der Frauen (das ist der Anteil der Frauen an den Erwerbs-
tiatigen und Erwerbslosen an der Bevolkerung im Alter
von 15 bis 65 Jahren) von 62,8 % auf 64,0 % im Jahr 2000
erhoht. Im gleichen Zeitraum ist die Arbeitslosenquote
der Frauen von 12,2 % auf 10,0 % gesunken. Diese posi-
tiven Entwicklungen haben dazu gefiihrt, dass der Frau-
enanteil an den Erwerbstitigen von 42,7 % (1997) auf
43,6 % (2000) gestiegen ist.

3.4.2 Arbeitslosenquote

Seit 1997 ist die Arbeitslosenquote der Frauen kontinu-
ierlich gesunken. Auch die geschlechtsspezifische Dis-
krepanz bei den Arbeitslosenquoten konnte abgebaut
werden. Wihrend die Arbeitslosenquote der Frauen von
12,2 % (1997) auf 10,0 % (2000) sank, reduzierte sich die
Arbeitslosenquote der Ménner weniger stark von 10,8 %
(1997) auf 9,2 % (2000).

Im gleichen Zeitraum stieg die Betroffenheit von Frauen
und Ménnern durch Langzeitarbeitslosigkeit. Wahrend

sich bei den Frauen der Anteil der Langzeitarbeitslosen an
allen Arbeitslosen von 34,7 % (1997) auf 38,2 % (2000)
erhohte, stieg der Anteil der langzeitarbeitslosen Manner
von 29,8 % (1997) auf 32,8 % (2000). Damit sind Frauen
nach wie vor stirker durch Langzeitarbeitslosigkeit be-
troffen als Ménner.

3.4.3 Vergleich der alten mit den neuen
Bundeslandern

In den alten Bundesldndern hat sich die Arbeitsmarktsi-
tuation der Frauen in den vergangenen Jahren sehr positiv
verdndert. Frauen konnten in gleichem Ausmal3 wie Mén-
ner von der Verbesserung der konjunkturellen Lage profi-
tieren, sodass ihre Arbeitslosenquote von 10,7 % (1997)
auf 7,9 % (2001) sank. Wiahrend sich die Zahl der arbeits-
losen Frauen in diesem Zeitraum um rund 180 000 ver-
ringerte, stieg die Zahl der erwerbstitigen Frauen jedoch
um mehr als 920 000. An diesen Zahlen wird deutlich, dass
in den alten Bundesldndern sehr erfolgreich zusétzliches
weibliches Erwerbspersonenpotenzial mobilisiert werden
konnte. In den neuen Bundesldndern liegt die Arbeits-
losenquote der Frauen iiber der der Ménner, allerdings hat
sich der Abstand seit dem letzten Staatenbericht verkiirzt.
Wihrend ihre Arbeitslosenquote 1997 bei 22,5 % lag, ver-
ringerte sie sich im Jahre 2000 auf 18,8 %. Die der Mén-
ner betrug 1997 16,6 % und ging 2000 auf 15,9 % zurtick.
Allerdings hat sich der Riickgang der Zahl der arbeitslosen
Frauen nicht in einem entsprechenden Anstieg der Zahl der
erwerbstdtigen Frauen niedergeschlagen. Offensichtlich
hat sich ein Teil der arbeitslos gemeldeten Frauen ange-
sichts der schwierigen Arbeitsmarktlage in den neuen
Bundesldndern aus dem Arbeitsmarkt zuriickgezogen.
Diese Entwicklungen haben dazu gefiihrt, dass die Frau-
enerwerbstdtigenquote im Jahr 2000 in den neuen Bun-
deslandern (57,6 %) zum ersten Mal seit der deutschen
Einheit unter der der alten Bundeslander (57,7 %) lag.

3.4.4 Teilzeitbeschiftigung

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Mikro-
zensus) waren 2001 86,4 % der abhéngig Teilzeitbeschaf-
tigten Frauen. Der Anteil der Teilzeitbeschéftigten an al-
len abhdngig erwerbstitigen Frauen lag bei ca. 30 %. Bei
der Teilzeitarbeit sind die Unterschiede zwischen den al-
ten und neuen Bundesldndern nach wie vor betréchtlich:
Wihrend im Westen die Teilzeitquote (= Anteil der teil-
zeitarbeitenden Frauen an allen abhingig beschéftigten
Frauen) 43,1 % betrug, lag sie im Osten mit 24,4 % deut-
lich darunter. Die Unterschiede zwischen Ost und West
sind sowohl vor dem Hintergrund der allgemeinen 6ko-
nomischen Situation in den beiden Teilen Deutschlands
als auch historisch zu sehen, da in der fritheren DDR fast
ausschlieBlich das Vollzeitmodell bei der Frauenerwerbs-
tatigkeit zum Tragen kam.

3.4.5 Qualifikationen von Frauen und ihre
Stellung im Beruf

Nach wie vor gibt es eine Diskrepanz zwischen den Qua-
lifikationen der Frauen und ihrer Stellung im Beruf.
AuBerdem verteilt sich die Arbeit unterschiedlich auf die
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Geschlechter. Die traditionelle geschlechtsspezifische Ar-
beitsteilung, die den Frauen die Familienarbeit — auch ne-
ben der Erwerbsarbeit — und den Ménnern die Erwerbsar-
beit zuweist, ist noch nicht aufgehoben. Erwerbstitige
Frauen sind in den betrieblichen Hierarchien selbst bei
gleicher Qualifikation haufig schlechter eingestuft als
Mainner. Auf der Fiihrungsebene gibt es nach wie vor viel
zu wenig Frauen. Im unteren Drittel der Hierarchie sind
sie dagegen iiberrepréisentiert.

Obwohl die Bundesregierung keine unmittelbare Rege-
lungsmoglichkeit in Lohnfragen hat — dies ist Sache der
Tarifpartner — unterstiitzt sie mit einem Biindel von Maf3-
nahmen, Regelungen und der Einrichtung entsprechender
Rahmenbedingungen in Gesellschaft und Arbeitswelt die
Lohngleichheit von Frauen und Méannern.

Unterstilitzung erfolgt durch das ,,Biindnis fiir Arbeit®, eine
Gesprachsrunde auf hochster Ebene der Bundesregierung,
der Arbeitgeberverbidnde sowie der Gewerkschaften, die
sich verpflichtet haben, die Chancengleichheit von Frauen
und die Forderung von Frauenerwerbstitigkeit als Quer-
schnittsziel bei allen Initiativen des Biindnisses zu be-
achten.

Um die Ursachen besser analysieren und zielgerichtete
MaBnahmen durchfithren zu konnen, hat die Bundes-
regierung dem Deutschen Bundestag im April 2002 einen
umfassenden Bericht zur Berufs- und Einkommenssitua-
tion von Frauen und Ménnern vorgelegt. (siche 3.4.12)

3.4.6 Arbeitsféorderung

Bei der Bewiltigung der schwierigen Arbeitsmarktlage in
den neuen Bundesldndern kommt der Arbeitsforderung
eine wichtige Funktion zu. Sie federt nicht nur den anhal-
tenden Beschéftigungsabbau in einigen Sektoren der
Wirtschaft ab, sondern tragt auch dazu bei, dass den Be-
trieben bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung gut und
moglichst passend qualifiziertes Personal zur Verfiigung
steht. Im Jahr 2000 entfielen knapp 45 % der Ausgaben
fiir aktive Arbeitsforderung auf die neuen Bundesldnder.
Der Anteil der Frauen an den durch arbeitsmarktpolitische
Instrumente geforderten Personen lag in den neuen Bun-
desldndern bei 54,1 %. Damit wurde die im Arbeitsforde-
rungsrecht verankerte Vorgabe, Frauen entsprechend
ihrem Anteil an den Arbeitslosen (51,8 %) zu fordern,
iibertroffen. Auch in den alten Bundesldndern lag der An-
teil der Frauen an den geférderten Personen mit 45,7 %
iiber ihrem Anteil an den Arbeitslosen (44,7 %).

3.4.7 Anderungen des Arbeitsforderungs-
rechts — Novellierung des SGB Il
und Job-AQTIV-Gesetz

Mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Sozialgesetz-
buches III (SGB III), das am 1. August 1999 in Kraft
getreten ist, hat die Bundesregierung einige frauenrele-
vante Verbesserungen im Arbeitsférderungsrecht vorge-
nommen. In die Gruppe der Berufsriickkehrerinnen und
Berufsriickkehrer werden seit der Anderung auch Perso-
nen einbezogen, die ihre Arbeitslosigkeit oder eine be-
triebliche Berufsausbildung aufgrund der Erziehung oder

Betreuung von aufsichtsbediirftigen Kindern oder pflege-
bediirftigen Angehdrigen unterbrochen haben. Da fiir Be-
rufsriickkehrerinnen erleichterte Férdervoraussetzungen
in Bezug auf die Instrumente des SGB 111 gelten, hat sich
der Zugang von Frauen zu den arbeitsmarktpolitischen
MaBnahmen durch diese Regelung erheblich verbessert.

Weitere Anderungen mit frauenpolitischer Relevanz sind
im Job-AQTIV-Gesetz verankert, das am 1. Januar 2002
in Kraft getreten ist. AQTIV steht fiir Aktivieren, Quali-
fizieren, Trainieren, Investieren und Vermitteln. Eines
der Ziele des Gesetzes ist es, die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern auf dem Arbeitsmarkt voranzubrin-
gen. Hierzu wurde die Gleichstellung von Frauen und
Mainnern als ein Querschnittsziel im Arbeitsférderungs-
recht verankert. Dariliber hinaus muss seit dem 1. Januar
2002 bei der Forderung von Frauen durch die Instrumente
aktiver Arbeitsmarktpolitik auch der geschlechtsspezifi-
schen Diskrepanz bei den Arbeitslosenquoten Rechnung
getragen werden. Auflerdem will das Job-AQTIV-Gesetz
einen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf leisten. Diesem Ziel dient die Erhéhung der Erstat-
tungsbetridge flir Kinderbetreuungskosten auf bis zu
130 Euro monatlich je Kind, wenn Arbeitslose an Maf3-
nahmen der beruflichen Aus- und Weiterbildung oder
TrainingsmaBnahmen teilnehmen. Auflerdem wird durch
das Job-AQTIV-Gesetz die soziale Sicherung verstérkt,
indem ab 2003 Zeiten des Bezugs von Mutterschaftsgeld
(in der Regel sechs Wochen vor und acht Wochen nach der
Entbindung), sowie Zeiten der Erziehung eines bis zu drei
Jahre alten Kindes in die Versicherungspflicht zur Bun-
desanstalt fiir Arbeit einbezogen werden. Voraussetzung
ist, dass unmittelbar vor dem Bezug des Mutterschafts-
geldes oder vor dem Beginn der Kindererziehung bereits
eine Versicherungspflicht zur Bundesanstalt fiir Arbeit
bestanden hat oder Arbeitslosengeld beziehungsweise Ar-
beitslosenhilfe bezogen wurden. Die Beitridge fiir diese
deutlich verbesserte soziale Sicherung werden vom Bund
und den Krankenkassen getragen.

3.4.8 Weitere Gesetzesanderungen

Hier sollen drei Gesetzesinitiativen beispielhaft genannt
werden, die die Gleichstellung von Frauen und Mannern
voranbringen und die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf erleichtern sollen:

— Das am 5. Dezember 2001 in Kraft getretene Gesetz
zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der
Bundesverwaltung und in den Gerichten des Bundes,
hat das Frauenfordergesetz des Bundes abgelost (in
Teil I Kapitel 2.5 ausfiihrlich dargestellt),

— die am 1. Januar 2001 in Kraft getretene Reform des
Bundeserziehungsgeldgesetzes, die die Rahmenbe-
dingungen zur Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und
Familie fiir Miitter und Viter verbessert (in Teil II un-
ter 11.5.1 behandelt) und

— dasseitdem 1. Januar 2001 geltende Gesetz iiber Teil-
zeitarbeit und befristete Arbeitsvertrige, das erstmalig
einen allgemeinen Rechtsanspruch auf Teilzeit in der
freien Wirtschaft vorsieht (ausfiihrlich unter II 5.1;
11.5.1; 13.3).
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3.4.9 Geringfiigige Beschaftigungen

Im gesamten Bundesgebiet gilt seit dem 1. Januar 2002
eine einheitliche Entgeltgrenze geringfiigiger Beschifti-
gung von 325 Euro monatlichem Arbeitsentgelt. Bei
diesen Beschéftigungsverhiltnissen muss der Arbeitgeber
pauschal 12 % des Arbeitsentgelts an die Renten- und
10 % an die Krankenversicherung als Beitrdge zahlen. Es
besteht eine Optionsmoglichkeit fiir die geringfiligig Be-
schéftigten, den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers zur
Rentenversicherung (12 %) auf den vollen Beitrag aufzu-
stocken. Fiir den Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin ist das
Arbeitsentgelt steuerfrei, wenn die Summe der anderen
Einkiinfte im Kalenderjahr nicht iiber der Geringfiigig-
keitsgrenze liegt. Beschéftigungsverhiltnisse sind dann
als ,,geringfiigige Beschaftigungen® anzusehen, wenn das
Monatsentgelt den Betrag von 325 Euro nicht iibersteigt
und die wochentliche Arbeitszeit weniger als 15 Stunden
betriagt. Es kann sich dabei sowohl um Neben- als auch
um Alleinbeschiftigungen handeln. Es erfolgt grundsétz-
lich eine Zusammenrechnung von versicherungspflichti-
ger Hauptbeschiftigung und geringfiigiger Nebenbe-
schéftigung. Auflerdem fallen darunter auch kurzfristige
Beschiftigungen von ldngstens zwei Monaten oder
hochstens 50 Arbeitstagen im Jahr. Von den genannten so-
zialen Verglinstigungen profitieren vorrangig Frauen.

3.4.10 Vereinbarung zur Férderung der
Chancengleichheit von Frauen und
Maéannern in der Privatwirtschaft

Weiterhin haben die Bundesregierung und die Spitzen-
verbande der deutschen Wirtschaft am 2. Juli 2001 mit der
,» Vereinbarung zur Férderung der Chancengleichheit von
Frauen und Ménnern in der Privatwirtschaft” einen wich-
tigen Schritt zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern
in der Wirtschaft vollzogen. Die Spitzenverbénde der
deutschen Wirtschaft haben zugesagt, ihren Mitgliedern
betriebliche MaBnahmen zur Verbesserung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Méannern sowie der Familien-
freundlichkeit zu empfehlen.

Geeignete betriebliche MaBinahmen konnen — abhédngig
von den jeweiligen Gegebenheiten vor Ort — beispiels-
weise sein:

— Chancengleichheit und Familienfreundlichkeit als
Unternehmensphilosophie zu verankern;

— Erhdhung des Anteils von Frauen in Fiithrungspositio-
nen;

— Bereitstellung von Angeboten, um mehr junge Frauen
fiir zukunftsorientierte Ausbildungen und Studi-
enginge zu gewinnen;

— Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf fir Miitter und Viter;

— Formulierung und Dokumentation verbindlicher Ziel-
setzungen zur Verwirklichung der Chancengleichheit
und Familienfreundlichkeit in den Betrieben; die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Betrieben sind
daran zu beteiligen.

Dieses moderne Konzept zur Gleichstellung von Frauen
und Ménnern in der Privatwirtschaft setzt auf die Eigen-
initiative der Unternehmen. Die Umsetzung wird beglei-
tet durch eine hochrangige aus Politik und Spitzenver-
banden besetzte Gruppe. Eine erste Erfolgskontrolle
erfolgt im Jahre 2003, danach im Zwei-Jahres-Abstand.
Ein erster Beitrag zu einer Bestandsanalyse liegt in Form
der Publikation ,,Arbeitsmarktchancen fiir Frauen® des
Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
der Bundesanstalt fiir Arbeit inzwischen vor.

3.4.11 Programm ,Frau und Beruf“

Um die Chancengleichheit von Frauen und Méannern im
Beruf mit Nachdruck voranzubringen, hat die Bundesre-
gierung auf der Grundlage des Beschlusses des Bundes-
kabinetts am 23. Juni 1999 das Programm ,,Frau und
Beruf™ gestartet. Dabei handelt es sich nicht um ein ein-
maliges, zeitlich begrenztes Programm, sondern um ein
fortdauerndes, das regelméBig iiberpriift und fortge-
schrieben wird. Nach vierjdhriger Laufzeit des Pro-
gramms sind alle Maflnahmen umgesetzt oder erfolgreich
auf den Weg gebracht worden. Kernstiick ist die Integra-
tion der Gleichstellungspolitik als durchgéngige Aufgabe
in alle Politikfelder und Aufgabenbereiche der Bundesre-
gierung im Sinne des ,,Gender-Mainstreaming®. (Aus-
fithrlich dargestellt wird das Programm ,,Frau und Beruf™
im Berichtsteil IT unter 11.5.1)

3.4.12 Bericht zur Lohngleichheit

Obwohl der Grundsatz der Lohngleichheit auch im deut-
schen Recht eindeutig verankert ist, bestehen nach wie
vor Ungleichbehandlungen im Entgeltbereich bei Frauen
und Ménnern. Durchschnittlich verdienen Frauen 75,8 %
des Bruttoverdienstes von Ménnern. In Ostdeutschland
sind es knapp 94 %. Dabei geht es zwar inzwischen dank
eindeutiger Rechtslage kaum noch um direkte Lohndis-
kriminierungen von Frauen, sondern um viele oft sehr
versteckte Ursachen, die entsprechend schwierig nachzu-
weisen sind.

Die Bundesregierung hat aufgrund der Autonomie der Ta-
rifpartner keine unmittelbare Regelungsmoglichkeit in
Lohnfragen. Gleichwohl hat sie es sich zur Aufgabe ge-
macht, den ihr mdglichen Beitrag zum Abbau von Lohn-
ungleichheiten zwischen Mannern und Frauen zu leisten
und hat im Rahmen des Programms ,,Frau und Beruf* ei-
nen umfassenden Bericht zur Berufs- und Einkommens-
situation von Frauen und Ménnern vorgelegt. Zur Erstel-
lung dieses Berichts wurde ein wissenschaftliches Team
beauftragt.

Der Bericht informiert tiber die Entwicklungen in der Be-
rufs- und Einkommenssituation von Frauen und Mannern
und analysiert deren Ursachen. Er legt die geschlechts-
spezifische Verteilung von Arbeits- und Ausbildungsplét-
zen, der Aufstiegschancen und des Lohn- und Gehaltsni-
veaus von Frauen und Mainnern, einschlieSlich des
Vergleichs zwischen den verschiedenen Sektoren der
Wirtschaft dar. Der Bericht kommt zu folgenden Ergebis-
sen:
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Frauen haben bei der beruflichen Bildung gegeniiber
Mainnern aufgeholt. Auf der Basis einer besseren schuli-
schen und beruflichen Bildung hat sich die Erwerbsorien-
tierung von Frauen, insbesondere von Miittern, deutlich
erhoht. Allerdings sind junge Frauen weiterhin bei der be-
trieblichen Ausbildung und in den technikorientierten Be-
rufen unterreprésentiert.

Die Erwerbsorientierung westdeutscher Frauen ist in den
90er-Jahren weiter angestiegen und hat im Jahr 2000 ihren
bisherigen ~ Hochststand  erreicht  (Erwerbsquote
62,1 %). Die Erwerbsquote ostdeutscher Frauen ist hin-
gegen in den 90er-Jahren gefallen, liegt mit 72,2 % jedoch
immer noch deutlich iiber der Erwerbsquote von west-
deutschen Frauen.

Ein immer groBerer Teil der Frauen ist in Teilzeit be-
schéftigt (Teilzeitquote unter westdeutschen Frauen 42 %,
unter ostdeutschen 23 %). Bei insgesamt gesunkenem
volkswirtschaftlichen Arbeitsvolumen ging die steigende
Einbeziehung von Frauen in den Arbeitsmarkt teilweise
mit einer Umverteilung von Arbeit unter Frauen einher.

Frauen sind immer noch sehr viel seltener als gleich qua-
lifizierte Ménner in leitenden Positionen bzw. hdheren
Hierarchieebenen in den Betrieben zu finden. Im Westen
Deutschlands waren im Jahr 2000 nahezu doppelt so viele
Mainner wie Frauen in Fiihrungspositionen tétig: 20,3 %
der Ménner, aber nur 10,5 % der Frauen. Im Osten lagen
die Anteile auf niedrigerem Niveau wesentlich dichter
beieinander: 14,4 % der Ménner, 12 % der Frauen. In der
Altersgruppe der unter 30-Jahrigen sind Frauen und Mén-
ner gleich stark als Fithrungskréfte vertreten. Mit zuneh-
mendem Alter der Ménner steigt ihr Anteil in leitender
Position. Bei den Frauen geht der Anteil an Fiihrungspo-
sitionen mit zunechmendem Alter zuriick. Familidr be-
dingte Unterbrechungen diirften hierfiir ein wichtiger
Grund sein.

Die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Mén-
nern sind in den alten Bundesldndern wesentlich grofer:
Wihrend in Westdeutschland eine Frau knapp 75 % des
durchschnittlichen Einkommens eines Mannes erzielt,
sind es in Ostdeutschland knapp 94 %.

Bei lidngerfristiger Betrachtung zeigt sich eine Anglei-
chung der Einkommen der Frauen an die der Ménner. Al-
lerdings geht diese nur langsam voran. Westdeutsche
Frauen konnten im Zeitraum von 20 Jahren knapp 3 Pro-
zentpunkte autholen, fiir ostdeutsche Frauen verbesserte
sich der Abstand in den 90er-Jahren um fast 2 Prozent-
punkte.

Die Erwerbstitigkeit von Frauen konzentriert sich vor-
wiegend auf Wirtschaftszweige mit geringem Verdienst-
niveau sowie auf Klein- und Mittelbetriebe, in denen
durchschnittlich weniger verdient wird.

Die gestiegene Erwerbsbeteiligung von Frauen wird bis-
her nicht von einer paritdtischen Aufteilung der Familien-
arbeit zwischen Frauen und Méannern begleitet. Die ge-
schlechtsspezifische familidre Arbeitseinteilung fiihrt
auch zu deutlich unterschiedlichen Erwerbsverldufen im
Laufe des Lebens. Manner sind unabhéngig von der Fa-

milienform fast immer vollzeiterwerbstitig, wahrend
Frauen mit (Ehe-) Partner sehr hdufig in Teilzeit oder zeit-
weise gar nicht erwerbstitig sind. Diese Muster sind in
Westdeutschland wesentlich stérker ausgeprégt als in Ost-
deutschland.

Die iiber das Leben kumulierten Erwerbszeiten auf Er-
werbseinkommen von Frauen sind deutlich geringer als
diejenigen von Minnern. Das kumulierte Erwerbsein-
kommen von Frauen (Geburtsjahrgéinge 1936 bis 1955)
betrdgt deshalb im Durchschnitt nur 42 % des Ménner-
einkommens.

Als Folge der unterschiedlichen Erwerbsbiographien
erreichen die eigensténdigen Altersrenten von Frauen im
Osten heute nur ca. 60 %, im Westen sogar weniger als
50 % der Ménnerrenten.

Der Bericht analysiert die vielféltigen Ursachen der Ge-
schlechterdifferenzen in der Erwerbsarbeit und beim Ein-
kommen. Tradierte Leitbilder liber Geschlechterrollen
und tiber das Zusammenleben von Ménnern und Frauen
(,,Zuverdienerin/Erndhrermodell®), die geschlechtsspezi-
fische familidre Arbeitseinteilung, das Berufswahlverhal-
ten von Frauen und Minnern, die Bereitstellung eines
addquaten Kinderbetreuungsangebotes, aber auch die Aus-
gestaltung des Normalarbeitsverhaltnisses, das betrieb-
liche Einstellungsverhalten und die betriebliche Organi-
sation werden in diesem Zusammenhang genannt.

Tarifvertriage sollten nach dem Bericht darauf tiberpriift
werden, ob in den Eingruppierungssystemen immer die-
selben Kriterien verwandt werden und nicht einzelne Kri-
terien nur fiir bestimmte Entgeltgruppen oder Beschéfti-
gungsbereiche (z. B. Verantwortung nur fiir hoherwertige
Gruppen und physische Anforderungen nur fiir den Ar-
beitsbereich).

Tarifvertrage sollten nach Auffassung der Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler so ausgestaltet werden, dass
Beschiftigte iiberpriifen konnen, wie ihre Entgelthohe be-
griindet ist und worauf Entgeltunterschiede zwischen ver-
schiedenen gleichwertigen Tatigkeiten von Frauen und
Minnern beruhen.

Der Bericht wurde am 24. April 2002 mit einer Stellung-
nahme der Bundesregierung dem Deutschen Bundestag
vorgelegt. Die Bundesregierung sicht sich darin in ihrer
Haltung bestitigt, dass die Gleichstellung von Frauen und
Minnern auf dem Arbeitsmarkt auch weiterhin in das
Zentrum ihrer Gesellschaftspolitik zu stellen ist. Sie be-
trachtet es als unumgénglich, die Ausbildungschancen
junger Frauen in den zukunftsorientierten Berufen der In-
formationsgesellschaft weiter zu verbessern und Arbeits-
platzchancen und berufliche Aufstiegsmoglichkeiten fiir
Frauen zu erweitern. Frauen und Ménner miissen glei-
chermaflen die Moglichkeit haben, Beruf und Familie
miteinander zu vereinbaren.

3.4.13 Frauen in der Informationsgesellschaft

Gleiche Chancen von Frauen an der Entwicklung und Ge-
staltung der Informationsgesellschaft stellen wesentliche
strategische Ziele des Aktionsprogramms ,Innovation
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und Arbeitspldtze fiir die Informationsgesellschaft des
21. Jahrhunderts* dar. Es ist ein Hauptziel der Bundesre-
gierung, auch in Deutschland die Internetbeteiligung von
Frauen zu erhdhen. Das von der Bundesregierung mit der
Deutschen Telekom AG, der Bundesanstalt fiir Arbeit und
der Zeitschrift ,Brigitte* durchgefiihrte Programm
Frauen ans Netz* erreichte bisher insgesamt tiber 100 000
Teilnehmerinnen. Mit dem bundesweit erfolgreichsten
Portal fiir Internetkurse flir Frauen wurde der Zugang von
Herbst 1999 bis Sommer 2001 deutlich gesteigert. Waren
Frauen 1999 mit etwa einem Drittel im Internet vertreten,
nutzen inzwischen tiber 43 % Frauen das Internet. Das er-
folgreiche Private-Public-Partnership-Konzept wird bis
2003 fortgesetzt. Mit neuen Multiplikatorinnen sollen ins-
besondere diejenigen Frauen angesprochen werden, die
bisher aufgrund von Arbeitslosigkeit, geringem Einkom-
men oder fehlendem Interesse nicht an einer Nutzung des
Internets interessiert waren. Hierbei handelt es sich um
fast 60 % Frauen. Mit einer gezielten Erweiterung im
kommunalen Bereich soll eine stirkere Nachhaltigkeit
der Aktionen erreicht werden.

Daneben fordert die Bundesregierung auch andere Inter-
netangebote fiir Frauen, wie die Vernetzung von Gleich-
stellungsbeauftragten, Nichtregierungsorganisationen und
Expertinnennetzwerken. Die Moglichkeiten und Chancen
des Internets fiir Frauen sichtbar zu machen war auch Ziel
der Internationalen Konferenz ,,WOW — Women on the
Web* im Mérz 2001 in Hamburg.

Um der Gefahr einer digitalen Spaltung unserer Gesell-
schaft zu begegnen, hat die Bundesregierung des Weite-
ren eine Demonstrations- und Aufkldrungskampagne im
Rahmen der Initiative ,,Internet fiir alle* mit verschiede-
nen Aktionen fiir Kinder, Seniorinnen und Senioren, Men-
schen mit Behinderungen und anderen bei der Nutzung
der neuen Medien bisher unterreprisentierten Gruppen
gestartet.

Innerhalb dieser Kampagne hat die Arbeitsgruppe
,Frauen® des Forums Informationsgesellschaft die Auf-
gabe libernommen, die spezifischen Chancen und Risiken
der Informationsgesellschaft fiir Frauen darzustellen und
darauf aufbauend Handlungsperspektiven zu entwickeln.
Ziel dabei ist — neben der Unterstiitzung innovativer Ar-
beitsformen von Frauen und der Erhdhung des Frauenan-
teils in informationstechnischen Berufen und Studiengén-
gen — die umfassende frauengerechte Gestaltung der
Informationsgesellschaft in Bildung, Ausbildung, Weiter-
bildung und Technikentwicklung (zum Ausbildungsbe-
reich siche I 3.2.3).

3.4.14 Frauen im Kultur- und Medienbereich

Dariiber hinaus spielt der Kultur- und Medienbereich im
Hinblick auf die Erwerbstétigkeit von Frauen eine grofie
Rolle. Bei Horfunk- und Fernsehsendern liegt der Frau-
enanteil bei den Beschiftigten iiber 40 %. Hinsichtlich der
leitenden Funktionen hat sich bei den 6ffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten der Anteil der Frauen seit 1985
von 5 % auf 14 % fast verdreifacht, allerdings gibt es un-
ter den Intendanten keine Frau. Der Anteil der Frauen un-

ter den Mitgliedern der Rundfunkrite ist bis 1999 auf
20 % (1994 17 %) und in den Verwaltungsriten auf 18 %
(1994 15 %) gestiegen. Die Zunahme des Frauenanteils in
den offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten liegt aller-
dings noch deutlich unter der Entwicklung in anderen
Gremien und Parlamenten. Bei den privaten Horfunk-
und Fernsehanbietern sind hingegen schon 25 % der
Fithrungspositionen mit Frauen besetzt, obwohl es dort
keine Quotenvorgabe durch Frauenforderpline — wie
beim 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk — gibt.

Auch die Situation im Ausbildungsbereich hat sich erheb-
lich verbessert, der Anteil der Volontirinnen liegt im
Durchschnitt bei 50 %. In den Sendeanstalten gibt es fast
ausnahmslos Richtlinien, Dienstvereinbarungen oder
Gleichstellungsplédne, die eine Verbesserung der Repra-
sentanz von Frauen vorsehen und eine wichtige Basis fiir
die Arbeit der Gleichstellungsbeauftragten darstellen.

Waihrend Frauen im Bereich Bildende Kunst gut vertreten
sind — z. B. hat sich der Zuwachs an Professorinnen an
Kunstakademien von 1995 bis 2000 mehr als verdoppelt —
sind Leitungsfunktionen im Sektor der Kulturpolitik
(Kulturdezernenten) iiberwiegend mit Ménnern besetzt.
In den Designberufen ist in allen Arbeitsbereichen ein
deutlicher Aufwirtstrend fiir Frauen zu verzeichnen.

3.4.15 Frauen als Unternehmerinnen und
Existenzgriinderinnen

Die Bundesregierung hat es sich in ihrem Aktionspro-
gramm ,,Innovation und Arbeitspldtze in der Informati-
onsgesellschaft des 21. Jahrhunderts* vom September
1999 zum Ziel gesetzt, den Anteil von Frauen an Unter-
nehmensgriindungen bis zum Jahr 2005 auf mindestens
40 % zu erhéhen. Dadurch sollen die Potenziale von
Frauen fiir die Wirtschaft erschlossen und Existenzgriin-
dungen von Frauen verstarkt unterstiitzt werden.

Unternehmerinnen und Existenzgriinderinnen leisten einen
wesentlichen Beitrag zu Wachstum, Beschéftigung und
Innovation in der deutschen Wirtschaft. Von den insgesamt
3,6 Mio. Selbststiandigen in Deutschland sind 1012000
Frauen, was einem Anteil von knapp 28 % entspricht. Die
Anzahl der selbststandigen Frauen ist damit gegeniiber
dem Vorjahr gleich geblieben. In den neuen Landern und
Ost-Berlin ist die Anzahl der selbststindigen Frauen um
1 000 angewachsen; hier waren im Jahr 2001 168 000
Frauen selbststindig tatig. In den alten Bundesléndern ist
sie hingegen um 1 000 auf 844 000 gesunken

Von 1991 bis 2001 ist der Anteil der Frauen an den Selbst-
standigen in den alten Bundeslédndern von knapp 26 % auf
knapp 28 % gestiegen. Der Anteil der weiblichen Selbst-
standigen an den Ost-Unternehmungen schwankte in den
Jahren 1991 bis 2001 zwischen gut 28 % und 30 % (sieche
Tabelle 3.7, im Anhang)

Mehrheitlich sind die selbststindigen Frauen im Bereich
Dienstleistungen (558 000) tétig, gefolgt von Handel und
Gastgewerbe (329000), Produktion und Baugewerbe
(78 000) sowie Land- und Forstwirtschaft (47 000). Rund
160 000 der weiblichen Selbststdndigen sind Freiberuf-
lerinnen. Griindungswillige konnen in Deutschland auf
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ein umfangreiches, an den Bediirfnissen von Griinderin-
nen und Griindern gleichermallen ausgerichtetes Forder-
instrumentarium zurilickgreifen. So wurden im Jahr 2002
aus dem ERP-Sondervermdgen des Bundes insgesamt
rund 5 Mrd. Euro fiir zinsgiinstige Kredite zur Verfligung
gestellt, die durch die Eigenprogramme der Deutschen
Ausgleichsbank und der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau
um zusitzliche 9 Mrd. Euro aufgestockt wurden. Die Zahl
von Frauen, deren Griindung gefordert wurde, ist seit
1990 deutlich angestiegen: So wurde im Jahr 2001 in den
alten Bundesldndern mehr als jede vierte geforderte Exis-
tenzgriindung von einer Frau durchgefiihrt (25,1 %) und
in den neuen Bundesldndern jede dritte (33,7 %). 1990 la-
gen diese Anteile noch bei 21,3 % bzw. 25,6 %.

Als fiir Griinderinnen besonders hilfreich hat sich die Ein-
fiihrung des so genannten Startgeld-Programms der Deut-
schen Ausgleichsbank (DtA) erwiesen, welches speziell
den Kapitalbedarf kleinerer Griindungsvorhaben (bis
50 000 Euro) deckt. Es wird iiberproportional hdufig von
Griinderinnen in Anspruch genommen. Seit seiner Aufle-
gung im Mai 1999 sind 20 703 Startgeld-Darlehen mit
einem Kreditvolumen von 654,3 Mio. Euro unterstiitzt
worden (Stand: Juli 2002). Der Frauenanteil betrdgt hier
36,3 % gegeniiber 25,3 % bei anderen DtA-Forderpro-
grammen. Ab dem 1. Oktober 2002 wird die Deutsche
Ausgleichsbank mit einem Mikrodarlehen von bis zu
25 000 Euro ihr Férderprogramm ergdnzen. Das Mikro-
darlehen soll dazu beitragen, Klein- und Kleinstgriinde-
rinnen und -griindern, die es insbesondere im Dienstleis-
tungsbereich gibt, den Schritt in die Selbststdndigkeit zu
erleichtern. Uber 56 % der selbststindigen Frauen sind im
Dienstleistungsbereich tétig. Deshalb ist zu erwarten,
dass Frauen in besonderer Weise von diesem Programm
profitieren.

Dartiiber hinaus gibt es eine Reihe von speziellen Bera-
tungsangeboten fiir Existenzgriinderinnen auf kommu-
naler oder Landesebene, die durch Angebote von in
Netzwerken oder Vereinen zusammengeschlossenen
Frauen ergénzt werden. Im virtuellen ,,Griinderzentrum*
der DtA finden angehende Unternehmer und Unterneh-
merinnen Antworten auf zahlreiche betriebswirtschaftli-
che und rechtliche Fragen. Neu ist das ,,Griinderinnen-
Special®, das sich speziell an Unternehmerinnen richtet.
Das Special gibt nicht nur einen Uberblick iiber die Fi-
nanzierungs- und Beratungsangebote, sondern bietet
auch zusétzliche wertvolle Informationen, wie Surf- und
Buchtipps, sowie eine Ubersicht iiber weibliche Netz-
werke.

Mit dem von der Bundesregierung geplanten Programm
,,Power fir Griinderinnen‘ sollen Griinderinnen bei ihrem
Engagement motiviert und unterstiitzt werden. Das Pro-
gramm soll durch gezielte Strukturmafnahmen, Rahmen-
bedingungen und Offentlichkeitsarbeit dazu beitragen,
ein fiir Frauen griindungsfreundliches Klima in Deutsch-
land zu schaffen. Dabei geht es vor allem um die Erhe-
bung statistischer Daten iiber Existenzgriindungen von
Frauen, die Auswirkungen der Informationsgesellschaft
auf das Griindungsgeschehen und die Griindungsvor-
haben von Frauen. Handlungsbedarf besteht ferner bei

der Stirkung der Beteiligung von Frauen im Bereich der
technologieorientierten Griindungen (IT-Bereich, Bio-
tech-Wirtschaft) und in der Nutzung der Potenziale des
Internets durch Griinderinnen. Ein ,Informations- und
Servicezentrum fiir Griinderinnen® soll die Maflnahmen
forcieren.

Wichtig fiir Frauen ist auch die 1996 eingefiihrte Forde-
rung nach dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz
(AFBQG), dem so genannten ,,Meister-BAfoG*. Die darin
enthaltenen Regelungen fiir Frauen mit Kindern beziig-
lich der Teilnahme an Fortbildungsmaf3inahmen tragen zu
einer positiven Karriereentwicklung von Frauen bei. Am
1. Januar 2002 ist die Reform des ,,Meister-BAfoG* in
Kraft getreten, wodurch u. a. die Familien- und Existenz-
griindungskomponente des Gesetzes verstirkt werden
soll. Es gelten nun fiir Familien mit Kindern und Allein-
erzichende bessere Forderkonditionen.

4, Frauen in der Landwirtschaft und im
landlichen Bereich

4.1 Situation der Frauen in der
Landwirtschaft

Wie in anderen Industrieldndern ist auch in Deutschland
die Zahl der in der Landwirtschaft Beschéftigten seit lan-
gem riickldufig. Wiahrend in den alten Bundeslindern
1950 noch jeder vierte Erwerbstdtige in der Landwirt-
schaft arbeitete, sind es heute nur noch 3 von 100 Er-
werbstétigen. Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe
mit einer Nutzfliche von 2 ha und mehr ist in derselben
Zeitvon 1,6 Mio. auf etwa 406 200 zuriickgegangen. Auf-
grund der Anhebung der unteren Erfassungsgrenzen sind
die Angaben nur bedingt vergleichbar. (Bis 1997 land-
wirtschaftliche Betriebe mit 1 ha landwirtschaftlich ge-
nutzter Flaiche und mehr.) Gleichwohl deckt die heimi-
sche Landwirtschaft fast 90 % des Inlandsbedarfs an
Nahrungsmitteln.

Rund 97 % der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutsch-
land waren 1999 Einzelunternechmen, die iberwiegend als
Familienbetriebe bewirtschaftet wurden. Von den vollbe-
schiftigten Familienarbeitskrdften waren 12,5 % weib-
lich, von den teilzeitbeschéftigten Familienarbeitskraften
waren dagegen 45,6 % weiblich.

Im Bundesdurchschnitt wurden 1999 rund 9 % aller Be-
triebe von Frauen geleitet. In den neuen Bundesldndern
lag ihr Anteil bei ca. 20 %, in den Betrieben iiber
50 ha bei ungefihr 14 %. Etwa 353000 Frauen bzw.
37 % aller Familienmitglieder in landwirtschaftlichen
Betrieben der Rechtsform Einzelunternehmen waren in
Deutschland 1999 mit betrieblichen Arbeiten beschéftigt.
Diese Frauen leisteten 28 % der zu bewiltigenden be-
trieblichen Arbeit. Daraus ist erkennbar, dass fast alle
landwirtschaftlichen Betriebe ohne Mithilfe der Frauen
nicht bestehen konnten. Alternative Einkommensquel-
len, wie z. B. die Direktvermarktung von landwirtschaft-
lichen Produkten oder ,,Urlaub auf dem Bauernhof™, lie-
gen zumeist in der Verantwortung der Frauen des
Betriebes.
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Strukturwandel trifft Frauen in landwirtschaftlichen Be-
rufen zuerst. Die zunéchst erheblichen strukturellen Un-
terschiede zwischen dem fritheren Bundesgebiet und den
neuen Bundeslandern haben sich weiter verringert.
Wihrend im fritheren Bundesgebiet hauptsidchlich Fami-
lienarbeitskréfte in der Landwirtschaft titig waren, wur-
den in den neuen Lindern familienfremde, in der Regel
hauptberufliche Arbeitskrifte beschéftigt. Der hier er-
folgte Strukturwandel hat zu einem erheblichen Abbau
von Arbeitsplitzen vor allem fiir Frauen gefiihrt. Noch
1999 waren rund 54 % der Arbeitslosen aus land- und
forstwirtschaftlichen Berufen in den neuen Léndern
Frauen.

Um dieser Entwicklung gegenzusteuern, wurden alterna-
tive, tiberregionale Vermarktungsprojekte entwickelt. Vor
diesem Hintergrund hat die Bundesregierung gemeinsam
mit dem Land Rheinland-Pfalz von 1996 bis 1999 das
Modellvorhaben des Deutschen Landfrauenverbandes
»Kooperative iiberregionale Vermarktung von Landfrau-
enprodukten” (Eifel-Hunsriick-Projekt) durchgefiihrt,
dessen Ziel die Entwicklung und Erprobung eines Kon-
zeptes zur Vermarktung von landlichen Produkten in Bal-
lungsgebieten war (Landfrauen-Laden).

Um Dienstleistungsangebote fiir Seniorinnen und Senio-
ren im ladndlichen Raum als einkommensverbessernde
Malnahme zu erschlieen, wurde von 1999 bis 2001 das
Modellvorhaben ,,Dienstleistungen fiir Senioren im l&nd-
lichen Raum** durchgefiihrt und durch das Bundesminis-
terium fiir Verbraucherschutz, Erndhrung und Landwirt-
schaft gefordert.

Seit Mitte der 90er-Jahre wird fiir den landlichen Raum
der neuen Bundesldnder immer deutlicher, dass seine
kiinftige Entwicklung als Wirtschafts- und Sozialraum in
entscheidendem Malle davon abhéngen wird, in welchem
Umfang die hier lebenden Menschen ihre eigenen Poten-
ziale mobilisieren konnen. Um Arbeitsmarktproblemen
fiir Frauen — und vor allem den sich daraus ergebenden
vielschichtigen sozialen Konsequenzen — entgegen zu
wirken, ist die Organisation von Beschiftigungsprojekten
ein wesentlicher Bestandteil der Arbeit von Landfrauen-
organisationen.

Nach dem Modellvorhaben der Bundesregierung von
1993 bis 1996 ,,Landfrauen helfen sich selbst® in Sach-
sen-Anhalt, das Landfrauen erfolgreich beim Aufbau
eigenstindiger landwirtschaftlicher Existenzen unter-
stiitzt hat, wurde seit 1998 vom Bundesministerium fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend ein Modellprojekt
in den neuen Bundesliandern ,,SELF — Frauen gestalten
Strukturenwicklungen ldndlicher Regionen® durchge-
fithrt und 2001 erfolgreich abgeschlossen. In enger Zu-
sammenarbeit mit den Landeslandfrauenverbénden hat
der Deutsche Landfrauenverband als Triager des Modell-
projektes Frauen des landlichen Raumes, die stirker als
Manner von der Arbeitslosigkeit betroffen sind, bei er-
werbswirtschaftlich orientierten Projekten begleitet und
bei Existenzgriindungen unterstiitzt.

Das Projekt leistete einen Beitrag zur Schaffung von
Frauenarbeitspliatzen unter Nutzung der vorhandenen
Potenziale und Initiativen im ldndlichen Raum, war
Kristallisationspunkt fiir Existenzgriindungsideen von
Frauen im landlichen Raum, entwickelte neue Existenz-
griindungsideen von Frauen und realisierte sie. Insge-
samt sind aus dem Modellprojekt 26 Existenzgriindun-
gen mit zundchst 40 Arbeitsplédtzen entstanden, und zwar
in allen Bereichen wie Handwerk, Dienstleistungen,
Handel und Tourismus.

4.2 Forderung von Beschaftigungs-
moglichkeiten von Frauen in der
Landwirtschaft

Neue agrarpolitische Rahmenbedingungen, struktureller,
technischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wan-
del in der Landwirtschaft und im landlichen Raum
verschérfen einerseits die angespannte Arbeits- und Ein-
kommenssituation, insbesondere der Frauen in der Land-
wirtschaft. Andererseits er6ffnen sich aber auch Chancen,
sich durch Umorientierung neue Arbeits- und Einkom-
mensfelder zu erschlieBen. Ziel ist, Frauen in der Land-
wirtschaft und im lidndlichen Raum Anreize zu geben,
neue Ideen und Konzepte zur Sicherung oder Er-
schlieBung von Einkommens- und Beschiftigungsmdg-
lichkeiten zu entwickeln und umzusetzen.

Unumstritten hilfreich ist hierbei die Anwendung und
Nutzung der Informationstechnologien. Noch besteht ein
erhebliches Qualifikations- und Nutzungsgefille zwi-
schen Stadt und Land, dies gilt insbesondere im Hinblick
auf Frauen in ldndlichen Regionen. Zur Behebung dieses
strukturellen Problems fiihrt der Deutsche Landfrauen-
verband mit Fordermitteln des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend ein IT-Projekt
durch, das sich unmittelbar an der Praxis orientiert. Die-
ses Projekt ergénzt das Programm ,,Frau und Beruf®, mit
dem Frauen im landlichen Bereich nicht in vollem Um-
fang erreicht werden konnen. Das Projekt sieht vor, dass
je Landesverband (es gibt insgesamt 22 Landesverbiande
in der Bundesrepublik) im Durchschnitt zwei Frauen zur
IT-Spezialistin qualifiziert werden, um diese dann bei
Weiterbildungsveranstaltungen der Landfrauenorganisa-
tionen auf Landesebene einzusetzen. Den ausgebildeten
Spezialistinnen fallt auch die Aufgabe zu, in ihren Lén-
dern Auftrage von Landfrauen und Existenzgriinderinnen
zur Gestaltung einer Website zu realisieren. Dies bedeutet
zum einen, dass die Spezialistinnen dadurch selbst zu
Existenzgriinderinnen werden und zum anderen kénnen
fiir die regionalen Existenzgriinderinnen neue Vermark-
tungswege erschlossen werden.

5. Frauen im offentlichen Leben

5.1 Allgemeines

Bei der Wahl zum 15. Deutschen Bundestag im Septem-
ber 2002 bilden Frauen mit circa 31,9 Mio. Wahlberech-
tigten gegeniiber circa 29,3 Mio. Ménnern die Mehrheit
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der Wahlberechtigten. Im Berichtszeitraum konnte der
Anteil der Frauen in politischen Amtern auf allen Ebe-
nen gesteigert werden. Eine ausgewogene Beteiligung
von Frauen und Maénnern an politischen Mandaten
wurde noch nicht erreicht. Wesentliche Ursachen liegen
in der traditionellen Rollenverteilung von Frauen und
Mainnern und in den herkémmlichen Lebens- und Ar-
beitsbedingungen. Frauen mit Familienpflichten haben
es schwerer als Méanner sich politisch zu engagieren. Da-
mit Familienarbeit kein Hindernis fiir ein politisches En-
gagement ist, miissen sich politische Organisations- und
Veranstaltungsformen stirker an den tatsdchlichen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen von Frauen orientieren.
Die Bundesregierung versucht, durch ein Biindel von
MalBnahmen, insbesondere junge Frauen fiir ein politi-
sches Engagement zu gewinnen. Dazu gehdren z. B.
Mentorinnenprojekte, die es jungen Frauen ermogli-
chen, Politikerinnen in ihrem Alltag eine Zeit lang zu be-
gleiten.

5.2 Beteiligung auf Bundesebene

Der Anteil der Frauen in den Parlamenten ist in den letz-
ten Jahren kontinuierlich gestiegen. So wurde im Jahre
2002 der bisher hochste Frauenanteil im Deutschen Bun-
destag seit Bestehen der Bundesrepublik erreicht. Insge-
samt waren nach der Wahl 1998 im 14. Bundestag 30,9 %
der Mitglieder Frauen, das sind 207 Frauen von insge-
samt 669 Abgeordneten. Im Vergleich dazu waren es
nach der Bundestagswahl 1994 26,3 %. Der Anteil der
weiblichen Abgeordneten variiert jedoch je nach Partei-
zugehdrigkeit. So betridgt der Frauenanteil bei der SPD
35,23 %, bei den Biindnis 90/Die Griinen 57,45 %, bei
der CDU/CSU sind es 18,37 %, bei der FDP 20,93 % und
bei der PDS 58,33 %. Bereits zwei Mal in der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland bekleidete eine Frau
das zweithochste Staatsamt. Nach Annemarie Renger,
1972 bis 1976, hatte Frau Prof. Dr. Rita Siissmuth das
Amt der Bundestagsprésidentin von 1988 bis 1998 inne.
Drei der flinf Vizepréisidenten des 14. Deutschen Bun-
destages sind Frauen. Von 1994 bis Friithjahr 2002 stand
dem obersten deutschen Gericht, dem Bundesverfas-
sungsgericht, mit Frau Prof. Dr. Jutta Limbach erstmals
eine Frau vor.

Im Kabinett der Bundesregierung waren im Jahr 2001
17 Frauen: sechs Ministerinnen (Bundesministerium der
Justiz, Bundesministerium fiir Verbraucherschutz, Er-
ndhrung und Landwirtschaft, Bundesministerium fiir
Gesundheit, Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, Bundesministerium fiir Bildung und
Forschung, Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung) und elf Parlamentari-
sche Staatssekretdrinnen in insgesamt 16 Ministerien.
Auch in bisher reinen Mannerdoménen (z. B. Bundesmi-
nisterium des Innern, der Finanzen, der Verteidigung)
tragen Frauen als Staatssekretdrinnen politische Verant-
wortung.

Von 1995 bis 2000 war erstmals eine Frau Wehrbeauf-
tragte des Deutschen Bundestages.

5.3 Beteiligung auf Landesebene

Der Anteil der Frauen in den Landesparlamenten
schwankt zwischen 22,7 % in Bayern und 41 % in Bre-
men.

Den Landesregierungen gehoren etwa 40 Ministerinnen
an (ihr Anteil liegt zwischen 8,3 % in Sachsen und 55,6 %
in Schleswig-Holstein). Seit Mai 1993 leitet erstmals eine
Frau eine Landesregierung (Schleswig-Holstein).

5.4 Beteiligung auf kommunaler Ebene

Auch in den gewihlten Vertretungen der Stidte und Ge-
meinden stieg der Frauenanteil in den letzten Jahren weiter
an. In Gemeinden mit 10 000 bis unter 20 000 Einwohnern
haben Frauen bereits einen Stadt- bzw. Gemeinderatsanteil
von durchschnittlich 21,04 %. Weiterhin ist feststellbar,
dass, je groBer die Gemeinden sind, desto mehr Kandida-
tinnen den Sprung in den Stadt- bzw. Gemeinderat schaf-
fen. So haben Frauen in Gemeinden mit 500 000 und mehr
Einwohnern einen Anteil am Stadt- bzw. Gemeinderat von
durchschnittlich 36,26 %. In mehreren groflen Stidten ste-
hen Frauen an der Spitze der Verwaltung.

5.5 Beteiligung in den Gewerkschaften

Die im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zusam-
mengeschlossenen Gewerkschaften zahlten im Jahr 2000
insgesamt 7772795 Mitglieder — davon 2369560
Frauen. Die Zahl der weiblichen Mitglieder der im DGB
organisierten Gewerkschaften fiel von 30,9 % im Jahr
1997 auf knapp 30,4 % im Jahr 1999. Die aus einem Zu-
sammenschluss im Jahr 2001 von DAG, DPG, HBV,
IG Medien und OTV entstandene Gewerkschaft ver.di
hatte Anfang 2002 insgesamt 2 991 656 Mitglieder, davon
fast die Hélfte, d. h. 1422327 Frauen. In einigen Berei-
chen von ver.di gibt es einen branchenbedingt hohen
Frauenanteil. So sind z. B. im Bereich Handel, Banken
und Versicherungen 286 825 Frauen und 145 798 Ménner
organisiert.

2000 hatten zwei Gewerkschaften (GEW und HBV) eine
Frau als Vorsitzende; mit Griindung der Dienstleistungs-
gesellschaft ver.di im Jahr 2001 wurde die ehemalige
HBV-Vorsitzende stellvertretende Vorsitzende bei ver.di.

Im Geschiftsfilhrenden Bundesvorstand des DGB sind
zwei von fiinf Mitgliedern Frauen, was einen Anteil von
40 % ergibt. Weibliche DGB-Landesbezirksvorsitzende
gibt es keine; allerdings machen Frauen einen Anteil von
40 % bei den Stellvertretungen aus. Bei den Kreisvorsit-
zenden (kiinftig: Regionsvorsitzende) betrdgt der Frau-
enanteil 15,4 %.

Herauszuheben ist, dass in der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di Frauen eigene Strukturen und Arbeitsmog-
lichkeiten erhalten. Geschlechterdemokratie ist eine der
Kernaufgaben, die Gleichstellung von Frauen und Mén-
nern in Wirtschaft und Gesellschaft soll bei allen Ent-
scheidungen und auch bei der Besetzung von Gewerk-
schaftsgremien verwirklicht werden. Bei Wahlen miissen
Frauen entsprechend ihrem Anteil an der Mitgliedschaft
berticksichtigt werden.
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6. Einrichtungen und Behoérden zur
Forderung der Gleichstellung von Frau
und Mann

6.1  Gleichstellungs- und Frauenbeauftragte
in Behorden und offentlich-rechtlichen
Institutionen

In vielen Bundes- und Landesbehdrden sowie in 6ffent-
lich-rechtlichen Institutionen gibt es mittlerweile Stellen,
die sich unter anderem oder auch ausschlieflich mit Fra-
gen der Gleichstellung von Frauen im Aufgaben- und Zu-
standigkeitsbereich ihrer Institutionen befassen.

6.2 Gleichstellungsbeauftragte des Bundes

Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten
des Bundes werden durch das neue Bundesgleichstel-
lungsgesetz konkretisiert und verstarkt, ihr Aufgabenbe-
reich erweitert. Klare Regelungen zu ihrer obligato-
rischen Entlastung von anderen dienstlichen Aufgaben
gehen hiermit einher.

Mit ihrem Einspruchsrecht erhalten die Gleichstellungs-
beauftragten einen wirksamen férmlichen Rechtsbehelf
gegen Entscheidungen und MaBnahmen ihrer Dienst-
stelle, die sie fiir gleichstellungswidrig halten. Durch die
ausdriickliche gesetzliche Eroffnung des Rechtswegs zu
den Verwaltungsgerichten bei grundsdtzlichen Meinungs-
verschiedenheiten zu den Rechten der Gleichstellungsbe-
auftragten und zum Gleichstellungsplan werden die
Gleichstellungsbeauftragten des Bundes kiinftig grundle-
gende gleichstellungsrechtliche Fragen gerichtlich kléren
lassen kdnnen, ohne das bisherige Risiko, dass ihr Antrag
auf gerichtliche Entscheidung mangels gesetzlicher
Grundlage als unzuldssig abgewiesen wird. Als Spezialis-
tinnen fiir Gleichstellungsfragen werden die Gleichstel-
lungsbeauftragten in Gremienbesetzungsverfahren ihrer
Dienststellen einbezogen, sofern keine speziellen Gleich-
stellungsreferate eingerichtet sind. Sie wirken auch mit
bei MaBnahmen zum Schutz vor sexueller Belédstigung
am Arbeitsplatz.

6.3

Die Gleichstellungsbeauftragte des Bundesfrauenminis-
teriums ist Vorsitzende des Interministeriellen Arbeitskrei-
ses (IMA). Im IMA tauschen die Gleichstellungsbeauftrag-
ten ihre Erfahrungen aus, bearbeiten behordeniibergreifende
Gleichstellungsfragen, entwickeln Ideen fiir eine Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen der weiblichen Beschiftigten
in ihren Héusern und bilden sich im Interesse ihrer Arbeit
gemeinsam fort. Dabei geht es um den Abbau von Benach-
teiligungen, um Personalentwicklung, um die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf und viele andere Themen.

Interministerieller Arbeitskreis

6.4 Gleichstellungseinrichtungen in den

Landern

Bei den Landesbehdrden ist eine dhnliche Entwicklung
wie auf Bundesebene zu verzeichnen.

In allen Landesregierungen bestehen Einrichtungen zur
Forderung der Gleichstellung. Sie sind jedoch unter-
schiedlich in die Administration eingebunden. 13 Lander
haben in den letzten Jahren Frauenministerien eingerich-
tet: Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg,
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein. In Baden-Wiirttemberg gibt es eine
Staatssekretérin fiir Frauenangelegenheiten im Sozialmi-
nisterium, Thiiringen hat eine Beauftragte der Thiiringer
Landesregierung fiir die Gleichstellung von Frau und
Mann und Mecklenburg-Vorpommern hat eine Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragte der Landesregierung.

Die Aufgaben und Befugnisse der Lénder-Gleichstel-
lungsstellen umfassen:

— Anregungen und Vorschldge zu Entwiirfen sowie Prii-
fung von Gesetzen, Verordnungen und MaBnahmen
der jeweiligen Landesregierung;

— Zusammenarbeit mit Frauenorganisationen sowie mit
anderen Organisationen und Verbanden, die mit Frau-
enfragen befasst sind;

— Zusammenarbeit mit entsprechenden Stellen des Bun-
des und der anderen Linder sowie mit allen Behorden,
die Maflnahmen in Bezug auf die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern durchfiihren konnen.

Die Tatigkeit der Lander-Gleichstellungsstellen erstreckt
sich auf alle Politikbereiche. Besondere Mafinahmen ent-
wickeln sie in den Bereichen Schule, Bildung, Ausbil-
dung, Arbeitsleben, berufliche Frauenforderung, Verein-
barkeit von Familie und Beruf und Gewalt gegen Frauen.

Die Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministe-
rinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Lan-
der (GFMK) konstituierte sich im November 1991 in
Potsdam. Sie tagt jdhrlich unter wechselndem Vorsitz. Der
Bund ist als stédndiger Gast vertreten. Aufgabe der GFMK
ist die gegenseitige Unterrichtung und Abstimmung, die
Erdrterung von Gesetzesvorhaben in Bund und Landern,
die Erarbeitung gemeinsamer Stellungnahmen und Be-
schliisse sowie die Absprache iiber ldnderiibergreifende
Aktionen.

Die GFMK ist ein wichtiges Instrument, um die Politik
der Bundesregierung — insbesondere zu den Politikfeldern
Arbeitsmarkt, Familienrecht, Alterssicherung, Wissen-
schaftsforderung und Gewalt gegen Frauen — zu beglei-
ten. Arbeitsgruppen aller Bundeslédnder entwickeln Lén-
der tibergreifend gleichstellungsfordernde Vorschldge an
die Bundesregierung. Diese werden iiber ein Bundesland
in den Bundesrat eingebracht oder an die anderen Fach-
konferenzen der Bundesldnder — wie zum Beispiel die
Konferenz der Wirtschaftsministerinnen und -minister
oder Justizministerinnen und -minister — herangetragen.

6.5

20 Jahre nach Einrichtung der ersten kommunalen Gleich-
stellungsstelle 1982 in Ko6ln haben sich inzwischen tiber
1900 Gleichstellungsstellen etabliert. Zahlreiche Gemein-

Kommunale Gleichstellungsstellen
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den haben eine Gleichstellungsbeauftragte, ebenso die
Landkreise, darunter alle in den neuen Bundesldandern. Die
Bestellung von Gleichstellungsbeauftragten hat sich in-
zwischen institutionalisiert und ist in den letzten Jahren
zahlenmaBig rasch gewachsen. Die breite Akzeptanz der
Gleichstellungsbeauftragten zeigt sich auch darin, dass
viele Gemeinden, die rechtlich nicht dazu verpflichtet
sind, sich dennoch fiir die Einrichtung einer solchen Stelle
entscheiden.

Die rechtlichen Grundlagen kommunaler Gleichstel-
lungsstellen und Frauenbiiros sind von Bundesland zu
Bundesland verschieden. Inzwischen haben die meisten
Bundeslander eine gesetzliche Grundlage fiir die Einrich-
tung von kommunalen Gleichstellungsstellen, die sich in
den jeweiligen Landesgleichstellungsgesetzen, Kommu-
nalverfassungen bzw. Gemeindeordnungen findet. Die
Wirksamkeit der Arbeit hdngt von den Kompetenzen und
der personellen sowie finanziellen Ausstattung der
Gleichstellungsstellen ab. Wichtige Voraussetzungen fiir
eine effektive Arbeit sind unter anderem ressort- bzw. ab-
teilungsiibergreifende Einwirkungsbefugnisse, frithzei-
tige Beteiligung an Personalentscheidungen und an allen
Verwaltungsentscheidungen, die mit Gleichstellungsfra-
gen zusammenhéangen, sowie das Recht auf eigenstindige
Offentlichkeitsarbeit in Abstimmung mit der Verwal-
tungsspitze. Kommunale Gleichstellungsstellen haben
die Moglichkeit, auch im Einzelfall konkrete Hilfe zu
leisten. Gleichzeitig konnen sie wichtige AnstoBe fiir
strukturelle Anderungen in der Gemeinde geben und
Frauenforderung in den Kommunalbehorden selbst vo-
rantreiben.

Auf Lander- und Bundesebene haben sich die kommuna-
len Gleichstellungsstellen zu Arbeitsgemeinschaften zu-
sammengeschlossen, um ihre politischen Einflussmog-
lichkeiten zu verbessern.

6.6 Geschaftsstelle der Bundesarbeitsge-
meinschaft kommunaler Frauenbiiros
und Gleichstellungsstellen

Seit Januar 2000 fordert das Bundesministerium fiir Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend im Rahmen eines
dreijahrigen Projektes die Einrichtung einer Geschifts-
stelle der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frau-
enbiiros und Gleichstellungsstellen. Die Geschéftsstelle
mit Sitz in Berlin dient dem bundesweiten Netzwerk der
kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten
und deren Bundessprecherinnen als Koordinierungsstelle.

6.7 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte
an Hochschulen

Die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragten an Hochschulen in Deutschland ist ein
Zusammenschluss aller Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten der Universititen, Fachhochschulen, Kunst-
hochschulen, der kirchlichen Hochschulen und der Kli-
niken, die Hochschulen angeschlossen sind.

Dieser Zusammenschluss dient der Durchsetzung von ge-
meinsamen Zielen, vor allem im Bereich der Frauenfor-
derung und beim Abbau von Nachteilen fiir Frauen an
Hochschulen. Die Bundeskonferenz vertritt die Interessen
der Frauen an Hochschulen auf Bundesebene und gegen-
iber der Europdischen Union, soweit Bundeskompeten-
zen beriihrt sind. In diesem Sinne kooperiert sie mit an-
deren Institutionen, Verbidnden und Vereinigungen.

6.8 Beauftragte fiir Chancengleichheit am
Arbeitsmarkt

Seit der Anderung des Arbeitsforderungsrechts (SGB I11)
durch das am 1. Januar 2002 in Kraft getretene Job-
AQTIV-Gesetz (siche Teil I unter 3.4.7) haben die bishe-
rigen Beauftragten fiir Frauenbelange bei den Arbeitsdm-
tern eine neue Bezeichnung erhalten. Sie nennen sich nun
Beauftragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt und
reprasentieren das Arbeitsamt in libergeordneten Fragen
der Frauenforderung, der Gleichstellung von Frauen und
Mainnern am Arbeitsmarkt sowie der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf bei beiden Geschlechtern.

Hierzu zdhlen insbesondere Fragen der beruflichen Aus-
bildung, des beruflichen Einstiegs und Fortkommens von
Frauen und des Wiedereinstiegs von Frauen und Mannern
nach einer Familienphase sowie hinsichtlich einer fle-
xiblen Arbeitszeitgestaltung.

Die Beauftragten fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
gibt es in allen Arbeitsdmtern, Landesarbeitsaimtern und
der Hauptstelle der Bundesanstalt fiir Arbeit. Sie beraten
und unterstiitzen ihre Dienststellen bei der frauen- und fa-
miliengerechten fachlichen Aufgabenerledigung. Sie wir-
ken bei der Entwicklung von geschéftspolitischen Kon-
zepten des Arbeitsamtes zur Gleichstellung von Frauen
und Ménnern am Arbeitsmarkt mit.

7. Mittel zur Durchsetzung der
Gleichstellung

Das Leben von Frauen und Ménnern weist in den meisten
Bereichen des 6ffentlichen und privaten Lebens substan-
zielle Unterschiede auf, auch wenn durch zahlreiche
rechtliche Verdnderungen diskriminierende Sonderstel-
lungen und AusschlieSungen von Frauen aufgehoben und
abgeschafft werden konnten. Maflnahmen und Politiken,
die sich an Menschen richten, sind wegen der bestehen-
den Unterschiede in der Lebensrealitdt von Frauen und
Mainnern in der Regel nicht geschlechtsneutral und miis-
sen daher auf ihre Auswirkungen gepriift werden, um
Fehlplanungen zu vermeiden und die Interessen beiderlei
Geschlechts zu berticksichtigen. Um die Lebenslagen bei-
der Geschlechter im Blick zu haben, ist die Strategie des
Gender Mainstreaming entwickelt worden, die einen mo-
dernen, geschlechtergerechten Ansatz beinhaltet.

7.1 Bedeutung von Gender Mainstreaming

Gender Mainstreaming nimmt sdamtliche Organisationen
und Personen, die an der Gestaltung politisch-administra-
tiver Konzepte und Maflnahmen beteiligt sind, in die
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Pflicht, bei allen Vorhaben die unterschiedlichen Lebens-
situationen und Interessen von Frauen und Ménnern von
Anfang an zu beriicksichtigen. Dies bedeutet einen syste-
matisch angelegten (Um-)Organisationsprozess von Po-
litik und Verwaltung, einen gleichstellungspolitischen
Check des nach innen und auflen gerichteten Verwal-
tungshandelns. Die Beriicksichtigung der Interessen von
Frauen und Ménnern innerhalb der Verwaltung, aber auch
als Norm- und Maflnahmenadressaten und -adressatinnen
ist zentrale Aufgabe einer modernen, bediirfnis- und ser-
viceorientierten Verwaltung und liegt in deren vitalem In-
teresse, um eine hohere Zufriedenheit der Beschéftigten
und passgenauere Antworten auf die Fragen der Biirge-
rinnen und Biirger zu erreichen.

Gender Mainstreaming ersetzt dabei nicht die Notwen-
digkeit gezielter Frauenforderung. Im Gegenteil: Gender
Mainstreaming ist ausdriicklich als Erginzung zu spezi-
fischen FrauenférdermaBBnahmen zu verstehen und umzu-
setzen. Der Hauptunterschied zwischen den beiden Poli-
tiken besteht in den beteiligten Akteuren und den
konzeptionellen Ansatzpunkten. Die bisherige Frauen-
forder- oder Gleichstellungspolitik geht von einer kon-
kreten gleichstellungspolitischen Problemstellung aus.
Uber speziell fiir Gleichstellungspolitik zustindige Perso-
nen und Verwaltungseinheiten wird eine Losung fiir die-
ses konkrete Problem entwickelt. Gender Mainstreaming
setzt demgegentiber bei allen politischen Entscheidungen
an, auch bei denen, die auf den ersten Blick keinen ge-
schlechtsspezifischen Problemgehalt zu haben scheinen.
All diese Maflnahmen werden unter einer geschlechterbe-
zogenen Perspektive betrachtet, d. h. die moglicherweise
unterschiedlichen Ausgangsbedingungen oder Auswir-
kungen der MaBinahme auf die beiden Geschlechter miis-
sen abgefragt und ermittelt werden. Die Durchfiihrung
von Gender Mainstreaming macht transparent, dass Poli-
tik nicht geschlechtsneutral ist. Ob es um Gesetze, ob es
um Architektur und Stadtplanung, um Gesundheitsfragen,
Bildungsangebote, Forschungsvorhaben, um Arbeitszeit-
regelungen in Unternehmen, um Beurteilungsrichtlinien
im offentlichen Dienst oder um die Strahlenschutzverord-
nung geht — tiberall sind die Voraussetzungen fiir Frauen
und Ménner unterschiedlich, iiberall wirken sich die Maf3-
nahmen unterschiedlich auf die Geschlechter aus, hdufig
zum Nachteil von Frauen oder derjenigen Gruppen, deren
Lebensgestaltung von dem klassischen mannlichen Rol-
lenmodell abweichen.

Spezifische Frauenforderpolitik und Gender Mainstream-
ing sind damit zwei unterschiedliche Strategien fiir die Er-
reichung derselben Zielsetzung, ndmlich der Gleichstel-
lung von Frauen und Ménnern und dem stetigen Abbau
von geschlechtsspezifischer Diskriminierung. Beide Stra-
tegien sind nach Auffassung der Bundesregierung zur
Zielerreichung notwendig und ergénzen sich.

7.2 Rahmenbedingungen — politische und
rechtliche Vorgaben

Mit ihrem Kabinettbeschluss vom Juni 1999 hat die Bun-
desregierung die Gleichstellung von Frauen und Ménnern
als durchgéngiges Leitprinzip anerkannt und beschlossen,

diese Aufgabe als Querschnittsaufgabe mittels der Strate-
gie des Gender Mainstreaming zu fordern. In der Ge-
meinsamen Geschéftsordnung der Bundesministerien ist
dementsprechend die Verpflichtung aller Ressorts festge-
legt, den Mainstreaming-Ansatz bei allen politischen,
normgebenden und verwaltenden Maflnahmen der Bun-
desregierung zu beachten (§ 2 GGO).

Nach § 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiQG)
sind alle Beschéftigten in der Bundesverwaltung, insbe-
sondere Fiithrungskrifte, verpflichtet, die Gleichstellung
von Frauen und Ménnern zu fordern; diese Aufgabe ist
durchgéngiges Leitprinzip in allen Aufgabenbereichen
der Dienststellen sowie bei der Zusammenarbeit von
Dienststellen.

Hintergrund ist neben der Aktionsplattform der Vierten
Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 die rechtliche Ver-
pflichtung der EU-Mitgliedsstaaten aus dem Amsterdamer
Vertrag. Durch das Inkrafttreten des Amsterdamer Vertra-
ges am 1. Mai 1999 hat die Umsetzung von Gender Main-
streaming fiir die Mitgliedstaaten der EU rechtliche Ver-
bindlichkeit erhalten; Artikel 2 und Artikel 3 Abs. 2 EG-
Vertrag verpflichten alle Mitgliedslander zu einer aktiven
und integrierten Gleichstellungspolitik im Sinne des Gen-
der Mainstreaming.

7.3 Die Implementierungsstrategie der
Bundesregierung

Zur Umsetzung des Kabinettsbeschlusses der Bundesre-
gierung wurde im Mai 2000 unter Federfiihrung des
Bundesministeriums flir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend eine hochrangige interministerielle Steuerungs-
gruppe eingerichtet. Jedes Ressort hat sich verpflichtet,
seine Beschéftigten entsprechend fortzubilden sowie ein
erstes Modellprojekt zu bestimmen, mit dem der Gender-
Mainstreaming-Ansatz in der Praxis umgesetzt wird.
Langfristiges Ziel der Steuerungsgruppe ist die Erarbei-
tung von Kriterienkatalogen und Checklisten fiir alle Ar-
ten des politisch-administrativen Handelns in allen Res-
sorts der Bundesregierung. Entstehen soll aus den
konkreten Projekten ein Gleichstellungs-Handbuch mit
iibertragbaren, strukturellen Vorgehensweisen (Check-
und Priflisten, Arbeitshilfen, Handreichungen etc.) fiir
die alltdgliche Umsetzung von Gender Mainstreaming in
allen Handlungsarten der Verwaltung.

In den inzwischen 34 Modellprojekten der Bundesre-
gierung werden Ubertragbare Vorgehensweisen fiir ein
routineméfiges, gender-sensibles Verfahren fiir alle Ar-
beitsvorgénge und -felder der Ministerialverwaltung ent-
wickelt. Die Projekte beinhalten die ganze Bandbreite po-
litisch-administrativer Entscheidungen und reichen von
der Aktivierung Dritter (z.B. durch Forderrichtlinien)
iiber die gesetzliche Steuerung bis hin zu ressortinternen
Entscheidungen (wie z. B. Organisation von Verwaltungs-
abldufen, Personalentwicklung).

So hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend beispielsweise fiinf verschiedene Pro-
jekte auf den Weg gebracht, die in unterschiedliche Be-
reiche ausstrahlen:
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— Als verwaltungsinternes Projekt wird ein Konzept fiir
die Personalentwicklung des Hauses unter Gender-
Mainstreaming-Gesichtspunkten erarbeitet.

— Bei der Konzeption, Ausschreibung, Vergabe und
Durchfithrung von Forschungsvorhaben sollen so-
wohl hinsichtlich des Forschungsprojektes selbst, als
auch hinsichtlich der Forschungsinstitutionen durch-
gehend geschlechtsspezifische Aspekte Beriicksich-
tigung finden.

— In dem dritten Projekt des Hauses wird anhand des
Altenhilfestrukturgesetzes eine prospektive Gesetzes-
folgenabschétzung unter der Fragestellung der Aus-
wirkungen des Gesetzes auf Frauen und Ménner vor-
genommen.

— Um geschlechtsspezifische Fragestellungen mog-
lichst frithzeitig in politisch-administrative Planungen
der Bundesregierung einzubinden, werden in Koope-
ration mit dem Bundeskanzleramt Checklisten fiir die
Erstellung von Kabinettsvorlagen nach dem Gender-
Mainstreaming-Ansatz erarbeitet.

— Imjugendpolitischen Bereich sollen die aus dem Kin-
der- und Jugendplan geforderten Triger in Abstim-
mung mit dem Bundesministerium fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend praktische Instrumente zur
Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Konzeptes in
der Kinder- und Jugendhilfe entwickeln.

Als weitere Beispiele fiir Pilotprojekte aus anderen Res-
sorts sind zu nennen:

— Das Auswirtige Amt wird u. a. die geschlechtsspezi-
fischen Ausgangsbedingungen und Auswirkungen fiir
MafBnahmen im Bereich der humanitéren Hilfe priifen
und den Gender-Aspekt als Priifungspunkt in die Ar-
beit seiner Rechtsabteilung aufnehmen. Ein Leitfaden
zur Einfiihrung des Priifungspunktes ,,Geschlechtsspe-
zifische Auswirkungen wurde bereits erstellt. In den
Vorbereitungskursen fiir ziviles Friedenspersonal
wurde der Punkt ,,Gender Issues in Crisis Situations*
integriert. Die Geschlechterperspektive wird zudem
beim Mitteleinsatz aus dem multilateralen Gesund-
heitsfonds beriicksichtigt sowie bei der ,,International
Communication Technology Task Force®. Weitere
Pilotprojekte innerhalb des Auswértigen Amtes umfas-
sen ein Projekt der Abteilung Globale Fragen zu gen-
der-sensibler Gestaltung humanitérer Hilfsarbeit, die
Erfassung des Standes der Implementierung von Gen-
der-Mainstreaming innerhalb der EU, die Uberarbei-
tung der internen Beurteilungsrichtlinien unter Gen-
der-Mainstreaming-Aspekten und die Aufnahme von
Gender Mainstreaming in die Aus- und Fortbildung
(d. h. Schulungen der Mitarbeiter). In nidchster Zukunft
lauft zudem ein Projekt an, das geschlechtsspezifische
Unterschiede in der Arbeit der Protokollabteilung als
einer Arbeit, die stark nach au3en wirkt, untersucht.

— Das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
wird mit dem Programm ,,Neue Medien in der Bil-
dung® die neuen Medien dauerhaft und auf breiter
Basis als Lehr-, Lern- und Arbeitsmittel in Aus- und
Weiterbildung integrieren und mit dem Pilotprojekt

die Entwicklung von Bildungssoftware fiir Schulen,
berufliche Aus- und Weiterbildung und Hochschulen
unter Gender-Aspekten vorantreiben.

— Das Bundesministerium der Finanzen hat ein Pilot-
projekt ,,Familienforderung und Gender Mainstream-
ing" initiiert.

— Das Bundesministerium fiir Gesundheit wird den
Gender-Mainstreaming-Ansatz fiir seine Konzeption
von Priaventionsmalinahmen in der Gesundheitsvor-
sorge fiir Kinder und Jugendliche nutzen.

— Das Bundesumweltministerium hat im Rahmen seines
Pilotprojektes ein Gender Impact Assessment fiir die
Novellierung des Strahlenschutzrechts, insbesondere
der Strahlenschutzverordnung entwickelt und durch-
gefiihrt. Die fiir dieses Priifverfahren entwickelte und
auf die spezifischen Bediirfnisse des zugrunde liegen-
den Strahlenschutzrechts zugeschnittene Checkliste
wurde anschliefend verallgemeinert und soll kiinftig
auf alle MaBinahmen im Bereich der Umweltpolitik,
insbesondere auf Rechtsetzungsverfahren angewen-
det werden.

— Das Bundesministerium fiir Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen wird den Gender-Mainstreaming-Ansatz
an dem Bund-Lénder-Programm ,,Die soziale Stadt*
erproben. Hier sollen die unterschiedlichen Interessen
und Bediirfnisse von Frauen und Ménnern im Bereich
der Stadtentwicklung und des Bauwesens eingebracht
werden.

Aus den Pilotprojekten liegen bereits erste Ergebnisse und
Instrumente vor, die noch in dieser Legislaturperiode ver-
abschiedet werden sollen, so z. B. eine Handreichung zur
Implementierung von Gender Mainstreaming in For-
schungsvorhaben sowie eine Arbeitshilfe zur Umsetzung
von Gender Mainstreaming in der Gesetzgebung.

Auch mit den vereinbarten Sensibilisierungs- und Fort-
bildungsmaBinahmen zur Umsetzung von Gender Main-
streaming in der Bundesverwaltung wurde begonnen. Mit
der zunehmenden praktischen Erfahrung sollen in die
weiteren Fortbildungen die ersten Arbeitsergebnisse,
Checklisten und Handreichungen einflieBen, um die
Handlungskompetenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter auf der Arbeitsebene zu stirken und praktische Hand-
lungshilfen zu geben.

Als erste MaBnahme der Offentlichkeitsarbeit wurde im
April 2002 ein Internetauftritt der Bundesregierung unter
Federfiihrung des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend in Kooperation mit den an-
deren beteiligten Ressorts gestaltet und freigeschaltet (un-
ter www.gender-mainstreaming.net). Dort wird auf ver-
standliche und spielerische Art die Strategie des Gender
Mainstreaming vorgestellt und erklért. Die Umsetzungs-
strategie und die praktischen Schritte der Bundesregie-
rung werden erldutert; die Ressorts haben durch eine Ver-
linkung auf ihre Websites die Moglichkeit, ihre
Pilotprojekte und weiteren Aktivititen Offentlichkeits-
wirksam darzustellen. Zum 1. Juli 2002 wurde zusétzlich
eine entsprechende Broschiire veroffentlicht.
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8. Frauen in besonderen Lebenslagen

8.1  Frauen mit Behinderung

Das Statistische Bundesamt weist fiir 1999 3136008
schwerbehinderte Frauen aus. Diese Frauen beklagen oft,
dass traditionelle Rollenmuster, leistungsorientiertes
Konkurrenzdenken, Klischee- und Moralvorstellungen
sie zweifach treffen — als behinderte Menschen und als
Frauen.

8.1.1 Veranderung in der Behindertenpolitik

Die Bundesregierung setzte sich im Oktober 1998 das
Ziel, neue Wege in der Behindertenpolitik zu gehen und
alle Anstrengungen zu unternehmen, um die Selbstbe-
stimmung und gleichberechtigte gesellschaftliche Teil-
habe von behinderten Menschen zu férdern und dem im
Grundgesetz verankerten Benachteiligungsverbot fiir Be-
hinderte, ,,niemand darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden®, Geltung zu verschaffen.

Es wurden gesetzliche Mafinahmen ergriffen, die den An-
spruch von Menschen mit Behinderung auf Unterstiitzung
und Solidaritit als Teil selbstverstindlicher und univer-
seller Biirgerrechte erfiillen als Voraussetzung fiir das
Ziel, Menschen mit Behinderung ein selbst bestimmtes
Leben zu erméglichen.

Die Verdnderung in der Behindertenpolitik brachte auch
fiir behinderte Frauen eine Vielzahl von Verbesserungen,
die darauf abzielen, sie in den unterschiedlichsten Le-
benssituationen zu unterstiitzen und ihnen auch eine ver-
besserte Teilhabe am Arbeitsleben zu ermdglichen.

8.1.2 Gesetzliche Anderungen

Mit einem Neunten Buch des Sozialgesetzbuches ,,Reha-
bilitation und Teilhabe behinderter Menschen® (SGB IX),
das seit dem 1. Juli 2001 in Kraft ist, wird es Behinderten
und von Behinderung bedrohten Menschen ermdglicht,
ihre eigenen Belange weitestgehend selbst und eigenver-
antwortlich zu bestimmen. Dabei erhalten sie durch die
besonderen Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
sowie zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der
Gemeinschaft die Unterstiitzung und Solidaritét, die sie
benétigen, um Behinderungen zu vermeiden, auszuglei-
chen oder zu tiberwinden und so zu einer gleichberech-
tigten gesellschaftlichen Teilhabe zu kommen.

Es ist das erste Bundesgesetz, das im Prozess des Gender
Mainstreaming der doppelten Betroffenheit behinderter
Frauen Rechnung tragt. Mit diesem Gesetz wurden Rege-
lungen geschaffen, die die Teilnahmemdglichkeit der
Frauen an MaBnahmen der beruflichen Rehabilitation
verbessern. Es geht darum, behinderten Médchen und
Frauen in der beruflichen Rehabilitation und im Erwerbs-
leben gleiche Chancen zu sichern, unter anderem durch
das Ermoglichen von Teilzeitmanahmen und insbeson-
dere durch in der beruflichen Zielsetzung geeignete,
wohnortnahe und auch in Teilzeit nutzbare Angebote im
Rahmen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.
Thre Situation soll nicht nur durch Nachteilsausgleiche

verbessert, sondern es soll eine gleichberechtigte Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft und im Erwerbsleben ge-
schaffen werden.

Die vielféltigen Initiativen und Aktionen dieses Gesetzes
zur moglichst dauerhaften Eingliederung in das Erwerbs-
leben kommen auch schwerbehinderten Frauen zugute.
Die Bundesanstalt flir Arbeit fiihrt befristete iiberregio-
nale und regionale Arbeitsmarktprogramme zum Abbau
der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen, beson-
derer Gruppen schwerbehinderter Menschen, insbeson-
dere schwerbehinderter Frauen sowie zur Forderung des
Ausbildungsplatzangebots fiir schwerbehinderte Menschen
durch. Die als neue Instrumente der Arbeitsmarktpolitik
wirkenden Integrationsfachdienste haben die Aufgabe,
den besonderen Bediirfnissen schwerbehinderter Frauen
durch eine Differenzierung innerhalb des Integrations-
fachdienstes Rechnung zu tragen.

Von wesentlicher Bedeutung ist auch die Aufnahme von
Kursen/Angeboten fiir behinderte oder von Behinderung
bedrohte Miadchen und Frauen, die der Stirkung des
Selbstbewusstseins dienen, in den Katalog der ergédnzen-
den Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur
Teilhabe am Arbeitsleben. Hintergrund fiir die Einfithrung
dieser Leistung ist die Erkenntnis, dass solche Kurse zu
den wichtigsten Praventionsmalnahmen gegen sexuelle
Gewalt und Beléstigung gehoren.

AuBerdem ist im SGB IX die Verpflichtung verankert,
dass private und offentliche Arbeitgeber auf wenigstens
5 % der Arbeitspldtze schwerbehinderte Menschen be-
schéftigen. Schwerbehinderte Frauen sind dabei beson-
ders zu beriicksichtigen. Auch die Verpflichtung der Ar-
beitgeber, mit der Schwerbehindertenvertretung in
Zusammenarbeit mit der oder dem Beauftragten des Ar-
beitgebers eine verbindliche Integrationsvereinbarung ab-
zuschlieBen, die Regelungen zur Personalplanung, Ar-
beitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfeldes,
Arbeitsorganisation, Arbeitszeit enthélt, kommt schwer-
behinderten Frauen zugute. So sind z. B. bei der Perso-
nalplanung besondere Regelungen zur Beschéftigung ei-
nes angemessenen Anteils von schwerbehinderten Frauen
vorgesehen. Weiterhin sind die Arbeitgeber zur Forderung
der Einrichtung von Teilzeitarbeitspldtzen verpflichtet.
Die Arbeitgeber werden dabei von den Integrations-
dmtern — die neue Bezeichnung der fritheren Haupt-
fiirsorgestellen verdeutlicht ihre Aufgabe — unterstiitzt.
Schwerbehinderte Menschen haben einen Anspruch auf
Teilzeitbeschiftigung, wenn die kiirzere Arbeitszeit we-
gen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist.

Durch dieses Gesetz wird auch der Stiarkung der Rechte
der schwerbehinderten Frauen und ihrer besonderen In-
teressenvertretungen in mehreren Bereichen besondere
Aufmerksamkeit gewidmet.

Die im SGB IX vorgesehenen Berichtspflichten erfolgen
in Zukunft geschlechtsspezifisch. So hat die Bundesre-
gierung bis zum Ende des Jahres 2004 die gesetzgeben-
den Korperschaften des Bundes iiber die Lage behinder-
ter Frauen und Ménner zu unterrichten. Auch die
Bundesstatistik iiber schwerbehinderte Menschen wird
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geschlechtsdifferenziert gefithrt. Des Weiteren haben die
Rehabilitationstriager in einem Bericht tiber ihre Erfah-
rungen mit der Einrichtung der gemeinsamen Servicestel-
len darzustellen, welcher Anteil der Stellen mit schwerbe-
hinderten Frauen besetzt wurde. SchlieBlich wird auch
das Verzeichnis der Arbeitgeber iiber die bei ihnen be-
schiftigten schwerbehinderten Menschen und die diesen
gleichgestellten behinderten Menschen geschlechtsdiffe-
renziert gefiihrt. Damit wird es in Zukunft besser moglich
sein, fundierte Aussagen zur gesellschaftlichen Situation
von behinderten Frauen zu treffen.

Auch in das neue Gesetz zur Gleichstellung von Frauen
und Ménnern in der Bundesverwaltung und in den Ge-
richten des Bundes (Bundesgleichstellungsgesetz) wurde
eine die doppelte Betroffenheit behinderter Frauen
beriicksichtigende Regelung eingefiigt: In Anlehnung an
den Wortlaut des § 1 Satz 2 SGB IX ist es erklartes Ziel
des Bundesgleichstellungsgesetzes, den besonderen Be-
langen behinderter und von Behinderung bedrohter
Frauen im Bundesdienst bei FrauenfordermaBlnahmen
wie bei MaBBnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Erwerbstétigkeit Rechnung zu tragen.

Weiterhin ist am 1. Mai 2002 das Gesetz zur Gleichstel-
lung behinderter Menschen (BGG) in Kraft getreten.
Regelt das SGB IX die Belange behinderter Menschen in
Bezug auf die Arbeitswelt, so zielt das Behinderten-
gleichstellungsgesetz darauf ab, behinderten Menschen
Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilnahme an
allen anderen Bereichen des offentlichen und gesell-
schaftlichen Lebens zu er6ffnen. Zur Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern sind die be-
sonderen Belange behinderter Frauen zu beriicksichtigen
und bestehende Nachteile zu beseitigen (§ 2 BGG Behin-
derte Frauen). Zusitzlich wird klargestellt, dass dabei be-
sondere Maflnahmen zur Forderung der tatséchlichen
Durchsetzung der Gleichberechtigung von behinderten
Frauen und zur Beseitigung bestehender Benachteiligun-
gen zuldssig sind.

8.1.3 Projektférderungen

Fiir die Zielgruppe der behinderten Madchen und Frauen
wurden und werden eigene Projekte durchgefiihrt.

— Zur Ermittlung der Situation behinderter Frauen hatte
das Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend 1996 eine Untersuchung ,,Situation von
Frauen mit Behinderung — Leben und Interessen ver-
treten: LIVE® in Auftrag gegeben. Das Forschungs-
vorhaben erarbeitete Ergebnisse zu der aktuellen Le-
benssituation von Frauen mit Behinderung, dem
objektiven und subjektiven Bedarf an Unterstiitzung
und Verbesserung der Situation, den Schwierigkeiten
und Moglichkeiten der politischen Interessenvertre-
tung. Seinen Abschluss fand dieses Vorhaben in dem
Symposium ,,LIVE — Leben und Interessen vertreten —
Frauen mit Behinderung®, das vom 5. bis 7. Mai 1999
in Freiburg durchgefiihrt wurde.

— Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat 1999 das Projekt ,,bundesorganisa-

tionsstelle behinderte frauen* (Trdgerschaft: bifos
¢.V.) mit dem Ziel vergeben, die Situation behinderter
Frauen tiefergehend zu ermitteln, konkreten Ande-
rungsbedarf in verschiedenen Lebensbereichen zu
analysieren und die Situation verbessern zu helfen.
Neben Umfragen zu verschiedenen Problemlagen
werden aktuelle Informationen fiir behinderte Frauen
iiber Initiativen und Projekte wie z. B. Beratungsstel-
len, Frauenhéuser, Selbstverteidigungsangebote, be-
rufliche Rehabilitationsmdglichkeiten zusammenge-
stellt und bundesweite Fachtagungen zu ausgewéhlten
Themen durchgefiihrt.

— 1999 hat das vierjahrige Modellprojekt ,,Umgang mit
sexueller Selbstbestimmung und sexueller Gewalt in
Wohneinrichtungen fiir junge Menschen mit geistiger
Behinderung™ begonnen. Es befasst sich schwer-
punktmédfBig mit geistig behinderten Frauen in Hei-
men. Ziel dieses Projektes ist die Entwicklung und Er-
probung eines (sexual)pddagogischen Curriculums zu
Fragen der sexuellen Selbstbestimmung und der sexu-
ellen Gewalt in Einrichtungen fiir junge Menschen mit
geistiger Behinderung. Die zu erstellenden Hand-
lungsansdtze oder Handreichungen richten sich zum
einen an Betreuerinnen und Betreuer, Leiterinnen und
Leiter und zum anderen an die Bewohnerinnen und
Bewohner mit geistiger Behinderung. Alle Beteiligten
sollen so die Kompetenz erlangen, im Alltag Grenz-
{iberschreitungen zu erkennen und Ubergriffe zu ver-
hindern bzw. — wenn es zu solchen gekommen ist — die
erforderlichen und angemessenen Maflnahmen zu er-
greifen.

— Im Rahmen des Rechtsprojekts ,,Situation von Frauen
mit Behinderungen in der sozialen und beruflichen
Rehabilitation — Hindernisse und Vorraussetzungen in
der aktuellen Rechtslage™ fithrte die Bundesorganisa-
tionsstelle Behinderte Frauen zur Situationsermittlung
verschiedene Umfragen durch, u. a. eine Umfrage zur
Situation behinderter Frauen in den Berufsforderungs-
und Berufsbildungswerken, eine Umfrage bei Anbie-
tern/Anbieterinnen sowie Trainern und Trainerinnen
von/fiir Selbstbehauptungs- und Selbstverteidigungs-
kurse/n fir Médchen und Frauen, eine Umfrage zur
geschlechtsspezifischen Assistenz/Pflege bei Frauen
mit Behinderung und eine Umfrage zur Hilfsmittel-
und Assistenzsituation bei Miittern mit Kérper- und/
oder Sinnesbehinderungen.

8.2. Frauen im Alter

8.2.1 Situation

Die demographische Entwicklung in Deutschland wird
in den néchsten Jahren und Jahrzehnten zu weitreichen-
den Veridnderungen der Bevdlkerungsstruktur und damit
auch der gesellschaftlichen und individuellen Lebensbe-
dingungen fithren. Wihrend der Anteil der unter 15-
Jéhrigen an der Bevdlkerung sinkt, steigt der Anteil der
iiber 65-Jahrigen deutlich an. Ende 2000 waren von den
82,2 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern der Bun-
desrepublik Deutschland rund 8,4 Mio. Frauen und
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5,3 Mio. Ménner 65 Jahre und &lter; zusammen ent-
spricht das 16,6 % der Bevdlkerung (vgl. Tabelle 1, siche
Anhang). Die Zahl der Hochbetagten mit 90 Jahren und
alter ist von 20 000 im Jahre 1950 auf etwa 466 000 Bun-
desbiirger und -biirgerinnen 1998 gestiegen. Nach Mo-
dellrechnungen des Statistischen Bundesamtes wird der
Bevélkerungsanteil der 65-J4hrigen und Alteren bis zum
Jahr 2040 auf rund 30 % zunehmen.

Die Lebenserwartung in Deutschland steigt weiter an. Die
durchschnittliche Lebenserwartung fiir einen neugebore-
nen Jungen liegt bei 74,4 Jahren, fiir ein neu geborenes
Maidchen bei 80,6 Jahren. Aber auch die Lebenserwartung
fiir dltere Menschen ist gestiegen. So kann nach der ak-
tuellen Sterbetafel von 1997/1999 ein 60-jdhriger Mann
im Durchschnitt mit einer Lebenserwartung von weiteren
19 Jahren rechnen, gegeniiber 18,7 Jahren nach der alten
Sterbetafel. Fiir eine gleichaltrige Frau ergeben sich 23,3
weitere Lebensjahre gegeniiber zuvor 23,1 Jahren.

Der hohe Frauenanteil an der dlteren Generation ist einer-
seits die Folge von zwei Weltkriegen, andererseits auch
der hoheren Lebenserwartung von Frauen.

8.2.2 Gleichstellungspolitische Ziele fiir dltere
Frauen

Ein Ziel der Gleichstellungspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland ist es, das Selbstwertgefiihl dlterer Frauen zu
starken, ithnen Mut zu machen, das Alter als neuen Le-
bensabschnitt zu begreifen, in dem sie ihre Interessen ver-
wirklichen und ihr Umfeld mitgestalten kdnnen. Das Bun-
desministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
unterstlitzt einzelne Senioren-Organisationen, darunter
auch das ,,Nationale Netzwerk élterer Frauen e. V.*, das
aus der Arbeitsgruppe ,,Frauen im Alter* zur Vorbereitung
der Vierten Weltfrauenkonferenz hervorgegangen und
von Frauen ab 45 gegriindet worden ist. Die Ziele sind,
Netzwerke in allen Bundesldndern aufzubauen, Einfluss
auf die Politik fiir dltere Frauen zu nehmen, Isolation
durch Aktivitdt und Engagement zu vermeiden und eine
Zusammenarbeit mit allen in der Frauen- und Altenarbeit
tatigen Institutionen zu erreichen, was dadurch .umgesetzt
werden soll, dass Kontakte zu und tiber Initiativen fur dl-
tere Frauen vermittelt werden. Dariiber hinaus soll die
Griindung regionaler Netzwerke unterstiitzt, gemeinsame
Projekte durchgefiihrt und eine Zusammenarbeit auf na-
tionaler und internationaler Ebene angestrebt werden.

8.2.3 Soziale Sicherung dlterer Frauen

In den letzten Jahrzehnten hat sich die Situation der
Frauen im Hinblick auf das Verhéltnis von Familienarbeit
und Erwerbsarbeit verdndert. Viele Frauen gehen auch in
Zeiten der Kindererziehung einer Beschaftigung, vor al-
lem einer Teilzeitbeschéftigung, nach. Die weiter zuneh-
mende Erwerbstitigkeit von Frauen wird die Hohe ihrer
eigenstindigen Rentenanwartschaften zwar verbessern,
aber dies reicht vielfach noch nicht aus, ihnen eine eigen-
stindige Alterssicherung ohne abgeleitete Elemente zu
garantieren.

Das Alterseinkommen von Frauen setzt sich heute im We-
sentlichen zusammen aus:

— eigenen Rentenanwartschaften (Durchschnitt im Wes-
ten 458 Euro, im Osten 620 Euro),

— Hinterbliebenenrenten (Durchschnitt: im Westen
536 Euro, im Osten 524 Euro),

— zusitzliche Altervorsorge (betriebliche und private).

Die eigenstdndige Altersvorsorge von Frauen ist nach wie
vor unzureichend. Maligeblich dafiir sind folgende
Griinde:

— Die klassische Alterssicherung erfolgt iiber die ge-
setzliche Rentenversicherung, bei der die Hohe der
Rente sich aus den vom Erwerbseinkommen abhén-
gigen Beitrdgen und der Dauer der Erwerbstitigkeit
ergibt. Eine erwerbstitigkeitsbezogene Altersrente ist
strukturell ungiinstig fiir Frauen, da diese ihre Er-
werbstétigkeit hidufig unterbrechen oder ganz been-
den, eine Teilzeitbeschiftigung ausiiben oder einer
versicherungsfreien geringfiigigen Beschiftigung
nachgehen.

— Auch die abgeleitete Hinterbliebenenrente ist ange-
sichts der steigenden Scheidungszahlen keine zuver-
lassige Alterssicherung fiir Frauen mehr.

— Eine betriebliche Altersversorgung sichert Frauen nur
unzureichend ab, weil sie iiberwiegend nur von grof3en
Unternehmen angeboten wird und an die Dauer der Zu-
gehdrigkeit zu Unternehmen gekoppelt ist.

Hier wird mit den neuen Regelungen der Rentenreform,
die 2001 in Kraft trat, gegengesteuert und ein Anreiz fiir
eine baldige (Wieder-)Aufnahme der Erwerbstitigkeit
nach der Kindererziechungszeit (drei Jahre fiir jedes erzo-
gene Kind) geschaffen sowie zusétzlich zu Kindererzie-
hungszeiten auch die geringen Entgelte von Frauen in der
Kindererziehungsphase danach (z. B. durch Teilzeitarbeit)
rentenrechtlich aufgewertet. Auflerdem wird ein Aus-
gleich fiir Frauen geschaffen, die wegen der Erziehung
von mindestens zwei Kindern auch keine Teilzeittitigkeit
aufnehmen konnen.

Die Rentenanwartschaften von Erziehungspersonen, die
wihrend der ersten zehn Lebensjahre des Kindes erwerbs-
tatig sind, diese Téatigkeit aber wegen der Kindererzie-
hung vor allem in Form von Teilzeitarbeit ausiiben und
deshalb unterdurchschnittlich verdienen, werden bei der
Rentenberechnung nach den Grundsitzen der so genann-
ten Rente nach Mindesteinkommen aufgewertet. Dabei
erfolgt eine Erhdhung der individuellen Entgelte um 50 %
auf maximal 100 % des Durchschnittseinkommens, wenn
insgesamt 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten vorlie-
gen. Damit wird ein Anreiz geschaffen, kindererzie-
hungsbedingte Liicken in der Versicherungsbiographie
moglichst kurz zu halten und bald nach der Kindererzie-
hungszeit zumindest eine Teilzeitbeschaftigung aufzu-
nehmen.

Diese Begiinstigung kommt auch Erziehungspersonen zu-
gute, die wegen der Betreuung eines pflegebediirftigen
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Kindes vielfach nicht erwerbstatig sein konnen. Auch hier
wird die fiir die Pflegeperson anzuerkennende Pflichtbei-
tragszeit bei der Berechnung der Rente um 50 % — maxi-
mal jedoch auf den Wert, der sich aus 100 % des Durch-
schnittsverdienstes ergibt, — aufgewertet und zwar bis
zum 18. Lebensjahr des pflegebediirftigen Kindes.

Fiir Erziehungspersonen, die wegen gleichzeitiger Erzie-
hung von zwei oder mehr Kindern regelmafig keine Teil-
zeitbeschiftigung aufnehmen konnen und deshalb eine
Hoherbewertung von Beitragszeiten nicht erhalten, wird
als Ausgleich nach Auslaufen der Kindererziehungszeit
(also ab dem vierten Lebensjahr des Kindes) bis zum
zehnten Lebensjahr eine rentenrechtliche Gutschrift von
Entgeltpunkten gewéhrt. Diese Gutschrift entspricht re-
gelmdBig der hochstmoglichen Forderung bei der kind-
bezogenen Hoherbewertung von Beitragszeiten flir erwerbs-
tatige Erzichungspersonen (also ein Drittel Entgeltpunkt
pro Jahr).

8.2.4 Altere Migrantinnen in Deutschland

Die Gruppe der dlteren Migrantinnen in Deutschland wird
in Zukunft einer stirkeren Aufmerksamkeit bediirfen. Wie
bei der deutschen Bevdlkerung ist die Lebenserwartung
der auslandischen Frauen deutlich hoher als die der Mén-
ner. Nach dem Sechsten Familienbericht der Bundesre-
gierung wandelt sich ab ca. dem 70. Lebensjahr der Mén-
nertiberschuss der ausldndischen Bevolkerung in einen
Fraueniiberschuss. Seit den 70er-Jahren hat sich der An-
teil der iiber 65-Jéhrigen an der Gesamtbevodlkerung von
0,7 % auf 2,5 % mehr als verdreifacht. Wéahrend in der
Vergangenheit dltere Migrantinnen und insbesondere Wit-
wen meist in ihre Heimatldnder zuriickkehrten, verbrin-
gen sie heute wegen der Bildung groferer Familiennetz-
werke ihren Lebensabend in Deutschland. Nur ca. 25 %
der Migrantinnen leben im Alter allein, dieser Anteil ist
geringer als bei der deutschen Bevolkerung.

Bei dlteren Migrantinnen erfolgt eine Kumulation der Le-
bensrisiken. So hat z. B. mehr als die Halfte der Tiirkin-
nen der ersten Einwanderergeneration keinen Schulab-
schluss, 40 % haben gar keine Schule besucht. Zu 60 %
arbeiten sie in un- und angelernten Tétigkeiten, mit der
Konsequenz, dass sie in erheblichem Umfang im Alter
Sozialhilfe beziehen. Ein weiteres Problem stellt der im
Vergleich zu deutschen Seniorinnen schlechtere Gesund-
heitszustand der ausldndischen Seniorinnen dar. Vor dem
Hintergrund, dass dieser Personenkreis den bildungsfer-
neren Gruppen zuzurechnen ist, und die Umgangssprache
zumeist noch die Muttersprache ist, bestehen auch erheb-

liche Kommunikationsprobleme, insbesondere bei arztli-
chen Behandlungen.

8.3 Weibliche Asylsuchende in Deutschland

Im Jahr 2001 beantragten 88287 Personen Asyl in
Deutschland, darunter 30 % Maédchen und Frauen. Die
meisten Asylbewerber kamen im Jahr 2001 aus dem Irak,
der Tiirkei und dem ehemaligen Jugoslawien. Im europa-
ischen Vergleich lag Deutschland bei den Asylbewerber-
zugdngen mit 88 287 Personen an zweiter Stelle, nach
dem Vereinigten Konigreich mit 88 300 und vor Frank-
reich mit 47 260.

Am 7. Oktober 2000 ist die allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zum Ausldndergesetz in Kraft getreten. Die Erlau-
terungen zu § 53 Ausldndergesetz beriicksichtigen starker
als bisher auch frauenspezifische Fluchtgriinde. Insbe-
sondere werden geschlechtsspezifische Rechtsgutverlet-
zungen wie zum Beispiel systematische Vergewaltigun-
gen oder andere schwerwiegende Formen sexueller
Gewalt ausdriicklich erwahnt.

Bei Anhorungen von Frauen, die geschlechtsspezifische
Verfolgung geltend machen, werden neben besonders ge-
schulten Entscheiderinnen jetzt auch Dolmetscherinnen
eingesetzt, die an einer entsprechenden psychologischen
Schulung teilgenommen haben. Schwerpunkte der Schu-
lungen fiir die Dolmetscherinnen sind

— die soziokulturellen und geschlechtsspezifischen As-
pekte von Flucht und Traumatisierung,

— die besondere Situation von Traumatisierten und die
Analyse und Auswertung der Rolle von Dolmetsche-
rinnen wihrend einer Anhérung in sensiblen Fallen.

Das bei der Asylantragstellung ausgehédndigte, fremd-
sprachige Merkblatt ,,Wichtige Mitteilung, — Belehrung
fiir Erst-/Folgeantragsteller tiber Mitwirkungspflichten
und Allgemeine Verfahrenshinweise” — wurde ergénzt.
Die Asylbewerberinnen werden bereits anldsslich der An-
tragstellung dariiber informiert, dass im Bedarfsfall fiir
die Anhorung in jedem Fall eine Entscheiderin zur Verfii-
gung steht und das Bundesamt auch spezialisierte Ent-
scheiderinnen fiir den Bereich geschlechtsspezifischer
Verfolgung anbietet.

Am 26. April 2001 fand zu dem Thema ,, Traumatisierte
Fliichtlinge, Psychopathologie und Handlungsbedarf;
Praktische Erfahrungen und wissenschaftliche Grundla-
gen bei Diagnostik und Behandlung® im Bundesamt fiir
die Anerkennung ausléndischer Fliichtlinge in Niirnberg
eine Fachtagung statt.
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Teil ll: Die Bestimmungen des Ubereinkommens und ihre Umsetzung in der

Bundesrepublik Deutschland

In Teil IT werden die Maflnahmen zur Umsetzung der Be-
stimmungen des Ubereinkommens dargestellt, die seit
1998 ergriffen wurden. Im Ubrigen wird auf die bereits
vorliegenden CEDAW-Staatenberichte verwiesen.

1. Artikel 1: Begriff der ,,Diskriminierung“

Artikel 1

In diesem Ubereinkommen bezeichnet der Aus-
druck ,,Diskriminierung der Frau“ jede mit dem
Geschlecht begriindete Unterscheidung, Aus-
schlieBung oder Beschriankung, die zur Folge oder
zum Ziel hat, dass sie auf die Gleichberechtigung
von Mann und Frau gegriindete Anerkennung, In-
anspruchnahme oder Ausiibung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten durch die Frau —unge-
achtet ihres Familienstandes im politischen,
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, staatsbiir-
gerlichen oder jedem sonstigen Bereich beein-
trachtigt oder vereitelt wird.

Die Gleichberechtigung von Mann und Frau ist in der
Bundesrepublik Deutschland verfassungsrechtlich als
Grundrecht (Artikel 3 Abs. 2 GG) gewéhrleistet: ,,Manner
und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fordert die
tatsdchliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von
Frauen und Minnern und wirkt auf die Beseitigung be-
stehender Nachteile hin.*

Dariiber hinaus legt Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz fest:
»Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiosen oder po-
litischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden.*

Die in Artikel 1 des CEDAW-Ubereinkommens gegebene
Definition des Begriffs ,,Diskriminierung der Frau® ent-
spricht dem allgemeinen Verstdndnis, das auch der deut-
schen Rechtsordnung und den speziellen Regelungen in
den einzelnen Rechtsbereichen zugrunde liegt. Die Ge-
setzgebung, die vollziechende Gewalt und die Rechtspre-
chung sind an dieses Grundrecht als unmittelbar geltendes
Recht gebunden. Jeder Frau, jedem Mann, die/der in
ihrem/seinem Recht verletzt wird, steht der Rechtsweg of-
fen. Uber offentlich-rechtliche Streitigkeiten, insbeson-
dere auch iiber diskriminierende Mafinahmen von Ver-
waltungsbehorden, entscheiden die Gerichte der
Verwaltungsgerichtsbarkeit oder als besondere Fachge-
richte die Sozial- und Finanzgerichte. Gegen eine unge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung im Arbeitsleben bieten
die Arbeitsgerichte Rechtsschutz. Schlieflich kann eine
betroffene Frau/ein betroffener Mann auch Verfassungs-
beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erheben und

geltend machen, dass sie/er durch ein Gesetz oder eine an-
dere hoheitliche MaBinahme in ihrem/seinem Grundrecht
der Gleichberechtigung verletzt wurde. Hierbei ist aller-
dings auf die Einhaltung besonderer Verfahrensvorschrif-
ten zu achten.

2. Artikel 2: Gesetzgeberische MaBnahmen
zur Beseitigung der Diskriminierung der
Frau

Artikel 2

Die Vertragsstaaten verurteilen jede Form von
Diskriminierung der Frau; sie kommen iiberein,
mit allen geeigneten Mitteln unverziiglich eine
Politik zur Beseitigung der Diskriminierung der
Frau zu verfolgen, und verpflichten sich zu diesem
Zweck,

a) den Grundsatz der Gleichberechtigung von
Mann und Frau in ihre Staatsverfassung oder in an-
dere geeignete Rechtsvorschriften aufzunehmen,
sofern sie dies noch nicht getan haben, und durch
gesetzgeberische und sonstige Mafinahmen fiir die
tatsdchliche Verwirklichung dieses Grundsatzes zu
sorgen;

b) durch geeignete gesetzgeberische und sonstige
MaBnahmen, gegebenenfalls auch Sanktionen,
jede Diskriminierung der Frau zu verbieten;

c¢) den gesetzlichen Schutz der Rechte der Frau auf
der Grundlage der Gleichberechtigung mit dem
Mann zu gewéhrleisten und die Frau durch die zu-
standigen nationalen Gerichte und sonstigen 6f-
fentlichen Einrichtungen wirksam vor jeder diskri-
minierenden Handlung zu schiitzen;

d) Handlungen oder Praktiken zu unterlassen, wel-
che die Frau diskriminieren, und dafiir zu sorgen,
dass alle staatlichen Behorden und offentlichen
Einrichtungen im Einklang mit dieser Verpflich-
tung handeln;

e) alle geeigneten MaBBnahmen zur Beseitigung der
Diskriminierung der Frau durch Personen, Organi-
sationen oder Unternehmen zu ergreifen;

f) alle geeigneten MaBBnahmen einschlieflich ge-
setzgeberischer MaBnahmen zur Anderung oder
Authebung aller bestehenden Gesetze, Verordnun-
gen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die
eine Diskriminierung der Frau darstellen;

) alle innerstaatlichen strafrechtlichen Vorschrif-
ten aufzuheben, die ein Diskriminierung der Frau
darstellen.
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2.1. Verfassung

Hier wird auf die Anderung des Grundgesetzes verwie-
sen, die in der Einfithrung und zu den Absétzen 3 und 17
des Priifberichtes behandelt wurde.

2.2. Gleichstellungs-und
Frauenfordergesetze

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

Seit dem 5. Dezember 2001 ist das neue Bundesgleich-
stellungsgesetz fiir die Bundesverwaltung und die Ge-
richte des Bundes in Kraft, das in Teil I 2.5 ausfiihrlich
dargestellt wird. Ergénzend sind hier folgende Regelun-
gen zur Beseitigung und Pravention von Diskriminierun-
gen nachzutragen:

Um Rechtsstreite dariiber, ob eine bestimmte Regelung
oder MaBnahme eine — unmittelbare oder mittelbare —
Diskriminierung von Frauen bedeutet, moglichst zu ver-
meiden, wurden in § 4 Abs. 7 des Bundesgleichstellungs-
gesetzes fiir den 6ffentlichen Dienst des Bundes klarstel-
lende Legaldefinitionen aufgenommen. Sie entsprechen
europdischem Gemeinschaftsrecht. Danach ist eine un-
mittelbare Diskriminierung gegeben, wenn Frauen wegen
ihres Geschlechts bei einer Vereinbarung oder Mafinahme
im Vergleich zu Ménnern unterschiedlich behandelt wer-
den, soweit nicht die Vereinbarung oder MalBlnahme die
Art der auszuiibenden Tétigkeit zum Gegenstand hat und
ein bestimmtes Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung
fiir diese Tatigkeit ist. Eine mittelbare Diskriminierung
von Frauen liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren einen wesentlich
hoheren Anteil von Frauen benachteiligen, es sei denn, die
betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind
angemessen und notwendig und sie sind durch nicht auf
das Geschlecht bezogene Griinde gerechtfertigt.

§ 9 Abs. 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes verbietet im
Einklang mit der Rechtsprechung des Europidischen Ge-
richtshofs die Beriicksichtigung bestimmter Auswahlkri-
terien, die Frauen mittelbar diskriminieren, bei Personal-
und Organisationsentscheidungen. So diirfen Unterbre-
chungen der Erwerbstitigkeit, geringere aktive Dienst-
oder Beschiftigungsjahre, Reduzierungen der Arbeitszeit
oder Verzogerungen beim Abschluss einzelner Ausbil-
dungsgénge aufgrund der Wahrnehmung von Familien-
pflichten, auch die Einkommenssituation des Ehepartners
oder der Ehepartnerin, des Lebenspartners oder der Le-
benspartnerin, des Lebensgefihrten oder der Lebensge-
fahrtin sowie zeitliche Belastungen durch die Betreuung
von Kindern oder pflegebediirftigen Angehdrigen und die
Absicht, von der Moglichkeit der Arbeitsreduzierung Ge-
brauch zu machen, bei Auswahlentscheidungen nicht
berticksichtigt werden.

2.3. Schwangeren- und Familienhilfe-
anderungsgesetz

Aktualisierend zum letzten Bericht werden folgende Er-
gédnzungen gemacht:

Seit November 1999 besteht mit der Zulassung des Prépa-
rats Mifegyne als Arzneimittel die Moglichkeit, einen
Schwangerschaftsabbruch in der Frithphase der Schwan-
gerschaft als Alternative zum instrumentellen Abbruch
medikament6s durchzufiihren. An den rechtlichen Vorga-
ben und dem vorgeschriebenen Verfahren (Beratungsre-
gelung), dem sich Frauen unterziehen miissen, dndert sich
auch bei der Durchfithrung medikamentoser Schwanger-
schaftsabbriiche nichts.

Es gilt auch weiterhin, dass Schwangerschaftsabbriiche
grundsatzlich fiir alle Beteiligten nach § 218 Strafgesetz-
buch (StGB) strafbar sind, wobei die im letzten Bericht
aufgezdhlten Ausnahmen weiterhin Giiltigkeit haben.

2.4 Sonstige Gesetze

Weitere Gesetze zur Frauenforderung und Gleichstellung
und zur Beseitigung von Frauendiskriminierung sind in
den nachfolgenden Artikeln bzw. in Teil I dargestellt. Eine
Aufstellung aller frauenrelevanten Gesetze befindet sich
im Anhang II.

3. Artikel 3: MaBnahmen zur Férderung und
Sicherung der vollen Entfaltung der Frau

Artikel 3

Die Vertragsstaaten treffen auf allen Gebieten, ins-
besondere auf politischem, sozialem, wirtschaft-
lichem und kulturellem Gebiet, alle geeigneten
MaBnahmen einschlieBlich  gesetzgeberischer
Mafnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung
und Foérderung der Frau, damit gewiéhrleistet wird,
dass sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten
gleichberechtigt mit dem Mann ausiiben und ge-
nieBen kann.

Die hierunter fallenden Maflnahmen sind den Aktivititen
des Bundes und der Lander entsprechend im Berichtsteil I
und im Anhang II aufgelistet.

Im Ubrigen haben die Aussagen hierzu im letzten Bericht
weiterhin Bestand.

4, Artikel 4: SondermaRnahmen
gemal Artikel 4

Artikel 4

(1) Zeitweilige Sondermalnahmen der Vertrags-
staaten zur beschleunigten Herbeifithrung der De-
facto-Gleichberechtigung von Mann und Frau gel-
ten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses
Ubereinkommens, diirfen aber keinesfalls die Bei-
behaltung ungleicher oder gesonderter Maf3stéibe
zur Folge haben; diese Mafinahmen sind aufzuhe-
ben, sobald die Ziele der Chancengleichheit und
Gleichbehandlung erreicht sind.

(2) SondermaBnahmen der Vertragsstaaten ein-
schlieBlich der in diesem Ubereinkommen ge-
nannten MalBnahmen zum Schutz der Mutterschaft
gelten nicht als Diskriminierung.
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Die meisten der in Anhang II aufgezidhlten Maf3lnahmen
konnen als Sondermafinahmen im Sinne des Artikel 4 des
Ubereinkommens angesehen werden. Sowohl die Ergin-
zung des Grundgesetzes, die Gleichstellungs- und Frau-
enfordergesetze, Forschungsvorhaben, Frauenfordermal3-
nahmen z. B. auf dem Arbeitsmarkt, in der Politik und im
offentlichen Dienst dienen diesem Ziel. Sie wurden z. T.
schon im letzten Bericht bei den jeweiligen betreffenden
Artikeln bzw. im allgemeinen Teil behandelt.

Ahnlich wie moderne, vom Europiischen Gerichtshof be-
stitigte Frauenforder- und Gleichstellungsgesetze der
Lander enthilt auch das neue Bundesgleichstellungsge-
setz Regelungen zum diskriminierungsfreien Zugang von
Frauen zu Bewerbungsgespriachen und Auswahlverfah-
ren, zum zuldssigen, diskriminierungsfreien Inhalt von
Bewerbungsgesprichen, zur einzelfallbezogenen Quote
bei Personalauswahlentscheidungen und weiteren Quo-
tierungen bei Einladungen zu Auswahlgesprichen,
Auswahlkommissionen und im Gleichstellungsplan, zu
Qualifikationsbestimmungen sowie zu unzuldssigen, mit-
telbar diskriminierenden Kriterien bei Personalauswahl-
entscheidungen, die als Sondermafinahmen im Sinne des
Artikels 4 des Ubereinkommens anzusehen sind.

Das Gleiche gilt fiir die Neuregelungen fiir Gleichstel-
lungsplane in dem Bundesgleichstellungsgesetz. Die
Gleichstellungspldane werden zu effektiven Instrumenten
einer modernen Personalplanung und -entwicklung aus-
gebaut — und dies nicht nur in Zeiten von Stellenzuwéch-
sen. Bei Stellenabbau miissen die Gleichstellungsplane
vorsehen, dass der Frauenanteil mindestens gleich bleibt.
Die Geltungsdauer der Gleichstellungspldne und die An-
passungsintervalle werden zum Abbau unnétiger Biiro-
kratie beim verwaltungsinternen ,,Gleichstellungs-Con-
trolling® verldngert.

5. Artikel 5: Beseitigung von Rollen-
stereotypen und Forderung der
gemeinsamen Verantwortung von
Frau und Mann fiir die Erziehung
und Entwicklung der Kinder

Artikel 5
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maf3-
nahmen,

a) um einen Wandel in den sozialen und kulturel-
len Verhaltensmustern von Mann und Frau zu be-
wirken, um so zur Beseitigung von Vorurteilen so-
wie von herkdmmlichen und allen sonstigen auf
der Vorstellung von der Unterlegenheit oder Uber-
legenheit des einen oder anderen Geschlechts oder
der stereotypen Rollenverteilung von Mann und
Frau beruhenden Praktiken zu gelangen;

b) um sicherzustellen, dass die Erziehung in der
Familie zu einem richtigen Verstdndnis der Mut-
terschaft als einer sozialen Aufgabe und zur Aner-
kennung der gemeinsamen Verantwortung von
Mann und Frau fiir die Erziehung und Entwick-
lung ihrer Kinder beitrdgt, wobei davon ausgegan-

gen wird, dass das Interesse der Kinder in allen
Féllen vorrangig zu beriicksichtigen ist.

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Mal3-
nahmen einschlieBlich gesetzgeberischer MaBinah-
men zur Abschaffung jeder Form des Frauenhan-
dels und der Ausbeutung der Prostitution von
Frauen.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

5.1 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die zum 1. Januar 2001 in Kraft getretene Novelle des
Bundeserzichungsgeldgesetzes triagt wesentlich zur Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei.
Die neuen Regelungen geben Eltern mehr Moglichkeiten
bei der Gestaltung der Aufgabenverteilung in der Fami-
lie und schaffen flexiblere Uberginge zwischen Familie
und Beruf. AuBlerdem wird durch das am 1. Januar 2001
in Kraft getretene Gesetz liber Teilzeitarbeit und befris-
tete Arbeitsvertrdge bei Betrieben mit mehr als 15 Be-
schiftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einen
Rechtsanspruch auf Verringerung der Wochenarbeitszeit
gewihrt, wenn nicht betriebliche Griinde entgegenste-
hen. Damit wird auch Eltern mit &lteren Kindern die
Moglichkeit gegeben, Beruf und Familie in Einklang zu
bringen.

Fiir den offentlichen Dienst des Bundes enthélt das neue
Bundesgleichstellungsgesetz in seinem Abschnitt 3 noch
weitergehende Regelungen zur Erleichterung der Verein-
barkeit von Familie und Erwerbstétigkeit im Rahmen der
dienstlichen Mdglichkeiten, ndmlich die Verpflichtung
zum Angebot von Telearbeitspldtzen oder besonderen Ar-
beitszeitmodellen wie z. B. Sabbatjahr oder Arbeitszeit-
konto. Antrige auf Teilzeitarbeit diirfen nur abgelehnt
werden, wenn ,,zwingende® dienstliche Belange entge-
genstehen. Durch diese Sonderregelungen fiir seinen ei-
genen offentlichen Dienst kommt der Bund auch seiner
Vorbildfunktion als 6ffentlicher Arbeitgeber nach.

5.2 Neues Viterbild

Im Zusammenhang mit diesen Novellierungen wurde
vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend eine Kampagne unter dem Motto ,,Mehr
Spielraum fiir Viter initiiert. Diese Kommunikationsof-
fensive unterstiitzt Méanner, die sich mehr Zeit fiir ihre
Familie nehmen wollen und informiert {iber die gesetzli-
chen Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Gemeinsam mit Unternehmen, die Viter bei ihrem
verstarkten Engagement in der Familie unterstiitzen,
wird fiir ein neues Leitbild von Ménnern und Vitern in
unserer Gesellschaft geworben. Zurzeit wird zur Verste-
tigung der in der Kampagne angestoenen Maflnahmen
und Prozesse mit Unternehmen, Verbinden und Kommu-
nen ein dreijahriges Beratungsprojekt zur Umsetzung fa-
milien-, insbesondere viterfreundlicher MalBnahmen
durchgefiihrt.
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Einen wichtigen Diskussionsbeitrag zur Rollenverteilung
in Familien liefert die vor kurzem abgeschlossene Studie
,,Die Rolle des Vaters in der Familie®, die die Vaterrolle
im Entwicklungsprozess von Familien untersucht. Die
Studie belegt, welchen Einfluss frithe Sozialisationserfah-
rungen, Geschlechterrollenorientierungen, Schulbildung
und Qualitdt der eigenen Partnerschaft auf unterschiedli-
che Vorstellungen von Vaterschaft haben.

5.3 Bekampfung der Gewalt gegen Frauen

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

Zum Ausmal von Gewalt an Frauen liegen bisher nur die
im Vierten Bericht genannten Schitzungen vor. Um ge-
naue Daten tiber das Ausmal} von Gewalt gegen Frauen zu
erhalten, hat das Bundesministerium fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend im Mérz 2002 eine représentative
Umfrage in Auftrag gegeben.

5.3.1 Aktionsplan der Bundesregierung

Am 1. Dezember 1999 hat das Bundeskabinett den Ak-
tionsplan der Bundesregierung zur Bekdmpfung von
Gewalt gegen Frauen verabschiedet. Mit ihm liegt erst-
mals ein umfassendes Gesamtkonzept fiir alle Ebenen der
Gewaltbekdmpfung vor, bei dem es um strukturelle Ver-
dnderungen geht.

Ein solches Gesamtkonzept schlieit notwendigerweise
nicht nur Zustdndigkeiten verschiedener Bundesressorts,
sondern auch Zustidndigkeitsbereiche der Lénder und
Kommunen mit ein. Seine Umsetzung setzt daher neben
einer engen Zusammenarbeit der jeweilig zustdndigen
Bundesministerien auch eine gezielte Kooperation zwi-
schen Bund und Landern voraus, die es in dieser Form bei
der Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen in Deutsch-
land bisher nicht gegeben hat.

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat zur Steuerung der Umsetzung des Ak-
tionsplans am 12. April 2000 — neben der bereits beste-
henden bundesweiten Arbeitsgruppe zur Bekampfung des
Frauenhandels — eine Bund-Léander-Arbeitsgruppe zur
Bekdmpfung von hduslicher Gewalt gegen Frauen einbe-
rufen, in der nicht nur die zustdndigen Bundes- und Lan-
desministerien, sondern auch die Kommunen, Nichtregie-
rungsorganisationen und insbesondere die Frauenhduser
vertreten sind. Diese Arbeitsgruppe hat seitdem viertel-
jéhrlich getagt.

Der Aktionsplan umfasst die Bereiche Pravention, Recht-
setzung durch den Bund, Kooperationen und Vernetzun-
gen, Téterarbeit, Sensibilisierungsmafinahmen und inter-
nationale Zusammenarbeit.

Gesamtgesellschaftliche Pravention umfasst im Verstind-
nis des Aktionsplans alle geeignete Mainahmen, um

— ein gesellschaftliches Klima zu schaffen, in dem
Gewalt gegen Frauen gedchtet wird — zu dieser Ach-
tung gehort, dass Frauen effektiv vor ménnlicher

Gewalt geschiitzt und die Téter mit staatlichen Reak-
tionen rechnen miissen —;

— das Ungleichgewicht zwischen Ménnern und Frauen
zu beheben und Gleichstellung in allen Lebensbe-
reichen zu schaffen;

— den Kreislauf der Gewalt iiber die Generationen hin-
weg zu durchbrechen.

5.3.2 GesetzgebungsmaBnahmen

MaBnahmen im Bereich der Gesetzgebung kommt eine
besondere Bedeutung zu. Den Schutz der Frauen durch
das Recht haben alle Rechtsgebiete zu leisten: das Straf-
recht, das Zivilrecht und das 6ffentliche Recht. Ziel ist es,
die gegen die Frau gerichtete Gewalt zu beenden und ihre
Sicherheit zu gewéhrleisten.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass sowohl die
Téter hauslicher Gewalt als auch die Téter, die ihre Taten
in der ,,Offentlichkeit“ begehen, zu verfolgen sind und mit
staatlichen Sanktionen zu rechnen haben. Héausliche
Gewalt gegen Frauen ist keine innerfamilidre Angelegen-
heit, in die sich der Staat nicht einzumischen hat.

Thren Schwerpunkt bei den gesetzgeberischen Mafinah-
men sieht die Bundesregierung zur Zeit im Zivilrecht. Das
,»Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes
bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichte-
rung der Uberlassung der Ehewohnung bei Trennung* ist
am 1. Januar 2002 in Kraft getreten. Mit ihm ist eine klare
Rechtsgrundlage fiir Schutzanordnungen des Zivilge-
richts wie Kontakt-, Ndaherungs- und Belastigungsverbote
bei vorsétzlichen und widerrechtlichen Verletzungen von
Korper, Gesundheit oder Freiheit einer Person einschlief3-
lich der Drohung mit solchen Verletzungen geschaffen
worden. Des Weiteren enthilt es eine Anspruchsgrund-
lage fiir die — zumindest zeitweise — Uberlassung einer ge-
meinsam genutzten Wohnung, wenn die verletzte Person
mit dem Téter einen auf Dauer angelegten gemeinsamen
Haushalt hatte. Das einschlidgige Verfahrens- und Voll-
streckungsrecht ist so iiberarbeitet worden, dass die be-
troffenen Opfer schnell und einfach zu ihrem Recht kom-
men kdnnen.

Das Gesetz wird von OffentlichkeitsmaBnahmen der Bun-
desregierung begleitet, die in der Bund-Lander-Arbeits-
gruppe zur Bekdmpfung hduslicher Gewalt entwickelt
wurden. Dazu gehdren u. a. Standards fiir Fortbildungen
aller betroffenen Berufsgruppen, die Beschreibung der
notwendigen Rahmenbedingungen zur Umsetzung des
Gesetzes, Musterantriige, Faltblitter und Ahnliches.

Im Zusammenhang mit diesem Gesetz kldren derzeit
die Bundeslédnder, ob und ggf. wie polizeirechtliche und
polizeiliche SchutzmaBnahmen den zivilrechtlichen
Rechtsschutz unterstiitzen und begleiten konnen. Bremen,
Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vor-
pommern haben bereits Novellierungen ihrer Polizeige-
setze vorgenommen, Baden-Wiirttemberg und Berlin ha-
ben eine Novellierung ihres Polizei- und Ordnungsrechts
angekiindigt.
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Der Schutz vor hauslicher Gewalt durch das Gewalt-
schutzgesetz wird durch das seit dem 12. April 2002 gel-
tende Gesetz zur weiteren Verbesserung von Kinderrech-
ten (Kinderrechteverbesserungsgesetz) ergénzt. Durch
dieses Gesetz wurde ausdriicklich klargestellt, dass eine
Person auch dann aus einer von einem Kind bewohnten
Wohnung (oder ndheren Umgebung des Kindes) wegge-
wiesen werden kann, wenn sie Gewalttitigkeiten gegen-
iiber diesem Kind veriibt. Solche Gewalttétigkeiten ge-
geniiber einem Kind werden haufig auch von der Mutter
als psychische Gewalt empfunden und dienen unter ande-
rem auch der Einschiichterung der Frauen. Diese Ergén-
zung war auch zum Schutz der Miitter sinnvoll, da nun-
mehr fiir die familiengerichtliche Praxis klar ist, dass sie
diese Distanz schaffende und damit der weiteren Gewalt
wirksam Einhalt bietende Wegweisung auch bei Kindes-
misshandlungen einsetzen kann.

Am 1. Juni 2000 ist das Gesetz zur Neuregelung des § 19
Ausldndergesetz in Kraft getreten. Mit dieser Gesetzesén-
derung wird die Rechtsstellung auslédndischer Ehepartner
und insbesondere vieler Frauen verbessert. Nach dem
neuen § 19 Auslidndergesetz erhalten ausldndische Ehe-
partner bei Trennung und Scheidung der Ehe ndmlich be-
reits nach zweli (bisher nach vier) Jahren, in denen die ehe-
liche Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet bestand, ein
eigenstdndiges Bleiberecht. Im Falle des Todes des Ehe-
gatten ist das Bleiberecht an keine Frist gekniipft; die ehe-
liche Lebensgemeinschaft muss lediglich fiir eine belie-
bige Zeit im Bundesgebiet bestanden haben.

Ebenso ist die Hartefallklausel umgestaltet worden, nach
der ein eigenstiandiges Bleiberecht auch vor Ablauf der
genannten Frist erteilt werden kann. Nach der frither gel-
tenden Fassung war es nicht erforderlich, dass dem aus-
landischen Ehepartner nach der Trennung die Riickkehr in
das Herkunftsland nicht zumutbar war. Nunmehr muss
dem Ehegatten zur Vermeidung einer besonderen Hirte
der weitere Aufenthalt ermoglicht werden.

Die am 7. Oktober 2000 in Kraft getretene Verwaltungs-
vorschrift zum Auslidndergesetz enthilt Regelungen so-
wohl zur geschlechtsspezifischen Verfolgung als auch
zum Umgang mit Opfern von Menschenhandel. Wenn
konkrete Tatsachen oder andere Anhaltspunkte dafiir
sprechen, dass eine ausreisepflichtige Person von Men-
schenhandel betroffen ist, ist grundsitzlich eine Frist zur
freiwilligen Ausreise von mindestens vier Wochen vorzu-
sehen. Die Betroffenen kdnnen sich durch spezielle Bera-
tungsstellen betreuen und helfen lassen.

Mit dem Gesetz zur strafverfahrensrechtlichen Veranke-
rung des Tater-Opfer-Ausgleichs von 1999 wird es den
Staatsanwaltschaften und Gerichten ausdriicklich zur
Aufgabe gemacht, in jedem Stadium des Verfahrens die
Moglichkeit zu priifen, einen Ausgleich zwischen dem
Beschuldigten und dem Opfer einer Straftat zu erreichen
(§ 155a StPO). Die Strafjustiz soll nicht nur — wie schon
zuvor moglich — einen erfolgten Tater-Opfer-Ausgleich
oder eine Schadenswiedergutmachung honorieren kon-
nen. Vielmehr soll sie im Hinblick auf das Rechtsfrieden
schaffende Ziel eines Ausgleichs zwischen Beschuldig-

tem und Verletztem initiativ werden, in geeigneten Féllen
auf einen solchen Ausgleich aktiv hinwirken. Je nach Ein-
zelfall kann ein erfolgreich durchgefiihrter Tater-Opfer-
Ausgleich zu einer Einstellung des Verfahrens fiihren. So
wurde der Katalog von Auflagen und Weisungen des
§ 153a StPO gedffnet. Eine Verfahrenseinstellung ist un-
ter der Auflage moglich, dass der Beschuldigte sich ernst-
haft bemiiht, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu er-
reichen und dabei seine Tat ganz oder zum {iberwiegenden
Teil wieder gut macht oder deren Wiedergutmachung er-
strebt (§ 153a Abs. 1 Nr. 5 StPO).

Das Gesetz zur Achtung der Gewalt in der Erzichung ist
am 3. November 2000 in Kraft getreten. Damit wird dem
Kind ein Recht auf Erziehung ohne jegliche Gewalt, nicht
nur ohne Misshandlung eingerdumt. Es wird noch stérker
hervorgehoben, dass Gewalt nicht aus dem Erziehungs-
zweck heraus gerechtfertigt werden kann.

Mit dieser Neuregelung soll nicht nur die Rechtsstellung
des Kindes gestérkt, sondern auch eine Bewusstseinsian-
derung bei den Eltern erzielt werden, ohne den Eltern mit
strafrechtlichen Sanktionen zu drohen. Diese Gesetzes-
anderung war notwendig, um der immer noch weitver-
breiteten Anwendung von Gewalt innerhalb von Fami-
lien entgegenzuwirken. Untersuchungen belegen, dass
Opfer elterlicher Gewalt spiter vermehrt selbst Gewalt
anwenden. Daher muss so deutlich wie moglich klarge-
stellt werden, dass Gewalt kein geeignetes Erziehungs-
mittel ist.

Die Gesetzesanderung wurde durch die Kampagne des
Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend ,,Mehr Respekt vor Kindern™ begleitet. Diese
MaBnahme diente dazu, die Gesetzesdnderung bekannt zu
machen, Eltern und Gesellschaft auf den Paradigmen-
wechsel in der Erziechung aufmerksam zu machen und zu
sensibilisieren. Die Eltern sollten unterstiitzt werden,
Konfliktsituationen, Situationen der Uberlastung und
Uberforderung gewaltfrei zu bewiltigen, d. h. auch mit
Alternativen vertraut gemacht werden. Die Kampagne
wurde am 19. September 2000 gestartet und endete mit
Ablauf des Jahres 2001. Sie bestand aus einem multime-
dialen Dach und einer Fundierung durch Praxisprojekte
und Vor-Ort-Aktionen.

Zum ,,Gesetz zum Schutz der Beschéftigten vor sexueller
Belédstigung am Arbeitsplatz® wurde eine Umfrage bei
den obersten Bundesbehdrden durchgefiihrt und ausge-
wertet. Sie hat ergeben, dass bei der Umsetzung des Ge-
setzes noch Defizite bestehen, insbesondere im Bereich
der Fort- und Weiterbildung. Dienstvereinbarungen zum
Thema sexuelle Beldstigung bilden die Ausnahme. Auf
Veranlassung des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend haben mehrere Bundeslan-
der dhnliche Umfragen in ihren Landesverwaltungen ge-
startet. Zur Uberpriifung der Umsetzung dieses Gesetzes
in der betrieblichen Praxis sowie durch die Rechtspre-
chung hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend eine Rechtstatsachenforschung in
Auftrag gegeben.
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5.3.3 Die Gesetzgebung begleitende
MaRnahmen

Gesetzliche Regelungen allein reichen nicht aus. Es miis-
sen vielmehr Kooperationen zwischen den unterschiedli-
chen beteiligten Behorden und den nicht staatlichen
Hilfsangeboten dazukommen.

Diese Art der Zusammenarbeit zur wirkungsvollen
Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen hat in Deutsch-
land in der Anti-Gewalt-Arbeit keine Tradition. Erst seit
wenigen Jahren wird zunehmend die Notwendigkeit von
Kooperation gesehen und steigt die Bereitschaft, sich auf
entsprechende Modelle einzulassen.

Zur Verbesserung der Kooperation der verschiedenen In-
stitutionen und Projekte empfiehlt der Aktionsplan die In-
stallierung von Interventionsprojekten nach US-amerika-
nischem Vorbild. Bei diesen arbeiten die verschiedenen
staatlichen und nicht staatlichen Zustindigen auf der
Grundlage eines gemeinschaftlichen Konzeptes zusam-
men mit dem erklarten Ziel, den Schutz der Betroffenen
zu verbessern und die Téter zur Verantwortung zu ziehen.

In Berlin und in Schleswig-Holstein fordert die Bundesre-
gierung entsprechende Modellprojekte auf Landesebene.
Gleichzeitig hat sie eine wissenschaftliche Begleitung fiir
alle in Deutschland laufenden Interventionsprojekte und
Interventionsstellen in Auftrag gegeben, die auch die im
Rahmen der Projekte geleistete Taterarbeit untersucht.

Fiir eine effektive Lobbyarbeit zugunsten der von Gewalt
bedrohten und betroffenen Frauen, aber auch fiir bessere
und schnellere Informationsweitergabe sowie zur zielge-
naueren Einsetzung von Ressourcen (Arbeitsaufteilung)
ist es hilfreich, dass Hilfsangebote bundesweit vernetzt
werden. Die zunehmende bundesweite Vernetzung von
Projekten aus dem Anti-Gewalt-Bereich ist eine neue Ent-
wicklung in Deutschland, die im Aktionsplan sehr begriifit
wird. Die Bundesregierung finanziert die Vernetzungs-
stellen der Frauenhéuser, der Notrufe und der Beratungs-
stellen gegen Frauenhandel und Gewalt im Migrations-
prozess. Ferner werden bundesweite Vernetzungstreffen
gefordert.

Die gesetzlichen Regelungen miissen im Sinne der Ge-
setzgebung konsequent angewandt werden. Dies geht
nicht ohne entsprechende Sensibilisierung der Handeln-
den. Im Aktionsplan wird ausdriicklich empfohlen, Fort-
bildungen fiir alle betroffenen Berufsgruppen tiberdiszi-
plindr zu konzipieren und auch Mitarbeiterinnen aus dem
Beratungsbereich als Referentinnen hinzuzuziehen.

Solche Aus- und Fortbildungen, die Erstellung von Richt-
linien/Handlungsanleitungen sowie die Einsetzung von
Spezialeinheiten gehdren in den Zustindigkeitsbereich
der Lander und werden dort bereits vielfach verwirklicht.
Besondere Fortschritte sind dabei im Polizeibereich zu
verzeichnen.

In der Bund-Lénder-Arbeitsgruppe zur Bekdmpfung von
hauslicher Gewalt gegen Frauen werden die entsprechen-
den Erfahrungen ausgetauscht und erfolgreiche Modelle
zur Nachahmung empfohlen. Hierzu gehort auch die Er-

arbeitung von Fortbildungsstandards fiir alle betroffenen
Berufsgruppen.

Derzeit werden mit finanzieller Unterstiitzung der Bun-
desregierung Mitarbeiterinnen aus dem Frauenberatungs-
bereich geschult, damit sie als Referentinnen in den ver-
schiedenen Fortbildungsmainahmen eingesetzt werden
konnen.

Das Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat eine vierbdndige Fortbildungsreihe fiir
Mitarbeiterinnen in Frauenhdusern herausgegeben.

Zur Sensibilisierung einzelner Berufsgruppen muss die
Sensibilisierung der allgemeinen Offentlichkeit hinzu-
kommen. Auch in diesem Bereich stellt die Bundesregie-
rung in ihrem Aktionsplan eine Reihe von MafBnahmen
vor, so die Verbesserung der Datenlage durch Neugestal-
tung der Polizeilichen Kriminalstatistik sowie die Durch-
filhrung einer reprasentativen Umfrage zu Gewalt gegen
Frauen. Eine spezielle Briefmarke zum Thema Gewalt ge-
gen Frauen wurde herausgegeben und traf auf eine breite
Resonanz.

Im Bereich Téterarbeit unterstiitzt die Bundesregierung
den stattgefundenen Paradigmenwechsel: Hatten die bis-
herigen politischen MaBnahmen fast ausschlieBlich die
betroffenen Frauen im Blick, so setzt sich heute die Uber-
zeugung durch, dass sich auch der Umgang mit den
Tatern gravierend dndern muss: Thnen muss durch konse-
quentes staatliches Einschreiten —strafrechtlich wie zivil-
rechtlich — das Unrecht ihres Handelns vor Augen gefiihrt
werden.

Im Rahmen der Interventionsprojekte werden spezielle
Taterkurse erprobt und von der wissenschaftlichen Be-
gleitung ausgewertet. Am 5. Dezember 2001 fand mit Un-
terstiitzung des Bundesministeriums fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend in Oldenburg eine internationale
Fachtagung statt, auf der die verschiedenen (europi-
ischen) Konzepte fiir eine solche Taterarbeit diskutiert
wurden.

5.3.4 Pravention und Bekampfung sexuellen
Missbrauchs von Kindern und
Jugendlichen

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor jeglicher
Gewalt hat fiir die Bundesregierung einen hohen Stellen-
wert. Insbesondere hat sie die Bekdmpfung und Praven-
tion von kommerzieller sexueller Ausbeutung von Kin-
dern auf nationaler und internationaler Ebene von Anfang
an aktiv mitgetragen.

Die im Folgenden aufgezeigten MaBnahmen zur Préven-
tion und Bekdmpfung sexuellen Missbrauchs betreffen
uneingeschrankt Médchen, die zu mehr als zwei Drittel
betroffen sind.

Unter Federfithrung des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend hat die Bundesregierung
im Juli 1997 in Umsetzung der Erklarung und des Aktions-
planes des Ersten Weltkongresses gegen die gewerbs-
maBige sexuelle Ausbeutung von Kindern in Stockholm
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ein Arbeitsprogramm gegen Kindesmissbrauch, Kinder-
pornografie und Sextourismus vorgelegt. Es steckte einen
nationalen Handlungsrahmen mit Mafnahmen zur Auf-
klarung und Pravention, zum rechtlichen Bereich, zur in-
ternationalen Strafverfolgung und zum Opferschutz ab.

Ein Zwischenbericht vom Mérz 1998 iiber erfolgte inner-
staatliche Umsetzungsschritte ergidnzte das Arbeitspro-
gramm der Bundesregierung um weitere zukiinftige Mal3-
nahmen. Im Januar 2001 wurde dieser Bericht nochmals
erginzt durch Mafinahmen, insbesondere im rechtlichen
Bereich, die bis Dezember 2000 umgesetzt wurden.

Im Vorfeld des Zweiten Weltkongresses gegen die kom-
merzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern vom 17. bis
20. Dezember 2001 in Yokohama/Japan veranstaltete das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend im Mairz 2001 die Nationale Nachfolgekonferenz
,JKommerzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern®. Da-
bei wurde Bilanz iiber bisherige Erfolge und Defizite
beim Kampf gegen sexuellen Missbrauch von Kindern
gezogen und Strategien fiir eine noch wirksamere
Bekampfung erarbeitet.

Im November 2001 engagierte sich die Bundesregierung
intensiv auf der ,,Multilateralen Konferenz des Europa-
rates* zum Thema ,,Schutz der Kinder vor sexueller Aus-
beutung® in Budapest. Sie legte einen Bericht vor, in dem
sie die innerstaatliche Umsetzung der Erklarung und des
Aktionsplanes des Ersten Weltkongresses darstellte. Der
Bericht beinhaltet einen MaBnahmenkatalog mit den
Schwerpunkten Aufkldrung und Pravention, Gesetzge-
bung sowie internationale Strafverfolgung und Opfer-
schutz. Die Konferenz in Budapest endete mit der An-
nahme eines regionalen Aktionsplanes fiir Europa und
Zentralasien.

Im Rahmen des ,,Zweiten Weltkongresses gegen die kom-
merzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern® im Dezem-
ber 2001 in Yokohama wurde deutlich, dass in den letzten
Jahren eine groBere Sensibilisierung fiir die Problematik
der sexuellen Ausbeutung von Kindern erreicht und zahl-
reiche Maflnahmen ergriffen wurden. Gleichwohl sind
weiterhin verstédrkt nationale und gemeinsame internatio-
nale MaBnahmen zur Prdvention, zum Opferschutz und
zur Strafverfolgung erforderlich, um die sexuelle
Ausbeutung von Kindern effektiv zu bekdmpfen. Mit
dem Abschlussdokument ,,Globale Verpflichtung von
Yokohama 2001 bekréftigt die Staatengemeinschaft die
Ziele und Verpflichtungen des Ersten Weltkongresses im
Jahre 1996 in Stockholm erneut und legt die wichtigsten
Schritte fiir die Zukunft zur Bekdmpfung des weltweiten
Problems der sexuellen Ausbeutung von Kindern fest.

Parallel zu diesen nationalen Bemiihungen wurde von
Seiten der Bundesregierung auch die internationale Zu-
sammenarbeit und Koordinierung bei der Bekdmpfung
von kommerzieller sexueller Ausbeutung von Kindern
verstérkt, insbesondere durch eine engere Zusammenar-
beit mit den Ziellindern des Sextourismus mit Kindes-
missbrauch, eine verbesserte international koordinierte
Strafverfolgung und die Einbindung in internationale Ak-
tions- und Informationsnetzwerke.

Deutschland hat das ILO-Ubereinkommen Nr. 182 vom
17. Juni 1999 iiber das Verbot und unverziigliche Mal3-
nahmen zur Beseitigung der schlimmsten Folgen der Kin-
derarbeit ratifiziert; das Vertragsgesetz datiert vom
11. Oktober 2001.

Die Bundesregierung hat sich intensiv an der Erarbeitung
des Zusatzprotokolls zur UN-Kinderrechtskonvention be-
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution
und die Kinderpornografie beteiligt, das am 25. Mai 2000
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen an-
genommen wurde. Die Bundesrepublik Deutschland hat
dieses Fakultativprotokoll bereits im September 2000 ge-
zeichnet. Ratifikation und innerstaatliche Umsetzung sind
in Vorbereitung.

Der Rat der Europdischen Union hat am 29. Mai 2000 ei-
nen Beschluss zur Bekdmpfung der Kinderpornografie im
Internet angenommen. Dieser Beschluss hat zum Ziel, die
Herstellung, die Verarbeitung, den Besitz und die Ver-
breitung von Kinderpornografie im Internet zu bekamp-
fen und zu verhindern. Er enthdlt MaBnahmen zur Effek-
tivierung der Strafverfolgung und zur Verbesserung der
Priavention, jedoch keine Regelungen zum materiellen
Strafrecht.

Die Bundesrepublik Deutschland gehorte zu den ersten
Liandern, die im Dezember 2000 das Ubereinkommen der
Vereinten Nationen zur Bekidmpfung der grenziiber-
schreitenden organisierten Kriminalitdt mit dem Zusatz-
protokoll zur Verhinderung, Bekdmpfung und Strafver-
folgung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, gezeichnet haben. Auch hier sind Rati-
fikation und innerstaatliche Umsetzung in Vorbereitung.

Die Bundesregierung hat insbesondere mafigeblich die Er-
arbeitung des Europarats-Ubereinkommens iiber Compu-
terkriminalitdt (,,Convention on Cyber Crime®) vorange-
trieben. Deutschland hat dieses Ubereinkommen Ende 2001
gezeichnet. Es enthdlt zum einen Bestimmungen zur
Schaffung eines gemeinsamen materiellstrafrechtlichen
Mindeststandards im Bereich des Computer- bzw. Tele-
kommunikationsstrafrechts, darunter auch eine Vorschrift
zur Stratbarkeit von durch Nutzung von Computersyste-
men begangenen kinderpornographischen Delikten (An-
bieten, Verbreiten, Herstellung, Besitz usw. von kinder-
pornographischen Darstellungen). Zum anderen schaftt es
gemeinsame Grundlagen fiir effektive und rasche straf-
rechtliche Ermittlungen in Computersystemen und eine
verbesserte internationale Zusammenarbeit in einschlégi-
gen Strafsachen.

Die Bundesregierung ist iberzeugt davon, dass bei Zeich-
nung und Ratifikation dieses internationalen Rechts-
instruments durch moglichst viele Staaten (die Konven-
tion steht auch Nichtmitgliedern des Europarats zur
Zeichnung offen) die Bekdmpfung solcher Delikte erheb-
lich erleichtert wird.

AuBerdem wurde in der Sitzung am 31. Oktober 2001 der
Entwurf einer Empfehlung zum Schutz der Kinder vor se-
xueller Ausbeutung vom Ministerkomitee des Europa-
rates angenommen.
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Zu erwihnen ist dariiber hinaus, dass im August 2002 in
der Europdischen Union ein Rahmenbeschluss zur
Bekidmpfung des Menschenhandels in Kraft getreten ist,
mit dem eine Angleichung der strafrechtlichen Bestim-
mungen der Mitgliedstaaten erreicht werden soll. Ein
Rahmenbeschluss zur Bekdmpfung der sexuellen Aus-
beutung von Kindern wird derzeit noch verhandelt.

In Deutschland hat es in den letzten Jahren ermutigende
Fortschritte bei der Bekdmpfung von sexuellem Miss-
brauch von Kindern gegeben. Wesentliche Gesetzge-
bungsmafBnahmen vor allem in den Jahren 1997 und 1998
haben zur weiteren Verbesserung des strafrechtlichen
Schutzes der Kinder vor sexueller Ausbeutung gefiihrt.
Hierbei kommt auch dem Aktionsplan des Stockholmer
Weltkongresses eine Signalwirkung zu. Allerdings han-
delte es sich bei diesen Gesetzgebungsmafinahmen auch
um die Fortsetzung einer Entwicklung, die bereits 1992
mit dem 26. Strafrechtsdnderungsgesetz (§§ 180b, 181
Strafgesetzbuch — Menschenhandel) und 1993 mit dem
27. Strafrechtsdnderungsgesetz (Strafbarkeit von im Aus-
land begangenem sexuellen Missbrauch von Kindern un-
abhéngig vom Recht des Tatorts; Strafbarkeit des Besitzes
und der Besitzverschaffung von Kinderpornografie) ein-
geleitet worden war.

Mit dem 6. Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 26. Ja-
nuar 1998 wurde der strafrechtliche Schutz fiir Kinder
gegen Gewalt, insbesondere sexuelle Gewalt, weiter ver-
bessert. So wurden die Strafdrohungen fiir schwerwie-
gende Fille des sexuellen Missbrauchs von Kindern und
der Korperverletzung erheblich verschérft. Speziell fiir
den Fall des sexuellen Missbrauchs zu Zwecken der Her-
stellung und Verbreitung einer kinderpornografischen
Darstellung ist ein neuer Verbrechenstatbestand im Straf-
gesetzbuch eingefiihrt worden. Dartiber hinaus wurde der
strafrechtliche Schutz gegen die Entziechung Minderjéhri-
ger und gegen den Kinderhandel verbessert.

Das ebenfalls 1998 in Kraft getretene ,,Gesetz zur
Bekdampfung von Sexuelldelikten und anderen gefahr-
lichen Straftaten erweitert bei Verbrechen und bestimm-
ten Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung sowie
gegen die korperliche Unversehrtheit u. a. den Anwen-
dungsbereich fiir die Verhdngung der Sicherungsverwah-
rung. Zugleich schafft das Gesetz die absolute Hochst-
grenze der Unterbringungsdauer auch bei erstmaliger
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung ab. Im Hin-
blick auf die Aussetzung des Rests einer Freiheitsstrafe
zur Bewéhrung fordert das Gesetz nunmehr ausdriicklich,
dass die Aussetzung nur dann erfolgt, wenn sie unter
Berticksichtigung des Sicherheitsinteresses der Allge-
meinheit verantwortet werden kann. Die Grundlage, auf
der die Gerichte eine solche Entscheidung treffen, ist da-
durch verbessert worden, dass bei besonders riickfallge-
fahrdeten Tétern ein Gutachten eingeholt werden muss.
Des Weiteren enthélt das Gesetz Verbesserungen im Be-
reich der Fithrungsaufsicht und sieht fiir behandlungs-
fihige Sexualstraftiiter nach einer Ubergangsfrist ab dem
1. Januar 2003 die zwingende Verlegung in sozialthera-
peutische Anstalten vor.

Mit der am 14. Juni 2002 vom Deutschen Bundestag be-
schlossenen Neuregelung des Jugendschutzes wurde auch
eine nebenstrafrechtliche Regelung gegen missbrauchli-
che Darstellungen von Kindern und Jugendlichen in un-
natiirlicher, geschlechtsbetonter Korperhaltung einge-
fiihrt. Diese Darstellungen zdhlen damit zu den
jugendgefahrdenden Medien, die kraft Gesetzes indiziert
sind und den Abgabe-, Vertriebs- und Werbebeschrankun-
gen des Gesetzes unterliegen.

Aufgrund viktimologischer Erkenntnisse sind 1994 zu-
gunsten von Opfern sexueller Gewalttaten strafrechtliche
Verjahrungsvorschriften gedndert worden. Die Ver-
jdhrung von bestimmten Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung ruht bis zum 18. Lebensjahr des Op-
fers. Die anschlieend laufenden Verjahrungsfristen von
10 Jahren bei Kindesmissbrauch und 20 Jahren bei sexu-
eller Notigung und Vergewaltigung lassen den Opfern
hinreichend Zeit, eine Strafverfolgung aufzunehmen.

Dem Opferschutz dient auch die durch das Zeugen-
schutzgesetz von 1998 eingefiihrte Moglichkeit des Ein-
satzes der Videotechnologie im Strafverfahren. Quélende
Mehrfachvernehmungen oder die oft bedriickende Ver-
handlungsatmosphare des Gerichtssaals und die Konfron-
tation mit dem Peiniger kdnnen vermieden werden. Die
Verbesserung der Nebenklagemdglichkeiten sowie die
Regelungen zur Bestellung eines Zeugenbeistands fiir
Vernehmungen oder eines Opferanwalts auf Staatskosten
fiir das Verfahren fiihrt zu einer weiteren Verbesserung der
Rechte des Opfers.

Am 28. August 2002 ist das Gesetz zur Einfiihrung der
vorbehaltenen Sicherungsverwahrung in Kraft getreten,
das insbesondere den Schutz von Frauen und Kindern vor
gefahrlichen Sexualstraftitern weiter verbessert. Das Ge-
setz sieht vor, dass das erkennende Gericht in bestimmten
Féllen die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung
vorbehalten kann und die endgiiltige Anordnung erst er-
folgt, wenn nach TeilverbiiBung der Strafe die Geféhr-
lichkeit des Verurteilten feststeht.

Dem Ersten Periodischen Sicherheitsbericht der Bundes-
regierung ldsst sich entnehmen, dass nach einem Anstieg
der Anzahl sexuell motivierter Straftatbestinde bis 1997
die Zahlen insgesamt zuriickgegangen und in den letzten
Jahren relativ konstant geblieben sind. Der Anstieg bis
1997 ist vermutlich auf eine im Zuge der 6ffentlichen Sen-
sibilisierung gestiegene Anzeigebereitschaft zuriickzu-
fihren. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) des
Bundeskriminalamtes weist im Jahre 2001 insgesamt
15117 Félle von sexuellem Missbrauch von Kindern
(§§ 176, 176a, 176b StGB) aus. Gegeniiber dem Vorjahr ist
dies ein Riickgang von 3 %. Dariiber hinaus waren Kinder
in 1 014 Fallen (gegeniiber 1 009 Féllen im Jahr 2000) von
sexuellem Missbrauch von Schutzbefohlenen, unter Aus-
nutzung einer Amtsstellung oder eines Vertrauensverhilt-
nisses (§§ 174, 174a bis ¢ StGB) als Opfer betroffen.

Das Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend unterstiitzt die Aufklarungs- und Praventions-
arbeit durch die Forderung von EinzelmaBnahmen,
aber auch durch finanzielle Unterstiitzungen bundeszen-
traler Trager. Daneben wurden zur Weiterbildung von
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Fachkréften zahlreiche Veranstaltungen, Fachkongresse,
Tagungen fiir Fachkréfte und Arbeitsgruppen, die dem Er-
fahrungsaustausch und der Weiterentwicklung von Kon-
zepten zum Thema sexueller Missbrauch von Kindern
dienen, gefordert. Beispielhaft sind hier zu nennen:

— Herausgabe der Broschiiren ,,Sexueller Missbrauch —
Vorbeugen und helfen®, ,,Sexuelle Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche — Wer hilft weiter?*, ,,Comic zur
Aufklarung und Pravention®;

— Vero6ffentlichung des Sonderelternbriefes ,,Kinder
stark machen fiirs Leben — sexuellem Missbrauch vor-
beugen®;

— Forderung des Filmprojekts ,,Ich trau mich — JA und
NEIN sagen*;

— Herausgabe der CD-ROM LoveLine — eine multime-
diale Aufklérung tiber Liebe, Partnerschaft und Se-
xualitdt fiir Jugendliche ab 14 Jahren —, in der das
Thema Beléstigung, Ubergriffe, Missbrauch und Ver-
gewaltigung aufgegriffen wird;

— seit 1998 wird der bundesweite Ausbau der Kinder-
und Jugend-Krisen-Telefone zur kostenlosen und ano-
nymen Beratung fiir Kinder und Jugendliche und seit
Marz 2001 auch der Aufbau eines telefonischen Bera-
tungsangebots fiir Eltern gefordert;

— seit 1999 wird das Projekt des Deutschen Kinder-
schutz-Zentrums ,,Das virtuelle Kinderschutz-Zen-
trum — Interaktive Hilfen fiir Kinder und Eltern® un-
terstiitzt, welches als Informations-, Kontakt- und
Beratungsebene dient. Das Konzept ist eingebunden
in die Arbeit der Kinderschutz-Zentren. Es versteht
sich als kommunikativer und innovativer Ansatz, um
Kindern, Jugendlichen und Eltern den Weg zu Hilfe-
einrichtungen zu vereinfachen;

— Medienverbund — Fortbildungsprogramm ,,Sexueller
Kindesmissbrauch — Vorbeugen und helfen*. Ein Vi-
deofilm ,,Anna, komm!* mit Begleitbuch;

— die Kinderschutzforen der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Kinderschutz-Zentren;

— Fachkongress, Fachtagungen, Expertinnen- und Ex-
pertentagungen zu den Themen:

— ,,Kinderpornografie, ein Produkt der Neuen Me-
dien?*,

— ,,Kinder als Zeugen in der Not — Opferschutz bei
sexuellem Missbrauch®,

—,,Die Téter — differenzieren statt verallgemeinern®,
— Elternkurs ,,Gewaltpravention®,

— ,,Qualitétssicherung und sexueller Missbrauch von
Kindern®,

— ,,Priventionsprojekte fiir junge Eltern*,

— ,Internet — Handlungsfeld fiir Kinderschutz und
Jugendhilfe®.

6. Artikel 6: Abschaffung des Frauen-
handels und der Zwangsprostitution

Artikel 6

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Mal3-
nahmen einschlieBlich gesetzgeberischer Mafinah-
men zur Abschaffung jeder Form des Frauenhan-
dels und der Ausbeutung der Prostitution von
Frauen.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergdnzungen gemacht werden, wobei darauf hingewiesen
wird, dass die im letzten Staatenbericht dargelegten Re-
gelungstatbestinde auch weiterhin Bestand haben:

6.1 MaRnahmen zur Bekdampfung des
Kinder- und Frauenhandels, der
Kinderpornografie und des
Sextourismus

Im Aktionsprogramm 2015 zur Armutsbekdampfung, das
die Bundesregierung im April 2001 infolge der Millen-
niumserkldrung der Vereinten Nationen vorgelegt hat,
wird bekréftigt, dass die Ursachen der Armut auch in der
mangelnden Gleichberechtigung der Geschlechter liegen.
Eine der in dem Programm vorgesehenen Aktionen ist die
Bekdmpfung des Frauenhandels und der Zwangs- und
Kinderprostitution. In Entwicklungslédndern will die Bun-
desregierung gefihrdeten Kindern und Frauen besondere
Unterstiitzung anbieten, um ihnen neue Beschéftigungs-
moglichkeiten und Zukunftsperspektiven zu eréffnen.

Der deutsche Entwicklungsdienst berit beispielsweise die
Organisation COIN in der Dominikanischen Republik,
die Frauen iiber die Wirklichkeit der Emigration aufklart
und bei der Suche nach alternativen Einkommensmaog-
lichkeiten hilft. Um bereits betroffene Frauen zu unter-
stiitzen, fordert das BMZ mit bisher 1,48 Mio. DM Pro-
gramme von SOLWODI e.V. (Solidarity with Women in
Distress). Diese Programme sollen es Frauen aus Ent-
wicklungslandern und Siidosteuropa ermdglichen, bei
der Riickkehr in ihre Herkunftslander durch Aufnahme ei-
ner abhdngigen Beschiftigung oder Griindung einer
selbststindigen Existenz eine gesicherte Lebensgrund-
lage aufzubauen. Dariiber hinaus wird aus den Mitteln des
Aktionsprogramms ein Vorhaben der ILO und IPEC (In-
ternational Programme on the Elimination of Child La-
bour) zur Privention von Handel von Kindern und Ju-
gendlichen in der Balkanregion und in der Ukraine
finanziert.

Die Bundesregierung misst einer wirksamen Verfolgung
des Menschenhandels sowie der Kinderpornografie und
des Sextourismus einen hohen Stellenwert zu. Festzustel-
len ist, dass diese Delikte — gerade auch grenziibergrei-
fend — viele Facetten aufweisen, so auch den neu hinzu-
gekommenen ,,Tatort“ der Informationstechnologien.
Zum zahlenméfigen Ausmaf lassen sich kaum Angaben
machen, da das jeweilige Dunkelfeld sehr grof3 ist. Nach
der Polizeilichen Kriminalstatistik wurden im Jahr 2000
in Deutschland 1 197 Opfer von Menschenhandel polizei-
lich bekannt, davon waren 1 174 Frauen.
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Im Jahr 2000 wurden insgesamt 926 Personen (fast aus-
schlieflich Frauen) als Opfer von Menschenhandel
(§§ 180b, 181 Abs. 1 Nr. 2,3 StGB) registriert. Im Jahr
1999 waren es insgesamt 831 (davon 23 ménnlich), 1998
insgesamt 189 (davon 16 ménnlich). Einer Untersuchung
des BKA (Lagebild Menschenhandel 2000) zufolge, ka-
men im Jahr 2000 81,5 % der Opfer aus den mittel- und
osteuropdischen Staaten, darunter 115 aus der Ukraine
(ca. 12,4 %), 140 aus Russland (ca. 15,1 %) und 162 aus
Litauen (ca. 17,5 %).

Im Rahmen der Européischen Union, des Europarates, der
G 8 und der VN, aber auch in zahlreichen anderen inter-
nationalen Arbeitsgruppen und Veranstaltungen arbeitet
die Bundesregierung an der Bekdmpfung des Kinder- und
Frauenhandels, der Kinderpornografie und des Sextouris-
mus aktiv mit. Es ist zu beobachten, das diese Themen in-
ternational in den letzten Jahren eine zunehmend starke
Beachtung gefunden haben, eine Entwicklung, die von
der Bundesregierung unterstiitzt wird. So hat das Aus-
wartige Amt gemeinsam mit der OSZE am 15./16. Okto-
ber 2001 eine internationale Konferenz ,,Europa gegen
Menschenhandel* ausgerichtet, in der Empfehlungen ge-
rade auch zur Verbesserung des Opferschutzes erarbeitet
wurden.

Ferner nahm die Bundesregierung aktiv an den Verhand-
lungen zum Protokoll zur Verhiitung, Bekdmpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des
Frauen- und Kinderhandels, in Erginzung des Uberein-
kommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiber-
schreitende organisierte Kriminalitét teil und hat das Pro-
tokoll bereits im Dezember 2000 gezeichnet. Die
Vorbereitungen fiir das Ratifizierungsverfahren sind an-
gelaufen.

Hinsichtlich weiterer internationaler Mallnahmen, wie
zum Beispiel den Rahmenbeschliissen zur Bekdmpfung
des Menschenhandels sowie der sexuellen Ausbeutung
von Kindern und der Kinderpornografie wird auf die Aus-
filhrungen zu Ziffer 5.3.4 verwiesen.

Weitere Maflnahmen im Rahmen der EU waren die Auf-
stellung eines EU-Forder- und Austauschprogramms fiir
Personen, die fiir Malnahmen gegen den Menschenhan-
del und die sexuelle Ausbeutung von Kindern zustindig
sind, und die Erweiterung des Aufgabenbereichs von
EUROPOL um den Menschenhandel.

Uber ihre MaBnahmen zur Bekdmpfung des Frauen- und
Kinderhandels berichtet die Bundesregierung jéhrlich
dem Generalsekretdr der Vereinten Nationen fiir dessen
Bericht an die Generalversammlung. Die Berichte der
VN-Sonderberichterstatterin zu Gewalt gegen Frauen
lasst die Bundesregierung in die deutsche Sprache tiber-
setzen und verdffentlichen und stellt sie allen Interessier-
ten kostenlos zur Verfiigung.

6.2 Einrichtung der Arbeitsgruppe
Frauenhandel

Angesichts der sehr komplexen Problematik des Frauen-
handels, die verschiedene Politikfelder, Adressaten und
Ebenen betrifft, hat die Bundesregierung im Friithjahr 1997

eine bundesweite Arbeitsgruppe Frauenhandel eingerich-
tet, die etwa vierteljéhrlich tagt. [hr gehdren die jeweils be-
fassten Bundesministerien, die Landesfachministerkonfe-
renzen, das BKA und Nichtregierungsorganisationen an.

Die wichtigsten Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe sind:

— Die Erarbeitung und Herausgabe von Informations-
materialien fiir Frauen in den Herkunftsldndern. Die
Broschiire erschien in 13 Sprachen und wird iiber
Nichtregierungsorganisationen sowie die deutschen
Botschaften vor Ort verteilt.

— Die Einbringung von Vorschligen fiir die am 9. Okto-
ber 2000 in Kraft getretenen Verwaltungsvorschriften
zum Ausldndergesetz zum Umgang mit Opfern von
Menschenhandel (z. B. Mindestfrist von vier Wochen
fiir den Vollzug der Abschiebung).

— Die Erarbeitung eines Kooperationsmodells fiir einen
speziellen Zeuginnenschutz fiir Frauen, die nicht in
das Zeugenschutzprogramm aufgenommen werden
konnen oder wollen. Dieses Kooperationskonzept
wurde der Innenministerkonferenz zur Beschlussfas-
sung libersandt und ist bereits Grundlage entsprechen-
der Modelle in einzelnen Bundeslandern geworden.

— Die Erarbeitung einer Handreichung fiir die Behorden
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und fiir die So-
zialhilfetrager bei Zusténdigkeit fiir Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz bzw. dem Bundes-
sozialhilfegesetz an Opfer von Menschenhandel.

— Die Erarbeitung einer Empfehlung fiir die Bundeslan-
der zum Anwendungsbereich des Opferentschadi-
gungsgesetzes auf Opfer von Menschenhandel.

— Die Vorarbeiten fiir einen Erlass des Bundesministe-
riums fiir Arbeit und Sozialordnung an die Bundesan-
stalt fiir Arbeit zur Zulassung von auslidndischen Ar-
beitnehmerinnen zum Arbeitsmarkt im Rahmen von
Zeugenschutzprogrammen der Lander.

— Die Durchfiihrung von speziellen Fortbildungen des
Bundeskriminalamtes im Bereich der Polizei unter
Hinzuziehung einzelner Mitglieder der Arbeitsgruppe.

6.3 Weitere MaBnahmen zur Bekdmpfung des
Frauenhandels

Immer mehr Bundesldnder haben dhnliche Gremien ein-
gerichtet, um im Rahmen ihrer Zustindigkeiten die Ver-
folgung der Menschenhéndler zu verbessern und die Op-
fer wirksam zu schiitzen und zu unterstiitzen.

Zu den sonstigen Mallnahmen bei der Bekdmpfung des
Kinder- und Frauenhandels gehoren die jahrlichen Lage-
bilder des Bundeskriminalamtes, die mit unterschied-
lichen Schwerpunkten die Situation in Deutschland sowie
Entwicklungen in diesem Kriminalitdtsfeld beleuchten.
Die Zusammenarbeit des Bundeskriminalamtes mit
den Polizeibehorden der Bundesldnder ist durch die Ein-
richtung einer besonderen Arbeitsgruppe verbessert wor-
den. Ferner werden spezielle Fortbildungs- und Schu-
lungsmafBinahmen fiir mit dem Menschenhandel befasste
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Beamtinnen und Beamte durchgefiihrt. Auch die grenz-
iberschreitende Zusammenarbeit des Bundeskriminal-
amtes mit den Polizeibehorden der Herkunftsldnder wird
iiber Interpol und EUROPOL sténdig weiter ausgebaut.

Frauen, die nach Deutschland kommen und hier Asyl be-
antragen, haben zum Teil andere Griinde fiir ihre Flucht
als Manner. Diese spezifischen Fluchtgriinde von Frauen
werden international zunehmend thematisiert: Insbeson-
dere die internationalen Gremien in den Bereichen Men-
schenrechte, Frauenrechte und Fliichtlingsfragen befas-
sen sich mit geschlechtsspezifischen Verfolgungen und
inwieweit die einzelnen Staaten den betroffenen Frauen
Schutz vor solchen Menschenrechtsverletzungen ge-
wihren (siehe hierzu auch Teil I 8.3 ,,Weibliche Asylsu-
chende in Deutschland*).

6.4 Ermittlungsverfahren gegen Deutsche
wegen im Ausland begangenen sexuellen
Missbrauchs

Im letzten Bericht wurde dargelegt, dass deutsche Touris-
ten, die im Ausland Kinder sexuell missbrauchen, auch
dann in Deutschland strafrechtlich zur Verantwortung ge-
zogen werden, wenn die Tat im Land des Tatorts nicht mit
Strafe bedroht ist.

Es liegen keine genauen Angaben zur Zahl der insgesamt
gegen Deutsche wegen des Vorwurfs, im Ausland Kinder
sexuell missbraucht zu haben, gefiihrten Ermittlungsver-
fahren vor.

Einige wenige Informationen erbrachte eine in zwei Wel-
len (am 19. November 1996 und am 28. Januar 1998)
durchgefiihrte Umfrage des Bundesministeriums der Jus-
tiz unter den Landern nach den im jeweiligen Zustindig-
keitsbereich gefiihrten Verfahren wegen sexuellen Miss-
brauchs auslidndischer Kinder durch Deutsche im
Ausland. Der Erhebungszeitraum erstreckte sich von Ok-
tober 1993 bis Januar 1998, umfasste also insgesamt
vier Jahre und vier Monate. Fiir die zweite Umfrage (Zeit-
raum ab Februar 1997) liegen allerdings nicht von allen
Bundeslandern Angaben vor.

Eine durch die Kriminologische Zentralstelle in Wiesba-
den vorgenommene Auswertung der bei diesen Umfragen
von den Léndern mitgeteilten Verfahren zeigt folgendes
Bild:

Insgesamt wurden in dem Untersuchungszeitraum 51 Er-
mittlungsverfahren eingeleitet, wobei in einem Verfahren
auller der Verfahrenseinleitung nichts mitgeteilt wurde.
59 Personen wurden beschuldigt, gegen 148 Personen
straffillig geworden zu sein.

Tatortldnder sind (nach Anzahl der Verfahren): Thailand
(15), Tschechien (7), Philippinen (5), Sri Lanka (5), Bra-
silien (4), ferner (mit jeweils ein oder zwei Verfahren)
Bulgarien, Kambodscha, Kanada, Kenia, Kuba, Mada-
gaskar, Mexiko, Nepal, Nicaragua, Paraguay, Ruménien,
Stidafrika.

33 (55,9 %) Beschuldigten wurde (anfanglich) sexu-
eller Missbrauch von Kindern vorgeworfen, in weiteren
17 Féllen in Verbindung mit zusétzlichen Straftatbestén-

den (z.B. Herstellung/Verbreitung pornographischer
Schriften, sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen,
schwere Korperverletzung, sexueller Missbrauch von Ju-
gendlichen, Vergewaltigung). Verfahren ausschlielich
wegen des sexuellen Missbrauchs Jugendlicher bzw.
Schutzbefohlener lagen bei vier bzw. zwei Beschuldigten
vor. Nur in zwei (3,4 %) Féllen ging es nicht primdr um
sexuellen Missbrauch, sondern um die Herstellung/Ver-
breitung pornographischer Schriften, jeweils in Verbin-
dung mit der Vermittlung von Kindern.

Der zum Abfragezeitpunkt aktuelle Verfahrensstand zeigt,
dass bis Januar 1998 13 (22 %) Beschuldigte verurteilt wur-
den, bei 16 (27 %) Beschuldigten wurden die Verfahren
eingestellt. Bei der Mehrzahl der Beschuldigten dauerten
die Verfahren zum Abfragezeitpunkt noch an. Von den
13 Verurteilungen erfolgten sieben in Deutschland, sechs
im Tatortland. Bei den sieben in Deutschland erfolgten Ver-
urteilungen wurden in drei Féllen Gestandnisse abgelegt,
iiber Verurteilungen in den Tatortlindern liegen hierzu
keine Angaben vor. Das durchschnittliche Strafmalf der sie-
ben Verurteilungen in Deutschland betrégt zwei Jahre und
vier Monate, das der sechs Verurteilungen in Tatortlindern
fiinf Jahre und neun Monate.

6.5 Gesetzliche MaBnahmen

Aufbauend auf dem ersten Gesetz zur Verbesserung der
Stellung des Verletzten im Strafverfahren (Opferschutz-
gesetz, 1987) und mit dem Gesetz zum Schutz von Zeu-
gen bei Vernehmungen im Strafverfahren und zur Verbes-
serung des Opferschutzes (Zeugenschutzgesetz, in Kraft
getreten am 1. Dezember 1998) wurden die Interessen der
Opfer von Straftaten noch stirker in das Zentrum des
Strafverfahrens gertickt.

Durch diese Gesetze wurden das Recht der Nebenklage und
die Durchsetzung zivilprozessualer Anspriiche im Strafver-
fahren (Adhdsionsverfahren) verbessert. Durch das Zeu-
genschutzgesetz wurde der Einsatz der Video-Technologie
im Strafverfahren eingefithrt. Damit konnen quélende
Mehrfachvernehmungen vermieden und Opfern die be-
driickende Verhandlungsatmosphére des Gerichtssaals und
die Konfrontation mit dem Peiniger erspart werden.

SchlieBlich wurde vorgesehen, dass unter gewissen Vo-
raussetzungen ein Zeugenbeistand fiir die Vernehmung
oder ein Opferanwalt fiir das Verfahren auf Staatskosten
bestellt werden konnen.

AuBerhalb des Strafrechts ist das Beschéftigtenschutzge-
setz zu nennen, durch das alle Beschéftigten im &ffent-
lichen Dienst und in der privaten Wirtschaft vor sexueller
Beldstigung am Arbeitsplatz rechtlich geschiitzt werden.
Das Gesetz verpflichtet alle Arbeitgeber zur unverziig-
lichen Ergreifung der erforderlichen SchutzmafBnahmen,
wenn sich eine Beschiftigte sexuell beléstigt fiihlt. Dazu
gehdren arbeits- und disziplinarrechtliche Konsequenzen
gegentiber den Tatern.

Ferner wurde im Ausléndergesetz der Schutz der auslédn-
dischen Frauen erhoht (siche unter 5.3.2).

Eine besondere Strafvorschrift fiir Menschenhandel, ins-
besondere mit Frauen und Kindern, als Verbrechen gegen
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die Menschlichkeit im Rahmen eines ausgedehnten oder
systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevdlkerung
wurde durch das Volkerstrafgesetzbuch geschaffen, das
am 30. Juni 2002 in Kraft getreten ist. Gleiches gilt fiir
Félle der Zwangsprostitution und andere Sexualstraftaten
in diesem Kontext, die auBerdem bei Tatbegehung im Zu-
sammenhang mit einem internationalen oder nichtinter-
nationalen bewaffneten Konflikt als Kriegsverbrechen
unter Strafe gestellt wurden.

7. Artikel 7: Beteiligung von Frauen am
politischen und 6ffentlichen Leben

Artikel 7

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Mal-
nahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der
Frau im politischen und 6ffentlichen Leben ihres
Landes und gewihrleisten insbesondere allen
Frauen in gleicher Weise wie den Ménnern

a) das Stimmrecht bei allen Wahlen und Volksab-
stimmungen sowie das passive Wahlrecht fiir alle
offentlich gewiahlten Gremien;

b) das Recht auf Mitwirkung an der Ausarbeitung
der Regierungspolitik und deren Durchfiihrung so-
wie auf Bekleidung offentlicher Amter und auf
Wahrnehmung aller 6ffentlichen Aufgaben auf al-
len Ebenen staatlicher Téatigkeit;

c¢) das Recht auf Mitarbeit in nichtstaatlichen Or-
ganisationen und Vereinigungen, die sich mit dem
Offentlichen und politischen Leben ihres Landes
befassen.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

Wie im letzten Bericht schon ausgefiihrt, stehen die in Ar-
tikel 7a — ¢ des Ubereinkommens geforderten politischen
und gesellschaftlichen Mitwirkungsrechte Frauen in
vollem Umfang zu. Dennoch gibt es weiterhin Bereiche
des politischen und 6ffentlichen Lebens, in denen Frauen
nicht angemessen vertreten sind. Insgesamt sind jedoch in
den letzten Jahren deutliche Verbesserungen erkennbar
geworden.

7.1 Bundesgremienbesetzungsgesetz

Nach dem Bundesgremienbesetzungsgesetz von 1994 ha-
ben der Bund und andere bei Besetzungsverfahren von
Gremien Beteiligte nach Mal3gabe dieses Gesetzes darauf
hinzuwirken, dass eine gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen und Ménnern in Gremien geschaffen oder erhalten
wird. Zudem verpflichtet das Bundesgremienbesetzungs-
gesetz die Bundesregierung, in jeder Legislaturperiode ei-
nen Bericht iiber den Anteil von Frauen in wesentlichen
Gremien im Bereich des Bundes sowie tiber die Entsen-
dung von Frauen in wesentliche Gremien auflerhalb des
Bereichs des Bundes vorzulegen.

Das Bundeskabinett hat Ende Mai 2002 den Dritten Gre-
mienbericht (,,Dritter Bericht der Bundesregierung iiber
den Anteil von Frauen in wesentlichen Gremien im

Einflussbereich des Bundes*), beschlossen. Er belegt zum
Stichtag 30. Juni 2001 einen leichten Anstieg des Frau-
enanteils in den Gremien im Einflussbereich des Bundes.

Im Vergleich zum Zweiten Gremienbericht mit dem Sach-
stand vom Juni 1997

— ist der durchschnittliche Frauenanteil in den wesent-
lichen Gremien im Einflussbereich des Bundes um
3,7 Prozentpunkte von 12,2 % auf 15,9 % gestiegen.
Im Jahr 2001 waren in 318 Gremien von 7 794 Perso-
nen 1 242 Frauen, im Jahr 1997 in 355 Gremien von
8 639 Personen nur 1 058 Frauen.

— hat sich der Anteil der Gremien ohne weibliche Mit-
glieder von 28,7 % auf 21,4 % verringert.

— weisen 10 Gremien von insgesamt 318 Gremien einen
Frauenanteil von 50 % oder mehr aus; das sind 3,1 %,
darunter unter anderem der Verbraucherausschuss mit
75 %, die Arbeitsgruppe Frauenhandel mit 68,8 % und
der Nationale Beirat fiir das EU-Programm ,,Jugend
fiir Europa“ mit 50 %.

Der Bund hat in seinem unmittelbaren Einflussbereich be-
reits gehandelt und durch seine Gesetzgebung den Rah-
men fiir eine zwischen den Geschlechtern ausgeglichene
Gremienbesetzung verbessert: Mit dem Bundesgleich-
stellungsgesetz fiir den Bundesdienst wurden die Chan-
cen von Frauen, Fiihrungspositionen zu erreichen, erhdht.
Damit steigen auch die Chancen, hochrangige Gremien
mit mehr Frauen zu beschicken, da Gremien meist mit
Fihrungskréften besetzt werden. Auflerdem wurden die
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten gestirkt. Bei Gre-
mienbesetzungen sind seit Dezember 2001 die Gleich-
stellungsbeauftragten in den Dienststellen des Bundes
oder speziell eingerichtete Gleichstellungsreferate einzu-
schalten (§ 9 Abs. 2 BGleiG).

Zur Umsetzung des Gesetzesziels bedarf es zudem einer
konsequenteren Ausschopfung der im Bundesgremienbe-
setzungsgesetz vorgesehenen Verfahrensregeln fiir Gre-
mienbesetzungen.

7.2 EU-Aktionsprogramme fiir die Gleich-

stellung von Frauen und Mannern

Im Rahmen des Vierten Mittelfristigen Aktionsprogramms
der Europdischen Gemeinschaft fiir die Chancengleich-
heit von Frauen und Méannern (1996 bis 2000) forderte das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend durch Kofinanzierungen mehrere deutsche Projekte,
die zur Steigerung des Frauenanteils in Fiihrungspositio-
nen beitrugen:

Das Frauencomputerzentrum Berlin erhob wihrend eines
Zeitraums von finf Jahren europaweit Daten tiber die Ent-
wicklung des Anteils von Frauen in Entscheidungsposi-
tionen in der Politik und in ausgewéhlten Wirtschaftsbe-
reichen wie beispielsweise Bank- und Finanzwesen,
Informations- und Kommunikationstechnologien. Die Er-
gebnisse wurden von der EU-Kommission und den EU-
Mitgliedstaaten zur Sensibilisierung der Offentlichkeit
und zur Entwicklung von Verbesserungsstrategien ge-
nutzt.
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Im Mittelpunkt der Projekte des Deutschen Jugendinsti-
tuts e.V. und der Technischen Universitit (TU) Berlin
standen Mentoringprogramme als Instrument zur Forde-
rung von Frauen in Entscheidungspositionen. Wahrend
das Deutsche Jugendinstitut aktuelle Mentoringpro-
gramme in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union
auswertete, fiihrte die TU Berlin ein Mentorinnenpro-
gramm durch, in dem erfahrene Fiihrungspersonlichkei-
ten aus Politik und Wirtschaft weiblichem Fiithrungsnach-
wuchs Einblick in ihren beruflichen Alltag gewahrten. Im
Zusammenhang mit diesem Projekt wurde 1999 die ,,Eu-
ropdische Akademie fiir Frauen in Politik und Wirtschaft
Berlin® gegriindet, die sich zum Ziel gesetzt hat, neue
Wege der Forderung des weiblichen Fiihrungsnachwuch-
ses zu beschreiten.

Die Beteiligung von Frauen an Entscheidungspositionen
ist auch ein Schwerpunktthema des nachfolgenden Fiinf-
ten EU-Programms, des ,,Aktionsprogramms fiir die
Gleichstellung von Frauen und Ménnern® (2001 bis
2005). Es dient der Umsetzung der ,,Rahmenstrategie der
Europdischen Gemeinschaft zur Forderung der Gleich-
stellung von Frauen und Mainnern“. Thematische
Schwerpunkte des Programms sind Fragen des gleichen
Arbeitsentgelts (2001), die Vereinbarkeit von Familie und
Erwerbsleben (2002), die ausgewogene Beteiligung von
Frauen und Minnern an Entscheidungsprozessen (2003)
und die Verdnderung von Geschlechterrollen und Stereo-
typen (2004). Zu diesen Themen werden transnationale
Projekte zur Analyse, Sensibilisierung und Entwicklung
von Handlungskompetenzen auf nationaler und europi-
ischer Ebene durchgefiihrt.

7.3 Engagement von Frauen in den Kirchen

Unter den aktiven Kirchenmitgliedern und vor allem den
ehrenamtlich Titigen sind Frauen in der Uberzahl. In den
evangelischen Kirchen ist man bemiiht, die Position von
Frauen innerhalb der Kirchen zu verbessern. In 17 von
24 Landeskirchen sowie der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) gibt es heute hauptamtliche Frauen-
beauftragte und in vier Landeskirchen Gleichstellungs-
gesetze, die sich an denen des 6ffentlichen Dienstes ori-
entieren. Frauenforderpline existieren in etwa der Hélfte
der Landeskirchen. Rund 40 % der Synodenmitglieder
sind Frauen. Drei Frauen wurden zu Bischofinnen ge-
wihlt.

Unter den Theologen und Theologinnen im aktiven
Dienst sind allerdings nur knapp 25 % Frauen und ihre
Prasenz in Kirchenleitungen und in vielen Gremien
und Kommissionen steigt nur langsam. Zu Beginn des
Jahres 2002 startete das Projekt ,,Mentoring fiir Frauen in
der Kirche®.

Katholikinnen sind zunehmend auch in verantwortlichen
Positionen des kirchlichen Lebens, in der Theologie und
kirchlichen Verwaltung tétig und nicht nur in den klas-
sischen Feldern der Sozial- und Erziehungsarbeit. Auch in
internen Gremien der katholischen Kirche haben Frauen-
fragen inzwischen einen héheren Stellenwert erreicht.

7.4 Frauenorganisationen

Fast 15 Millionen Frauen engagieren sich derzeit in Frau-
enverbianden, Frauengruppen und -initiativen. Der Deut-
sche Frauenrat ist die grofite Schirmorganisation von
Frauenverbidnden. Thm gehoren fast 60 Mitgliedsorgani-
sationen (Frauenverbénde und Frauengruppen gemischter
Organisationen an, Stand 2002). Viele von diesen sind
ihrerseits Dachorganisationen. Die Mitgliedsorganisatio-
nen des Deutschen Frauenrates zeigen die Vielfalt der
Frauenorganisationen in der Bundesrepublik. Zu ihnen
gehoren Frauenberufsverbdnde, konfessionelle Frauenor-
ganisationen, Frauenorganisationen der Parteien, gewerk-
schaftliche Frauenorganisationen und staatsbiirgerlich
orientierte Frauenverbdnde. Der Deutsche Frauenrat
biindelt die Interessen seiner Mitgliedsorganisationen und
bringt diese in politische Diskussions- und Entschei-
dungsprozesse ein.

7.5 Frauen in den Medien

Was die Darstellung und Behandlung von Frauenfragen in
den Medien anbelangt, wird auf die Ausfithrungen zu den
Abschnitten 37 und 38 des Priifungsberichts verwiesen.
Ergénzend hierzu ist anzumerken, dass im Rahmen des
Global Monitoring Projekts (GMMP 2000) der Deutsche
Journalistinnenbund die Ergebnisse seiner Untersuchung
in der Broschiire ,,Who makes the News?* zusammenge-
fasst hat. Dort wird aufgezeigt, welche Verdnderungen
sich bei der Darstellung der Frauen in Zeitungen, Horfunk
und Fernsehen seit der Vierten Weltfrauenkonferenz 1995
in Peking ergeben haben.

Was die Haufigkeit der Nennungen von Frauen im Fern-
sehen, Horfunk und in den Printmedien anbetrifft, so ist
seit 1995 nur ein leichter Anstieg von 17 % auf 18 % zu
verzeichnen. Am hiufigsten kommen Frauen in der Op-
ferrolle vor (18,7 %). Vor den Ménnern rangieren sie mit
21 % (Ménner 5 %) lediglich, wenn ihr Familienstand er-
wihnt wird. Aufgeholt haben Frauen dagegen als Mitar-
beiterinnen und hier vor allem im Fernsehen. In der
Altersgruppe zwischen 20 bis 34 dominieren sie. Ausge-
glichen ist das Geschlechterverhiltnis zwischen 35 bis 40,
doch in der Gruppe der iiber 50-Jahrigen sind nach wie
vor mehr Ménnern anzutreffen.

8. Artikel 8: Mitarbeit von Frauen auf
internationaler Ebene

Artikel 8

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maf3-
nahmen, um sicherzustellen, dass Frauen unter den
gleichen Bedingungen wie Ménner und ohne Dis-
kriminierung die Moglichkeit haben, ihre Regie-
rung auf internationaler Ebene zu vertreten und an
der Arbeit internationaler Organisationen mitzu-
wirken.

Die Bundesregierung legt groBen Wert darauf, Frauen ge-
zielt — z. B. durch Einbeziehung des Deutschen Frauenra-
tes bei allgemeinen Werbemalinahmen fiir internationale
Stellenbesetzungen — liber Laufbahnmoglichkeiten bei in-
ternationalen Organisationen zu informieren. Auf diesem



Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

—51 -

Drucksache 15/105

Wege, aber auch durch Medienkontakte und Interviews,
werden potenzielle Interessentinnen z.B. auf die vom
Auswartigen Amt durchgefiihrten Vorbereitungsseminare
zu den Auswahlwettbewerben zu Laufbahnen bei der
Kommission der Europdischen Union hingewiesen. Auch
auf den so genannte Internationalen Stellenpool, eine Zu-
sammenstellung aller verfligbaren aktuellen Stellenaus-
schreibungen der internationalen Organisationen, wird
auf diesem Wege hingewiesen. Die Bemiihungen der
Bundesregierung um eine Erhéhung des Anteils von
Frauen deutscher Nationalitét auf internationalen Ebene
haben im Berichtszeitraum Wirkung gezeigt. Weitere An-
strengungen werden jedoch erforderlich bleiben, um bei
der Mitarbeit deutscher Staatsangehdriger auf internatio-
naler Ebene Gender-Paritdt zu erreichen.

8.1 Bereich der Vereinten Nationen

Gemdl dem ,recruitment update” des VN-Generalse-
kretariats vom 24. September 2001 waren von insgesamt
129 deutschen Bediensteten im VN-Sekretariat im ver-
gleichbaren hoheren Dienst 46 Frauen. Dies entspricht ei-
ner Quote von 35,66 %. 1996 belief sich der entspre-
chende Anteil auf 30,7 %, 1994 auf 29,7 %.

In den Spitzenpositionen des VN-Sekretariats, d. h. auf
der Ebene D2 und hoher, ist von vier Deutschen eine Frau
(D2-Position bei DPA) zu finden. Bei Betrachtung aller
Laufbahnen sind im VN-Generalsekretariat 296 Deutsche
beschiftigt, davon 124 Frauen. Dies entspricht einer
Quote von 41,89 %.

Beim ,,Biiro Fithrungskréfte zu Internationalen Organisa-
tionen“ in Bonn (BFIO), einer Fachvermittlungsstelle der
Bundesanstalt fiir Arbeit fiir Bewerber und Bewerberin-
nen zu internationalen Organisationen, sind fiir den VN-
Bereich insgesamt, das heiit Generalsekretariat plus
Hilfswerke, Spezialorgane, Sonderorganisationen und au-
tonome Organisationen, insgesamt 870 deutsche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter (einschlieBlich beigeordnete
Sachverstandige, Consultancies und nicht permanente Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter) des vergleichbaren hoheren
Dienstes registriert. Davon sind 295, dies entspricht einer
Quote von 33,91 %, weiblich. Ahnlich ist der Frauenanteil
im Bereich der Weltbankgruppe: Beim BFIO sind 181
deutsche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfasst, davon
64 Frauen. Die Quote betragt somit 35,36 %.

8.2 Bereich der Europdischen Union

Bei der Information und Werbung deutscher Kandidatin-
nen und Kandidaten fiir die in diesem Jahr stattfindenden
EU-Auswahlverfahren hat das Auswiartige Amt insbeson-
dere auf die aktive Frauenforderpolitik der Europdischen
Kommission hingewiesen und vor allem Frauen ermutigt,
sich dem anspruchsvollen Auswahlverfahren zu stellen.
Bei den vom Auswirtigen Amt durchgefiihrten EU-Vorbe-
reitungsseminaren ist die Frauenquote erfreulich hoch: An
bisher acht Seminaren haben insgesamt 958 Personen teil-
genommen, davon 41 % Frauen. Fiir die noch ausstehen-
den Seminare in Hamburg sind 131 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer gemeldet, davon 41,2 % Frauen, fiir Briissel

81 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, davon sogar 61,8 %
Frauen.

Fiir die EU-Kommission ist die Verteilung der deutschen
Bediensteten (Stand Oktober 2001) wie folgt: In den Be-
soldungsgruppen A 1 bis A 8 (vergleichbarer hoherer
Dienst) sind 568 Méanner und 108 Frauen beschéftigt, das
entspricht einer Frauenquote von 15,98 %. Hierbei ist
keine Frau in den Spitzenpositionen A 1 und A 2 beschéaf-
tigt. Drei weibliche Bedienstete haben die Position A 3 er-
reicht. Zum Vergleich die Zahlen bei den Ménnern: neun-
mal wurde die Position A 1 erreicht, 23 Mal die Position
A2 und 61 Mal die Position A 3.

In den Besoldungsgruppen B (etwa vergleichbarer geho-
bener Dienst) entspricht die Frauenquote bei den deut-
schen Bediensteten 52,94 % (117 Frauen, 104 Ménner)
und C (etwa vergleichbarer mittlerer Dienst) 53,72 %
(375 Frauen, 323 Maénner).

Bei der Zusammenstellung der neuen Kommission 1999
wurden auch die Kabinette der Kommissare neu besetzt.
Von den damals benannten 18 deutschen Kabinettsmit-
gliedern sind zehn Frauen.

Folgende weitere hochrangige Benennungen der Bundes-
regierung im EU-Bereich sind zu erwéhnen:

— Kommissarin Schreyer (1999),

— deutsche Richterin am Europiischen Gerichtshof,
Colneric (2000),

— deutsches Mitglied im Europdischen Rechnungshof,
von Wedel (ab 1. Januar 2002),

8.3 Auswartiger Dienst der Bundesrepublik
Deutschland

Im gesamten Auswirtigen Dienst der Bundesrepublik be-
trug der Frauenanteil (Stichtag 9. November 2001) 41 %;
im hoheren Dienst 19 %. In Leitungsfunktionen im Aus-
land belief er sich auf 9,2 % (Vergleichswert fiir 1997
7,6 %; fiir 1995 5,2 %). Leitungsfunktionen im Inland wa-
ren am 9. November 2001 zu 6,5 % mit Frauen besetzt
(keine Vergleichswerte). Unter den Neueinstellungen
fiir den hoheren Auswirtigen Dienst im Jahr 2001 waren
42,5 % Frauen (1999 25 %, 1997 27 %).

9. Artikel 9: Staatsangehorigkeit von Frauen
und Kindern

Artikel 9

(1) Die Vertragsstaaten gewéhren Frauen die glei-
chen Rechte wie Ménnern hinsichtlich des Er-
werbs, des Wechsels oder der Beibehaltung der
Staatsangehorigkeit. Insbesondere stellen die Ver-
tragsstaaten sicher, dass weder durch Ehe-
schlieBung mit einem Ausldnder noch durch
Wechsel der Staatsangehorigkeit des Ehemannes
im Laufe der Ehe ohne weiteres sich die Staatsan-
gehorigkeit der Frau dndert, diese staatenlos wird
oder ihr die Staatsangehdrigkeit ihres Mannes auf-
gezwungen wird.
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Keine
richt.

10.

(2) Die Vertragsstaaten gewéhren Frauen die glei-
chen Rechte wie Méannern im Hinblick auf die
Staatsangehdrigkeit ihrer Kinder.

Anderungen bzw. Erginzungen zum letzten Be-

Artikel 10: Gleichstellung von Frauen und
Méannern im Bildungsbereich und im
Sport

Artikel 10

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maf3-
nahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der
Frau, um ihr im Bildungsbereich die gleichen
Rechte wie dem Mann zu gewéhrleisten und auf
der Grundlage der Gleichberechtigung von Mann
und Frau insbesondere folgendes sicherzustellen:

a) gleiche Bedingungen bei der Berufsberatung,
bei der Zulassung zum Unterricht und beim Er-
werb von Zeugnissen an Bildungseinrichtungen
jeder Art sowohl in landlichen als auch in stadti-
schen Gebieten; diese Gleichberechtigung gilt im
Hinblick auf Vorschulen, allgemeinbildende Schu-
len, Fachschulen, allgemeine und technische Bil-
dungseinrichtungen im tertidren Bereich sowie fiir
jede Art der Berufsausbildung;

b) Zulassung zu denselben Bildungsprogrammen
und Priifungen sowie Lehrkréften mit gleichwerti-
gen Qualifikationen und zu Schulanlagen und
Schulausstattungen derselben Qualitit;

c) Beseitigung jeder stereotypen Auffassung in be-
zug auf die Rolle von Mann und Frau auf allen Bil-
dungsebenen und in allen Unterrichtsformen durch
Forderung der Koedukation und sonstiger Erzie-
hungsformen, die zur Erreichung dieses Zieles bei-
tragen, insbesondere auch durch Uberarbeitung
von Lehrbiichern und Lehrplidnen und durch An-
passung der Lehrmethoden;

d) Chancengleichheit bei der Erlangung von Sti-
pendien und sonstigen Ausbildungsbeihilfen;

e) gleiche Moglichkeiten des Zugangs zu Weiter-
bildungsprogrammen, darunter Programme fiir er-
wachsene Analphabeten und zur funktionellen Al-
phabetisierung, insbesondere zur mdoglichst
baldigen Verringerung jeden Bildungsgefilles
zwischen Mann und Frau;

f) Verringerung des Prozentsatzes von Frauen, die
ihre Ausbildung abbrechen, sowie Veranstaltung
von Programmen fiir Maddchen und Frauen, die
vorzeitig von der Schule abgegangen sind;

g) gleiche Moglichkeiten zur aktiven Teilname an
Sport und Leibesiibungen;

h) Zugang zu spezifischen Bildungsinformatio-
nen, die zur Gesunderhaltung und zum Wohlerge-
hen der Familie beitragen, einschlielich Auf-

klédrung und Beratung in bezug auf die Familien-
planung.

Erginzend zum letzten Bericht wird auf die in Teil I 3.2
und 3.3. dargestellte Entwicklung der Situation von
Frauen und Médchen in diesem Bereich hingewiesen. Ak-
tualisierend konnen nachfolgende Ergdnzungen gemacht
werden:

10.1 Frauen und Sport

Im Sport gibt es groe Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern. Frauen und Médchen bevorzugen Breiten- und
Freizeitsportarten wie Turnen, Reiten, Tennis und Tanzen,
wihrend Jungen und Manner eher Mannschafts- und Wett-
kampfsportarten wie Fuf3ball, Handball, Basketball und
Leichtathletik bevorzugen. Im Jahr 2000 waren von den im
Deutschen Sportbund (DSB) zusammengeschlossenen
Mitgliedern 10,3 Mio. Frauen. Dies entspricht einem Anteil
von 38,6 %.

Obwohl der Frauenanteil in Sportvereinen nahezu 40 %
betrégt, sind in den Entscheidungsgremien iiberwiegend
Minner vertreten, sowohl im ehrenamtlichen als auch im
professionellen Bereich. Nur knapp 25 % der Funktionen
in Sportvereinen werden von Frauen wahrgenommen. Bei
den Vereinsvorsitzen betrdgt der Frauenanteil nur knapp
9 %. Die Griinde liegen unter anderem auch an der Reser-
viertheit von Frauen gegeniiber einer Mitarbeit in traditio-
nellen Organisationen mit mannlich gepragten Strukturen.

Um den Landessportbiinden, den Spitzenverbédnden und
anderen Sportgremien bei der Implementierung des Gen-
der Mainstreaming und bei dem Ziel, den Frauenanteil in
den Fiihrungsgremien des Sports zu erhdhen, unterstiit-
zend zur Seite zu stehen, initiierte das Bundesministerium
fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Kooperation
mit dem Nationalen Olympischen Komitee das Modell-
projekt ,,Frauen an der Spitze*. Mit diesem Projekt wer-
den drei Problemfelder — Frauen in Fiihrungspositionen
des Sports, Ehrenamt oder biirgerschaftliches Engage-
ment im Sport, gesellschaftliche Dynamik des Sports — er-
forscht, synergetische Effekte erzeugt, Kompetenzen und
Erfahrungen von Frauen genutzt, um den Mangel an
Fiihrungskréften abzubauen und Frauen einen gleichbe-
rechtigten Zugang zu Einfluss und Mitbestimmung im
Sport zu ermdglichen. Damit wird mit den Verbanden ein
Fundament fiir zukunftsweisende und langfristige MalB-
nahmen zur Frauenforderung und somit zur Weiterent-
wicklung des Sports insgesamt geschaffen.

Das Thema ,,Frauen an die Spitze im Sport™ zog sich auch
als roter Faden durch das Programm der Fiinften Europé-
ischen Frauensportkonferenz ,,Women, Sport und Innova-
tion®, die vom 19. bis 21. April 2002 in Berlin stattfand.

In diesem Kontext ist das Projekt ,,Come on girls, let’s
play Basketball“ von besonderer Bedeutung. Es hat
Maidchen in Schulen und Vereinen 1999 und 2000 ermu-
tigt, neue Basketballteams zu griinden oder sich beste-
henden Teams anzuschlieBen. Das Projekt des Deutschen
Basketball Bundes (DBB) und der Damen Basketball
Bundesliga (DBBL) wurde vom Bundesministerium fiir
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Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstiitzt und
wendete sich erstmals gezielt an Médchen, um sie zu mo-
tivieren, sich auch in den bisher von Jungen dominierten
Sportarten zu engagieren. Gefordert wurde bei diesem
Projekt die Konzeption und Erprobung médchengerechter
Trainings-, Spiel- und Veranstaltungsformen, um sie auch
auf andere Sportarten iibertragbar zu machen.

10.2 Aufkldrung und Beratung im Bezug auf
Familienplanung

Seit 1992 hat die Bundeszentrale fiir gesundheitliche Auf-
klarung durch § 1 SFHG den gesetzlichen Auftrag, Kon-
zepte, Maflnahmen und Medien zur Sexualaufklédrung und
Familienplanung zu erstellen. Ziel dieser Maflnahmen ist
in erster Linie die Vermeidung von Schwangerschafts-
konflikten.

Die gesetzlich verankerte Kooperation der Bundeszen-
trale fiir gesundheitliche Aufklarung im Themenfeld Se-
xualaufklérung, Familienplanung und Verhiitung mit den
Bundesldndern erfolgt im zustdndigen Bund-Lander-Ko-
ordinierungs-Kreis.

Zu den zentralen Aufgaben der Bundeszentrale fiir ge-
sundheitliche Aufklarung gehort die Entwicklung von
zielgruppenspezifischen Konzepten fiir eine ganzheitli-
che Sexualaufkldrung und Familienplanung im Sinne von
Lebensplanung. Dies geschieht unter Einbeziehung von
Ansétzen, in deren Mittelpunkt die Férderung der kom-
munikativen Fahigkeiten durch Information, Motivation
und Kompetenzstirkung steht.

Neben der Entwicklung von bundeseinheitlichen Maf3-
nahmen und Medien fordert die Bundeszentrale fiir ge-
sundheitliche Aufklarung praxisorientierte Modellpro-
jekte, QualifizierungsmafBinahmen und gibt Studien in
Auftrag. Représentative  Wiederholungsbefragungen
schaffen die Basis fiir Medienentwicklung und Themen-
setzung der Maf3nahmen und machen die Verdnderung der
inhaltlichen Aufgaben vor dem sich wandelnden gesell-
schaftlichen Hintergrund deutlich.

Projekte und Medien beriicksichtigen grundsitzlich die
unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Bedingungen
bzw. sind zielgruppenspezifisch fiir Madchen/Jungen und
Frauen/Miénner erstellt. Bei der Medien- und Projektent-
wicklung wird bereits im Vorfeld dieser geschlechtsspezi-
fische Ansatz im Hinblick auf Ziele des Gender Main-
streaming gepriift und entsprechend umgesetzt.

Auf dieser Arbeitsgrundlage fordert die Bundeszentrale
fiir gesundheitliche Aufkldrung Projekte und Untersu-
chungen. Einige aktuelle Beispiele:

— Reflektierende Jungenarbeit in den Bundeslédndern
Rheinland-Pfalz und Saarland
Projekt zur geschlechtsbewussten Jungenarbeit;

— frauen lebe;
— Studie zu Lebensldufen und Familienplanung;

— Qualitdtszirkel in der Pranataldiagnostik;

—  Modellprojekt fiir Arztinnen und Arzte und —
Beraterinnen und Berater im Themenfeld;

— ,,Sie ist ja selber noch ein halbes Kind*“Untersuchung
zu Lebensbedingungen, Einstellungen, Verhiitungs-
verhalten jugendlicher Schwangerer und Miitter;

— Sexualitdt und Kontrazeption aus der Sicht der Ju-
gendlichen und ihrer Eltern 1994/1996/1998/2001
Wiederholungsbefragung;

— ,,meine Sache* Madchen gehen ihren Weg Dokumen-
tation der Fachtagung zur Sexualpddagogischen
Maidchenarbeit vom Juni 2000.

Eine ,,Materialliste* informiert iiber alle Ver6ffentlichun-
gen der Bundeszentrale fiir gesundheitliche Auftkliarung,
die vierteljahrlich erscheinende Fachzeitschrift ,,FORUM
Sexualaufkldrung und Familienplanung® berichtet iiber
aktuelle Forschungsergebnisse, Praxisobjekte und Me-
dien. Mit der Reihe ,,Forschung und Praxis der Sexual-
aufkldarung und Familienplanung® bietet die Bundeszen-
trale fiir gesundheitliche Aufkldrung ein Forum zur
Diskussion und Vernetzung zwischen Wissenschaft und
Praxis.

11.  Artikel 11: Gleichstellung von Frauen und
Mannern im Berufsleben

Artikel 11

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
Mafnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau im Berufsleben, um ihr auf der Grundlage
der Gleichberechtigung von Mann und Frau glei-
che Rechte zu gewihrleisten, insbesondere

a) das Recht auf Arbeit als unverduf3erliches Recht
jedes Menschen;

b) das Recht auf dieselben Arbeitsmoglichkeiten
einschlieBlich der Anwendung derselben Aus-
wahlkriterien bei der Einstellung;

c¢) das Recht auf freie Berufswahl und freie Wahl
des Arbeitsplatzes, das Recht auf beruflichen Auf-
stieg, Arbeitsplatzsicherheit und alle Leistungen
und Arbeitsbedingungen sowie das Recht auf Be-
rufsausbildung und Umschulung, einschlieBlich
einer Lehre, der Berufsfortbildung und der stindi-
gen Weiterbildung;

d) das Recht auf gleiches Entgelt, einschlieBlich
sonstiger Leistungen, und auf Gleichbehandlung
bei gleichwertiger Arbeit sowie Gleichbehandlung
bei der Bewertung der Arbeitsqualitit;

¢) das Recht auf soziale Sicherheit, insbesondere
auf Leistungen bei Eintritt in den Ruhestand, bei
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invaliditidt und im Al-
ter oder bei sonstiger Arbeitsunfahigkeit sowie das
Recht auf bezahlten Urlaub;

f) das Recht auf Schutz der Gesundheit und auf
Sicherheit am Arbeitsplatz, einschlielich des
Schutzes der Fortpflanzungsfahigkeit.
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(2) Um eine Diskriminierung der Frau wegen Ehe-
schlieBung oder Mutterschaft zu verhindern und
ihr ein wirksames Recht auf Arbeit zu gewihrleis-
ten, treffen die Vertragsstaaten geeignete Mafinah-
men

a) zum — mit der Androhung von Sanktionen ver-
bundenen — Verbot der Entlassung wegen Schwan-
gerschaft oder Mutterschaftsurlaubs sowie der
Diskriminierung aufgrund des Familienstands bei
Entlassungen;

b) zur Einfilhrung des bezahlten oder mit ver-
gleichbaren sozialen Vorteilen verbundenen Mut-
terschaftsurlaubs ohne Verlust des bisherigen Ar-
beitsplatzes, des Dienstalters oder sozialer
Zulagen;

¢) zur Forderung der Bereitstellung der erforderli-
chen unterstiitzenden Sozialdienste, die es Eltern
ermdglichen, ihre Familienpflichten mit ihren be-
ruflichen Aufgaben und mit der Teilnahme am 6f-
fentlichen Leben zu vereinbaren, insbesondere
durch Forderung der Errichtung und des Ausbaus
eines Netzes von Einrichtungen zur Kinderbetreu-
ung;

d) zur Gewihrung besonderen Schutzes fiir Frauen
wihrend der Schwangerschaft bei Beschaftigungs-
arten, die sich als schédlich fiir Schwangere er-
wiesen haben.

(3) Die Gesetze zum Schutz der Frau in den in die-
sem Artikel genannten Bereichen werden in regel-
miBigen Abstinden anhand der wissenschaftli-
chen und technischen Erkenntnisse iiberpriift und
erforderlichenfalls geéndert, aufgehoben oder er-
weitert.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

Verwiesen wird auch auf Teil I Abschnitt 3.4.

11.1. Biirgerliches Gesetzbuch und weitere

Gesetze

Mit dem am 3. Juli 1998 in Kraft getretenen Gesetz zur
Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches und des Ar-
beitsgerichtsgesetzes ist die Haftung des Arbeitgebers bei
geschlechtsspezifischer Diskriminierung in der Fassung
des zweiten Gleichberechtigungsgesetzes neu ausgestal-
tet worden. Das Gesetz ist eine Reaktion auf das Urteil des
EuGH vom 22. April 1997 (Az. C 180/95), in welchem
der EuGH zu dem Schluss gekommen ist, dass die euro-
paische Gleichbehandlungsrichtlinie den in Deutschland
bestechenden Regelungen zur Gleichbehandlung von
Mainnern und Frauen bei der Begriindung eines Arbeits-
verhéltnisses entgegensteht.

Das Gesetz zur Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches
und des Arbeitsgerichtsgesetzes hat der Rechtsprechung
des Europdischen Gerichtshofs in vollem Umfang Rech-
nung getragen.

Im deutschen Recht muss ein Arbeitgeber Entschiadigung
leisten, wenn er sich bei der Begriindung eines Arbeits-
verhdltnisses diskriminierend verhalten hat. Die Entscha-
digungsnorm des § 611a Absatz 2 BGB ist verschuldens-
unabhingig ausgestaltet. Der Arbeitgeber haftet auch fiir
das Fehlverhalten der Personen, die bei der Besetzung des
Arbeitsplatzes fiir ihn handeln.

Gemadl § 611a Absatz 2 BGB kann die benachteiligte Be-
werberin ebenso wie der benachteiligte Bewerber eine an-
gemessene Entschddigung in Geld verlangen. Fiir die
bestqualifizierte Bewerberin (Bewerberin, die bei diskri-
minierungsfreier Auswahl die Position erhalten hétte) be-
steht keine Begrenzung der Entschiddigungshohe. Fiir die
Bewerberinnen, bei denen der Arbeitgeber beweisen
kann, dass sie die zu besetzende Position wegen der bes-
seren Qualifikation des eingestellten Bewerbers auch bei
diskriminierungsfreier Auswahl nicht erhalten hitte, wird
die Entschadigungshohe im Einklang mit der Rechtsspre-
chung des EuGH auf drei Monatsverdienste begrenzt.

Mit der Entscheidung fiir einen Entschidigungsanspruch
nach § 611a BGB hat sich der Gesetzgeber gegen einen
—mit dem geltenden Arbeitsrecht nicht zu vereinbarenden —
Einstellungsanspruch ausgesprochen. Der Schutz bezieht
sich hier nicht auf die Einstellungschance der geeignetsten
Bewerberin oder des geeignetesten Bewerbers, sondern
auf den Anspruch einer jeden Bewerberin oder eines jeden
Bewerbers auf eine diskriminierungsfreie Durchfiihrung
des Stellenbesetzungsverfahrens. Bei der Fassung von
§ 611a des Biirgerlichen Gesetzbuches, der eine Beweis-
lastumkehr zugunsten der geschidigten Bewerberin bzw.
des geschidigten Bewerbers vorsieht, ist bereits die euro-
péische Richtlinie 97/80/EG beriicksichtigt worden.

Die Schadensersatzregelung gilt bei der geschlechtsbe-
dingten Benachteiligung beim beruflichen Aufstieg ent-
sprechend, wenn auf den Aufstieg kein Anspruch besteht.

Am 28. Juli 2001 ist das Gesetz zur Reform des Be-
triebsverfassungsgesetzes mit weit reichenden Anderun-
gen zur Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen
und Ménnern in den Betrieben in Kraft getreten. Es wurde
im Teil [ unter 2.3 ausfiihrlich dargestellt, worauf hier ver-
wiesen wird.

Gemal §19 Absatz 2 Bundesgleichstellungsgesetz hat die
Dienststelle die Gleichstellungsbeauftragte im Verfahren
zur Besetzung von Gremien bei der Berufung oder bei der
Entsendung nach Maligabe des Bundesgremienbeset-
zungsgesetzes zu beteiligen, sofern kein Referat zur
Gleichstellung von Frauen und Méannern eingerichtet ist.
(siehe auch unter Teil II, 7.1)

11.2. Offentlicher Dienst des Bundes

Es gehort zu den wichtigen dienstrechtspolitischen Zielen
der Bundesregierung, die berufliche Situation von Frauen
im 6ffentlichen Dienst weiter zu verbessern. Insbesondere
durch eine konsequente Fortentwicklung der Teilzeit-
moglichkeiten (vgl. Teil II, 11.5) wird den besonderen Be-
diirfnissen von Frauen Rechnung getragen. Der Anteil der
Frauen an der Gesamtzahl der Beschiftigten im offent-
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lichen Dienst ist stindig gestiegen. Insgesamt waren 2000
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 2 500 000
Frauen im 6ffentlichen Sektor beschéftigt. Der Frauenan-
teil im Personalstand hat sich damit auf 51,4 % im Jahr
2000 weiter erhoht.

Die statistischen Daten speziell fiir den 6ffentlichen Dienst
des Bundes sind im Vierten Frauenforderbericht der Bun-
desregierung zusammengefasst. Im Berichtszeitraum
1995 bis 1998 ist der Frauenanteil im gesamten Bundes-
dienst geringfiigig um 1,1 Prozentpunkte von 43,6 % auf
44,7 % (= 250 986 Frauen) gestiegen, wihrend die Ge-
samtzahl der Beschiftigten um rund 6 % auf 561365
zurlickging. Damit lag der Frauenanteil im Bundesdienst
1998 nur noch rund 6 Prozentpunkte unter dem Frau-
enanteil an der Gesamtbevolkerung.

Die Ungleichgewichte in den einzelnen Bereichen blieben
im Wesentlichen jedoch unverindert: Der Anteil der voll-
zeitbeschiftigten Beamtinnen im hoheren Dienst des
Bundes stieg von Mitte 1995 bis Mitte 1998 lediglich von
11,6 % auf 13,5 %, im hoheren Dienst der obersten Bun-
desbehorden von 12,6 % auf 14,5 %. Bei den Referatslei-
tungen in den obersten Bundesbehorden stieg der Frau-
enanteil von 1994, dem letzten Berichtsjahr des Dritten
Frauenforderberichts, bis 1998, dem letzten Berichtsjahr
des vorliegenden Berichts, von 8,7 % auf 10,6 %, bei den
Unterabteilungsleitungen von 3,6 % auf 8,2 %. Bei den
Abteilungsleitungen fiel er jedoch im gleichen Zeitraum
von 4,1 % auf 2,1 %.

Im Vergleich zu ihren ménnlichen Kollegen waren somit
immer noch zu viele Frauen in geringer bewerteten und
bezahlten Bereichen beschéftigt, wozu auch Teilzeitar-
beitsplatze gehoren: 38,5 % der Vollzeitbeschéftigten, je-
doch 92,8 % aller Teilzeitbeschéftigten im Bundesdienst
waren Frauen. Der Anteil der Teilzeitbeschiftigten an den
Beschiftigten insgesamt betrug 1998 11,5 %. Diese Be-
schéftigten — fast ausschlieBlich Frauen — teilten ihre Stel-
len und Planstellen mit anderen Beschéftigten und zwar
fast ausschlieflich wiederum mit anderen Frauen.

91,4 % aller im Bundesdienst Beurlaubten — und damit
zeitweise ohne eigenes Erwerbseinkommen — waren
Frauen.

Auch statusméfig waren Frauen gegeniiber ihren méannli-
chen Kollegen 1998 immer noch im Nachteil: nur 23,7 %
aller Beschiftigten im Beamtenverhéltnis waren Frauen
(1994 19,2 %) gegeniiber 64,9 % (1994 66,5 %) im An-
gestelltenverhiltnis. Hierunter fallen auch Angestellte mit
Zeitarbeitsvertrigen.

Da die bisherigen gesetzlichen Regelungen zur Férderung
von Frauen im Bundesdienst und den Gerichten des Bun-
des nach dem Vierten Bericht der Bundesregierung iiber
die Forderung von Frauen im Bundesdienst nur wenige
Fortschritte mit sich brachten, hat die Bundesregierung
als Konsequenz ein neues Bundesgleichstellungsgesetz
erarbeitet, das am 5. Dezember 2001 in Kraft getreten ist.
Dieses neue Gleichstellungsgesetz enthélt konkretere ge-
setzliche Vorgaben, um durchgreifend und nachhaltig

Fortschritte bei der Forderung von Frauen zu erzielen
(vgl. Darstellung Teil I 2.5).

Durch das Bundesgleichstellungsgesetz werden auch die
bisherigen Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie und
Erwerbstitigkeit einheitlich fiir alle Beschiftigten im 6f-
fentlichen Dienst des Bundes verbessert. Dadurch werden
gleichzeitig Hindernisse fiir Manner abgebaut, Familien-
arbeit zu tibernehmen. (siche auch unter II 5.1) Wieder-
einsteigerinnen und Wiedereinsteigern wird die Riickkehr
in ihren Beruf erleichtert.

11.3. Mutterschutzgesetz

Das Mutterschutzgesetz gehort zu den wichtigsten Geset-
zen des Arbeits- und Sozialrechts. Es schiitzt Arbeitneh-
merinnen und ihre Kinder vor gesundheitlichen Gefahr-
dungen am Arbeitsplatz, vor Kiindigung und Verlust des
Einkommens. Dieses Gesetz hat sich eindrucksvoll be-
wihrt, seine Weiterentwicklung bleibt eine wichtige ge-
sellschaftspolitische Aufgabe. Durch das Zweite Gesetz
zur Anderung des Mutterschutzrechts vom 16. Juni 2002
gilt fiir alle Miitter, auch die, die frither entbinden als be-
rechnet, eine Mutterschutzfrist von insgesamt mindestens
14 Wochen. Zudem wurde klargestellt, dass die mutter-
schutzrechtlichen Beschéftigungsverbote fiir die Berech-
nung des Urlaubs als Arbeitszeiten zéhlen. Das Gesetz ist
am 20. Juni 2002 in Kraft getreten.

Das Mutterschutzgesetz steht im engen Zusammenhang
mit dem Bundeserziehungsgeldgesetz (Erzichungsgeld
und Elternzeit fiir die Betreuung der Kinder in den ersten
Lebensjahren, sieche unter II 11.5.1).

Die Verldngerung der Mutterschutzfrist auf mindestens
14 Wochen bei den sonstigen vorzeitigen Entbindungen
hat die Bundesregierung durch eine Vorgriffsregelung
zeitgleich zum Inkrafttreten des geédnderten Mutter-
schutzgesetzes auf die Beamtinnen des Bundes iibertra-
gen und damit eine Gleichbehandlung ermoglicht. Die
Mutterschutzverordnung der Beamtinnen wird dement-
sprechend angepasst werden.

11.4 Geschlechterspezifische

Einkommensunterschiede

Die gesetzlichen Bestimmungen zur Frage der Lohn-
gleichheit sind eindeutig. Die wichtigste Rechtsgrundlage
ist Artikel 141 EG (Artikel 119 EGV alter Fassung), der
unmittelbar geltendes Recht ist und durch den Vertrag von
Amsterdam noch einmal deutlich verbessert wurde. Der
Grundsatz des gleichen Entgelts bei gleicher Arbeit wurde
um gleichwertige Arbeit erweitert. Innerstaatlich ist
Rechtsgrundlage neben Artikel 3 Abs. 2 GG der § 612
Abs. 3 S.2 BGB, in dem seit der gesetzlichen Klarstellung
im EG-Anpassungsgesetz von 1980 der Grundsatz ,,glei-
cher Lohn fiir gleichwertige Arbeit™ ausdriicklich enthal-
ten ist. An diesen Grundsatz sind auch die Gewerkschaf-
ten und die Arbeitgeberverbiande bei der Gestaltung der
Tarifvertrage gebunden, ebenso die Arbeitgeber und Be-
triebsrite bei der Abfassung von Betriebsvereinbarungen.
Die Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofes und
der Arbeitsgerichte haben ferner in erheblichem Ausmal}
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dazu beigetragen, Grundsitze zu entwickeln, was unter
gleicher und gleichwertiger Arbeit zu verstehen ist, ins-
besondere auch dazu, unter welchen Voraussetzungen un-
terschiedliche Bezahlung als mittelbar diskriminierend
anzusehen ist.

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag zur
Problematik der Verwirklichung des Lohngleichheits-
grundsatzes in Tarifvertrigen im Dezember 1998 den
Elften Bericht vorgelegt. In diesem Bericht hat sie erneut
ihre Auffassung dargelegt, dass das Vorhandensein be-
stimmter unterer Lohngruppen in einigen wenigen Tarif-
vertrdgen noch nichts dariiber aussagt, ob in dem jeweili-
gen Tarifbereich tatsdchlich eine Unterbewertung von
Frauenarbeit vorgenommen wird oder nicht. Der Deutsche
Bundestag hielt die Berichterstattung in der bisherigen
Form jedoch kaum fiir geeignet, die geschlechterbezogene
Lohngleichheit wiederzugeben und hat mit Beschluss vom
30. Juni 1999 die Bundesregierung aufgefordert, die Be-
richterstattung von ihrem Ansatz her zu erweitern und ei-
nen Bericht zu erstellen, der umfassende Aussagen iiber
die Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und
Mainnern in der Bundesrepublik Deutschland macht. Die-
ser Bericht wurde am 24. April 2002 dem Deutschen Bun-
destag vorgelegt. Er wurde in Teil I unter 3.4.12 ausfiihr-
lich dargestellt. Dariiber hinaus hat die Bundesregierung
mit Unterstiitzung der EU im Juni 2002 eine internationale
Konferenz zum Thema ,,Equal Pay — Modelle und Initiati-
ven zur Entgeltgleichheit” durchgefiihrt und bereitet zz.
einen Leitfaden mit Handlungsorientierungen fiir Akteu-
rinnen und Akteure auf diesem Gebiet vor. Auch in der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik
Deutschland ist als Indikator fiir die Gleichstellung die
Verringerung des geschlechtsspezifischen Lohngefilles
vorgesehen. Ziel ist eine Anhebung der Bruttojahresver-
dienste von 76 % im Jahr 1997 auf 85 % im Jahr 2010.

11.5 Vereinbarkeit von Familie und Beruf/
Arbeitsmarktpolitik fiir Frauen

11.5.1 Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Am 23. Juni 1999 hat das Bundeskabinett das Programm
»Frau und Beruf” beschlossen. Ziel dieses Programms ist
es, die Chancengleichheit von Frauen und Ménnern in Be-
ruf und Familie mit Nachdruck voranzubringen. Das Pro-
gramm beinhaltet folgende Maflnahmen:

— Am 1. Januar 2001 ist die Reform des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes in Kraft getreten. Sie gilt fiir Ge-
burten ab dem Jahrgang 2001. Die Reform verbessert
die Voraussetzungen fiir das Erziehungsgeld und den
Erziehungsurlaub, der von nun an Elternzeit heift.
Durch dieses Gesetz verbessern sich deutlich die Rah-
menbedingungen fiir die gemeinsame Kinderbetreu-
ung durch beide Elternteile, deren gleichzeitige beruf-
liche Tatigkeit und Qualifizierung.

Das Recht auf Elternzeit bei vollem Kiindigungs-
schutz steht den Eltern als Arbeitnehmern bis zu drei
Jahren fiir ein Kind zu. Sie kdnnen dieses Recht ganz
oder zeitweise auch gemeinsam nutzen. Die Elternzeit

endet normalerweise am dritten Geburtstag des Kin-
des. Mit Zustimmung des Arbeitgebers ist sie jedoch
bis zu einem Jahr auf die Zeit bis zum achten Ge-
burtstag des Kindes libertragbar. Wahrend der Eltern-
zeit ist eine Teilzeitarbeit von bis zu 30 Wochenstun-
den — bei der gemeinsamen Elternzeit von bis zu
60 Wochenstunden — erlaubt. In Betrieben mit mehr
als 15 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besteht
auflerdem ein Anspruch auf Teilzeitarbeit.

Die neue flexible Elternzeit ersetzt den alten Erzie-
hungsurlaub, dessen Bezeichnung und starre Regelun-
gen (keine rechtliche Moglichkeit fiir den gemeinsa-
men Erziehungsurlaub, Beschrinkung der zuldssigen
Teilzeitarbeit auf bis zu 19 Wochenstunden) iiberholt
waren. 2000 befanden sich rund 380 000 Eltern (da-
von 98,4 % Frauen) mit einem Arbeitsverhéltnis im
ersten Lebensjahr des Kindes im alten Erziehungsur-
laub, d. h., dass rd. 95 % der berechtigten Eltern diese
Maglichkeit nutzten. Im zweiten Lebensjahr des Kin-
des war die Quote deutlich niedriger ( rd. 213 000 El-
tern, rd. 94 % der Berechtigten). Allerdings nahmen
— wie im ersten Jahr — den Erzichungsurlaub wieder
fast ausschlielich Frauen in Anspruch.

Ein wichtiges Ziel der neuen Elternzeit ist die we-
sentlich stérkere Beteiligung der Viter an der gemein-
samen Kinderbetreuung, d. h. auch an der gemeinsa-
men Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Durch die
besseren Regelungen zur Teilzeitarbeit 14sst sich die-
ses Ziel auch erreichen. Die Bundesregierung wird im
Jahre 2004 dem Deutschen Bundestag einen Erfah-
rungsbericht {iber die neue Elternzeit vorlegen. Die
stirkere Beteiligung der Viter bei der Betreuung des
Kindes in seiner frithkindlichen Phase bedeutet
gleichzeitig auch mehr Chancengleichheit fiir die
Frauen auf dem Arbeitsmarkt.

Fiir viele Frauen und Minner ist die Mdglichkeit, Teil-
zeit zu arbeiten, von wesentlicher Bedeutung fiir die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Ganz wichtige
Fortschritte enthdlt das Gesetz iiber Teilzeitarbeit
und befristete Arbeitsvertrige, das am 1. Januar
2001 in Kraft getreten ist. Ein Kernpunkt ist der ge-
setzlich verankerte Anspruch auf Teilzeitarbeit in Be-
trieben mit mehr als 15 Beschéftigten, auch in
Fiihrungspositionen. Nunmehr kénnen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in der Bundesrepublik
Deutschland, deren Arbeitsverhiltnis ldnger als sechs
Monate bestanden hat, verlangen, dass ihre vertraglich
vereinbarte Arbeitszeit verringert wird. Die Arbeitge-
ber haben mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern die gewiinschte Verringerung ihrer Arbeitszeit
mit dem Ziel zu erortern, Einvernehmen tiber die Ar-
beitszeit und deren Verteilung zu erzielen. Diese ge-
setzliche Neuregelung geht tiber die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie hinaus. Sie ermdglicht vielmehr
auch unabhingig von familidren Verpflichtungen,
Teilzeit zu vereinbaren. Dariliber hinaus sieht dieses
Gesetz vor, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die den Wunsch haben, ihre vertraglich verein-
barte Arbeitszeit zu verlingern, nach Mitteilung an
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den Arbeitgeber bei gleicher Eignung bevorzugt zu
beriicksichtigen sind, wenn ein entsprechender Ar-
beitsplatz verfiigbar ist.

Eine der zentralen Fragen beim Thema Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ist die Kinderbetreuung. Ein
gut ausgebautes Kinderbetreuungssystem ist von ent-
scheidender Bedeutung. Nach den gesetzlichen Rege-
lungen sind die Lander und Kommunen fiir ein aus-
reichendes Angebot an Betreuung fiir alle Altersstufen
zustandig.

Trotz der Einfilhrung eines Rechtsanspruches auf ei-
nen Kindergartenplatz im Jahre 1996 gibt es insbe-
sondere in den westlichen Bundesldndern noch Be-
treuungsliicken, vor allem bei Kindern unter drei
Jahren, bei der Ganztagsbetreuung der Kinder im Al-
ter von drei bis sechs Jahren und bei der Betreuung der
Grundschulkinder am Nachmittag. Aulerdem besteht
ein Bedarf an flexibleren Betreuungszeiten.

Impulse fiir den quantitativen und qualitativen Ausbau
des Kinderbetreuungssystems kamen von der Interna-
tionalen Konferenz ,,Zukunftsfaktor Kind — fiir eine
ganztigige Bildung und Betreuung in Deutschland*,
die das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend vom 6. bis 7. Juni 2002 in Berlin
veranstaltet hat.

Die fiir die Kinderbetreuung zusténdigen Lénder und
Kommunen machen erhebliche Anstrengungen, um die
Versorgungsliicken zu iiberwinden. So konnen
z. B.—bedingt durch die demografische Entwicklung —
frei werdende Kindergartenplétze fiir jiingere oder &l-
tere Kinder umgewidmet werden.

Die Bundesregierung wird die Bemiihungen der Lan-
der mit 4 Milliarden Euro unterstiitzen, die u. a. fir
den Ausbau von Ganztagsschulen vorgesehen sind.
AuBerdem sieht z. B. die im Juli 2001 abgeschlossene
,»Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und
den Spitzenverbdnden der deutschen Wirtschaft zur
Forderung der Chancengleichheit von Frauen und
Minnern in der Privatwirtschaft® vor, dass sich Be-
triebe fiir Kinderbetreuung engagieren. Zur Unterstiit-
zung dieses Engagements wird das Bundesministe-
rium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
eine Broschiire ,,Betrieblich unterstiitzte Kinderbe-
treuung™ herausgeben. In Ergdnzung hierzu hat das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend Anfang 2002 eine Handreichung ,,Fami-
lienfreundliche Mafinahmen im Betrieb® fiir Unter-
nehmensleitungen, Arbeitnehmervertretungen und
Beschiftigte veroffentlicht, mit einer breiten Mafinah-
menpalette zur besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. Sie reicht von familienbezogenen Arbeits-
varianten iiber personalstrategische Uberlegungen bis
zur Schaffung einer familienfreundlichen Unterneh-
mensstruktur.

Es gilt, die tradierten Geschlechterrollen, wonach
Frauen fiir die Familie und Ménner fiir den Beruf zu-
standig sind, zu iberwinden. Das Bundesministerium

fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat daher
eine Kampagne fiir ein neues Ménner-/Viterbild ge-
startet. Ziel ist es, partnerschaftliche Einstellungen
und Verhaltensweisen von Ménnern in der Familie zu
fordern. Besondere Zielgruppe der Kampagne sind
junge Viter und Ménner in der Phase der Familien-
planung sowie ménnliche Jugendliche. Biindnispart-
ner fiir die Kampagne sind insbesondere Arbeitgeber
und Betriebe. Unter dem Motto ,,Mehr Spielraum fiir
Mainner* wurde die bundesweite Kommunikationsof-
fensive am 6. Marz 2001 gestartet. Ein tragendes Ele-
ment der Kampagne stellt die Einbindung von Unter-
nehmen dar. So wurde ein ,,Staffellauf* durch Betriebe
in allen 16 Bundesldndern organisiert, die bereits fa-
milienfreundliche Losungen entwickelt haben oder
dies in naher Zukunft beabsichtigen. Im Rahmen die-
ses ,,Staffellaufs* wurden die Moglichkeiten, die sich
Vitern und Unternehmen durch die neuen Gesetze
erdffnen, im betrieblichen Umfeld veranschaulicht.
Alle mitwirkenden Unternehmen veranstalteten dazu
einen Aktionstag, den so genannten ,,Vatertag*.

Im Rahmen des Bundeswettbewerbs ,,Der familien-
freundliche Betrieb 2000: Neue Chancen fiir Frauen
und Ménner sind am 3 1. Oktober 2000 auf der EXPO
in Hannover Betriebe ausgezeichnet worden, die auch
Viter bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf un-
terstiitzen und vorbildliche Telearbeitslosungen prak-
tizieren. Auch bei den Landern gab und gibt es ver-
gleichbare ~ Wettbewerbe zum  Themenbereich
Familienfreundlicher Betrieb/Chancengleichheit.

Eine Infothek ,,Vereinbarkeit von Familie und Beruf*
fiir Messen, Kongresse, Ausstellungen gibt Auskunft
iiber Best-Practice-Modelle und Strategien, die zu ei-
ner familienfreundlichen Arbeitswelt fithren.

Ein Online Beratungs-Service berdt insbesondere
klein- und mittelstdndische Unternehmen bei der Ein-
fiihrung familienfreundlicher und frauenfordernder
MafBnahmen.

Die Vereinbarung der Bundesregierung mit den Spit-
zenverbinden der deutschen Wirtschaft vom Juli 2001
zur Forderung der Chancengleichheit in der Privat-
wirtschaft wurde bereits in Teil I unter Abschnitt
3.4.10 dargestellt.

Unter Beteiligung der Wirtschaft sind weitere Mal3-
nahmen entwickelt und getroffen worden, so zum
Beispiel das Basis-Curriculum Vereinbarkeit von
Familie und Beruf als Trainingskonzept fiir Fiih-
rungskrifte. Es unterstiitzt Fach- und Fithrungskréfte
in insbesondere kleineren und mittleren Unternehmen
und Organisationen, die Vereinbarkeit von Familie
und Erwerbstitigkeit als Motivationsfaktor zu ent-
wickeln und innerhalb der Unternehmenskultur zu im-
plementieren.

Innovative Arbeitsmittel und Arbeitsformen wie Inter-
net, Telearbeit und flexible Arbeitszeiten bieten heute
die Grundlage fiir eine Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. In Auswertung von Fallstudien, Interviews mit
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Betrieben und Beschéftigten und Expertengesprachen
gibt ein Leitfaden fiir eine familienbezogene Ge-
staltung von Telearbeit Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern Orientierung und konkrete Hilfe fiir praktische
Regelungen, die unter der MaB3igabe der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf alle fiir den Alltag relevanten
Aspekte beriicksichtigt.

Um vor allem Frauen erste Hilfestellungen fiir die
Riickkehr in den Beruf nach der Familienphase zu
geben, hat das Bundesministerium fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend in einer Broschiire ,,Riickkehr
in den Beruf* eine Ubersicht iiber staatliche Hilfen,
praktische Hinweise zu Fragen der Kinderbetreuung,
zu steuerlichen und sozialrechtlichen Fragen etc. zu-
sammengestellt.

Eine weitere Broschiire des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend ,,Vereinbarkeit
von Familie und Erwerbstitigkeit — Ratgeber fiir
Selbststindige und mitarbeitende Familienan-
gehorige™ beantwortet Fragen rund um die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen von Erziehungsgeld und
Elternzeit, die sozialrechtliche Sicherung in der Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung usw. und be-
handelt auch steuerliche Aspekte.

— AbschlieBend soll noch auf die gesetzlichen Regelun-
gen eingegangen werden, die Beamtinnen und Arbeit-
nehmerinnen des 6ffentlichen Dienstes die Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstitigkeit erleichtern
sollen.

Fiir die Beamtinnen und Beamten wurde die bereits
1969 mit der ,,familienpolitischen Teilzeitbeschafti-
gung* erstmals eingefiihrte Teilzeitmdglichkeit stdn-
dig erweitert und fortentwickelt. Familienpolitische
Teilzeitbeschiftigung kann nun bis zur Dauer von
zwolf Jahren mit weniger als 50 % der regelméifBigen
Arbeitszeit wahrgenommen werden.

Dariiber hinaus besteht seit 1997 die Mdglichkeit der
voraussetzungslosen Antragsteilzeit, die es ermdg-
licht, Beamtinnen und Beamte auf deren Antrag hin
ohne Vorliegen weiterer Voraussetzungen in Teilzeit
zu beschiftigen, wenn dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen.

Im Jahr 1998 wurde die Altersteilzeit neu eingefiihrt.
Dies ist eine Teilzeitbeschiftigung bis zum Ruhe-
standsbeginn mit der Halfte der bisherigen Arbeitszeit
fiir Beamtinnen und Beamte, die das 55. Lebensjahr
bereits vollendet haben. Dabei besteht eine Wahlmog-
lichkeit: Die Bediensteten kdnnen tiber den gesamten
Zeitraum halbtags arbeiten oder ein Blockmodell mit
Arbeits- und Freistellungsphasen wahlen. Die Alters-
teilzeit ist mit besonderen besoldungs- und versor-
gungsrechtlichen Vorteilen verbunden. Zum 1. Juli
2000 wurde die Moglichkeit, Altersteilzeit in Anspruch
zu nehmen, auch fiir bisher teilzeitbeschiftigte Beam-
tinnen und Beamte er6ffnet, die zunidchst von der
Regelung ausgenommen waren. Diese Regelung
kommt insbesondere Frauen zugute.

Fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 6f-
fentlichen Dienstes wurden durch die Einfiihrung und
stetige Erweiterung der tarifvertraglichen Regelungen
zur Teilzeit seit 1994 Teilzeitmdglichkeiten erdffnet,
um Familie und Beruf besser vereinbaren zu kdnnen.
Auch fir sie besteht seit 1998 die Moglichkeit einer
Altersteilzeitbeschéftigung; die Regelungen entspre-
chen den Regelungen fiir Beamtinnen und Beamte.

Im Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Ménnern
in der Bundesverwaltung und in den Gerichten
des Bundes (Bundesgleichstellungsgesetz), das am
5. Dezember 2001 in Kraft getreten ist, sind ergédn-
zende und gegeniiber dem Teilzeit- und Befristungsge-
setz weiter gehende Regelungen zur Teilzeitbeschafti-
gung fiir alle dort Beschéftigten enthalten. So sind auch
Dienstposten mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben
zur Besetzung in Teilzeit auszuschreiben, soweit
»zwingende® dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen. Uber Teilzeit und familienbedingte Beurlaubung
hinaus sind Beschiftigten mit Familienpflich-
ten im Rahmen der dienstlichen Maoglichkeiten
auch Telearbeitspldtze oder besondere Arbeitszeit-
modelle wie z. B. Sabbatjahr oder Arbeitszeitkonto
anzubieten. Ferner soll die Riickkehr fiir Teilzeitbe-
schiftigte mit Familienpflichten in eine Vollzeitbe-
schiftigung mehr noch als bisher erleichtert werden
(siche auch Teil 1 5.1).

Die neuen Bestimmungen des Bundeserzichungsgeld-
gesetzes iiber die Elternzeit sind in die durch Verord-
nung vom 17. Juli 2001 (BGBI. I S. 1664) gednderte
Elternzeitverordnung iibernommen worden. Die fiir
Bundesbeamte geltende Anderung trat riickwirkend
zum 1. Januar 2001 in Kraft, um einen zeitlichen
Gleichklang mit den erziehungsgeldrechtlichen Aus-
wirkungen sicherzustellen.

11.5.2. Arbeitsmarktpolitik fir Frauen — Modell-
projekte der Bundesregierung

Im Rahmen einer modellhaften Projektforderung bei zwei
gemeinniitzigen Arbeitnehmertiberlassungsgesellschaf-
ten (START Zeitarbeit in Nordrhein-Westfalen und
Gesellschaft fiir Arbeitnehmeriiberlassung Thiiringen)
wurde zwischen 1996 und 2000 die sozialvertrigliche
Arbeitnehmeriiberlassung als arbeitsmarktpolitisches
Instrument fiir die berufliche Wiedereingliederung von
Frauen erprobt. Dabei hat sich gezeigt, dass Frauen deut-
lich bessere Chancen als Ménner haben, iiber die sozial-
vertrigliche Arbeitnehmeriiberlassung dauerhaft in den
ersten Arbeitsmarkt integriert zu werden. Dies gilt insbe-
sondere auch flir besondere Zielgruppen des Arbeits-
marktes wie arbeitslose und /oder alleinerziehende Frauen
bzw. Frauen ohne abgeschlossene Berufsausbildung.

Das Deutsche Jugendinstitut hat im Rahmen des Vierten
Aktionsprogramms der Europdischen Union fiir die
Chancengleichheit (MACH) das Projekt ,,Mentoring
fiir Frauen in Europa“ durchgefiihrt. Nach Abschluss
der EU-Anschubfinanzierung wurde in einer weiteren
Projektphase mit Mitteln des Bundesministeriums fiir
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Familie, Senioren, Frauen und Jugend die weitere Ver-
netzung und Verbreitung der vorliegenden Mentoring-
Konzepte vorangebracht und neue Konzepte fiir Exi-
stenzgriinderinnen, Frauen in der Politik und in der
Verwaltung entwickelt.

Das Kompetenzzentrum fiir Chancengleichheitspoli-
tik in der Arbeits- und Dienstleistungsgesellschaft des
21. Jahrhunderts (2001 bis 2003) steht als Unterstiit-
zungs- und Beratungsagentur regionalen und betrieb-
lichen Akteurinnen und Akteuren beratend und begleitend
zur Seite. Kernstiick dieses Kompetenzzentrums sind be-
triebs- und branchenspezifisch angelegte Mafnahmen,
die mit regionalem Fokus die Implementierung des Gen-
der-Mainstreaming-Konzeptes im Sinne einer stirkeren
Chancengerechtigkeit zwischen Ménnern und Frauen auf
den Arbeitsmarkt zum Ziel haben.

11.5.3 Existenz- und
Unternehmensgriindungen

Im Rahmen einer dreiteiligen Expertise Gender-Aspekte
in der Existenzgriindung wurden Handlungsansétze fiir
eine passgenauere und geschlechterdifferenzierte Exis-
tenzgriindungsstrategie entwickelt.

Im Rahmen einer Studie wurden erstmals die Angebots-
und Nachfragestrukturen frauenspezifischer Beratungs-
einrichtungen untersucht. Ziel der Studie war es, die
Ansétze und Leistungen dieser Stellen in Existenzgriin-
dungsprozessen von Frauen zu erheben und Vernetzungs-
ansdtze zu den klassischen Einrichtungen der Kammern,
Banken und Verbande zu ermitteln. Die Daten der Ana-
lyse veranschaulichen die groe Bedeutung dieser Ein-
richtungen fiir die ErschlieBung des unternehmerischen
Potenzials von Frauen.

In einer weiteren Teilstudie wurden die Bedingungen und
Entwicklungsverlaufe von Existenzgriindungsprozessen
bei selbststindiger Neben- und Zuerwerbstétigkeit analy-
siert. Hintergrund dafiir ist die Tatsache, dass die Griin-
dung von Klein- und Kleinstunternehmen einem grundle-
gend anderen Entwicklungsmuster folgt als technologie-
und gewerblich orientierte Unternehmensgriindungen.
Die Studie zeigt den hohen Stellenwert von Klein- und
Kleinstgriindungen mit ihren Entwicklungspotenzialen
und ist zugleich Beweis dafiir, dass Frauen den wirt-
schaftlichen Strukturwandel aktiv mitgestalten.

Im Rahmen einer weiteren Expertise wurden die fiir den
Bereich der Existenzgriindung bestehenden relevanten
amtlichen Statistiken unter Gender-Aspekten ausgewertet
und Empfehlungen fiir eine geschlechterorientierte Doku-
mentation und Analyse erarbeitet.

Um Aktivitdten von und fiir Unternehmerinnen und Exis-
tenzgriinderinnen im Bereich der kleinen und mittleren
Unternehmen ging es bei einer im ersten Halbjahr 2001
durchgefiihrten bundesweiten Recherche. Im Ergebnis
dieser Erhebung konnten rund 500 Initiativen, Aktivititen
und Projekte von und fiir Unternehmerinnen und Exis-
tenzgriinderinnen identifiziert werden, die die Funktion
von Netzwerkknoten wahrnehmen. Ziel dieser MaB-

nahme ist es, diese spezifischen Strukturen sichtbar zu
machen und mit den klassischen und traditionellen Struk-
turen der Wirtschaftsférderung zu vernetzen.

Zur Forderung des Generationenwechsels in Unterneh-
men haben die Deutsche Ausgleichsbank, der Deutsche
Industrie- und Handelskammertag und der Zentralver-
band des Deutschen Handwerks die Gemeinschaftsinitia-
tive CHANGE/CHANCE initiiert. Das Bundesministe-
rium flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat sich in
den Jahren 1998 bis 2001 an der Initiative beteiligt, um
die Unternechmensnachfolge als eine Form der Existenz-
griindung stérker als bisher fiir Frauen zu erschlieen. An-
gestrebt wurde vor allem eine Verbesserung der Koopera-
tion von klassischen Existenzgriindungsberatungsstellen
wie Kammern, Verbande und Banken mit den frauenspe-
zifischen Beratungsstellen.

11.6. Recht auf soziale Sicherung

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergidnzungen gemacht werden:

Mit der Rentenreform, die am 1. Januar 2002 in Kraft ge-
treten ist, werden die rentenrechtlichen Folgen geringer
Arbeitsentgelte von Frauen abgemildert. Die Rentenan-
wartschaften von Erziehungspersonen, die wihrend der
ersten zehn Lebensjahre des Kindes erwerbstitig sind,
diese Tatigkeit aber wegen der Kindererziehung vor allem
in Form von Teilzeitarbeit ausiiben und deshalb unter-
durchschnittlich verdienen, werden bei der Rentenbe-
rechnung aufgewertet, und zwar fiir Zeiten ab 1992. Da-
bei erfolgt eine Erhhung der individuellen Entgelte um
50 % auf maximal 100 % des Durchschnittseinkommens,
wenn insgesamt 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten
vorliegen. Damit wird ein Anreiz geschaffen, kindererzie-
hungsbedingte Liicken in der Versicherungsbiografie
moglichst kurz zu halten und bald nach der Kindererzie-
hungszeit zumindest eine Teilzeitbeschaftigung aufzu-
nehmen. Dies wird insbesondere Frauen zugute kommen,
die eine Teilzeitbeschiftigung aufnehmen, wenn das
jingste Kind in den Kindergarten kommt.

Diese Begiinstigung kommt auch Erziehungspersonen zu-
gute, die wegen der Betreuung eines pflegebediirftigen
Kindes vielfach nicht erwerbstétig sein konnen. Auch hier
wird die fiir die Pflegeperson anzuerkennende Pflichtbei-
tragszeit bei der Berechnung der Rente um 50 % — maxi-
mal jedoch auf den Wert, der sich aus 100 % des Durch-
schnittsverdienstes ergibt — aufgewertet, und zwar sogar
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des pflegebe-
diirftigen Kindes.

Fir Erziehungspersonen mit mehreren Kindern unter
zehn Jahren, fiir die sich die Aufnahme einer Erwerbs-
tatigkeit nochmals schwieriger gestaltet als mit nur einem
Kind in dieser Altersstufe, sicht das Gesetz eine Aus-
gleichsmallnahme vor, um Liicken bei der Rente zu
schlief3en.

Eine in Teilzeit erwerbstitige Frau mit einem Kind oder
eine nicht erwerbstitige Frau mit zwei Kindern kann
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durch die neu eingefiihrten FordermafSnahmen zusétzlich
bis zu 60 Euro an monatlicher Rentenleistung erhalten.

Miittern oder Vitern wird nach Auslaufen der Kinderer-
ziehungszeit, d. h. ab dem vierten Lebensjahr des Kindes,
eine rentenrechtliche Gutschrift von Entgeltpunkten ge-
wahrt, und zwar fiir Zeiten ab 1992. Diese Gutschrift ent-
spricht regelméBig der hochstmoglichen Forderung bei
der kindbezogenen Hoherbewertung von Beitragszeiten
fiir Erwerbstitige (ein Drittel Entgeltpunkt pro Jahr).

Die durch das Altersvermdgensgesetz geschaffene zu-
sétzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge mit staatlicher
Forderung beriicksichtigt ebenfalls die Erzichung von
Kindern. In der Endstufe (2008) sieht das Gesetz neben
der Grundzulage in Hohe von 154 Euro pro Jahr je El-
ternteil eine Kinderzulage in Hohe von 185 Euro pro Jahr
je Kind vor. Gerade bei geringen Familieneinkommen,
z. B. bei allein Erziehenden mit Kindern, fiihrt dieses For-
derungsmodell dazu, dass teilweise bis tiber 80 % des Ge-
samtsparbetrags durch die staatliche Zulage erbracht
wird.

AuBerdem wird mit der aktuellen Rentenreform auch die
Hinterbliebenenversorgung reformiert. Das neue Recht
wird unter Wahrung eines langjdhrigen Vertrauens-
schutzes fiir Ehepaare, bei denen beide Partner jiinger als
40 Jahre sind, und fiir neue Ehen, eingefiihrt. Fiir alle an-
deren Ehepaare gelten die bisherigen Regelungen weiter.

Nach neuem Recht wird der Witwen-/Witwerrenten zu-
grunde liegende allgemeine Versorgungsschutz von 60 %
auf 55 % gesenkt, die Rente jedoch gleichzeitig um einen
Zuschlag fiir das erste Kind von zwei Entgeltpunkten und
fiir die weiteren Kinder von jeweils einem Entgeltpunkt
erhoht, da Frauen, die Kinder erzichen, wesentlich
groBere Liicken in der Erwerbsbiografie aufweisen als
Frauen und Ménner, die keine Kinder erzogen haben. Dies
fiihrt bereits fiir die Witwe mit durchschnittlicher Wit-
wenrente, die ein Kind erzogen hat, zu einer kleinen Ver-
besserung ihrer Witwenrente. Zusammen mit der Hoher-
bewertung der eigenen Beitragszeiten ergibt sich so in den
meisten Féllen eine deutliche Verbesserung der Gesamt-
versorgung von Frauen, die Kinder erzogen haben.

Bei der Witwenrente fiir nicht erwerbsgeminderte Frauen,
die keine Kinder erziehen und jiinger als 45 Jahre sind (so
genannte kleine Witwenrente), wird die Bezugsdauer auf
eine Ubergangszeit von 2 Jahren befristet.

Dariiber hinaus wird fiir jiingere Ehepaare und neue Ehen,
in denen der Vertrauensschutz keine Anwendung findet,
die Einkommensanrechnung auf die Hinterbliebenenver-
sorgung ausgedehnt. Bisher wurden lediglich Einkom-
men aus Erwerbstatigkeit und Erwerbsersatzeinkommen
(z. B. Versichertenrenten aus der Rentenversicherung,
Versorgungsbeziige) als Einkommen bei der Einkom-
mensanrechnung zugrunde gelegt.

Zukiinftig werden bei Hinterbliebenenrenten aus Gleich-
behandlungsgriinden alle Einkommensarten mit Aus-
nahme der meisten steuerfreien Einnahmen nach dem
Einkommensteuergesetz und der Einnahme aus Alters-
vorsorgevertragen, soweit sie nach dem Einkommen-

steuergesetz gefordert worden sind, angerechnet (also
auch Vermogenseinkiinfte).

Die Reform sieht weiterhin vor, dass jiingere Ehegatten
unter bestimmten Voraussetzungen kiinftig zwischen der
herkommlichen Versorgung von Verheirateten und Ver-
witweten (zu Lebzeiten beider Ehegatten erhdlt jeder
seine eigene Versichertenrente und beim Tod des Ehegat-
ten wird dem/der Uberlebenden zusitzlich zu seiner/ihrer
Rente eine subsididre abgeleitete Hinterbliebenenrente
gewihrt) und dem Rentensplitting wéahlen koénnen. Dies
wird durch eine iibereinstimmende Erkldrung beider Ehe-
gatten erreicht. Die Wirkung dieser partnerschaftlichen
Teilung tritt regelmafig bereits zu Lebzeiten beider Ehe-
gatten (ndmlich bei der Gewdhrung einer Vollrente wegen
Alters auch fiir den zweiten Ehegatten) ein.

Das Rentensplitting ist dem Versorgungsausgleich nach-
empfunden. Die Summe der Rentenanwartschaften aus
der Ehezeit wird gleichmiBig auf beide Partner aufgeteilt.
Im Regelfall erhoht sich die eigenstandige Rentenleistung
fur die Frau, die auch im Hinterbliebenenfall nicht der
Einkommensanrechnung unterliegt. Auch im Falle der
Wiederheirat bleiben die durch das Rentensplitting er-
worbenen Anwartschaften erhalten.

12.  Artikel 12: Gleichstellung von Frauen und
Mannern im Gesundheitswesen

Artikel 12

1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
MaBnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau im Bereich des Gesundheitswesens, um
der Frau gleichberechtigt mit dem Mann Zugang
zu den Gesundheitsdiensten, einschlieBlich derje-
nigen im Zusammenhang mit der Familienpla-
nung, zu gewéhrleisten.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 sorgen die Ver-
tragsstaaten flir angemessene und erforderlichen-
falls unentgeltliche Betreuung der Frau wihrend
der Schwangerschaft sowie wihrend und nach der
Entbindung und fiir eine ausreichende Erndhrung
wihrend der Schwangerschaft und der Stillzeit.

Die Bundesrepublik Deutschland verfiigt tiber ein Ge-
sundheitswesen, das den gleichberechtigten Zugang von
Frauen und Ménnern zu Gesundheitsdiensten und -ein-
richtungen rechtlich gewéhrleistet. Unabhéngig von Ge-
schlecht, Alter oder sozialem Stand erhélt jede bzw. jeder
die gesundheitlichen Leistungen, welche notwendig sind.
Es kommen hierbei die Fortschritte der Medizin und Me-
dizintechnik Frauen und Mannern gleichermallen zugute.
Zu beriicksichtigen ist dabei, dass Frauen z. T. von an-
dersartigen Beschwerden und Krankheiten als Méanner
betroffen sind. Aber auch im Verlauf und in den Auswir-
kungen konnen sich geschlechtsspezifische Besonderhei-
ten zeigen. Frauen reagieren z. T. anders auf gesundheitli-
che Probleme und suchen daher auch Leistungen und
Angebote, die ihre Belange beriicksichtigen.

Die Weiterentwicklung gesundheitlicher Angebote und
Leistungen — auch in Bezug auf spezifische und gesund-
heitliche Probleme von Frauen — ist im Rahmen unseres
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pluralistischen Gesundheitswesens eine Aufgabe aller Be-
teiligten. Sie obliegt insbesondere auch den Léndern und
Kommunen, den Arzten und der von den Sozialpartnern
getragenen Selbstverwaltung, freien Tragern, der Wissen-
schaft und Forschung sowie den Organisationen der
Selbsthilfe.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

12.1 Frauenspezifische Belange der
Gesundheitspolitik

Die Bundesregierung hat mit verschiedenen Mafinahmen
dazu beigetragen, dass in zunehmendem Maf3e frauenspe-
zifische Belange im Gesundheitswesen Beriicksichtigung
finden.

Von besonderer Bedeutung ist dabei der vom Bundesmi-
nisterium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend in
Auftrag gegebene Bericht zur gesundheitlichen Situa-
tion von Frauen in Deutschland, dessen Ergebnisse im
Jahre 2001 veroffentlicht wurden. Damit liegt in Deutsch-
land erstmals eine systematische Bestandsaufnahme von
Daten zur Frauengesundheit vor, die deutlich machen,
dass Frauen und Minner an unterschiedlichen Krankhei-
ten mit unterschiedlichen Symptomen und Verldufen lei-
den, verschieden auf Medikamente und Therapien reagie-
ren sowie ein anderes Verstindnis von Krankheit und
Gesundheit haben. Der Bericht, der bei einem speziell auf
die Lebenswelt von Frauen bezogenen Verstindnis von
Gesundheit und Krankheit ansetzt, liefert auch einen
Uberblick iiber frauenzentrierte Ansitze in der Gesund-
heitsforderung, die in Deutschland vielerorts existieren.
Diesen Beispielen guter Praxis liegt ein ,,ganzheitliches*
Verstiandnis von Gesundheit zugrunde, d. h. sie beriick-
sichtigen die Belastungen in Arbeit, Beruf und Familie
und begreifen Gesundheit als Wohlbefinden und Stérkung
der Selbsthilfekréfte.

Um die Ergebnisse des Frauengesundheitsberichtes vor-
zustellen und die sich daraus ergebenden Schlussfolge-
rungen flir die Umsetzung mit Expertinnen und Experten
aus dem Gesundheitsbereich zu erdrtern, hat das Bun-
desministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend im Oktober 2001 eine Fachtagung ,,FrauenGesund-
heit, FrauenLeben, FrauenArbeit* durchgefiihrt. Damit
wurde ein Dialog mit Vertreterinnen und Vertretern aus
Theorie und Praxis initiiert und ein Austausch verschie-
dener Gruppen des Gesundheitssektors veranlasst mit
dem Ziel, eine frauenspezifische Sichtweise innerhalb
der Gesundheitsversorgung in Deutschland zu imple-
mentieren. Um die zahlreichen Anregungen und Schlus-
sfolgerungen aus der Frauengesundheitsberichterstat-
tung zur Umsetzung zu bringen, wurde im Januar 2002
mit finanzieller Unterstiitzung des Bundesministeriums
fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Koordi-
nierungsstelle ,,Frauengesundheit™ eingerichtet. Sie soll
wihrend der dreijdhrigen Projektphase die Aufgabe der
Politikberatung im Bereich Frauengesundheit iiberneh-
men, die als Grundlage fiir kommende MaBnahmenpla-
nungen gebraucht wird.

Die Ergebnisse des Berichtes belegen die schwerwiegen-
den Folgen, die Gewalterfahrungen fiir die Gesundheit
von Frauen haben. Trotz der hohen Zahl betroffener
Frauen werden Gewalterfahrungen und Misshandlungen
als Ursache fiir Gesundheitsbeschwerden héufig nicht er-
kannt und nicht angemessen behandelt. Das Bundesmi-
nisterium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend for-
dert daher seit Mirz 2000 die wissenschaftliche
Begleitung des Berliner Modellprojektes ,,SIGNAL® im
Benjamin-Franklin-Universitédtsklinikum. In diesem Pro-
jekt soll durch Sensibilisierung des medizinischen Sek-
tors fiir das Gewaltproblem eine verbesserte gesundheit-
liche Versorgung von Frauen, die misshandelt worden
sind, erreicht werden. Die Ergebnisse sollen nach Ab-
schluss der Maflnahme in anderen Krankenhdusern und
ambulanten Praxen zum Einsatz kommen und das medi-
zinische Personal befdhigen, im Umgang mit von (sexu-
eller) Gewalt betroffenen Frauen kompetent und pro-
blemspezifisch zu handeln.

Maidchen und Frauen mit einer geistigen Behinderung tra-
gen ein besonderes Risiko, von sexueller Ausbeutung und
sexueller Gewalt betroffen zu werden. Aus diesem Grund
hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend im Dezember 1999 ein vierjahriges Modell-
projekt zum ,,Umgang mit sexueller Selbstbestimmung
und sexueller Gewalt in Wohneinrichtungen fiir junge
Menschen mit geistiger Behinderung® in Auftrag gegeben.

Ziel dieses Projektes ist die Entwicklung eines
(sexual)padagogischen Curriculums zu Fragen der sexuel-
len Selbstbestimmung und der sexuellen Gewalt in Ein-
richtungen fiir junge Menschen mit geistiger Behinderung.

Die Beteiligten sollen so die Kompetenz erlangen, im All-
tag Grenziiberschreitungen und Ubergriffe wahrzuneh-
men und zu vermeiden, bzw. wenn es zu solchen kommt,
die erforderlichen und angemessenen Handlungen zu er-
greifen.

Die zu erstellenden Handlungssétze sollen sich zum einen
an Betreuerinnen und Betreuer und Leiterinnen und Lei-
ter und zum anderen an die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner mit geistiger Behinderung richten.

Ein Gesundheitsproblem, das hauptsidchlich Frauen be-
trifft, sind Essstorungen. Die Priavalenz von Essstorungen
hat innerhalb der letzten 25 Jahre stark zugenommen. Mit
dieser Zunahme stieg der Bedarf an Beratungs- und Thera-
piemoglichkeiten und die Zahl der damit befassten Bera-
tungs- und Therapieeinrichtungen. Hier setzt ein neues Pro-
jekt des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend an: ,,Qualitétssicherung in Beratung und am-
bulanter Therapie von Frauen und Madchen mit Essstorun-
gen®. Es hatam 15. November 2001 begonnen mit dem Ziel
der Forderung einer frauen- und médchengerechten Bera-
tung und ambulanten Behandlung bei Essstérungen.

12.2 Frauen und Sucht

Die frauenspezifische Suchtarbeit und Praxisforschung
hat in den vergangenen beiden Jahrzehnten darauf hinge-
wiesen, dass die Suchtmittelabhéngigkeit von Frauen
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spezifische Formen aufweist und mit rollenspezifischen
Lebensumstinden und Erfahrungshintergriinden in einem
Zusammenhang steht. Die Erfahrungen mit suchtmittel-
abhingigen Frauen zeigen, dass sie eher unauffallig mit
ihrem Suchtmittelmissbrauch und ihrer Abhangigkeit um-
gehen und in der Gesellschaft weniger auffallen als Mén-
ner mit diesem Problem. Dieses muss bei der Beratung
und Behandlung Beriicksichtigung finden. Die frauenspe-
zifische Suchtarbeit legt daher groBes Gewicht auf die
Entwicklung des weiblichen Selbstwertgefiihls und
Selbstbewusstseins. Geschlechtsdifferenzierte Angebote
sind in der Suchtkrankenhilfe notwendig und zum Stan-
dard geworden. Fiir Alkoholikerinnen sind seit vielen Jah-
ren differenzierte Beratungs- und Therapieangebote vor-
handen. Zunehmend wurde in den vergangenen zehn
Jahren dieses Angebot auch fiir drogenkonsumierende
Frauen verbessert und an die frauenspezifischen Bediirf-
nisse angepasst. Das Bundesgesundheitsministerium hat
u. a. in diesem Bereich spezielle Modellvorhaben gefor-
dert, es entstanden Notschlafstellen und Kontaktldden fiir
Frauen sowie Angebote fiir Schwangere und Frauen mit
Kindern. In der Selbsthilfe sind Frauengruppen ebenfalls
zu einem anerkannten und bewihrten Bestandteil der
Suchtarbeit geworden. Ein kiinftiger Schwerpunkt ist die
Verbesserung eines Angebotes fiir abhdngige Raucherin-
nen; mit etwa 2,5 Millionen ist sie die grofite Gruppe; das
sind 40 % von der insgesamt geschitzten Zahl der Rau-
cher. Bei den zu schaffenden Angeboten stehen schwan-
gere Frauen sowie Médchen und sehr junge Frauen im
Mittelpunkt.

12.3 Zusammenarbeit der Bundesregierung
mit verschiedenen Gesundheits-
organisationen

Durch die Zusammenarbeit zwischen dem Bundesfrauen-
ministerium und verschiedenen Einrichtungen und Orga-
nisationen, die sich speziell der Frauengesundheit wid-
men (z. B. den Frauengesundheitszentren), und durch die
ideelle und finanzielle Férderung von Einzelaktivititen
(insbesondere Fachveranstaltungen und Publikationen)
dieser Institutionen ergeben sich interessante Anregungen
fir Maflnahmen zur verstirkten Beriicksichtigung von
frauenspezifischen Gesundheitsaspekten und es werden
besondere Probleme der Frauengesundheit aufgezeigt.

Ein weiteres Projekt, das bis 2001 gemeinsam durch das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend und die EU gefordert wurde, zielte darauf ab, frau-
enspezifische Ansétze in der Gesundheitsberatung und
-vorsorge der einzelnen EU-Lénder, die in Zusammenar-
beit mit der Gesundheitsforschung, der medizinischen Pra-
xis und aus den Erfahrungen der Selbsthilfe entstanden
sind, transnational weiterzuentwickeln und einer breiten
Fachoffentlichkeit zugénglich zu machen.

Im Rahmen dieses vierjahrigen Projektes wurden die
Grundlagen fiir ein transnationales Netzwerk ,,Frauen und
Gesundheit™ geschaffen.

Wichtige Adressatengruppen sind nationale und regionale
Organisationen im Gesundheitsbereich sowie Frauen aus

dem Gesundheitswesen und der Selbsthilfebewegung in
den beteiligten Landern.

Der EU-lénderiibergreifende Austausch hat zur Biinde-
lung von Ressourcen, zur Erweiterung des Kenntnisstan-
des und zur europaweiten Vernetzung von Aktivitaten die-
ser Art beigetragen.

Der Pro-Familia Bundesverband fiihrte von Novem-
ber 1999 bis Ende 2000 das Projekt ,,.Begleitende Mal3-
nahmen zur Einfiihrung des medikamentdsen Schwanger-
schaftsabbruchs mit Mifegyne* mit Férderung durch das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend durch. Die Ziele des Projektes, Frauen eine auf ihre
individuelle gesundheitliche und Lebenssituation bezo-
gene Wahl zwischen den Optionen des medikamentdsen
und instrumentellen Abbruchs zu erméglichen und den
medikamentdsen Schwangerschaftsabbruch mit Mifegyne
moglichst ziigig in das Versorgungssystem in Deutschland
zu integrieren, konnten weitgehend erreicht werden.

Mafnahmen im Projekt waren Fortbildung fiir Beraterin-
nen und Berater und Arztinnen und Arzte, eine Fachkon-
ferenz unter Beteiligung internationaler Experten und Ex-
pertinnen, die Herstellung von Informationsmaterial fiir
Klientinnen in mehreren Sprachen, sowie Umfragen zur
Entwicklung des Versorgungssystems und zur Akzeptanz
der Methode bei Beratungsstellen, medizinischen Ein-
richtungen und betroffenen Frauen.

Als wichtiger Indikator fiir die gesundheitliche Gesamtsi-
tuation gelten die Sterblichkeitsstatistiken mit der ausge-
wiesenen Lebenserwartung und die Miitter- bzw. Sadug-
lingssterblichkeit.

Die Lebenserwartung von Frauen in der Bundesrepublik
Deutschland ist von 68 Jahren im Jahr 1951 auf 80,5 Jahre
im Jahr 1997/1999 gestiegen und liegt 6,1 Jahre iiber der
Lebenserwartung der Ménner.

Die Miitter- und Séuglingssterblichkeit ist in den letzten
Jahren weiter gesunken. Die Miittersterblichkeit (Sterbe-
fille von Frauen an Folgen von Komplikationen in der
Schwangerschaft, bei der Entbindung und im Wochenbett
je 100 000 Lebendgeborene) betrug 1999 4,8 (1993 5,5
1987 8,7; 1979 22,0). 1970 lag sie in den alten Bundes-
ldndern mit 51,8 noch mehr als sechsmal so hoch.

Die Sauglingssterblichkeit hat 2000 den bisher niedrigs-
ten Stand nach dem Krieg erreicht. 2000 sind von 1 000
Lebendgeborenen noch 4,4 im ersten Lebensjahr verstor-
ben. Diese Entwicklung diirfte u. a. auch auf die hohe In-
anspruchnahme (circa 90 % der Anspruchsberechtigten)
der seit 1966 bestehenden Vorsorgeuntersuchungen fiir
Schwangere, Neugeborene, Sduglinge und Kleinkinder
durch die gesetzlichen Krankenkassen zuriickzufiihren
sein. Schwangere erhalten vom Arzt einen Mutterpass fiir
zwolf — bei Bedarf auch mehr — Vorsorgeuntersuchungen.
Bei nicht krankenversicherten Frauen mit geringem Ein-
kommen iibernimmt das Sozialamt die Kosten fiir die
Vorsorgeuntersuchungen der Schwangeren.

Ebenfalls von grofer Bedeutung ist die Schwangeren-
und Miitterberatung durch die Gesundheitsamter des
offentlichen Gesundheitsdienstes und die gesetzlichen
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Krankenkassen. Das Angebot ist umfassend und schliefit
u.a. Informationen in Erndhrungsfragen; Rat und Hilfe
bei Stillproblemen; Impfprophylaxe; Rachitis- und
Kariesprophylaxe; Fritherkennung von Behinderungen,
insbesondere bei Risikokindern; Fritherkennung von Er-
krankungen und seelischen und korperlichen Entwick-
lungsstorungen ein.

Von grofler Bedeutung ist auch die Arbeit des Miittergene-
sungswerkes flir Miitter mit Kindern. Die Inanspruch-
nahme von Mutter-Kind-Kuren gegeniiber Miitterkuren hat
dabei in den letzten Jahren steigende Tendenz. Die Ausga-
ben der gesetzlichen Krankenkassen fiir medizinische
Vorsorge und Rehabilitation flir Miitter und Viter (alte
Bezeichnung: Miitterkuren) sind von ca. 80 Mio. Euro
(160 Mio. DM ) im Jahre 1991 auf etwa 400 Mio. Euro
im Jahre 2001 angestiegen. Lediglich 1997 gab es einen
geringfiigigen Ausgabenriickgang auf 330 Mio. Euro
(660 Mio. DM). Die Einrichtungen des Miittergenesungs-
werkes werden getragen von den Verbanden der Freien
Wohlfahrtspflege und den Kirchen. Die Bundesregierung
fordert den Bau und die Instandhaltung dieser Einrichtun-
gen mit jahrlich 8 Mio. DM (4 090 335,05 Euro). Im Be-
darfsfall stehen auch Spendenmittel des Miittergene-
sungswerkes zur Verfiigung.

Am 1. August 2002 ist das Gesetz zur Verbesserung der
Vorsorge und Rehabilitation fiir Miitter und Viter in Kraft
getreten. Mit diesem Gesetz wird eine Vollfinanzierung
der Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen fiir Miitter
und Viter durch die Gesetzliche Krankenversicherung
sichergestellt. Die Mdglichkeit der Krankenkassen in
ihren Satzungen eine nur anteilige Finanzierung vorzuse-
hen wurde gestrichen. Dartiber hinaus wurde die Qualitat
und die Effizienz der Vorsorge- und Rehabilitationsleis-
tungen fiir Miitter und Viter in Einrichtungen des Miitter-
genesungswerkes und gleichartigen Einrichtungen durch
die Einfithrung eines Vertragssystems analog demjenigen
bei den iibrigen Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen
gesichert.

12.4 HIV-Infektion und AIDS

Insgesamt leben nach Einschétzung des Robert Koch-In-
stituts derzeit etwa 38 000 mit HIV infizierte Menschen
in Deutschland, davon sind etwa 29500 Ménner und
8 300 Frauen. Bei etwa 5 000 der 38 000 HIV-Infizierten
ist die Erkrankung bereits zum Vollbild AIDS fortge-
schritten.

Seit Beginn der Epidemie in den 80er-Jahren bis zum
Ende des Jahres 2001 haben sich etwa 60 000 Menschen
mit HIV infiziert. Wahrend dieses Zeitraums sind etwa
25 000 von ihnen an AIDS erkrankt und etwa 20 000 an
den Folgen der HIV-Infektion gestorben.

Die Zahl der jahrlichen Neuinfektionen ist mit etwa 2 000
in den letzten Jahren weitgehend konstant geblieben.
Knapp ein Viertel der Neuinfektionen betrifft Frauen.

Untersuchungen tiber die soziale und psychische Situa-
tion HIV/AIDS-betroffener Frauen und deren medizi-
nische und psychosoziale Versorgungssituation haben
die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass im Bera-
tungs- und Betreuungsangebot frauenspezifische Belange

beriicksichtigt werden. So werden im Rahmen der HIV-
AIDS-Praventionsstrategie von der Bundeszentrale fiir
gesundheitliche Aufklédrung Broschiiren vorgehalten, die
Maidchen und junge Frauen direkt ansprechen. Die For-
derung des Fachbereichs ,,Frauen* der Deutschen AIDS-
Hilfe, insbesondere ihrer Beratungs- und Betreuungsan-
gebote fiir HIV-positive Frauen, sichert personliche und
praktische Unterstiitzung bei allen mit Frauen und AIDS
zusammenhédngenden Problemen. Durch das 1992 ge-
kniipfte Netzwerk ,,Frauen und AIDS* sind Ma3nahmen
initiiert worden, geschlechtsdifferenzierte Faktoren bei
Krankheitswahrnehmung, Krankheitsbewéltigung und
Pravention verstirkt aufzugreifen. Die Forderung und
Unterstiitzung von HIV/AIDS-Préventionsangeboten in
Prostitutionsszenen im grenziiberschreitenden Raum zu
Ostlichen Nachbarstaaten hat nicht an Bedeutung verlo-
ren.

Mit dem Forschungsprojekt ,,Einfluss medizinischer The-
rapiefortschritte auf die Lebens- und Handlungsperspek-
tiven von Frauen mit HIV und AIDS* soll einerseits der
neue Status quo erfasst als auch die entsprechende Ver-
besserung psychosozialer Unterstiitzungsangebote er-
reicht werden.

Im Hinblick auf Schwangerschaft und HIV/AIDS sollen
mit dem Forschungsvorhaben ,,Deutsche multizentrische
Studie zur Nachbeobachtung von Kindern HIV-infizierter
Miitter mit intrauterin antiretroviraler Medikamentenex-
position‘ unerwiinschte Wirkungen auf das Kind verhin-
dert und damit auch die Sorgen und Angste der Miitter um
ihre Kinder vermindert werden.

12.5 Frauengesundheitsforschung

Das vom Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
und Bundesministerium fiir Gesundheit gemeinsam ge-
tragene Gesundheitsforschungsprogramm, vom Kabinett
am 22. November 2000 beschlossen, hat die Thematik
,Frauengesundheitsforschung® aufgenommen mit der
dort gemachten programmatischen Aussage (Auszug):

,,Nachholbedarf besteht in Deutschland auch im Hinblick
auf Frauengesundheitsforschung im jeweiligen For-
schungszusammenhang, ungeachtet einer sich in den letz-
ten Jahren hierzu international zunehmend etablierenden
Forschung. Als Voraussetzung zur Entwicklung wirksa-
mer Mallnahmen in Prévention, Therapie und Rehabilita-
tion, welche die objektiven und subjektiven Ressourcen
fiir Gesundheit stirken sollen, sind frauen- bzw. ge-
schlechtsspezifisch unterschiedliche Risiken, Schutzfak-
toren und Belastungskonstellationen aufzudecken. Das
Verstdndnis fiir diese Aspekte muss sich dabei an der Le-
benssituation von Frauen bzw. Ménnern ausrichten und
die damit verbundenen unterschiedlichen Fragestellungen
einschlieBen.*

Die Aufarbeitung des konstatierten Nachholbedarfs ist
bereits in vollem Gange, indem die Ausschreibungstexte
fiir Forderschwerpunkte des Programms entsprechende
Ausfithrungen beinhalten, z. B. erstmals in der Bekannt-
machung iiber die Einrichtung medizinischer Kompe-
tenznetze flir Herz-Kreislauf-Erkrankungen, in der es
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heift: ,,geschlechtsspezifische Aspekte sollen [...] in an-
gemessener Weise Berticksichtigung finden®. Auch in den
Forderrichtlinien zur angewandten Pflegeforschung wer-
den diese Forderungen erhoben.

Eine Forderung von Forschungsvorhaben mit frauenspe-
zifischen Fragestellungen wird sowohl im Rahmen der
Ressortforschung des Bundesministeriums fiir Gesund-
heit als auch des Gesundheitsforschungsprogramms ver-
starkt.

Bereits seit Sommer 1998 werden in 8 regionalen For-
schungsverbiinden des Forderschwerpunktes Rehabilita-
tionsforschung auch Projekte zu geschlechtsspezifischen
Aspekten der Rehabilitation mit einer Gesamtforder-
summe von iiber 1,7 Mio. DM (iiber 896 000 Euro) bear-
beitet.

Gesundheitliche Situation der Frauen im Alter

Da Frauen eine hohere Lebenserwartung als Ménner ha-
ben, steigt im Zusammenhang mit ihrer l&ngeren Lebens-
dauer die Wahrscheinlichkeit, alterstypisch zu erkranken.
Im Vordergrund stehen dabei koronare Herzerkrankung,
Krebserkrankungen, insbesondere Brustkrebs, Osteo-
porose und psychische Erkrankungen wie Depression und
Demenz mit ihren gravierenden Auswirkungen auf Auto-
nomie und Selbstbestimmung.

Fiir die Lebenssituation der dlteren Frauen jenseits der
sechzig bis hin zu den Hochbetagten gewinnen gesund-
heitliche Faktoren daher zunehmend Einfluss auf deren
Lebensqualitét.

Zur Lebenssituation und gesundheitlichen Lage ilterer
Frauen liefern die Berliner Altersstudie und der Vierte Al-
tenbericht der Bundesregierung zentrale Aussagen.

Die Berliner Altersstudie stellt fest, dass sich die Frauen
im Alter in einer insgesamt schlechteren Lage befinden
als die Ménner. Sehr alte Frauen von mehr als 85 Jahren
tragen ein anderthalbfach so hohes Risiko schwerwiegen-
der Beeintrachtigungen. Darunter fallen Pflegebediirftig-
keit, Einsamkeit und geringe soziale Unterstiitzung.

Der Vierte Altenbericht ,,Risiken, Lebensqualitit und Ver-
sorgung Hochaltriger unter besonderer Berticksichtigung
demenzieller Erkrankungen® belegt zudem, dass Frauen
mit dem Alter starker pflegebediirftig werden als Méanner:
Von den liber 90-Jahrigen sind zwei Drittel der Frauen ge-
geniiber 42 % der Ménner pflegebediirftig.

13.  Artikel 13: Gleichstellung von Frauen und
Mannern im wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Leben

Artikel 13

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Mal3-
nahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der
Frau in anderen Bereichen des wirtschaftlichen
und sozialen Lebens, um der Frau nach dem
Gleichheitsgrundsatz die gleichen Rechte wie dem
Mann zu gewahrleisten, insbesondere

a) das Recht auf Familienbeihilfen;

b) das Recht, Bankdarlehen, Hypotheken und an-
dere Finanzkredite aufzunehmen;

c¢) das Recht auf Teilnahme an Freizeitbeschafti-
gungen, Sport und allen Aspekten des kulturellen
Lebens.

a) Wer Kinder erzieht, erbringt eine Leistung fiir die ge-
samte Gesellschaft. Diese Erziehungsleistung anzuer-
kennen und die Eltern von den Kosten, die sie fiir ihre
Kinder aufbringen miissen, teilweise zu entlasten, ist
der Grundgedanke des Familienleistungsausgleichs.

Die Politik der Bundesregierung zielt auf eine nachhaltige
Stiarkung der materiellen (und auch der sozialen) Res-
sourcen der Familien ab. Sie ist von der Erkenntnis ge-
prégt, dass eine wirkungsvolle Familienpolitik an unter-
schiedliche Lebensphasen und Lebenslagen ankniipfen
muss. Neben dem Instrument des steuerlichen Familien-
leistungsausgleichs durch das System von Kindergeld und
Freibetrige fiir Kinder besteht daher ein System inhaltlich
gezielter und zeitlich begrenzter Forderungen, die sich
nach Familiensituation und Lebenslage richten. Beides
— Familienleistungsausgleich und spezifische Hilfen —
wurde von der Bundesregierung im Berichtszeitraum
1998 bis 2001 ausgebaut und deutlich verbessert. Die
Bundesregierung wird beim weiteren Ausbau der wirt-
schaftlichen Hilfen fiir Familien sorgfiltig priifen, welche
gesetzgeberischen Maflnahmen infolge des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts vom 3. April 2001 zur Be-
riicksichtigung von Familien in der Pflegeversicherung zu
treffen sind und diese fristgerecht bis zum 31. Dezember
2004 umsetzen.

13.1 Kindergeld und Freibetrage fur Kinder

Die Weiterentwicklung der einkommensteuerlichen Fami-
lienférderung erfolgte unter Beriicksichtigung der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben und der finanzpolitischen Rah-
menbedingungen. Das Bundesverfassungsgericht hatte am
10. November 1998 entschieden, dass die damals gelten-
den Regelungen des Einkommensteuergesetzes iiber den
Abzug von Kinderbetreuungskosten und eines Haushalts-
freibetrages mit Artikel 6 des Grundgesetzes unvereinbar
seien. Von der Inanspruchnahme dieser Regelungen waren
verheiratete Eltern weitestgehend ausgeschlossen. Das
Bundesverfassungsgericht wertete dies im Vergleich zu
unverheirateten Elternpaaren als Versto3 gegen den be-
sonderen Gleichheitssatz des Artikel 6 Grundgesetz
(Schutz von Ehe und Familie) und verpflichtete den Ge-
setzgeber, bis spétestens zum 1. Januar 2000 die steuer-
liche Beriicksichtigung des Betreuungsbedarfs sowie bis
spétestens zum 1. Januar 2002 die steuerliche Beriicksich-
tigung des ebenfalls zum Kinderexistenzminimum
gehorenden Erziehungsbedarfs neu zu regeln.

Nachdem die Bundesregierung zum 1. Januar 1999 das
Erst- und Zweitkindergeld um je 30 DM pro Monat von
220 DM auf 250 DM erhoht hatte, wurde auf die Verfas-
sungsrechtsprechung hin durch das Gesetz zur Familien-
forderung vom 22. Dezember 1999 ab dem Jahr 2000 nicht
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nur der sidchliche Existenzbedarf, sondern auch der Be-
treuungsbedarf als Teil des Existenzminimums eines
Kindes steuerfrei gestellt. Der Vorgabe des Bundesverfas-
sungsgerichts wurde durch die Einfithrung eines typisier-
ten Betreuungsfreibetrages von 3 024 DM pro Kind in § 32
Abs. 6 Einkommensteuergesetz (EStG) Rechnung getra-
gen. Dieser Betreuungsfreibetrag wurde unabhdngig von
Familienstand oder einer Erwerbstétigkeit der Eltern und
ohne Nachweis tatsdchlich entstandener Kosten bis zu ei-
ner Altersgrenze von 16 Jahren gewéhrt. Er ersetzte den bis
dahin geltenden und auf allein stehende Eltern beschrank-
ten Abzug von Kinderbetreuungskosten. Der Schwerpunkt
der Neuregelung zu Beginn des Jahres 2000 war ebenso
wie 1999 die Kindergelderh6hung, und zwar um weitere
20 DM fiir das erste und zweite Kind auf 270 DM pro Mo-
nat.

13.2 Familienleistungsausgleich 2002

Mit dem zum 1. Januar 2002 in Kraft tretenden Zweiten
Gesetz zur Familienforderung wird der Verfassungsauf-
trag auch im Hinblick auf die Beriicksichtigung des Er-
ziehungsbedarfs erfiillt. Der bisherige Betreuungsfreibe-
trag in Hohe von 3 024 DM wird, wiederum im System
der Verrechnung von Kindergeld und Freibetragswirkun-
gen, um eine Erziehungskomponente erginzt. Fiir dltere
Kinder tritt an die Stelle des Betreuungs- und Erzie-
hungsbedarfs der Ausbildungsbedarf. Damit wird ab 2002
bei allen zu beriicksichtigenden Kindern ein einheitlicher
Freibetrag in Hohe von 2 160 Euro (4 224 DM) angesetzt.
Die fiir Alleinerziehende bestehende Moglichkeit, diesen
Freibetrag auf Antrag voll auf sich iibertragen zu lassen,
wird durch die Erhéhung des Freibetrages noch attrakti-
ver und kann in vielen Féllen zu einer deutlichen Entlas-
tung schon bei mittlerem Einkommen fiihren.

Die Beriicksichtigung des Erziechungsbedarfs eines Kin-
des unabhingig vom Familienstand ersetzt den bisher auf
Alleinstehende beschrinkten Haushaltsfreibetrag. Der
Gesetzgeber hat dabei seinen Handlungsspielraum ausge-
schopft und statt einer sofortigen Abschaffung einen so-
zial vertraglichen, stufenweisen Abbau des Haushaltsfrei-
betrages bis zum Jahr 2005 vorgesehen. Die Stufen
verlaufen dabei zeitlich parallel zu den Entlastungsschrit-
ten der Steuerreform.

Auch diesmal stand die gerade Familien in unteren und
mittleren Einkommensbereichen entlastende Kindergeld-
erhdhung im Mittelpunkt der verbesserten Familienforde-
rung. Das Erst- und Zweitkindergeld wurde zum dritten
Mal in dieser Legislaturperiode erhoht, und zwar erneut um
30 DM von 270 DM auf nunmehr 154 Euro (301,20 DM).

Hinsichtlich der steuerlichen Berticksichtigung von Kin-
dern werden alle Eltern grundsétzlich gleich behandelt.
Bei der Besteuerung der Eltern wird ein Betrag in Hohe
des Existenzminimums ihrer Kinder steuerfrei belassen,
weil Eltern mit unterhaltsberechtigten Kindern generell
finanziell weniger leistungsféhig sind als Personen ohne
Kinder mit gleich hohem Einkommen. Dies wird durch
Kindergeld bzw. die Freibetrdge fiir Kinder bewirkt. Im
laufenden Jahr wird stets Kindergeld — als Steuerver-
giitung — gezahlt. Das Kindergeld ersetzt somit den Abzug

der Freibetrége fiir Kinder bei der Lohnsteuerberechnung.
Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer priift das
Finanzamt dann von Amts wegen, ob damit das
Existenzminimum der Kinder steuerfrei bleibt. Reicht das
Kindergeld nicht zu der verfassungsrechtlich gebotenen
Steuerfreistellung aus, so werden die Freibetrége fiir Kin-
der vom Einkommen abgezogen und das bereits erhaltene
Kindergeld mit der steuerlichen Auswirkung der Freibe-
trage verrechnet. In diesem Fall beschréinkt sich der Fa-
milienleistungsausgleich auf die gebotene Steuerfreistel-
lung. Soweit das Kindergeld dartiber hinausgeht, dient es
der Forderung der Familien, und zwar vornehmlich der
Familien mit geringerem Einkommen und mehreren Kin-
dern.

Fiir Kinder unter 14 Jahren wird durch das Zweite Gesetz
zur Familienforderung ab 2002 auflerdem ein Abzug fiir
nachgewiesene erwerbsbedingte Betreuungskosten von
1500 Euro (rund 3000 DM) zugelassen, soweit diese
Kosten einen Betrag von 1548 Euro (rund 3024 DM)
ibersteigen. Mit einer Erwerbstitigkeit sind zwangsldufig
hohere Kosten fiir die Betreuung des Kindes in Kinderta-
gesstitten oder bei Tagesmiittern verbunden. Der Steuer-
abzug macht es leichter, diese Kosten zu tragen. Aber er
kann selbstverstandlich nur ein Baustein sein fiir eine Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tatigkeit. Diese Regelung trigt zugleich der speziellen
Situation von Alleinerziehenden Rechnung, die auf Er-
werbstétigkeit und Kinderbetreuung in besonderer Weise
angewiesen sind.

Dagegen entfillt der Sonderausgabenabzug fiir Aufwen-
dungen fiir ein hauswirtschaftliches Beschiftigungsver-
héltnis. Soweit eine Haushaltshilfe fiir die Kinderbetreu-
ung beschiftigt wird, kdnnen die Kosten jedoch iiber die
genannte Neuregelung beriicksichtigt werden.

13.3 Wohngeldreform

Zum 1. Januar 2001 trat die Wohngeldreform in Kraft. Die
Novellierung erfolgte auf dem vergleichsweise hohen
Wohngeldniveau in den neuen Léndern. Wohngeldemp-
fangerinnen und -empfianger in den alten Léndern be-
kommen durchschnittlich monatlich rd. 83 DM (42 Euro)
mehr Wohngeld als bisher. Dies ist eine Steigerung von
iiber 50 %. Grof3e Familien kdnnen sogar durchschnittlich
fast 120 DM (60 Euro) mehr beanspruchen. 420 000 Haus-
halte, die bisher kein Wohngeld erhalten konnten, werden
kiinftig erstmals oder wieder wohngeldberechtigt. Die
Leistungsverbesserungen betragen jahrlich 1,4 Mrd. DM
(0,72 Mrd. Euro). Die Bundesregierung hat damit nach-
haltig die Lebenssituation einkommensschwacher Haus-
halte verbessert. Mit der Wohngeldreform wird das
Wohngeld Ost und West abschlieBend zusammengefiihrt.
Im Einzelfall mogliche Wohngeldkiirzungen in den neuen
Landern werden durch eine Harteausgleichsregelung auf-
gefangen.

Alleinerziehende mit Kindern unter 12 Jahren, in der Re-
gel Frauen, erhalten unter bestimmten Voraussetzungen
hohere Wohngeldleistungen als andere vergleichbare
Haushalte, weil sie einen besonderen Einkommensfreibe-
trag nutzen konnen.
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13.4 Ausbildungsforderungsreform

Die Bundesregierung hat mit der Reform der individuellen
Ausbildungsforderung (BAf6G) in ihrem Zustindigkeits-
bereich wichtige Weichen gestellt. Mit dem am 1. April
2001 in Kraft getretenen Ausbildungsférderungsreformge-
setz (AfoRG) hat die Bundesregierung die individuelle
Ausbildungsférderung spiirbar verbessert, um insbeson-
dere Kindern und Jugendlichen aus einkommensschwa-
chen Familien wieder verstarkt den Zugang zum Studium
zu ermoglichen. Mit jahrlich iiber 1 Mrd. DM zusétzlicher
Mittel (davon 500 Mio. DM aus dem Bundeshaushalt)
werden rund 80 000 neue Berechtigte wéhrend ihrer Aus-
bildung gefordert. Die Bedarfssétze werden deutlich ange-
hoben, der monatliche Hochstsatz —steigt von
1 030 DM auf 585 Euro (1 140 DM). Dariiber hinaus wird
das Kindergeld nicht mehr angerechnet, die Freibetrige
wurden erhoht und die Forderung in den alten und neuen
Léandern wurde vereinheitlicht. Fiir die Gesamtdarlehensbe-
lastung wurde eine Belastungsobergrenze von 10 000 Euro
eingefiihrt.

Die Forderung der Studierenden mit Kindern ist erheblich
verbessert worden; dies gilt sowohl hinsichtlich der ver-
besserten Beriicksichtigung der Betreuung von Kindern
in den ersten Lebensjahren als auch hinsichtlich der
Beriicksichtigung des Betreuungsbedarfs bis zum zehnten
Lebensjahr.

13.5 Erziehungsgeld

Zunichst wird auf die Darstellung in Teil II, 11.5.1 ver-
wiesen. Ergénzend ist auszufiihren, dass das neue Bun-
deserzichungsgeldgesetz auch die Voraussetzungen fiir
das Erzichungsgeld verbessert, mit dem die Bundesregie-
rung die Kinderbetreuung durch die Eltern in der friih-
kindlichen Phase honoriert. Das Erziehungsgeld ist eine
aus Steuern finanzierte einkommensabhéngige Leistung
fiir erwerbstitige oder nichterwerbstétige Miitter oder V-
ter — also keine Lohnersatzleistung —, wenn sie die per-
sonlichen Voraussetzungen fiir das Erziehungsgeld erfiil-
len. Ab dem Jahre 2001 gelten zum ersten Mal seit 1986
hohere Einkommensgrenzen fiir das ungekiirzte Erzie-
hungsgeld ab dem siebten Lebensmonat des Kindes. Fiir
eine Familie mit vier Kindern steigt die Einkommens-
grenze im Ergebnis um knapp 25 %. Das Erziehungsgeld
betrdgt monatlich bis zu 307 Euro und kann bis zum zwei-
ten Geburtstag des Kindes gezahlt werden. Wahrend der
Dauer des Erziehungsgeldes darf der Elternteil, der das
Erziehungsgeld bekommt, gleichzeitig bis zu 30 Wochen-
stunden (im alten Recht waren es nur 19 Wochenstunden)
arbeiten. Das neue Recht bietet den Eltern zum Erzie-
hungsgeld auch die Alternative von monatlich bis zu
460 Euro, aber dann nur bis zum ersten Geburtstag des
Kindes und anschlieBend keine Weiterzahlung irgendei-
nes Erziehungsgeldes, an. Fiir junge Eltern, die bald zu ei-
ner vollen Berufstitigkeit zuriickkehren wollen, z. B.
auch fiir Viter, ist diese Budget-Alternative von monat-
lich bis zu 460 Euro gleichwohl interessant. In den ersten
sechs Lebensmonaten des Kindes bekommen iiber 90 %
der Eltern wegen der hohen Einkommensgrenze das volle
Erziehungsgeld. Ab dem siebten Lebensmonat sind auch
die neuen Einkommensgrenzen deutlich niedriger und nur

noch knapp 50 % der urspriinglich Berechtigten erhalten
das volle Erzichungsgeld weiter, etwas iiber 30 % ein
gekiirztes Erziehungsgeld und knapp 20 % kein Erzie-
hungsgeld mehr, weil das anrechenbare steuerpflichtige
Einkommen der Eltern die gesetzlichen Einkommens-
grenzen soweit tibersteigt.

2000 bekamen rd. 703 000 Eltern im ersten Lebensjahr
des Kindes Erziehungsgeld (davon rd. 97 % Frauen). Im
zweiten Lebensjahr war die Zahl der Eltern mit Erzie-
hungsgeld geringer (rd. 506 000, 86 % der moglichen Be-
rechtigten).

13.6 Finanzvolumen

Allein die Kindergelderhdhung um gut 80 DM fiir erste
und zweite Kinder entlastet die Familien ab 2002 im Ver-
gleich zu 1998 um rund 17,7 Mrd. DM, bzw. 9,1 Mrd.
Euro. Das gesamte Volumen der familienpolitischen Leis-
tungen betrug im Jahr 1998 40,2 Mrd. Euro und wird 2002
59,2 Mrd. Euro betragen, was einer Steigerung um 47 %
entspricht.

b) Das Recht, Bankdarlehen, Hypotheken und andere Fi-
nanzkredite aufzunehmen, nehmen Frauen in gleicher
Weise wie Manner wahr. In der Bundesrepublik gibt
es hierbei keine geschlechtsspezifischen Unter-
schiede.

¢) Eswird auf die Ausfithrungen in Artikel 10 Ziffer 10.1
(Frauen und Sport) verwiesen. Hinsichtlich der Teil-
habe von Frauen am kulturellem Leben konnen fol-
gende Ergdnzungen gemacht werden:

Ziel der MaBnahmen der Bundesregierung ist es, so-
wohl die Bedeutung von Frauen als Kunst- und Kul-
turschaffende einer breiten Offentlichkeit zu vermit-
teln als auch den Zugang von Frauen zum kulturellen
Leben zu gewihrleisten. In diesem Zusammenhang
hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend z.B. den Gabriele-Miinter-Preis
ausgelobt, der in der Bundesrepublik Deutschland zu
den renommiertesten Auszeichnungen in der Bilden-
den Kunst zdhlt und sich u.a. an Kiinstlerinnen iiber
40 Jahre richtet. Mit der Férderung der Ausstellungen
»Politea” und ,,Ungleiche Schwestern® sollte u. a. der
Beitrag der Frauen an der Entwicklung der Bundesre-
publik Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg her-
ausgearbeitet werden. Fiir die européische Ebene steht
die geforderte Ausstellung ,,50 Européderinnen®. Dem
Ziel der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen im
kulturellen Leben dient ebenfalls die Forderung der
Aktivititen des Verbandes der Gemeinschaften der
Kiinstlerinnen und Kunstforderer e.V. Im Ubrigen wird
auch auf die Ausfithrungen in Teil I 3.4.14 verwiesen.

14. Artikel 14: Gleichstellung von Frauen und
Mannern auf dem Land

Artikel 14

(1) die Vertragsstaaten beriicksichtigten die beson-
deren Probleme der Frauen auf dem Lande und die
wichtige Rolle dieser Frauen fiir das wirtschaftli-
che Uberleben ihrer Familien, einschlieBlich ihrer
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Arbeit in nichtmonetdren Wirtschaftsbereichen,
und treffen alle geeigneten Maflinahmen, um dafiir
zu sorgen, dass die Bestimmungen dieses Uber-
einkommens auch auf Frauen in ldndlichen Gebie-
ten Anwendung finden.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
MaBnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau in ldndlichen Gebieten, um dafiir zu sor-
gen, dass sie gleichberechtigt mit dem Mann an der
landlichen Entwicklung und an den sich daraus er-
gebenden Vorteilen teilhaben kann, und gewihr-
leisten ihr insbesondere das Recht auf

a) Mitwirkung — auf allen Ebenen — an der Auf-
stellung und Durchfithrung von Entwicklungspla-
nen;

b) Zugang zu angemessenen Gesundheitsdiensten,
einschlieBlich Aufkldarungs- und Beratungsdiens-
ten und sonstigen Einrichtungen auf dem Gebiet
der Familienplanung;

c¢) unmittelbare Leistungen aus Programmen der
sozialen Sicherheit;

d) schulische und auBerschulische Ausbildung und
Bildung jeder Art, einschlieBlich funktioneller Al-
phabetisierung, sowie die Nutzung aller Gemein-
schafts- und Volksbildungseinrichtungen, insbe-
sondere zur Erweiterung ihres Fachwissens;

e) Organisierung von Selbsthilfegruppen und Ge-
nossenschaften zur Erlangung wirtschaftlicher
Chancengleichheit durch selbstindige oder un-
selbstdndige Arbeit;

f) Teilnahme an allen Gemeinschaftsbetitigungen;

g) Zugang zu landwirtschaftlichen Krediten und
Darlehen, Vermarktungseinrichtungen und geeig-
neten Technologien sowie Gleichbehandlung im
Rahmen von Boden- und Agrarreformen und lénd-
lichen Umsiedlungsaktionen;

h) angemessene Lebensbedingungen, insbeson-
dere im Hinblick auf Wohnung, sanitére Einrich-
tungen, Elektrizitits- und Wasserversorgung so-
wie Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen.

Keine Ergénzung zum letzten Bericht und zu Teil 1, 4.

15.

Artikel 15: Gleichbehandlung von Frauen
und Mannern hinsichtlich Rechtsfahigkeit,
Geschiftsfahigkeit und Wohnsitzwahl

Artikel 15
(1) Die Vertragsstaaten stellen die Frau dem Mann
vor dem Gesetz gleich.

(2) Die Vertragsstaaten gewéhren der Frau in zi-
vilrechtlichen Fragen dieselbe Rechtsféhigkeit wie
dem Mann und dieselben Moglichkeiten zur Aus-
iibung dieser Rechtsfahigkeit. Insbesondere rdu-
men sie der Frau gleiche Rechte in bezug auf den
Abschluss von Vertrdgen und die Verwaltung von

Vermdgen ein und gewédhren ihr Gleichbehand-
lung in allen Stadien gerichtlicher Verfahren.

(3) Die Vertragsstaaten kommen tiiberein, dass alle
Vertrage und alle sonstigen Privaturkunden, deren
Rechtswirkung auf die Einschrankung der Rechts-
fahigkeit der Frau gerichtet ist, nichtig sind.

(4) Die Vertragsstaaten gewdhren Miannern und
Frauen die gleichen Rechte hinsichtlich der
Rechtsvorschriften iiber die Freiziigigkeit und die
freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und ihres Wohn-
sitzes.

Keine Ergidnzung zum letzten Bericht. Wie bereits im
Erstbericht erldutert, haben Frauen und Ménner in diesen
Bereichen die gleichen Rechte.

16.

Artikel 16: Gleichstellung von Frauen und
Mannern bei Ehe- und Familienfragen

Artikel 16

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
Mafnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau in Ehe- und Familienfragen und gewahr-
leisten auf der Grundlage der Gleichberechtigung
von Mann und Frau insbesondere folgende
Rechte:

a) gleiches Recht auf Eheschlieung;

b) gleiches Recht auf freie Wahl des Ehegatten so-
wie auf EheschlieBung nur mit freier und voller
Zustimmung;

c) gleiche Rechte und Pflichten in der Ehe und bei
deren Auflosung;

d) gleiche Rechte und Pflichten als Eltern, unge-
achtet ihres Familienstands, in allen ihre Kinder
betreffenden Fragen; in jedem Fall sind die Inte-
ressen der Kinder vorrangig zu beriicksichtigen;

e) gleiches Recht auf freie und verantwortungsbe-
wusste Entscheidung tiber Anzahl und Altersunter-
schied ihrer Kinder sowie auf Zugang zu den zur
Ausiibung dieser Rechte erforderlichen Informa-
tionen, Bildungseinrichtungen und Mitteln;

f) gleiche Rechte und Pflichten in Fragen der Vor-
mundschaft, Pflegschaft, Personen- und Vermo-
genssorge, Adoption von Kindern oder dhnlichen
Rechtseinrichtungen, soweit das innerstaatliche
Recht derartige Rechtsinstitute kennt; in jedem
Fall sind die Interessen der Kinder vorrangig zu
berticksichtigen;

g) die gleichen personlichen Rechte als Ehegatten,
einschlieBlich des Rechts auf Wahl des Familien-
namens, eines Berufs und einer Beschiftigung;

h) gleiche Rechte beider Ehegatten hinsichtlich
des Eigentums an Vermdgen und dessen Erwerb,
Bewirtschaftung, Verwaltung und Nutzung sowie
der Verfligung dariiber, gleichwie ob unentgeltlich
oder gegen Entgelt.
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(2) Die Verlobung und Eheschliefung eines Kin-
des haben keine Rechtswirksamkeit; es werden
alle erforderlichen MaBBnahmen einschlieBlich ge-
setzgeberischer Mafnahmen ergriffen, um ein
Mindestalter fiir die EheschlieBung festzulegen
und die Eintragung der EheschlieBung in ein amt-
liches Register zur Pflicht zu machen.

Aktualisierend zum letzten Bericht konnen nachfolgende
Ergénzungen gemacht werden:

16.1 Reform des Ehe- und Familienrechts

In der Bundesrepublik Deutschland haben weitreichende
Reformen des Ehe- und Familienrechts stattgefunden:

Das am 1. Juli 1998 in Kraft getretene Gesetz zur Neu-
ordnung des EheschlieBungsrechts (EheschlieBungs-
rechtsgesetz) hat das Eheverbot der fehlenden Wartezeit
fiir die Frau aufgehoben. Bereits nach altem Recht kann
das Eheverbot der ,,fehlenden® Wartezeit — eine Frau soll
nicht vor Ablauf von zehn Monaten nach der Aufldsung
oder Nichtigerklarung ihrer fritheren Ehe eine neue Ehe
eingehen, es sei denn, dass sie inzwischen ein Kind gebo-
ren hat — kaum noch zur Anwendung, da fast ausnahms-
los durch die Standesdmter Befreiung erteilt wurde. Das
nicht mehr sachgerechte Eheverbot der Wartezeit ist des-
halb beseitigt worden.

Eine grundlegende Reform des Kindschaftsrechts ist
durch das ebenfalls am 1. Juli 1998 in Kraft getretene Ge-
setz zur Reform des Kindschaftsrechts erfolgt. Diese Re-
form verfolgt vor allem folgende Ziele:

— Die Rechte der Kinder sollen verbessert und das Kin-
deswohl auf bestmdgliche Art und Weise gefordert
werden.

— Auch Rechtspositionen der Eltern werden — soweit
dies mit dem Kindeswohl vereinbar ist — gestirkt und
vor unnoétigen staatlichen Eingriffen geschiitzt.

— Rechtliche Unterschiede zwischen ehelichen und
nicht ehelichen Kindern, die in Teilbereichen noch be-
standen, werden soweit wie moglich abgebaut.

Die Regelungen des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB), in
denen das Kindschaftsrecht normiert ist, kniipfen nach der
Reform nur noch in wenigen, notwendigen Bereichen an
die Tatsache an, dass die Eltern eines Kindes nicht verhei-
ratet sind (Sorgerecht, Betreuungsunterhalt). Die Aus-
driicke eheliches und nicht eheliches Kind werden im BGB
nicht mehr verwendet. Die Regelungen zum Kindesunter-
halt gelten einheitlich fiir Kinder, unabhéngig davon, ob
deren Eltern verheiratet sind oder nicht (§§ 1601 ff BGB).

Die Regelungen betreffen im Wesentlichen das Abstam-
mungsrecht, das Sorge- und Umgangsrecht der Eltern,
den Unterhalt der mit dem Vater des Kindes nicht verhei-
rateten Mutter, das Namensrecht, das Adoptionsrecht und
das Recht des gerichtlichen Verfahrens in kindschafts-
rechtlichen Angelegenheiten.

Im Abstammungsrecht wird anders als nach fritherem
Recht nicht mehr davon ausgegangen, dass ein innerhalb

einer bestimmten Frist nach der Scheidung, Authebung
oder Nichtigerklarung einer Ehe geborenes Kind noch
vom fritheren Ehemann der Mutter stammt. Diese Vater-
schaftszurechnung hat sich in der Praxis — auch wegen
des der Scheidung in der Regel vorausgehenden Tren-
nungsjahres — als wirklichkeitsfremd erwiesen und zu ei-
ner groen Zahl von Ehelichkeitsanfechtungsverfahren
gefiihrt.

Auch konnen Kinder, die wahrend der Anhéngigkeit eines
Scheidungsverfahrens geboren und damit noch dem bis-
herigen Ehemann der Mutter zugerechnet werden, kiinf-
tig auf vereinfachte Weise als Kinder des neuen Partners
der Mutter anerkannt werden. Voraussetzung dafiir ist,
dass alle Beteiligten der Anerkennung der Vaterschaft
durch den neuen Partner der Mutter zustimmen. Die
Rechte der Mutter des Kindes werden gestérkt. Sie (und
nicht wie zuvor das Kind) muss der Vaterschaftsanerken-
nung zustimmen.

Das frithere Sorge- und Umgangsrecht sah eine gemein-
same elterliche Sorge von Eltern, die nicht miteinander
verheiratet sind, nicht vor. Der Vater eines nicht ehelichen
Kindes konnte die elterliche Sorge nur auf dem Wege der
Ehelichkeitserklarung erlangen, wodurch aber die Mutter
die Sorge verlor. Die Kindschaftsrechtsreform hat nun-
mehr auch nicht miteinander verheirateten Eltern die
Moglichkeit eroéffnet, die gemeinsame Sorge zu begriin-
den. Voraussetzung ist, dass Eltern eine entsprechende
Sorgeerklirung abgeben. Im Ubrigen hat die Mutter die
elterliche Sorge. Der Stirkung der gemeinsamen Eltern-
verantwortung dient auch die Neuregelung der elterlichen
Sorge nach Trennung und Scheidung. Die Eltern behalten
in diesen Féllen das gemeinsame Sorgerecht, sofern nicht
ein Elternteil einen Antrag auf Ubertragung des alleinigen
Sorgerechts stellt.

Der Betreuungsunterhalt, den die Mutter eines nicht ehe-
lichen Kindes vom Vater verlangen kann, wurde zunéchst
durch das Schwangeren- und Familienhilfeanderungsge-
setz von 1995 hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen
und der Anspruchsdauer erweitert. Nach dem Kind-
schaftsrechtsreformgesetz kann der Betreuungsunterhalt
nunmehr unter bestimmten Voraussetzungen auch tiber die
frithere Grenze von drei Jahren hinaus gewahrt werden.

Mit dem Kindschaftsrechtsreformgesetz ist auch eine
Weiterentwicklung des bestehenden Namensrechts vor-
genommen worden. Fiihren die Eltern einen gemeinsa-
men Familiennamen, so erhilt auch das Kind diesen
Ehenamen als Geburtsnamen. Im Ubrigen kniipft das Na-
mensrecht nicht mehr an eine Unterscheidung zwischen
ehelicher und nicht ehelicher Geburt, sondern an die
Sorge fiir das Kind an. Soweit die Sorge nur einem El-
ternteil zusteht, erhélt das Kind kraft Gesetzes den Namen
dieses Elternteils als Geburtsnamen. Soweit den Eltern
die gemeinsame Sorge zusteht, haben sie die Wahl, den
Namen des Vaters oder den Namen der Mutter zum Ge-
burtsnamen des Kindes zu bestimmen.

Eine Stirkung der Position der Frau sieht auch das gleich-
zeitig mit dem Kindschaftsrechtsreformgesetz am 1. Ju-
li 1998 in Kraft getretene Gesetz zur Abschaffung der
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gesetzlichen Amtspflegschaft und Neuordnung des
Rechts der Beistandschaft (Beistandschaftsgesetz) vor.
Nach der frither in den alten Bundesldandern bestehenden
Rechtslage wurde mit der Geburt eines nicht ehelichen
Kindes im Regelfall das Jugendamt kraft Gesetzes Pfle-
ger fiir das Kind fiir bestimmte Aufgabenkreise, u. a. fiir
die Feststellung der Vaterschaft, die Geltendmachung von
Unterhaltsanspriichen sowie die Regelung von Erb- und
Pflichtteilsrechten des Kindes im Fall des Todes des Va-
ters oder seiner Verwandten. Mit der Abschaffung der ge-
setzlichen Amtspflegschaft trat an deren Stelle eine Bei-
standschaft des Jugendamtes mit den Aufgabenkreisen
der Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von
Unterhaltsanspriichen, die von allen allein sorgeberech-
tigten Elternteilen beantragt werden kann.

An dieser Stelle sind auch noch das Gewaltschutzgesetz
und das Kinderrechteverbesserungsgesetz zu nennen, die
bereits unter Teil I 2.8 bzw. unter Teil I 2.9 behandelt wur-
den.

16.2 Erbrecht und Unterhaltsrecht

Mit dem ebenfalls am 1. April 1998 in Kraft getretenen
Erbrechtsgleichstellungsgesetz wurde ein Kind, dessen
Vater nicht mit seiner Mutter verheiratet ist, neben den
weiteren Angehorigen seines Vaters voll erbberechtigt.
Vorher stand dem Kind, dessen Vater nicht mit der Mutter
verheiratet war, lediglich ein auf Geld gerichteter Erber-
satzanspruch zu.

Der Abschnitt des Biirgerlichen Gesetzbuches, der aus-
driicklich daran ankniipft, dass Eltern eines Kindes nicht
miteinander verheiratet sind (,,Besondere Vorschriften fiir
das Kind und seine nicht miteinander verheirateten El-
tern, §§ 1615a, 16151, 1615m, 1615n, 16150 BGB), re-
gelt in erster Linie Unterhaltsanspriiche der Mutter gegen
den Vater. Dem Kind wird die Moglichkeit eingerdumt,
gegen den Vater eine einstweilige Verfiigung zu erwirken,
Unterhalt zu zahlen. Dieser Antrag auf einstweilige Ver-
figung, Kindesunterhalt zu zahlen, kann auch schon vor
der Geburt von der Mutter gestellt werden. Mit dieser
Regelung soll gewahrleistet werden, dass das Kind seine
Unterhaltszahlungen piinktlich erhdlt und diese nicht we-
gen Anhdngigkeit langwieriger Gerichtsverfahren hinaus-
gezogert werden.

Sind der Vater und die Mutter eines Kindes nicht mitei-
nander verheiratet, hat die Mutter folgende Unterhaltsan-
spriiche gegen den Vater:

Der Vater ist verpflichtet, der Mutter fiir die Dauer von
sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Geburt des
Kindes Unterhalt zu gewidhren. Der Vater muss ebenfalls
fir Kosten aufkommen, die aulerhalb dieses Zeitraums
infolge der Schwangerschaft oder der Entbindung entste-
hen (§ 16151 Abs. 1 BGB).

Weiter ist der Vater verpflichtet, {iber diesen Zeitraum hi-
naus der Mutter Unterhalt zu gewéhren, wenn sie infolge
der Schwangerschaft oder einer durch die Schwanger-
schaft oder die Entbindung verursachten Krankheit auf3er-
stande ist, einer Erwerbstitigkeit nachzugehen oder von
ihr wegen der Pflege oder Erziehung des Kindes eine Er-
werbstétigkeit nicht erwartet werden kann. Diese Unter-
haltspflicht des Vaters beginnt frithestens vier Monate vor
der Geburt; sie endet drei Jahre nach der Geburt, sofern es
nicht insbesondere unter Beriicksichtigung der Belange
des Kindes grob unbillig wire, einen Unterhaltsanspruch
nach Ablauf dieser Frist zu versagen.

Der grundsitzlichen Beschrinkung des Anspruchs auf
Betreuungsunterhalt auf drei Jahre liegt die Tatsache zu-
grunde, dass der Vater in erster Linie Mitverantwortung
fiir das Kind tragt. Fiir die Betreuung des Kindes ist es im
Regelfall nicht erforderlich, dass die Mutter sich ihm auch
nach Vollendung des dritten Lebensjahres ganztigig wid-
met. Die Erzichung eines Kindes nach Vollendung des
dritten Lebensjahres ist erfahrungsgemall gewihrleistet,
wenn die Betreuung in einer Tageseinrichtung erfolgen
kann. Diese Moglichkeit besteht, da von diesem Alter an
das Kind einen gesetzlichen Anspruch auf einen Kinder-
gartenplatz hat.

Die Beschriankung des Anspruchs auf Betreuungsunter-
halt auf drei Jahre besteht nicht, wenn dies unter Bertick-
sichtigung der Belange des Kindes grob unbillig wére.
Das bedeutet, dass eine Ausdehnung des Anspruchs iiber
die drei Jahre hinaus moglich ist, wenn besondere Be-
lange des Kindes eine stirkere Solidaritit zwischen den
Elternteilen erfordern. Ein solcher Fall kann z.B. auf-
grund einer Behinderung des Kindes oder auch fehlender
angemessener anderer Betreuungsmoglichkeiten vorlie-
gen.

Liegen diese Voraussetzungen vor, dann besteht eine
zwingende Unterhaltsverpflichtung des Vaters genau
wie bei allen anderen gesetzlich geregelten gegen ihn
gerichteten Unterhaltsanspriichen des Kindes und der
Mutter.
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Tabellen und Schaubilder

Bevoélkerung in Deutschland

Altersstruktur
(Stand: 31. Dezember 2000)

Anhang |

Tabelle 1

Weibliche Bevélkerung Minnliche Bevilkerung
Alter von ... bis - -
unter ... Jahren absolut Gesalﬁtnbtee\lfl('izlll?erung absolut Gesalﬁtl;)tee\lflﬁ?l?erung
0 bis unter 18 7,5 Mio. 92 % 8,0 Mio. 97 %
18 bis unter 45 15,5 Mio. 18,8 % 16,3 Mio. 19,8 %
45 bis unter 65 10,7 Mio. 13,0 % 10,6 Mio. 12,9 %
65 und alter 8,4 Mio. 10,2 % 5,3 Mio. 6,4 %
Personen insgesamt: 82 259 540 = 100 %.
Tabelle 2.1
Familienstand der weiblichen Bevolkerung
(2000)
Familienstand Anzahl Frauen Anteil an der weibl. Bevilkerung
ledig 15,2 Mio. 36,0 %
verheiratet 19,1 Mio. 45,3 %
verwitwet 5,2 Mio. 12,4 %
geschieden 2,6 Mio. 6,3 %

Weiblich insgesamt: 42 103 004 = 100 %.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 2.2
Kinderzahl pro Familie
(Kinder unter 18 Jahren)
Ehepaare mit Kindern Alleinerziehende
Merkmal
in Mio. Anteil in % in Mio. Anteil in %

1993

insgesamt 7,91 100,0 1,58 100,0
davon mit:

1 Kind 3,70 46,8 1,10 69,8
2 Kindern 3,20 40,5 0,38 23,9
3 Kindern 0,78 9,9 0,08 4,7
4 und mehr Kindern 0,21 2,7 0,02 15
1996

insgesamt 7,67 100,0 1,77 100,0
davon mit:

1 Kind 3,56 46,4 1,20 67,5
2 Kindern 3,12 40,6 0,46 25,7
3 Kindern 0,78 10,2 0,09 5,2
4 und mehr Kindern 0,22 2,9 0,03 1,6
1999

insgesamt 7,36 100,0 1,95 100,0
davon mit:

1 Kind 3,45 46,9 1,32 67,5
2 Kindern 2,96 40,2 0,50 25,6
3 Kindern 0,74 10,0 0,11 5.4
4 und mehr Kindern 0,21 2,9 0,03 1,6
2000

insgesamt 7,26 100,0 2,00 100,0
davon mit:

1 Kind 3,39 46,7 1,35 67,8
2 Kindern 2,93 40,3 0,50 25,2
3 Kindern 0,74 10,1 0,11 5,4
4 und mehr Kindern 0,21 2,9 0,03 1,6
2001

insgesamt 7,11 100,0 2,08 100,0
davon mit:

1 Kind 3,29 46,3 1,41 67,8
2 Kindern 2,88 40,5 0,53 25,4
3 Kindern 0,73 10,3 0,11 5.4
4 und mehr Kindern 0,21 3,0 0,03 15

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Frauen im Erwerbsleben

Tabelle 3.1
Zahl und Anteil der erwerbstitigen Frauen 1988 bis 2001
(Ergebnisse des Mikrozensus)

Jahr Insgesamt Miinner Frauen Frauenanteil

in 1000 in 1000 in 1000 in %

Friiheres Bundesgebiet

1988 27 366 16 759 10 607 38,8
1989 27742 16 948 10 794 38,9
1990 29 334 17 585 11 749 40,1
1991 29 684 17719 11 965 40,3
1992 30 094 17 845 12 249 40,7
1993 29 782 17 621 12 161 40,8
1994 29 397 17 270 12 127 41,3
1995 20 244 17 141 12 102 41,4
1996 29276 17 002 12 275 41,9
1997 29200 16 901 12 299 42,1
1998 29317 16 901 12416 42,4
1999 29 729 16 991 12 738 42,8
2000 30 009 17 059 12 950 43,2
2001 30307 17 081 13 226 43,6
Jahr Insgesamt Miinner Frauen Frauenanteil

in 1000 in 1000 in 1000 in %

Neue Bundesléinder und Berlin-Ost

1991 7761 4156 3 605 46,5
1992 6 846 3778 3 069 44,8
1993 6599 3675 2924 44,3
1994 6679 3717 2961 44,3
1995 6 804 3797 3 007 44,2
1996 6706 3704 3 002 44,8
1997 6 605 3 649 2957 44,8
1998 6 544 3609 2935 44,9
1999 6673 3 668 3 006 45,0
2000 6 595 3621 2974 45,1
2001 6 509 3549 2 960 45,5

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 3.2
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Tabelle 3.3
Verteilung der erwerbstitigen Frauen auf Berufsgruppen
(Ergebnisse des Mikrozensus Mai 2001)
Erwerbstiitige | Erwerbstiitige | Anteil an den | Frauenanteil je
Berufsabschnitte/Berufsgruppen Insgesamt Frauen erwerl?stiit. Berufsgruppe
Frauen insges.
1000 1000 % %

Friiheres Bundesgebiet
Erwerbstétige insgesamt 30307 13 226 100,0 43,6
darunter:
Biiroberufe, kaufménnische Angestellte a.n.g. 3916 2 801 21,2 71,5
darunter: Biirofachkrifte,

kaufm. Angestellte 0.n.A. 1 668 1171 8,9 70,2
Warenkaufleute 2 530 1613 12,2 63,8
iibrige Gesundheitsdienstberufe 1478 1268 9,6 85,8
darunter: Krankenschwestern/-pfleger,

Hebammen/Entbindungshelfer 629 524 4,0 83,3
Reinigungs- und Entsorgungsberufe 959 803 6,1 83,7
Berufe in der Land-, Tier-, Forstwirtschaft
und im Gartenbau 792 280 2,1 35,4
Rechnungskaufleute, Informatikerinnen/

Informatiker 1018 468 3,5 46,0
Lehrerinnen/Lehrer 986 548 4,1 55,6
Soziale Berufe 962 787 6,0 81,8
Bank-, Bausparkassen-, Versicherungs-

kaufleute 814 395 3,0 48,5
Hotel- und Gaststéttenberufe 562 338 2,6 60,1
Neue Linder und Berlin-Ost

Erwerbstétige insgesamt 6 508 2 960 100,0 45,5
darunter:

Biiroberufe, kaufménnische Angestellte a.n.g. 660 548 18,5 83,0
darunter: Birofachkrifte,

kaufm. Angestellte o.n.a 208 167 5,6 80,3
Warenkaufleute 553 3834 13,0 69,4
ibrige Gesundheitsdienstberufe 318 281 9,5 88,4
darunter: Krankenschwestern/-pfleger,

Hebammen/Entbindungshelfer 154 140 4,7 90,9
Reinigungs- und Entsorgungsberufe 162 122 4,1 75,3
Berufe in der Land-, Tier-, Forstwirtschaft
und im Gartenbau 206 80 2,7 38,8
Rechnungskaufleute, Informatikerinnen/

Informatiker 177 112 3,8 63,3
Lehrerinnen/Lehrer 218 141 4,8 64,7
Soziale Berufe 253 220 7,4 87,0
Bank-, Bausparkassen-, Versicherungs-

kaufleute 116 71 2,4 61,2
Hotel- und Gaststittenberufe 118 82 2,8 69,5

a.n.g. = anders nicht genannt
o.n.A. = ohne ndhere Angaben

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 3.4
Vergleich der Einkommen von Frauen und Miinnern

1. Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der vollbeschiiftigten Arbeiterinnen/Arbeiter
im Produzierenden Gewerbe” in EUR

Verhiltnis Frauenver-
Jahr? Manner Frauen dienste zu Ménnerver-
diensten in %
Friiheres Bundesgebiet

1960 295 176 59,4
1970 646 398 61,5
1980 1315 893 67,9
1990 1 866 1311 70,2
1991 1959 1391 71,0
1992 2 055 1462 71,1
1993 2099 1506 71,7
1994 2190 1571 71,7
1995 2275 1631 71,7
1996 2293 1 664 72,6
1997 2319 1691 72,9
1998 2370 1737 73,3
1999 2426 1791 73,8
2000 2 499 1 842 73,7
2001 2531 1 865 73,7

Neue Lander und Berlin-Ost

1991 955 713 74,7
1992 1237 891 72,0
1993 1 440 1020 70,8
1994 1528 1091 71,4
1995 1620 1184 73,1
1996 1675 1249 74,5
1997 1708 1284 75,2
1998 1 744 1331 76,3
1999 1784 1368 76,7
2000 1822 1411 77,4
2001 1855 1434 77,3

" Wirtschaftsklassifikation, Ausgabe 1993.
D" Durchschnitt aus 4 Erhebungsmonaten.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Vergleich der Einkommen von Frauen und Miinnern

noch Tabelle 3.4

2. Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten im Produzierenden Gewerbe,
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe” in EUR

Verhiltnis Frauenver-
Jahr? Manner Frauen dienste zu Ménnerver-
diensten in %
Friiheres Bundesgebiet
1960 354 194 54,7
1970 750 440 58,7
1980 1675 1056 63,0
1990 2 499 1619 64,8
1991 2 646 1727 65,3
1992 2 801 1 840 65,7
1993 2907 1935 66,6
1994 2977 2 001 67,2
1995 3080 2 086 67,7
1996 3163 2164 68,4
1997 3204 2222 69,4
1998 3270 2281 69,8
1999 3358 2352 70,1
2000 3448 2428 70,4
2001 3546 2 506 70,7
Neue Lander und Berlin-Ost
1991 1150 867 75,4
1992 1553 1158 74,5
1993 1 845 1367 74,1
1994 2 055 1512 73,6
1995 2247 1652 73,6
1996 2415 1767 73,2
1997 2483 1832 73,8
1998 2539 1 894 74,6
1999 2607 1952 74,9
2000 2 668 2 006 75,2
2001 2721 2036 74,8

) Wirtschaftsklassifikation, Ausgabe 1993.
" Durchschnitt aus 4 Erhebungsmonaten.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 3.5
Entwicklung der Frauenarbeitslosigkeit Jahresdurchschnittszahlen
(Fritheres Bundesgebiet)
. Frauenanteil Arbeitslosenlquote Arbeitslosenqluote
Jahresdurchschnitt | 2YPeitslose Frauen Frauen” insgesamt”
Anzahl
%
1970 55947 37,6 0,8 0,7
1980 462 483 52,0 52 3,8
1985 1014959 44,1 10,4 9,3
1990 915404 48,6 8,4 7,2
1991 791 688 46,9 7,0 6,3
1992 825531 45,7 7,2 6,6
1993 993 261 43,7 8,4 82
1994 1094 328 42,8 9,2 9,2
1995 1101 233 42,9 92 9,3
1996 1179 742 42,2 9,9 10,1
1997 1280 183 42,4 10,7 11,0
1998 1263 543 43,5 10,3 10,5
1999 1220 002 44,3 9,8 9,9
2000 1131256 44,7 8,5 87
2001 1099 151 44,4 7,9 8,3

D Arbeitslose in Prozent der abhingigen zivilen Erwerbspersonen.
Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 3.6
Entwicklung der Frauenarbeitslosigkeit Jahresdurchschnittszahlen
(Neue Lander und Berlin-Ost)
. Frauenanteil Arbeitslosenlquote Arbeitslosenqluote
Jahresdurchschnitt arbeitslose Frauen Frauen” insgesamt”
Anzahl
%

1991 529 961 58,1 12,3 10,3
1992 741 145 63,3 19,6 14,8
1993 743 320 63,9 21,0 158
1994 740 644 64,8 21,5 16,0
1995 660 079 63,0 19,3 14,9
1996 673776 57,6 19,9 16,7
1997 761 890 55,9 22,5 19,5
1998 743 090 54,0 21,8 19,5
1999 719 430 53,5 20,9 19,0
2000 704 550 51,8 19,9 18,8
2001 689 118 50,2 19,4 18,9

D" Arbeitslose in Prozent der abhingigen zivilen Erwerbspersonen.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 3.7
Selbststindige in Deutschland
(in 1000)
Jahr 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001
1. Selbststindige gesamt |3 037 |3 091 {3175 |3288 |3336 {3409 |3528 3594 [3594 |3643 |3 632
darunter Frauen 780 | 790 | 827 | 862 | 880 | 916 | 962 | 986 | 991 |1012 [1012

Anteil d. Frauenin % | 25,68 | 26,56 | 26,05 | 26,22 | 26,38 | 26,9 | 27,3 |27,48 | 27,6 | 27.8 | 27,9
2. Friiheres Bundesgebiet | 2 689 |2 699 2746 |2823 |2850 (2921 |3014 {3051 {3049 |3089 [3070

darunter Frauen 682 | 677 | 698 | 726 | 739 | 773 806 | 827 | 830 | 845 844
Anteil d. Frauenin % |25,36 | 25,08 | 25,42 | 25,72 | 2594 | 26,5 | 26,7 | 27,1 | 272 | 274 | 27,5
3. Neue Bundeslénder 348 | 392 | 429 | 465 | 486 | 483 | 514 | 543 546 | 554 | 562
darunter Frauen 98 113 129 136 141 143 155 159 161 167 168

Anteil d. Frauenin % | 28,16 | 28,83 | 30,07 | 29,25 128,96 | 29,3 | 30,2 | 293 | 295 | 301 | 299

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2001
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Frauen im Bildungswesen

Tabelle 4.1
Anteil der Schiilerinnen an allgemein bildenden Schulen
(in Prozent)
1970Y | 1980" | 1987V | 1991 | 1993 | 1995 | 1996 | 1999 | 2000

Grundschulen

(Klassen 1 bis 4) 49,0 48,8 49,0 49,0 49,0 49,0 49,0 48,9 49,0
Hauptschulen

(Klassen 5 bis 9

oder 10) 49,1 46,3 45,5 45,0 44,5 44,1 44,0 43,8 43,8
Realschulen

(Klassen 5 bis 10) 52,9 53,6 52,8 515 51,3 51,2 51,1 50,9 50,9
Gymnasien

(Klassen 5 bis 10) 44,7 50,4 50,8 53,0 54,1 54,3 54,3 53,8 53,8
(Klassen 11 bis 13) 41,4 49,4 49,8 52,4 53,5 54,2 54,7 55,7 55,9
Abendgymnasien

und Kollegs 23,5 48,5 52,5 53,5 54,4 53,5 52,0 52,4 51,9

D" Friiheres Bundesgebiet.
Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 4.2.1

Weibliche Auszubildende in ausgewihlten Berufsgruppen

Weibliche Auszubildende

Anteil an der Gesamtzahl der

Insgesamt - .
Gruppe der Ausbildungsberufe weiblichen Auszubildenden
1977 | 1990" | 1999V | 2001® | 1977 | 1990" | 1999" | 2001?
1000 %
Mainnlich dominierte Berufe
(0 bis 20 % weibl. Auszubildende) 13,2 58,8 50,2 26,7 2,6 9,3 9,1 3,9
Uberwiegend ménnlich besetzte Berufe
(20 bis 40 % weibl. Auszubildende) 26,7 41,0 40,0 30,3 52 6,5 7,2 4,4

Gemischt besetzte Berufe
(40 bis 60 % weibl. Auszubildende) 105,3 170,5 136,1 137,0 20,6 27,1 24,7 19,8

Uberwiegend weibl. besetzte Berufe
(60 bis 80 % weibl. Auszubildende) 119,0 | 101,9 79,9 | 256,4 23,3 16,2 14,5 37,1

Weiblich dominierte Berufe
(80 bis 100 % weibl. Auszubildende) 246,0 | 257,7 | 245,0 | 240,8 48,2 40,9 44,5 34,8

Insgesamt 510,2 | 629,9 | 551,2 | 691,2 100 100 100 100

" Friiheres Bundesgebiet.
2 Deutschland.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des Bundesinstituts fiir Berufsbildung,
2001 Statistisches Bundesamt, Berechnungen i-Punkt.
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Tabelle 4.2.2

Weibliche Auszubildende in den zehn am stiarksten besetzten ménnlich dominierten
Ausbildungsberufen in Deutschland 2001

Ausbildungsberuf

Auszubildende
insgesamt

Frauen

Anteil an weib-
lichen Auszu-
bildenden
insgesamt

Minneranteil

Frauenanteil

Malerin und Lackiererin/Lackierer

Fachinformatikerin/Fachinfor-
matiker

Tischlerin/Tischler

Kraftfahrzeugmechanikerin/Kraft-
fahrzeugmechaniker, Autofach-
werkerin/Autofachwerker

Fachkraft fiir Lagerwirtschaft

Chemikantin/Chemikant, Chemie-
betriebsjungwerkerin/Chemie-
betriebsjungwerker

Landwirtin/Landwirt

Kommunikationselektronikerin/
Kommunikationselektroniker,
Informations- und Telekommuni-
kationssystem-Elektronikerin/
Informations- und Telekommuni-
kationssystem-Elektroniker

Industriemechanikerin/Industrie-
mechaniker, Maschinen- und
Systemtechnikerin/-techniker,
Maschinenbaumechanikerin/
Maschinenbaumechaniker

Feinmechanikerin/Feinmecha-
niker, Industriemechanike-
rin/Industriemechaniker Geréte
und Feinwerktechnik, Metall-
bildnerin/Metallbildner

42977

23931
33918

79 846
9 827

6 649
7 867

16 424

28 816

11110

3651

2714
2321

1460
1377

815
732

622

616

616

0,5

0,4
0,3

0,2
0,2

0,1
0,1

0,1

0,1

0,1

91,5

88,7
93,2

98,2
86,0

87,7
90,7

96,2

97,9

93,9

85

11,3
6,8

1,8
14,0

12,3
9,3

3,8

2,1

6,1

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen i-Punkt
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Tabelle 4.2.3

Auszubildende mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 2001
in den zehn am stirksten besetzten Ausbildungsberufen

Anteil an allen

Anteil an allen

ménnlichen weiblichen
Ausbildungsberuf Auszubildenden Ausbildungsberuf Auszubildenden

% %
Kraftfahrzeugmechaniker 6,2 Biirokauffrau 7,6
Maler und Lakierer 4,1 Kauffrau im Einzelhandel 7,2
Elektroinstallateur 3,8 Friseurin 6,7
Kaufmann im Einzelhandel 3,8 Arzthelferin 6,1
Tischler 3,6 Zahnmedizinische Fachangestellte 55
Koch 3.4 Industriekauffrau 5,0
Kaufmann im Grof3- u. Auf3en- Fachverkéduferin im
handel 2,7 Nahrungsmittelhandwerk 4,0
Fachinformatiker 2,7 Kauffrau fiir Biirokommunikation 3,9
Metallbauer 2,6 Verkéuferin 3,8
Maurer 2,2 Hotelfachfrau 3,8
Insgesamt in den zehn am stirksten Insgesamt in den zehn am stirksten
besetzten Ausbildungsberufen 35,2 besetzten Ausbildungsberufen 53,5

Quelle: Statistisches Bundesamt




0 ~
=] N
M <+
(o] )
-~ =
o ) Jwesapung saYosHsHE)S :3[[end
< =
S| F SISPOY | 959651 | 6SISKT | 60809€ | 6VLOST | 090+TC | ¥SSS6T | gcs 711 96, 81 | (urpog ‘genyosuro)
2 JOpURT ANON
M coc Lec 1 889 ¢¢€¢ V1S 19L 66¢ 19T 1 €60 116 90€ 0SL GTe 18T 1 8¢€86I¢S L8V 19L (urpreg auyo) 32193
a -sopung SaIayNI,]
UDIIYILIYIEN
699 189 | VL1 169 S61 €66 80CT9 1 8 LY9 99€ L6 6L8 6LS 1 96S T€9 €8T LY6 pue[yasineg
688 LS €ce e 99¢ 9¢ 876 09 LES VT [6€ 8¢ 860 €S V8L 61 vlg €e udSuLINY L,
€LE TS €L9 TC 00L 6T 850 ¢S LL8 1T I81 0€ 698 €S 6C6 CC 016 0¢ UIoIS|OH-SIMSI[YOS
81179 60§ €T 609 8¢ 86L 69 9¢y 9T 9¢ &Y 866 LS 916 1T 89 S¢ Jeyuy-ussydes
960 201 LYS 6€ 61S 79 [LLTII 91¢ Th SSv oL 6€S S6 L68 S€ r9 6S uasyoes
2,“ SLETT 650 6 91¢€ €l 9€8 0T L00 8 628 Cl 710 0T 06L L vZC Tl puerees
o,o CSL6L €LETE 6LE 8 LBE VL 0¥ 8C €86 St [TE€IL €€9 LT 8L9 ¢V Z[ejd-pueuioyy
LLS €¥€ Seo ovl rs €0C IASNARS LS1 TT1 9LE 061 006 vC€ 658 LTI [0 L61  |US[eJISOA\-UISUIPION
0S€ 8S1 rc 99 801 26 LT0 TSI €8 79 261 68 V€9 LS 709 99 0€0 16 USSUOBSIOPIIN
616 8 8 81 L60 0¢ Sl 9¢ 866 1C 9¢1 ¥¢ €10 vy 08L 91 €T LT wRWwWodIo A- PO
869 CI1 888 9 0LL S9 L10901 008 ¢¥ LIT €9 916 901 050 €¥ 968 €9 USSSOH
mwv [LY €€ 909 S1 S98 L1 9L 6T L88 Tl SL89I 896 1€ vL9 €1 6T 81 Smquiey
.m LEISI 800 L 679 8 [LO ST 999 9 Sov 8 €91 91 9L6 9 L3I 6 uswarg
Ma 8LE SS 991 1T [4¥ 43 81 19 97 €C 969 LE 90¢ 8% [8€ 81 §C6 6C Smquapuerg
W. 6 19 ¥6C 8¢C 819 €¢ 00 09 €99 9¢ IvE €€ 790 S¢S 06 CC 91 C¢€ ulpeg
<1,J ¥ 69C 768 111 0S€ LS 6€8 ST 68S 201 06T 0SI 6V TST 989 101 908 061 urAeq
oh 068 80¢C SEL LY SSI 1Tl 698 S81 80C 9L LS9 601 796 061 SEL 8L 6CC Cll SIquIanIn | -udpey
8 ywesagsur YII[qIaM yoruugw | jwesadsur YII[qIaM yoruugw | jwesaSsur YIIIqIaM yoruugw
= puer
a 100Z 2puapjiqnzsny L661 2PUdpIqnZSNY p661 apuIp[IqNZSNY
5
2
= (was£Ag sorenp)
o) WIIPUERT YorU SPUIP[IqNZSNY



Drucksache 15/105 — 84— Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Tabelle 4.2.5

Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem
Ausbildungsvertrag 1996 und 2001

Auszubildende
Schulart” 1996 2001
absolut Prozent absolut Prozent

Hauptschule ohne Abschluss 18 021 3,1 15 829 2,6
Hauptschule mit Abschluss 195 081 33,7 201 307 33,0
Realschul- oder gleichwertiger

Abschluss 204 713 35,3 222 869 36,6
Hochschul-/Fachhochschulreife 88 857 15,3 86 899 14,3
Schulisches Berufsgrund -

bildungsjahr 19 050 3,3 16 773 2,8
Berufsfachschule 44 933 7,8 53 568 88
Berufsvorbereitungsjahr 8720 15 12 330 2,0
Zusammen 579 375 100,0 609 576 100,0

D Die Kategorie ,,Sonstige und ohne Angabe“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit Abschluss und zu einem Drittel auf Berufsfachschulen
aufgeteilt.

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 4.2.6

Schiilerinnen und Schiiler an Berufsschulen im dualen System nach Alter

Schiilerinnen und Schiiler an Berufsschulen im dualen System
Sc"‘gf&'}'e‘f“ - 1996/1997 2000/2001
insgesamt ménnlich weiblich insgesamt ménnlich weiblich
insgesamt 1 625 426 970 617 654 809 1796 903 1061 026 735 877
davon im Alter von:
15 Jahren und jiinger 22748 14 524 8224 61355 37510 23 845
16 Jahren 143 517 88 833 54 684 153 540 92 696 60 844
17 Jahren 297 177 182 696 114 481 296 028 180 635 115393
18 Jahren 351110 212 791 138 319 348 552 212242 136 310
19 Jahren 302 779 179 080 123 699 312 075 182 513 129 562
20 Jahren 198 977 112 167 86 810 233903 129 207 104 696
21 Jahren 115728 61 298 54 430 149 640 78 503 71137
22 Jahren und élter 193 390 119 228 74 162 241 805 147 716 94 089

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 4.3.1

Anteil der Studentinnen an den Studierenden im ersten Hochschulsemester an Hochschulen
(in Prozent)

Studienjahr”
1970" | 1980 | 1985 | 1991 | 1993 | 1995 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 |2001?
Hochschulen insgesamt| 37,8 | 40,2 | 398 | 41,2 | 444 | 47,8 | 48,6 | 485 | 493 | 490 | 488
dar.: Universititen 377 | 442 | 443 | 455 | 495 | 531 | 529 | 527 | 537 | 534 | 534
Kunsthochschulen | 40,9 | 456 | 50,5 | 506 | 535 | 576 | 576 | 567 | 583 | 56,7 | 56,6
Fachhochschulen | — 30,7 | 289 | 294 | 330 | 362 | 392 | 396 | 398 | 389 | 380
") Bis einschl. 1985 fritheres Bundesgebiet, ab 1991 Bundesrepublik Deutschland gesamt.
" Sommersemester und darauf folgendes Wintersemester.
2 Vorliufiges Ergebnis.
Tabelle 4.3.2
Anteil der Studentinnen an den Studierenden an Hochschulen
(in Prozent)
Jahr”
1970" | 1980" | 1985" | 1991 | 1993 | 1995 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 |2001?
Hochschulen insgesamt| 30,9 36,7 | 37,8 39,2 40,2 41,7 | 43,6 | 445 45,3 46,1 46,7
dar.: Universititen 30,7 | 389 | 41,1 | 42,6 | 43,8 | 455 | 473 | 481 | 489 | 497 | 50,3
Kunsthochschulen| 40,0 | 46,3 | 48,9 | 51,1 | 51,9 | 531 | 546 | 552 | 56,1 | 564 | 57.0
Fachhochschulen | — 282 | 274 | 277 | 290 | 30,7 | 333 | 347 | 359 | 368 | 374

) Wintersemester.

" Bis einschl. 1985 fritheres Bundesgebiet, ab 1991 Bundesrepublik Deutschland gesamt.

2 Vorldufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 4.3.3
Deutsche Studienanfiingerinnen und Studienanfinger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester)

an Universititen nach Fachergruppen
(Anteil weiblich an insgesamt in Prozent)

100

90

80 mmmm R echts-/Wirtschafts-/

Sozialwiss.
70 #’J mm== Sprach-/Kulturwiss./

Sport
60 Mathematik/Naturwiss.
== [ngenieurwiss.
50 - ..
—— == Humanmedizin
=
40 — —| mmmm VVeterindrmedizin
30 = K unst/Kunstwiss.

mmmm A orar-/Forst-/

20 /-_/‘ Ernéhrungswiss.

10

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

Deutsche Studienanfingerinnen und Studienanfiinger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester)
an Universititen nach Fachergruppen

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000

Rechts-/Wirtschafts-/

Sozialwiss. 383 | 40,3 | 41,0 | 42,7 | 41,4 | 44,4 | 452 | 451 | 46,2 | 47,8 | 48,0
Sprach-/Kulturwiss./Sport 67,8 | 69,7 | 71,1 | 71,8 | 71,5 | 73,2 | 72,1 | 71,7 | 71,7 | 72,7 | 73,0
Mathematik/Naturwiss. 349 | 356 | 37,5 | 39,2 | 40,0 | 43,8 | 44,5 | 43,6 | 41,9 | 42,0 | 40,4
Ingenieurwiss. 12,7 | 14,8 | 16,7 | 19,6 | 20,3 | 23,6 | 23,6 | 21,9 | 21,7 | 22,9 | 22,7
Humanmedizin 42,1 | 49,7 | 48,3 | 49,7 | 51,9 | 554 | 52,9 | 53,3 | 56,5 | 57,9 | 63,6
Veterindrmedizin 74,4 | 76,7 | 78,0 | 82,0 | 783 | 80,9 | 78,0 | 80,5 | 82,1 | 88,0 | 85,4
Kunst/Kunstwiss. 682 | 694 | 71,4 | 70,9 | 73,8 | 724 | 72,5 | 72,2 | 71,5 | 74,5 | 74,9
Agrar-/Forst-/

Erndhrungswiss. 49,9 | 51,8 | 54,1 | 545 | 56,2 | 57,9 | 60,7 | 59,3 | 61,5 | 62,7 | 61,2
Universititen insgesamt ... 422 | 44,7 | 46,4 | 48,8 | 494 | 52,7 | 52,6 | 51,9 | 51,6 | 52,6 | 52,4

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 4.3.4

Deutsche Studienanfiingerinnen und Studienanfinger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester)
an Fachhochschulen® nach Fichergruppen

100

(Anteil weiblich an insgesamt in Prozent)

90

70

B0 | —————

50

60—

40

30 T ——m——

20

—

10

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

mmm R echts-/Wirtschafts-/
Sozialwissenschaft

=== [ngenieurwissenschaften
Mathematik/Naturwiss.

me= A grar-/Forst-/Erndhrungs

=== K unst/Kunstwissenschaft

=== Sprach-/Kulturwissensch.

=== Fachhochschulen
insgesamt...

Deutsche Studienanfingerinnen und Studienanfinger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester)
an Fachhochschulen™ nach Fichergruppen

1990 | 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000
Rechts-/Wirtschafts-/
Sozialwiss. 53,7 | 53,9 | 54,6 | 54,6 | 53,0 | 53,9 | 54,0 | 54,6 | 56,1 | 55,6 | 559
Ingenieurwiss. 11,6 | 13,0 | 15,6 | 16,1 | 16,9 | 17,9 | 181 | 198 | 20,3 | 20,9 | 20,4
Mathematik/Naturwiss. 23,0 | 224 | 199 | 184 | 16,9 | 194 | 19,0 | 20,3 | 20,5 | 22,5 | 22,2
Agrar-/Forst-/
Erndhrungswiss 44,9 | 45,5 | 47,3 | 49,3 | 49,6 | 52,0 | 55,7 | 53,1 | 53,0 | 54,1 | 54,2
Kunst/Kunstwiss. 57,7 1 57,3 | 61,6 | 60,0 | 59,9 | 60,8 | 61,0 | 63,7 | 63,9 | 657 | 64,8
Sprach-/Kulturwiss. 78,9 | 81,2 | 80,1 | 755 | 76,6 | 74,7 | 77,7 | 76,2 | 74,3 | 71,1 | 71,2
Fachhochschulen insgesamt... | 28,0 | 29,6 | 32,4 | 32,7 | 33,7 | 36,3 | 37,2 | 389 | 393 | 395 | 38,7

) Ohne Verwaltungsfachhochschulen.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 4.4
Frauen in Bildung und Wissenschaft 2000 insgesamt
(in Prozent)
Frauen

in %
Schulabgéngerinnen und Schulabgénger mit Hochschulreife 53,6
Studienanfangerinnen und Studienanfanger an Hochschulen 49,2
Studierende 46,1
Absolventinnen und Absolventen 44,8
Promotionen 34,3
Wiss. und kiinstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Hochschulen 30,4
Dozentinnen/Dozenten und Assistentinnen/Assistenten an Hochschulen 25,1
Habilitationen 184
C2-Professuren 14,9
C3-Professuren 11,0
C4-Professuren 7,1

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Anhang Il

Ubersicht iiber MaBnahmen zur Verwirklichung der Gleichberechtigung seit 1998

1. Gesetze

April 1998 Das Erbrechtsgleichstellungsgesetz tritt am 1. April 1998 in Kraft. Durch dieses Gesetz wird
ein Kind, dessen Vater nicht mit seiner Mutter verheiratet ist, neben den weiteren Angehdrigen
seines Vaters voll erbberechtigt. Vorher stand dem Kind, dessen Vater nicht mit der Mutter ver-
heiratet war, lediglich ein auf Geld gerichteter Erbersatzanspruch zu.

Juli 1998 Das Gesetz zur Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuches und des Arbeitsgerichtsgeset-
zes tritt am 3. Juli 1998 in Kraft. Das Gesetz ist eine Reaktion auf das Urteil des EuGH vom
22. April 1997 (Az. C-180-95), in welchem der EuGH zu dem Schluss gekommen ist, dass die
in Deutschland bestehenden Regelungen zur Gleichbehandlung von Méannern und Frauen bei
der Begriindung eines Arbeitsverhiltnisses teilweise nicht mit europidischem Recht vereinbar
waren. Im deutschen Recht muss ein Arbeitgeber Entschdadigung leisten, wenn er sich bei der
Begriindung eines Arbeitsverhéltnisses diskriminierend verhalten hat. Die Entschidigungs-
norm des § 611a Absatz 2 BGB ist verschuldensunabhingig ausgestaltet. Der Arbeitgeber haf-
tet auch fiir das Fehlverhalten der Personen, die bei der Besetzung des Arbeitsplatzes fiir ihn
handeln.

Juli 1998 Kindschaftsrechtsreformgesetz und Beistandschaftsgesetz treten in Kraft. Das Kindschafts-
rechtsreformgesetz beseitigt weitgehend alle Unterschiede in der Behandlung ehelicher und
nichtehelicher Kinder. Erstmals konnen auch Eltern, die nicht miteinander verheiratet sind, die
elterliche Sorge fiir ihre Kinder gemeinsam iibernehmen. Im Abstammungsrecht erhdlt die Mut-
ter des Kindes stiarkere Rechte bei der Vaterschaftsanerkennung und -anfechtung: Eine Vater-
schaftsanerkennung ist nur mit ihrer Zustimmung wirksam; die Mutter des Kindes erhilt ein ei-
genes Recht zur Anfechtung der Vaterschaft. Anstelle der Amtspflegschaft des Jugendamtes fiir
nichteheliche Kinder tritt die Beistandschaft als freiwilliges Hilfsangebot der Jugendamter fiir
die Bereiche Vaterschaftsfeststellung und Unterhalt.

Dezember 1998 Das Gesetz zum Schutz von Zeugen bei Vernehmungen im Strafverfahren und zur Ver-
besserung des Opferschutzes (Zeugenschutzgesetz) tritt am 1. Dezember 1998 in Kraft. Durch
das Zeugenschutzgesetz werden die Nebenklagemoglichkeiten verbessert. Weiterhin wird der
Einsatz der Video-Technologie im Strafverfahren eingefiihrt. Damit konnen quélende Mehr-
fachvernehmungen vermieden und Opfern die bedriickende Verhandlungsatmosphére des Ge-
richtssaals und die Konfrontation mit dem Peiniger erspart werden. Weiter wurde vorgeschen,
dass unter gewissen Voraussetzungen ein Zeugenbeistand fiir die Vernehmung oder ein Opfer-
anwalt fiir das Verfahren auf Staatskosten bestellt werden koénnen.

Januar 1999 Anderung des Bundeskindergeldgesetzes
Das Kindergeld fiir erste und zweite Kinder wird zum 1. Januar 1999 angehoben und betréigt
jeweils 250 DM (= 127,82 €uro) im Monat.

August 1999 Das Zweite Gesetz zur Anderung des Sozialgesetzbuches IIT (SGB III) tritt am 1. August 1999
in Kraft. Frauenrelevante Verbesserungen wurden im Arbeitsforderungsrecht vorgenommen.

Januar 2000 Anderung des Bundeskindergeldgesetzes
Das Kindergeld fiir das erste und zweite Kind wird zum 1. Januar 2000 angehoben und be-
tragt jeweils 270 DM (= 138,05 €uro) im Monat. Einfiihrung eines Betreuungsfreibetrags von
3024 DM (= 1 546,15 Euro) fiir Kinder bis 16 Jahre. Zusammen mit dem bisherigen Kinderfrei-
betrag in Hohe von 6 912 DM (= 3 534,05 Euro) erhdhen sich die steuerlichen Freibetrige fiir
Kinder auf 9936 DM (= 5080 Euro).

Januar 2000 Das Urteil des Européischen Gerichtshofs (EuGH) erklért gesetzliche Regelungen in der
Bundesrepublik, die Frauen vom freiwilligen Dienst mit der Waffe in der Bundeswehr aus-
schlieflen, fiir unvereinbar mit der europdischen Gleichbehandlungsrichtlinie 76/207/EWG.



Drucksache 15/105 -90— Deutscher Bundestag — 15. Wahlperiode

Juni 2000

Juli 2000

November 2000

Dezember 2000

Januar 2001

Januar 2001

Miirz 2001

Juli 2001

Juli 2001

Gesetz zur Anderung des Auslindergesetzes tritt am 1. Juni 2000 in Kraft. § 19 des Auslén-
dergesetzes regelt das eigenstdndige Aufenthaltsrecht auslédndischer Ehepartner im Fall der Auf-
16sung der ehelichen Lebensgemeinschaft. Ausldndische Ehepartner erhalten im Fall der Tren-
nung schon nach zwei statt wie bisher nach vier Jahren ein eigensténdiges Aufenthaltsrecht. Die
Hartefallklausel, nach der ein eigenstindiges Aufenthaltsrecht bereits vor Ablauf dieser Frist er-
teilt werden kann, ist ebenfalls umgestaltet worden.

Das Urteil des Europiischen Gerichtshofs (EuGH) bestatigt, dass die europdische Gleichbe-
handlungsrichtlinie 76/207/EWG den MaBnahmen zur Férderung der Chancengleichheit fiir
Frauen und Ménner, insbesondere durch Beseitigung der tatséchlich bestehenden Ungleichhei-
ten, die die Chancen der Frauen beeintriachtigen, nicht entgegensteht.

Gesetz zur Achtung der Gewalt in der Erziehung und zur Anderung des Kindesunter-
haltsrechts. Das Gesetz schafft ein Recht der Kinder auf gewaltfreie Erziehung und verbietet
korperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwiirdigende Maflnahmen.

Die Anderung von Artikel 12a Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes tritt am 23. Dezember 2000
in Kraft. Der freiwillige Dienst von Frauen mit der Waffe in der Bundeswehr erhélt eine ver-
fassungsrechtliche Grundlage und Frauen wird der Zugang in alle Bereiche der Streitkréfte er-
moglicht.

Neuregelungen zum Bundeserziehungsgeldgesetz treten am 1. Januar 2001 in Kraft. Sie gel-
ten fiir Kinder, die ab dem 1. Januar 2001 geboren oder zum Zweck der Adoption aufgenom-
men werden. Mit dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes wird der Begriff Erziechungsurlaub
durch die Bezeichnung Elternzeit ersetzt. Mit den Anderungen im Bundeserziehungsgeldgesetz
verbessern sich die Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die
finanzielle Situation von Familien:

— Zum ersten Mal seit 1986 wurden die Einkommensgrenzen fiir das Erziehungsgeld erhoht. Das
Erziehungsgeld wird jetzt auch als Budget (hoherer Betrag — kiirzere Laufzeit) angeboten.

— Erstmals konnen Mutter und Vater bei einer unverdnderten Dauer von maximal drei Jahren
gleichzeitig Elternzeit (vorher Erziehungsurlaub) nehmen.

— Beide Elternteile haben wihrend der Elternzeit einen grundsétzlichen Rechtsanspruch auf
Teilzeitarbeit, der in Betrieben mit mehr als 15 Beschaftigten gilt. Mutter und Vater konnen
statt bisher 19 Stunden nun jeweils bis zu 30 Stunden wochentlich arbeiten. Dies eroffnet El-
tern, insbesondere auch den Vitern, neue Mdoglichkeiten, sich Erwerbs- und Familienarbeit
zu teilen.

— Es besteht ein Anspruch auf Riickkehr zur vorherigen Arbeitszeit nach Ablauf der Elternzeit.

— Es besteht die Moglichkeit ein Jahr der Elternzeit zwischen dem dritten und dem achten Ge-
burtstag des Kindes zu nehmen, wenn der Arbeitgeber dem zustimmt.

Das Gesetz iiber Teilzeit und befristete Arbeitsvertrige tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Die-
ses Gesetz gewihrt erstmalig einen allgemeinen Rechtsanspruch auf Teilzeit in der freien Wirt-
schaft, und zwar in Betrieben mit mehr als 15 Beschiftigten, wenn nicht betriebliche Griinde
entgegenstehen.

Inkrafttreten der ,,Briissel-II-Verordnung®, welche in allen EU-Mitgliedstaaten auBer
Dianemark einheitliche Regelungen im Hinblick auf die gerichtliche Zustandigkeit sowie die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend
die elterliche Verantwortung fiir die gemeinsamen Kinder der Ehegatten schafft.

Neuntes Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) tritt am 1. Juli 2001 in Kraft. Hauptanliegen des SGB IX
ist die Koordination der Leistungen und die Kooperation der Leistungstrager durch wirksame
Instrumente sicherzustellen. Ziel der Sozialleistungen ist die Forderung der gesellschaftlichen
Teilhabe der behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen, insbesondere am Ar-
beitsleben.

Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes tritt am 28. Juli 2001 in Kraft. Es ver-
bessert die Chancengleichheit von Frauen und Ménnern in den Betrieben.
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August 2001

Dezember 2001

Januar 2002

Januar 2002

Januar 2002

Januar 2002

Januar 2002

Januar 2002

April 2002

Das Lebenspartnerschaftsgesetz tritt am 1. August 2001 in Kraft. Homosexuelle Paare kon-
nen ihre Partnerschaft amtlich eintragen lassen. Gleichgeschlechtliche Lebenspartner werden
als Familienangehorige anerkannt. Sie sind einander zur Fiirsorge und Unterstiitzung sowie
zur gemeinsamen Lebensgestaltung verpflichtet und iibernechmen gegenseitige Unterhalts-
pflichten.

Das Gesetz zur Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Ménnern (Bundes-
gleichstellungsdurchsetzungsgesetz) tritt am 5. Dezember 2001 in Kraft. Dieses Gesetz
ermdglicht die bevorzugte Beriicksichtigung von Frauen bei gleicher Eignung, Leistung und
Befidhigung bei Ausbildung, Einstellung und Beforderung in Bereichen weiblicher Unterrepra-
sentanz unter Einzelfallberiicksichtigung. Es bringt Verbesserungen hinsichtlich Vereinbarkeit
von Familie und Erwerbsarbeit und sicht sowohl die Forderung der Gleichstellung als aus-
driickliche Aufgabe fiir alle Dienstkrifte mit Leitungsfunktionen als auch mehr Kompetenzen
fiir die Gleichstellungsbeauftragten vor. Es enthélt weitere Regelungen zur Teilzeitbeschéfti-
gung. So sind Dienstposten mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teil-
zeit auszuschreiben, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Ferner soll
die Riickkehr fiir teilzeitbeschéftigte Beamtinnen und Beamte mit Familienpflichten in eine
Vollzeitbeschéftigung erleichtert werden.

Anderung des Bundeskindergeldgesetzes

Das Kindergeld wird zum 1. Januar 2002 angehoben und betriagt monatlich nunmehr auch fiir
das erste und zweite Kind wie bisher schon fiir das dritte Kind jeweils 154 Euro. Ab dem vier-
ten Kind betrdgt das Kindergeld je 179 Euro im Monat.

Das Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nach-
stellungen sowie zur Erleichterung der Uberlassung der Ehewohnung bei Trennung (Ge-
waltschutzgesetz) tritt in Kraft. Es enthélt neben der vereinfachten Zuweisung der Ehewoh-
nung auch ausdriickliche Regelungen fiir ein Kontakt-, Beldstigungs- und Néherungsverbot. Bei
Gewalt im sozialen Nahraum gewihrt das Gesetz einen Anspruch auf Wohnungsiiberlassung,
wenn der Téter und das Opfer — meistens die Frau — einen auf Dauer angelegten gemeinsamen
Haushalt fithren.

Das Gesetz zur Verbesserung der rechtlichen und sozialen Situation der Prostituierten tritt
in Kraft. Prostituierte haben nun die rechtliche Mdglichkeit, entweder selbststandig unter selbst-
bestimmten guten Arbeitsbedingungen oder in abhéngigen Beschéftigungsverhéltnissen sozial
abgesichert titig zu sein. Die Strafbarkeit wegen Forderung der Prostitution und wegen Zuhél-
terei wurde auf Fille der Ausbeutung der personlichen und wirtschaftlichen Abhéngigkeit von
Prostituierten beschrinkt.

Das Job-AQTIV-Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Aqtiv steht fiir Aktivieren, Qualifi-
zieren, Trainieren, Investieren und Vermitteln. Ziel des Gesetzes ist es, die Gleichstellung von
Frauen und Ménnern auf dem Arbeitsmarkt voranzubringen, indem spezielle arbeitsmarktpoli-
tische MaBBnahmen fiir Frauen ausgebaut werden. AuBlerdem leistet das Job-AQTIV-Gesetz ei-
nen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Diesem Ziel dient die Erh6hung
der Zuschiisse zu den Kinderbetreuungskosten, wenn Arbeitslose an Maflnahmen der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung oder Trainingsmafinahmen teilnehmen (130 Euro monatlich je
Kind). Ab dem Jahr 2003 gelten fiir die Versicherungspflichtigen die Ausfallzeiten wegen der
Mutterschutzfristen und der Kinderbetreuung bis zum dritten Geburtstag des Kindes wieder als
Beitragszeiten in der Arbeitslosenversicherung.

Die Reform des ,,Meister-BAF6G* tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Es gelten nun fiir Fami-
lien mit Kindern und fiir Alleinerziehende bessere Forderkonditionen.

Ratifizierung des CEDAW-Fakultativprotokolls durch die Bundesregierung am 15. Januar
2002. Das CEDAW-Fakultativprotokoll tritt fiir die Bundesrepublik drei Monate nach der Ra-
tifizierung, d. h. am 15. April 2002 in Kraft.

Das Gesetz zur weiteren Verbesserung von Kinderrechten (Kinderrechteverbesserungsge-
setz) tritt am 12. April 2002 in Kraft. Es ermoglicht insbesondere die Wegweisung von gewalt-
tatigen Personen aus dem ndheren Umfeld des Kindes.
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Mai 2002

Juni 2002

Das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen (BGQG) tritt am 1. Mai 2002 in
Kraft. Das Behindertengleichstellungsgesetz erdffnet behinderten Menschen Selbstbestim-
mung und gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Durch die Herstellung
umfassender Barrierefreiheit und das Verbot der Benachteiligung durch die Trager 6ffentli-
cher Gewalt wurde das in Artikel 3 des Grundgesetzes verankerte Benachteiligungsverbot
umfassend umgesetzt. Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Méannern
sind die besonderen Belange behinderter Frauen zu beriicksichtigen und bestehende Be-
nachteiligungen zu beseitigen (§ 2 BGG Behinderte Frauen). Zusétzlich wird klargestellt,
dass besondere Maflnahmen zur Forderung der tatsdchlichen Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von behinderten Frauen und zur Beseitigung bestehender Benachteiligungen
zuldssig sind.

Anderung des Mutterschutzgesetzes tritt am 20. Juni 2002 in Kraft. Die Mutterschutzfrist be-
triagt fiir alle Miitter insgesamt mindestens 14 Wochen, d. h. auch fiir die Miitter, die friiher ent-
binden als berechnet. Zudem wurde klargestellt, dass die mutterschutzrechtlichen Beschéfti-
gungsverbote fiir die Berechnung des Urlaubs als Arbeitszeiten zdhlen.

2, Sonstige MaBnahmen und Ereignisse mit gleichberechtigungspolitischer Bedeutung

Mai 1998

Juni 1999

Dezember 1999

September 2000

Dezember 2000

Der Zweite Bericht der Bundesregierung iiber den Anteil von Frauen in wesentlichen Gre-
mien im Einflussbereich des Bundes wird dem Deutschen Bundestag vorgelegt.

Verabschiedung des Programms ,,Frau und Beruf“. Das Programm der Bundesregierung
»Frau und Beruf** umfasst u.a. MaBnahmen zur Frauenforderung in der Privatwirtschaft, die
Auszeichnung vorbildlicher Unternehmen, die sich durch Arbeitszeitgestaltung, Kinderbetreu-
ungseinrichtungen oder gezielte Frauenforderung verdient gemacht haben, z.B. durch das
TOTAL-EQUALITY-Préadikat oder das Audit Familie und Beruf. Auch bei der Férderung von
Existenzgriinderinnen werden z.B. durch das neue Darlehensprogramm STARTGELD der
Deutschen Ausgleichsbank fiir kleine Griindungsvorhaben Akzente gesetzt. Weitere Malinah-
men dienen der Erweiterung des Bewerbungsspektrums fiir junge Frauen v. a. auf dem IT-Sek-
tor. Ein weiteres Ziel ist es, die Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
fiir Miitter und Viter zu verbessern und zugleich fiir ein neues Leitbild fiir Médnner zu werben.
Dazu gehort die Flexibilisierung des Erziehungsurlaubs und die Anhebung der Einkommens-
grenzen fiir den Bezug von Erziehungsgeld. Diese Gesetzesdnderung wird mit einer Vaterkam-
pagne begleitet.

Mit dem Aktionsplan zur Bekimpfung von Gewalt gegen Frauen hat die Bundesregierung
erstmals ein umfassendes Gesamtkonzept fiir alle Ebenen der Gewaltbekdmpfung vorgelegt.
Damit sollen strukturelle Veranderungen erreicht werden: Von der Pravention iiber die Téter-
arbeit und die bessere Vernetzung von Hilfsangeboten fiir die Opfer bis hin zu rechtlichen Maf3-
nahmen wie dem Gewaltschutzgesetz fiir Frauen und einer stirkeren Sensibilisierung der
Offentlichkeit. Das ,,Gewaltschutzgesetz™ beinhaltet eine vereinfachte Zuweisung der Ehe-
wohnung und gesetzliche Regelungen fiir ein Kontakt-, Beldstigungs- und Nédherungsverbot des
gewalttitigen Partners. Der Aktionsplan starkt die Kooperation zwischen staatlichen Institutio-
nen und nicht staatlichen Projekten, fordert die bundesweite Vernetzung von Hilfsangeboten so-
wie den relativ jungen Bereich der Téterarbeit.

Anderung der Gemeinsamen Geschiiftsordnung der Bundesministerien zum 1. Septem-
ber 2000 (GMBL. S. 526). Die GGO gilt fiir alle Bundesministerien und erklart die Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern zum durchgéngigen Leitprinzip im Sinne des Gender Main-
streaming. Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Bundes sollen kiinftig in einer geschlech-
tergerechten Sprache gefasst werden.

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag den Vierten Bericht iiber die Férderung
der Frauen im Bundesdienst im Berichtszeitraum 1995 — 1998 und den Entwurf des Gleich-
stellungsgesetzes fiir die Bundesverwaltung und die Gerichte des Bundes vor.
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Januar 2001

Mai 2001

Juli 2001

Mai 2002

Mai 2002

Juni 2002

Am 2. Januar 2001 haben 244 Rekrutinnen erstmals ihren freiwilligen Dienst an der Waffe
bei der Bundeswehr angetreten. Die Offnung der Bundeswehr fiir diesen freiwilligen Dienst
fiir Frauen an der Waffe ist neu und damit eine Herausforderung fiir die Bundeswehr, aber auch
fiir die Frauen, die sich das Recht auf den Dienst an der Waffe erkdmpft haben.

Bericht zur gesundheitlichen Situation von Frauen in Deutschland. Eine Bestandsaufnahme
unter Berticksichtigung der unterschiedlichen Entwicklungen in Ost- und Westdeutschland. Mit
diesem vom BMFSFJ herausgegebenen Bericht liegen erstmalig Daten und umfassende wis-
senschaftliche Erkenntnisse zur Gesundheit von Frauen auf Bundesebene vor sowie eine Be-
schreibung und Analyse geschlechts- und schichtspezifischer Unterschiede.

Die Bundesregierung trifft Vereinbarung zur Férderung der Chancengleichheit in der Pri-
vatwirtschaft mit Spitzenverbianden der Deutschen Wirtschaft.

Bericht zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und Ménnern. Die Bundesre-
gierung legt dem Deutschen Bundestag einen umfassenden Bericht zur Lohn- und Einkom-
menssituation von Frauen und Ménnern vor.

Der Dritte Bericht der Bundesregierung iiber den Anteil von Frauen in wesentlichen Gre-
mien im Einflussbereich des Bundes (3. Gremienbericht) wird vom Bundeskabinett be-
schlossen. Er belegt einen leichten Anstieg des Frauenanteils in den Gremien im Einflussbe-
reich des Bundes. Mit dem Bundesgleichstellungsgesetz fiir den Bundesdienst wurden die
Chancen von Frauen, Fithrungspositionen zu erreichen, erhdht. Damit steigen auch die Chan-
cen, hochrangige Gremien mit mehr Frauen zu beschicken, da Gremien meist mit Fithrungs-
kriften besetzt werden.

Studie ,,Die Rolle des Vaters in der Familie“. Die Studie untersucht die Vaterrolle im Ent-
wicklungsprozess von Familien und kommt zu interessanten Ergebnissen hinsichtlich der zu-
grunde liegenden Vaterschaftskonzepte und der sie beeinflussenden Faktoren.
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3. MaRnahmen der Lander-Gleichstellungs-
stellen

3.1 Arbeitsschwerpunkte

a) Schule, Bildung und Ausbildung

b) Arbeitsleben, berufliche Frauenférderung
¢) Vereinbarkeit von Familie und Beruf

d) Wiedereingliederung ins Erwerbsleben

e) Gewalt gegen Frauen und Madchen

f) Ausléndische Frauen

g) Frauen in Wissenschaft und Forschung, Frauenfor-
schung

h) Soziale Sicherung der Frauen

i) Wohnungsbau, Stadt-, Verkehrs- und Raumplanung
j) Kommunale Frauenpolitik

k) Forderung von Médchen

1) Rechtssprache

m) Nichtregierungsorganisationen von Frauen
n) Gesundheit

0) Lesben und Schwule

p) Frauen in Kunst, Kultur und Sport

q) Frauen mit Behinderungen

r) Frauen und Gremien

s) Frauen, Medien, Offentlichkeitsarbeit und sonstige
MafBnahmen

t) Gender Mainstreaming

3.2 Allgemeine und spezielle MaBnahmen
und Programme

(Diese Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollstdn-
digkeit. Sie umfasst Maflnahmen von 1998 bis Juli 2002.)
Die Zusammenstellung erfolgt in alphabethischer Rei-
henfolge der Lander. Vorangestellt sind die Ma3nahmen,
die von mehreren Landern durchgefiihrt werden.

a) Schule, Bildung und Ausbildung

— Madchenaktionstage zur Berufsorientierung von
Maidchen (Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg,
Hessen, Niedersachsen)

— Verankerung von gleichberechtigungsrelevanten In-
halten und Schwerpunkten in den Rahmenlehrpldnen
fiir alle Stufen und Schulformen (Sachsen-Anhalt,
Thiiringen)

— Geschlechterspezifische Schulprojekte ,,Medienof-
fensive Schule” (Baden-Wiirttemberg)

— Veroffentlichung einer Handreichung ,,Ausbildung
beenden — Finanzielle Hilfen fiir junge Miitter in der
beruflichen Ausbildung* (Berlin)

Job Werkstatt Méadchen (Berlin)

Gleichberechtigung in der Schule — Zweijdhrig er-
scheinende Berichte iiber Malnahmen zum Abbau ge-
schlechtsspezifischer Diskriminierungen in der Schule
(Berlin)

Round Table zum Thema Chancengleichheit fiir
Madchen und Jungen in der Schule (Berlin)

Modellversuch ,,Méddchen sind besser — Jungen auch®,
Konfliktbewéltigung von Madchen und Jungen — Ein
Beitrag zur Forderung sozialer Kompetenzen in der
Grundschule (Berlin)

Ausbildung von Méadchen in Madchenklassen zu In-
formatikkauffrauen und Informations- und Telekom-
munikationssystemelektronikerinnen (Berlin)

Ergebnisse des BLK-Modellversuchs ,,Berufsorien-
tierung fiir Méddchen und Jungen — ein Modellversuch
zur Erprobung, Weiterentwicklung und Umsetzung ei-
ner arbeitsorientierten und geschlechterbewussten
Bildung* (Brandenburg)

Empirische Studie: Lebensplanung unter Vorbehalt.
Jungen und Midchen in Brandenburg zwischen Bil-
dungs- und Beschéftigungssystem (Brandenburg)

Schulform- und facheriibergreifende Unterrichtsmate-
rialien fiir die Jahrgéinge 7 bis 11 (Brandenburg)

Werkstattheft ,,Jungen stirken. Zur Modernisierung
der Lebensentwiirfe von Jungen* (Brandenburg)

Materialien zur Berufs- und Lebensplanung: Arbeits-
teilungen in Ost und West nach 1945 (Brandenburg)

Fachtagung Koedukation ,,Alle unter einem Hut"“
(Bremen)

Mentoring in der Berufsorientierung fiir Madchen
(Bremen)

Projekt Berufsorientierung fiir Madchen im IT-Be-
reich (Bremen)

Ausbildungsmalinahmen fiir junge Miitter in Teilzeit
(Bremen)

Veranstaltungen zur Motivierung von Médchen fiir
den Umgang mit Computern und fiir neue Medienbe-
rufe (Bremen)

Forderung der Medienkompetenz von Méadchen und
Jungen: ,,Schwimmen lernen im Netz* (Hamburg)

Broschiire ,,Madchen konnen alles werden® fiir Schii-
lerinnen und ihre Eltern (Hamburg)

Verstirkte Einbeziehung der Eltern in die schulische
Berufsorientierung, Broschiire: ,,Sicher sind wir El-
tern wichtig — irgendwie!? Orientierungshilfe fiir El-
tern bei der Berufswahl (nicht nur) von Tdchtern®;
Broschiire fiir Lehrkriéfte: ,,Servicemappe Elternarbeit
zum Berufswahlprozess (nicht nur) von Médchen*
(Hamburg)

Computerkurse fiir Schiilerinnen ab Sekundarstufe I
innerhalb der Herbstferien (seit 1999) (Hessen)
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Broschiire zur Information iiber IT-Berufe und techni-
sche Berufsfelder fiir Maddchen der Sekundarstufe I
und Sekundarstufe IT (Hessen)

Mitfinanzierung einer CD-Rom ,,Joblab“ zur Berufs-
orientierung in fiir Maddchen untypischen Berufsfel-
dern (Hessen)

Gleichstellung als Aufgabe der Schule im Schulgesetz
verankert (Mecklenburg-Vorpommern)

Modellprojekt ,,Madchen und Jungen — Beriicksichti-
gung und Forderung ihrer besonderen Moglichkeiten
in der Schule® mit Dokumentation und Fachtagungen
zu diesem Thema (Mecklenburg-Vorpommern)

Wanderausstellung ,,Berufe haben (k)ein Geschlecht™

— zur Berufswahlorientierung von Médchen

— zur Motivation von Méadchen zur Erweiterung ih-
res Berufsspektrums

— zur kritischen Auseinandersetzung der ,,heimlichen
Berufsberater* und der wirtschaftlichen und berufs-
bezogenen Akteure

(Mecklenburg-Vorpommern)

Regelungen zur Beteiligung und besonderen beruf-
lichen Forderung von Frauen (Forderkriterien wie
TeilzeitmaBnahmen, Ubernahme von Kinderbetreu-
ungskosten usw.) (Mecklenburg-Vorpommern)

Frauenbildungsnetz (Mecklenburg-Vorpommern)

Arbeitshilfe zur Entwicklung von Stufenpldanen und
Personalmafnahmen (Niedersachsen)

Erster Bericht der Landesregierung iiber die Durch-
fiihrung des Niedersidchsischen Gleichberechtigungs-
gesetzes (Niedersachsen)

Entwicklung und Verbreitung von Unterrichtsmateria-
lien, die tradierten Rollenvorstellungen entgegenwir-
ken sollen (Nordrhein-Westfalen)

Initiativprogramm Selbstbehauptung und Konflikt-
training fiir Madchen und Jungen an Schulen (Nord-
rhein-Westfalen)

Informationsmaterialien zum Modellprojekt ,,Méadchen
und Berufsfindung™ fiir den Berufsorientierungsunter-
richt an verschiedenen Schulen (Nordrhein-Westfalen)

Bearbeitung der Problematik der reflexiven Koeduka-
tion z. B. im Rahmen von Projekten des geschlechts-
differenzierten Unterrichts in naturwissenschaftlichen
Féachern und Informatik (Nordrhein-Westfalen)

Ada-Lovelace-Projekt zur Initiierung eines Netz-
werkes ,Mentorinnen fir technisch-naturwissen-
schaftliche Studiengénge* (Rheinland-Pfalz)

Ada-Lovelace-Projekt, Netzwerk ,,Duale Ausbildung™
(Rheinland-Pfalz)

Computerwerkstatt fiir Madchen seit 1998 (Rhein-
land-Pfalz)

Modellprojekt ,,Perspektiven fiir Madchen®, Erweite-
rung des Berufswahlspektrums fiir Maddchen (Saarland)

PC-Woche fiir Middchen der Klassenstufen 9 und 10
(Saarland)

Modellversuch KOUS (Kooperation mit Unterneh-
men als Beitrag zur Entwicklung eines Schulpro-
gramms) zur beruflichen Orientierung unter besonde-
rer Berticksichtigung von Médchen (Saarland)

Gemeinsame Fachtagung ,,Neue Lernkulturen” zur
Berufsorientierung des Modellprojektes KOUS und
des Projektes ,,Perspektiven fiir Mddchen* (Saarland)

Berufsausbildungsplatzforderung ,,Médchen in ge-
werblich-technischen Ausbildungsrichtungen* (Sach-
sen)

PC-Kurse fiir Madchen ,,Méddchen macht euch fit am
PC* (seit Juni 2000) (Sachsen)

Forderung von Mafinahmen zur Unterstiitzung des
Berufswahlverhaltens von Maidchen und jungen
Frauen (seit Januar 2002) (Sachsen)

Ausbildungsprojekte fiir alleinerziehende Sozialhilfe-
empfangerinnen (Sachsen)

Umsetzung eines Handlungskonzepts der Landesregie-
rung zur ,,Forderung von Madchen und jungen Frauen
in zukunftsorientierten Berufen® (Sachsen-Anhalt)

Internetprojekt ,,Zukunftsorientierte Berufe fiir
Midchen im Internet” (Sachsen-Anhalt)

,» Limeplaner fiir Mddchen* (ein Hausaufgabenheft, das
die Berufsfindung von Méadchen in zukunftsorientier-
ten Berufen unterstiitzt) (Sachsen-Anhalt)

Festschreibung des Zieles in den ,,Handlungsgrund-
sdtzen flir die Zuwendungen zur Errichtung projekt-
bezogener Ausbildungsverbiinde®, dass Frauen und
Maédchen hinsichtlich einer betrieblichen Berufsaus-
bildung besonders zu unterstiitzen sind (Sachsen-
Anhalt)

Computer- und Internetkurse fiir Frauen und Médchen,
insbesondere im ldndlichen Raum (Projekt ,,Cyber
Queen mobil®) (Sachsen-Anhalt)

Broschiire ,,Konflikte-Agressionen-Gewalt-Praven-
tion und konstruktiver Umgang* (Grundsétze und An-
regungen fiir die Schulpraxis) und Fortsetzung der
Broschiire ,,Bewegung in der Schule) (Sachsen-An-
halt)

Umsetzung einer Konzeption der Landesregierung
»Chancengleichheit von Midchen und Jungen an
Schulen® (Sachsen-Anhalt)

Bestellte Gleichstellungsbeauftragte an staatlichen
Schuldmtern und ehrenamtlich gewihlte Gleichstel-
lungsbeauftragte an Schulen (Sachsen-Anhalt)

Curriculum fiir Grundschulen und Sekundarschulen
,Fit und stark fiirs Leben™ (geschlechtsspezifische
Personlichkeitsentwicklung) (Sachsen-Anhalt)

Broschiire ,,Gleichberechtigung von Médchen und
Jungen, Frauen und Minnern in Schul-
biichern des Landes Sachsen-Anhalt™
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b)

,.Schule, Geschlecht, berufliche Zukunft —
geschlechterbewusste  Pddagogik als
Grundstein fiir chancengerechte Lebens-
wegplanung und Berufsorientierung*

,,Chancengleichheit von Miadchen und
Jungen an Schulen in Sachsen-Anhalt*

Entwicklung von Unterrichtsmaterialien und Lehr-
briefen, die tradierten Rollenvorstellungen entgegen-
wirken sollen (Sachsen-Anhalt)

Initiierung des Projekts ,,Bildende Kiinstlerinnen und
Kiinstler an Schulen® (Sachsen-Anhalt)

Jahrliche Verleihung eines Landespreises zur Forde-
rung der Chancengleichheit von Médchen und Jungen
an Schulen (Sachsen-Anhalt)

Verschiedene Projekte im Rahmen der Offensive ,,On-
line-Frauen sind dran® (Schleswig-Holstein)

Begleitstudie zur Durchfithrung der Computerwoche
fiir Schiilerinnen (Schleswig-Holstein)

Berufsinformationsmesse fiir Mddchen im IT-Bereich
(Schleswig-Holstein)

Fortbildungsreihe fiir die ,,Vertrauenspersonen®
(geméaB ThiirGleichG) an den Thiiringer Schulen mit
dem Ziel der Sensibilisierung fiir die Gleichstel-
lungsthematik und deren Umsetzung im Unterricht
(Thiiringen)

Aufnahme des Kriteriums ,,Gleichstellungsaspekte®
in den Priifkriterienkatalog zur Genehmigung von
Schulbiichern (Thiiringen)

Projekt zur Berufsorientierung von Médchen auf
gewerblich-technische Berufsbilder und naturwissen-
schaftlich — technische Studienrichtungen: Kalender
,Berufschancen fiir Méadchen™ (seit 1999, jetzt in
3. Auflage) (Thiiringen)

Messe ,,Frauen und Wirtschaft — gemeinsam erfolg-
reicher: Berufsinformationstag fiir Schiiler/innen
(2000) (Thiiringen)

Arbeitsleben, berufliche Frauenforderung

Regelmédfige Berichterstattung zur Anwendung und
Wirksamkeit des Landesgleichstellungsgesetzes bzw.
der Frauenforderverordnung unter besonderer Be-
riicksichtigung der Entwicklung der Beschaftigungs-
situation von Frauen in der Landesverwaltung (Berlin,
Brandenburg, Hamburg, Hessen)

Wettbewerb ,,Frauenfreundlicher Betrieb™ (Branden-
burg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt,
Thiiringen)

Forderung von Beratungsstellen ,,Frau und Beruf™
(Baden-Wiirttemberg, Brandenburg, Hessen, Saar-
land, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein)

Frauen-Finanz-Forum zur Information von Existenz-
griinderinnen bzw. Unternehmerinnentag zur Informa-
tion, Beratung und Vernetzung von Existenzgriinderin-

nen und Unternehmerinnen (Baden-Wiirttemberg, Ber-
lin, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern)

IT-Frauenforum, eine Information iiber Berufschan-
cen fiir Frauen in der IT-Branche (Baden-Wiirttem-
berg, Brandenburg)

Frauenbeauftragte im Geltungsbereich des Landes-
gleichstellungsgesetzes (Saarland, Schleswig-Holstein)

Modellprojekt zu ,,Teilzeit in Fiihrungspositionen®
(Rheinland-Pfalz, Saarland)

Landeswettbewerb 2000 und 2002: ,,Gleiche Chancen
fiir Frauen und Ménner im Betrieb* (Baden-Wiirttem-
berg)

Frauenforum: Frauen in Unternehmen — eine Chance
zur Innovation der Wirtschaft (Baden-Wiirttemberg)

Broschiire ,,Frauen in Multimedia- und IT Berufen*
(Baden-Wiirttemberg)

Spezifische Unterstiitzungsangebote fiir Frauen im
Rahmen der Existenzgriindungsinitiative Baden-
Wiirttemberg

Unternehmerinnen-Foren (Baden-Wiirttemberg)

Studie (Forderprogramm Frauenforschung) geschlech-
tertypische Nachfolgeprobleme in kleinen und mittle-
ren Unternehmen (Baden-Wiirttemberg)

Mentoring-Initiative der Frauenbeauftragten der Lan-
desregierung zur Steigerung der Frauenreprisentanz
in Fiihrungspositionen und Projekt: ,,Aufstiegsforde-
rung fiir Frauen-Mentoring® (Baden-Wiirttemberg)

Arbeitshilfe zur Umsetzung der Artikel 16-19 des
Bayerischen Gleichstellungsgesetzes

Aktivierung des Erfahrungswissens erfahrener weib-
licher Fach- und Fiihrungskrifte im Expertinnen-Be-
ratungs-Netzwerk (Berlin)

Durchfithrung von MaBnahmen zur ErschlieBung
neuer Berufs- und Beschéftigungsfelder insbesondere
im Bereich neuer Technologien zur Diversifizierung
des Berufsspektrums (Berlin)

Verbesserung der Wettbewerbschancen fiir Frauen auf
dem Arbeitsmarkt durch zukunftsorientierte, innova-
tive und auf den wirtschaftlichen Strukturwandel ab-
gestimmte Qualifizierungsmafinahmen (Berlin)

Einrichtung eines ,,Gender-Beirates zur Begleitung
der Interventionen der Européischen Strukturfonds im
Land Berlin“ als Diskussionsforum zwischen NGOs,
Verwaltung und Akteurinnen der Arbeitsmarktpolitik
sowie der Wissenschaft (Berlin)

Novellierungen des Berliner Landesgleichstellungs-
gesetzes (LGG), 2001. Erlass der Verordnung iiber
statistische Angaben und Analysen zur Beschiftigten-
struktur sowie zur Besetzung von Gremien fiir den Be-
richt iber die Umsetzung des Landesgleichstellungsge-
setzes (Gleichstellungsberichtsverordnung — GleiBV)
(Berlin)
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Vernetzung von Modellprojekten fiir Frauen mit den
Beratungsangeboten des Handwerks und Einrichtung
eines Kompetenzzentrums ,,Frauen und Handwerk*
(Berlin)

Veroffentlichung der Handreichung fiir kleine und
mittlere Unternehmen ,,Mit Frauen erfolgreich in
Wettbewerb und Zukunft. Fiir eine praxisnahe
Umsetzung der Berliner Frauenférderverordnung™
(Berlin)

Interministerieller Ausschuss zur Gleichstellung von
Frauen und Méannern (IMA) unter Federfiihrung des
Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Frauen. Teilnehmerinnen: Gleichstellungsbeauftragte
der obersten Landesbehorden und andere interessierte
Gleichstellungsbeauftragte. Schwerpunkt: Umset-
zung des Landesgleichstellungsgesetzes in der 6ffent-
lichen Verwaltung des Landes (Brandenburg)

Fachtagung ,,Fiinf Jahre Landesgleichstellungsgesetz
des Landes Brandenburg® mit Dokumentation (heraus-
gegeben Dezember 1999) (Brandenburg)

Untersuchung der Erfahrungen mit der Frauenforder-
verordnung in ausgewéhlten Unternehmen des Landes
Brandenburg — Broschiire ,,Frauenfreundliche Bieter
bevorzugt — Wenn offentliche Auftrige an die Be-
schéftigung von Frauen gekoppelt werden® (heraus-
gegeben vom Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit und Frauen des Landes Brandenburg 2001)
(Brandenburg)

Mentoring — ,,Initiative des Landes Brandenburg — ge-
meinsam erfolgreicher fiir mehr Frauen in Fithrungs-
positionen (Brandenburg)

Machbarkeitsstudie: Gender-Mainstreaming in der
Strukturférderung des Landes Brandenburg

Modellprojekte Dienstleistungsagenturen ,,Quirl* und
,»Mobs‘ (Bremen)

Schaffung eines Expertinnen-Beratungs-Netzwerks
(Bremen)

Kurs und Seminarreihe ,,Frauen zielstrebig und erfolg-
reich im Beruf** (Bremen)

Internet-Kurse flir Multiplikatorinnen (Bremen)

Informationsbroschiire zur Arbeitsmarktsituation von
Frauen (Bremen)

Informationsbroschiire zur Altersteilzeit (Bremen)

women@work — Kongress und Firmenkontaktborse
(Hamburg)

»digitelle — Frauenforum Neue Medien* (Hamburg)

Internetkurs fiir Seniorinnen in Zusammenarbeit mit
dem Fachbereich Erziehungswissenschaften der Uni-
versitdt (Hamburg)

Studie ,,Frauen in Zukunftsberufen — Chance Multi-
media“ (2002) (Hamburg)

Studie ,,Frauen als Existenzgriinderinnen* (Hamburg)

Broschiire ,,Berufsunterbrechung und Wiedereinstieg™
(Hessen)

Existenzgriindungsprogramm fiir Frauen (Unterneh-
merinnenmessen, Beratungsangebote, Mentoring fiir
Existenzgriinderinnen) (Hessen)

Novellierung des Hessischen Gleichberechtigungsge-
setzes 2002 — Aufnahmen von Elementen der neuen
Verwaltungssteuerung und der Personalentwicklung
(Hessen)

Wettbewerb ,,Frauenfreundlicher Betrieb des Jahres*
(Hessen)

Informations- und Technologiebereich — Bildungs-
und Coachingangebote fiir Frauen (Hessen)

Modellprojekt fiir Beschiftigte in Elternzeit (Hessen)

Broschiire zur Information iiber neue IT-Berufe (Hes-
sen)

Start der Landesinitiative ,,Fiihrung und Verantwor-
tung — eine Zukunftskooperation fiir Frauen aus Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung®. Die Initiative ist ein
Diskussionsforum und hat zum Ziel, den Anteil der
Frauen in Fihrungspositionen deutlich zu erhhen.
(Hessen)

Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann im 6f-
fentlichen Dienst des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 27. Juli 1998

— Gleichstellungsbeauftragte in allen Dienststellen,
in denen ein Personalrat zu wéhlen ist

— Frauenforderpléne in der 6ffentlichen Verwaltung

— leistungsbezogene Votierungsbestimmungen in Be-
reichen, wo Frauen unterreprisentiert sind

— Berichterstattung zur Umsetzung des Gleichstel-
lungsgesetzes

— Verbot geringfligiger Beschiftigung im 6ffentlichen
Dienst

— Benachteiligungsverbot flir Erziehungsurlaubende
bzw. von Teilzeitbeschiftigten

(Mecklenburg-Vorpommern)

Forderpldane zur Gleichstellung fiir die kommunalen
Arbeitgeber (Mecklenburg-Vorpommern)

Regionale Biindnisse als Interessenvertretung zur Ver-
besserung der Situation von Frauen in der Arbeits-
markt- und Strukturentwicklung (Mecklenburg-Vor-
pommern)

FemiNet — Mobiles Internet fiir Frauen im landlichen
Raum zur Motivation, die Informations- und Kom-
munikationstechnologie zur Verbesserung der Beruf-
schancen zu nutzen (Mecklenburg-Vorpommern)

Existenzgriinderinnendarlehensprogramm (Mecklen-
burg-Vorpommern)

Broschiire ,,Einrichtung von Unternehmerinnenzen-
tren“ (Niedersachsen)
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Richtlinie iiber die Gewéhrung von Zuwendungen zur
Forderung der Integration von Frauen in den Arbeits-
markt ,,FIFA*“ (Niedersachsen)

Landesgleichstellungsgesetz fiir den offentlichen
Dienst (1999) und verschiedene Mafinahmen zur Um-
setzung (Nordrhein-Westfalen)

Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung
,,Dienstleistungspools NRW — Haushaltshilfe als pro-
fessionelle Dienstleistung™ (Nordrhein-Westfalen)

Modellprojekt zur Einfithrung von Teamarbeit in Un-
ternehmen fiir Un- und Angelernte (verbunden mit
Gender Mainstreaming) (Nordrhein-Westfalen)

Programm ,ErschlieBung neuer Berufsfelder fiir
Frauen in Technik und Handwerk* (Nordrhein-West-
falen)

Verschiedene Mafinahmen zur Férderung von Frauen
in der Informationsgesellschaft:

— Mobiles Internetcafe ,,Linie I fiir Frauen und
Midchen im ldndlichen Raum und Kleinstiddten
(seit 1999)

— Fachveranstaltung ,,Frauen in Berufe mit Zukunft*
(1999)

— Modellprojekt zur Erhéhung des Frauenanteils bei
der Ausbildung in IT-Berufen

— Einrichtung einer Informations- und Kommunika-
tionsplattform von und fiir Frauen in NRW im In-
ternet ,,www.frauennrw.de® (seit 2001)

(Nordrhein-Westfalen)

Studie zu ,,Frauen in Schliisseltechnologien* (Verdf-
fentlichung 2001) (Nordrhein-Westfalen)

Verschiedene Mallnahmen zur Férderung von Unter-
nehmerinnen:

— Existenzgriindungsforderung fiir Frauen durch
frauenspezifische Kreditvergaberichtlinien

— Forderung von Bildungs-, Vernetzungs- und Bera-
tungsangeboten fiir Unternehmerinnen

— Internetportal fiir Griinderinnen und Unternehme-
rinnen

(Nordrhein-Westfalen)

Expertinnenpool zum Thema ,,Betriebliche Frauen-
forderung® (im Internet) (Nordrhein-Westfalen)

Regionalstellen ,,Frau und Beruf* (Ausbau seit 1988,
heute 47 Stellen an 52 Standorten 2002) (Nordrhein-
Westfalen)

Verschiedene Maf3inahmen zur Férderung von Frauen
in Fithrungspositionen wie:
— Literaturrecherche zum Thema ,,Mentoring*

— Mentoring-Projekt fiir aufstiegsorientierte weib-
liche Nachwuchskrifte

— Modellprojekt ,,Chancengleichheit fiir Frauen in
Fiihrungspositionen®

(Nordrhein-Westfalen)

Wettbewerb in verschiedenen Ministerien des Landes
Rheinland-Pfalz zu ,,Frauenférderung und Budgetie-
rung* (Rheinland-Pfalz)

»FRIDS-Dienstleistungsstelle Beschéftigung und
Qualifizierung in strukturschwachen Regionen
(Rheinland-Pfalz)

»Zweibriicker Frauenbetriebe® Beschéftigung und
Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen und Sozial-
hilfeempfangerinnen (Rheinland-Pfalz)

»Frauen & Informationstechnologie auf — F&IT —¢
Beschiftigung und Qualifizierung von Langzeitar-
beitslosen (Rheinland-Pfalz)

Verwaltungsvorschrift zum Landesgleichstellungs-
gesetz von Rheinland-Pfalz

Vernetzung der behordlichen Gleichstellungsbeauf-
tragten (Anschriftendatei, Homepage in der Entwick-
lung) (Rheinland-Pfalz)

,»Gleichstellung im Beruf™, weiterbildendes Studium
mit qualifiziertem Abschluss fiir Gleichstellungs-
beauftragte (Rheinland-Pfalz)

Aufbau eines Mentorinnenprojektes ,,Mentoring in
der Verwaltung® (Rheinland-Pfalz)

Arbeitszeitflexibilisierung in den Landesverwaltun-
gen (Saarland)

Seminare, Infoveranstaltungen, Unternehmerinnen-
stammtische sowie Unternehmerinnendatenbank fiir
Existenzgriinderinnen im Saar Online Griinderzen-
trum des Wirtschaftsministeriums (Saarland)

Modellprojekt ,,Forderung der Chancengleichheit in
sdchsischen Unternehmen* (Sachsen)

Broschiire ,,Chancengleichheit in der Wirtschaft —
Praxisleitfaden zur Férderung von Frauen und Mén-
nern (Sachsen)

Richtlinie Foérderung der Entwicklung des ldndlichen
Raumes in Sachsen-Anhalt

Forderung der Schaffung von hochwertigen Arbeits-
platzen fiir Frauen bei der Gemeinschaftsaufgabe
,»Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur
(Sachsen-Anhalt)

Projektforderung  ,,Beschéftigungsinitiativen  fiir
Frauen im léndlichen Raum* (Sachsen-Anhalt)

Zusitzliche Hilfen fiir (allein) Erziehende (Qualifizie-
rung fiir ExistenzgriinderInnen, Einstellungshilfen fiir
Vollzeitarbeitsplétze fiir Alleinerzichende) (Sachsen-
Anbhalt)

Vergabe eines Logos im Zusammenhang mit der
Preisverleihung im Landeswettbewerb ,Frauen-
freundlicher Betrieb“. Das Logo berechtigt die Unter-
nehmen, dieses fiir eigene Marketing- und Imagewer-
bung einzusetzen. (Sachsen-Anhalt)

Projekt ,,Landliches Griinderinnenzentrum fiir Frauen
in der Altmark* (Sachsen-Anhalt)
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Umfragen und Foren zu den Themen ,,Image von Frei-
beruflerinnen und ,,Image von Unternechmerinnen im
Handwerk* in Sachsen-Anhalt

Forderung eines Mentoring-Projektes fiir Hochschul-
absolventinnen und Berufsanfiangerinnen: ,,Frauen ins
Management® (Sachsen-Anhalt)

Wettbewerb Chancengleichheit durch Personalent-
wicklung ,,Jede verdient seine Chance. Auch in Threr
Firma?* (Schleswig-Holstein)

Modellprojekt ,,Serviceborsen — (Teilzeit-)Existenz-
griindungen und neue Beschiftigungsmoglichkeiten
fiir Frauen im Dienstleistungsbereich der struktur-
schwachen Rdume* (Schleswig-Holstein)

Offensive ,,Online-Frauen sind dran® (Schleswig-Hol-
stein)

Mobiles Internet-Cafe fiir Frauen im ldndlichen Raum
(Schleswig-Holstein)

Telecoaching fiir Existenzgriinderinnen (Schleswig-
Holstein)

Koppelung der offentlichen Auftragsvergabe und
Frauenforderung (Brandenburg, Schleswig-Holstein)

Thiiringer Gleichstellungsgesetz (November 1998)
(Thiiringen)

Pilotprojekt ,,SELF — Landfrauen gestalten Struktur-
entwicklungen landlicher Regionen® in Tragerschaft
des Deutschen Landfrauenverbandes (Thiiringen)

Studie zum Thema: ,Mdglichkeiten zur Schaffung
von Arbeitspldtzen und Beschiftigung durch Dienst-
leistungsangebote im ldndlichen Raum* (Thiiringen)

Forderung von Projekten ,,Qualifizierung fiir Sozial-
hilfeempfangerinnen und ungelernte Arbeitnehmerin-
nen‘ (Thiiringen)

Arbeitskreis Frauen und Arbeitsmarktpolitik( Thiiringen)
Forderung von Frauen-Technik-Zentren (Thiiringen)

Inhaltliche Unterstiitzung des Projektes ,,Alleinerzie-
hende: Risiken und Chancen auf dem Arbeitsmarkt —
Verdnderung von Lebensweisen und Lebensformen®
(Thiiringen)

Geschlechtsspezifische Erhebung und Verwertung
aller Arbeitsmarktdaten (Thiiringen)

Auftragsstudiec zum Thema: ,,Frauen in der Landwirt-
schaft Thiiringens — Situation, Rolle, Status* (Thiiringen)

Zeitschrift ,,Akteur” des Thiiringer Ministeriums fiir
Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur und des Europa-
ischen Sozialfonds (ESF) mit frauenspezifischer Ru-
brik ,,Akteurin® (Thiiringen)

,,BBT-Basis®, Biirgerschaftsprogramm der Biirgschafts-
bank fiir Kleinunternehmer/innen (Thiiringen)

Unternehmerinnenstammtisch: Austausch- und Ver-
netzungsangebot (Thiiringen)

¢) Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Ausbau bedarfsgerechter Betreuungsangebote fiir
Kinder aller Altersgruppen

— Neue Plétze fiir alle Altersgruppen durch Um-
wandlung/Widmung

— Ausbau der Ganztagsangebote fiir Schulkinder in
Kooperation von Jugendhilfe und Schule

(Bayern, Nordrhein-Westfalen, Saarland)

Studie (Forderprogramm Frauenforschung) Telearbeit —
Chancen fiir eine bessere Integration beruflicher und
familidrer Lebensbereiche (Baden-Wiirttemberg)

Verldssliche Grundschule — Betreuung der Schiilerin-
nen und Schiiler bis zu 5,5 Stunden am Vormittag —
(Baden-Wiirttemberg)

Initiative zu familienfreundlichem Personalmanage-
ment (Baden-Wiirttemberg)

Fachtagung ,,Familienarbeit und Ehrenamt als Quali-
fikationsmerkmal® fiir Personalverantwortliche (Ba-
den-Wiirttemberg)

Informationsblitter fiir Personalzustdndige und fiir
Bewerber/innen zur Einbeziehung auBerberuflich — in
Familienarbeit und Ehrenamt — erworbener Schliissel-
qualifikationen bei Personalentscheidungen (Baden-
Wiirttemberg)

Fortbildung zur Abschitzung erworbener Schliissel-
qualifikationen ,,Potenzialinterview — Instrumente
und Methodik zur Potenzialabschitzung® (Baden-
Wiirttemberg)

Fachtagung ,,Management by Familiensinn®, 2001 in
Lindau (Bayern)

Offnung der Kindergirten fiir Kinder unter drei Jahren
und fiir Schulkinder (Bayern)

Forderung von Kinderbetreuung in Familienselbsthilfe
(Bayern)

Durchfithrung eines Modellprojekts zur Forderung
von Tagespflege (Bayern)

Durchfiihrung eines gemeinsamen Projektes mit ei-
nem Verband der Metall- und Elektroindustrie e. V.
zum Ausbau der Krippenplétze (Bayern)

Anspruch im Bayerischen Beamtengesetz auf unter-
hélftige Teilzeit (bis auf ein Viertel der regelmifligen
Arbeitszeit) aus familidren Griinden, soweit dienst-
liche Griinde nicht entgegenstehen (Bayern)

Beriicksichtigung von Familienkompetenzen in den
bayerischen Betreuungsrichtlinien (Bayern)

Verordnung tiber die Forderung von Frauen und die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei der Vergabe
offentlicher Auftrige (Frauenforderverordnung — FFV)
vom 23. August 1999 (Berlin)

Ideenwettbewerb —,,Chancen fiir Familie und Erwerbs-
tatigkeit — Forderung von Initiativen zur Vereinbarkeit
von Familie und Erwerbstitigkeit* (Brandenburg)
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d)

Veranstaltung zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf im Européischen Vergleich (Bremen)

Handlungshilfen fiir Dienststellenleitungen zum Auf-
stellen von Frauenforderplanen im 6ffentlichen Dienst
(Bremen)

Informationsfaltblatt fiir Berufsriickkehrerinnen (Bre-
men)

Informationsbroschiire Teilzeitmodelle in Krankenh&u-
sern (Bremen)

Veranstaltungen zu Recht auf Teilzeit — Erziechungsur-
laub/Elternzeit (Bremen)

Informationsfaltblatt und Telefonberatungsaktion fiir
Berufsriickkehrerinnen (Bremen)

Veranstaltung ,,Viter und Familienarbeit™ mit Vorstel-
lung von ,,best practice* — Beispielen familienfreund-
licher Arbeitszeitmodelle (Hamburg)

Konzeption spezifischer Angebote zu Familien- und
Erziehungsarbeit fiir Viter in Elternschulen als Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung (Hamburg)

Steuerliche Beriicksichtigung von Kinderbetreuungs-
bedarf und von Kinderbetreuungskosten bei Erwerbs-
tatigkeit (Hessen)

Qualifizierung fiir Eltern im Erziehungsurlaub (Meck-
lenburg-Vorpommern)

Forderung einzelbetrieblicher Projekte, die u. a. fami-
lienfreundliche Arbeitszeiten zum Ziel haben. (Nord-
rhein-Westfalen)

Leitfaden zur Telearbeit fiir Unternehmen und Be-
schéftigte (Nordrhein-Westfalen)

Gezielte Informationen (Broschiiren, Internetauftritte)
fiir Eltern und speziell fiir Viter, sowie zu den be-
trieblichen Unterstiitzungsmdglichkeiten und fiir den
offentlichen Dienst (Nordrhein-Westfalen)

Bewusstseinsbildende Maflnahmen im Rahmen der
Viterkampagne (u.a. Postkartenaktion) (Nordrhein-
Westfalen)

Einrichtung von Ganztagsschulen (Rheinland-Pfalz)
Teilzeit, auch in Fiihrungspositionen (Saarland)

Projekt: Teilzeitarbeit fiir Ménner in Fiihrungspositio-
nen (Schleswig-Holstein)

Thiiringer Modell der Kinderbetreuung: Landeserzie-
hungsgeld; Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz und
Hortbetreuung (Thiiringen)

Wiedereingliederung ins Erwerbsleben

Modellprojekt ,,KOBRA* (Kaufménnisch orientierte,
berufsrelevante Qualifizierung fiir Aussteigerinnen
aus der Prostitution) (Bayern)

Job-sharing plus Agentur: Vermittlung und Qualifika-
tion von Job-sharing-teams (Bayern)

e)

,Hnitiative der Frauenzentren des Landes Brandenburg —
Frauen und Informationstechnik®, Frauen fit flr’s
Netz (Brandenburg)

Pilotprojekt ,,Berufsriickkehrerinnen — flexibel und
familienorientiert des Ministeriums fir Arbeit, So-
ziales, Gesundheit und Frauen Brandenburg in
Kooperation mit dem Arbeitsamt Neuruppin, der IHK
Frankfurt/Oder (Brandenburg)

Faltblatt zur Forderung von Berufsriickkehrerinnen
(Bremen)

Konzept fiir EU-Férderung von Frauen im Erziehungs-
urlaub (Modulare Weiterbildung) (Bremen)

Richtlinie und Forderprogramm mit vielen Maf3nah-
men fiir die Weiterbildung von Berufsriickkehrerinnen
(Bremen)

Orientierungskurse fiir erwerbslose Frauen (Hessen)

Spezifische Beratungsangebote der Regionalstellen
,Frau und Beruf* (Nordrhein-Westfalen)

Arbeitsmarktpolitisches Programm zur Ein- bzw. Wie-
dereingliederung von Frauen ins Erwerbsleben®, Ori-
entierungsseminare fiir Berufsriickkehrerinnen (Rhein-
land-Pfalz)

Orientierungs- und Qualifizierungsmafinahmen fiir
allein erziehende Sozialhilfeempféngerinnen (Rhein-
land-Pfalz)

Beratungsstellen fiir Berufsriickkehrerinnen (Rhein-
land-Pfalz)

Programm ,,Zuriick in den Beruf — Kurse zum beruf-
lichen Wiedereinstieg von Frauen und Méannern nach
Familienzeiten (Sachsen)

Hohere Fordersétze fiir Frauen in allgemeinen Pro-
grammen (Qualifizierung von Beschéftigten in Maf3-
nahmen des offentlich geforderten Arbeitsmarkts,
Qualifizierungs- und EingliederungsmafBnahmen im
Rahmenprogramm zur beruflichen Eingliederung von
Sozialhilfeempfangenden, Foérderung von Ausbil-
dungsplitzen, SAM-Richtlinie) (Sachsen-Anhalt)

Programme fiir die Zielgruppe ,,Frauen“ (Einstel-
lungshilfen fiir Vollzeitarbeitsplitze von arbeitslosen
Frauen {iiber 45, Regionale Koordinierungsstellen
»rosa“, ,,Cyber Queen mobil*) (Sachsen-Anhalt)

Ausweisung von Frauen als Zielgruppe in allen ar-
beitsmarktpolitischen Foérderprogrammen (Thiiringen)

Programm ,,50-plus* (erhohte Fordersétze fiir die Be-
schéftigung iiber 50-jahriger Frauen) (Thiiringen)

Forderung von Berufsorientierungszentren (Thiirin-
gen)
Gewalt gegen Frauen und Midchen

Statistische Erfassung der Einsétze ,,Hausliche Gewalt*
bei der Polizei (Berlin, Mecklenburg-Vorpommern)

Veranstaltungen zum Thema Gewaltschutzgesetz
(Bremen, Hamburg)
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Modellversuch Platzverweis in Féllen héuslicher
Gewalt (Baden-Wiirttemberg)

Landesweite Einfiihrung des Platzverweisverfahrens
und Handreichung zum Platzverweisverfahren (Baden-
Wiirttemberg)

Informationsbroschiire ,,Gewalt gegen Frauen (Baden-
Wiirttemberg)

Bekanntmachung der Frauenbeauftragten der Bayeri-
schen Staatsregierung ,,Grundsitze zum Schutz der
Beschiftigten vor sexueller Beldstigung am Arbeits-
platz* (Bayern)

Modellprojekt ,,Kooperation Polizei-Jugend-Sozial-
arbeit™ (Schwerpunkt: Entwicklung von Strategien
zur Umsetzung des geplanten Gewaltschutzgesetzes)
(Bayern)

Modellprojekt ,,Zeugenbetreuung™ (Bayern)

Fachtagung zur Arbeit mit gewalttitigen Ménnern
(Bayern)

Interventionsprojekt S.I.G.N.A.L. — Interventionspro-
jekt gegen Gewalt gegen Frauen am Universitétsklini-
kum Benjamin Franklin (Berlin)

Broschiire: Informationen fiir Arztinnen und Arzte
iiber Gewalt gegen Frauen — Wenn Patientinnen von
Gewalt betroffen sind (Berlin)

Forderung von 6 Frauenhdusern, 4 Beratungsstellen
sowie 43 Zufluchtswohnungen (Berlin)

Forderung eines Krisen- und Beratungszentrums fiir
von sexueller Gewalt betroffene Frauen und Madchen
(Berlin)

Forderung des Berliner Interventionsprojektes gegen
hiusliche Gewalt als Modellprojekt gemeinsam mit
dem BMFSF]J (Berlin)

Verabschiedung des ,,Berliner Aktionsplanes zur
Bekdmpfung von héuslicher Gewalt (Marz 2002)
(Berlin)

Fachtagung ,,Eingreifen bei hiuslicher Gewalt”, Do-
kumentation (Berlin)

Workshop ,,Sexuelle Gewalt* (Berlin)
Kampagne ,,Gemeinsam gegen Mannergewalt™ (Berlin)

Modell zur verbesserten Kooperation und Vernetzung
von héuslicher Gewalt auf Bezirksebene (Berlin)

Aktionsplan fiir wohnungslose Frauen, Entwicklung
von Empfehlungen (Berlin)

Zeuginnen- und Zeugenzimmer, Zeugenbetreuung
und Prozessbegleitung am Amtsgericht Tiergarten und
Landgericht Berlin (Berlin)

Forderung des Aufbaus der Berliner Interventionszen-
trale gegen hdusliche Gewalt (Berlin)

Konzeptionelle Entwicklung eines niedrigschwelligen
Ubernachtungsangebotes flir wohnungslose Frauen
(Berlin)

Forderung von Donna Castella (Vermittlung von
Wohnraum fiir gewaltbetroffene Frauen im Rahmen
des geschiitzten Marktsegments) (Berlin)

Modellversuch zum polizeilichen Platzverweis des
Taters aus der Wohnung, Entwurf eines Gesetzes zur
Anderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ord-
nungsgesetzes mit der Moglichkeit der polizeilichen
Wegweisung des Téters aus der Wohnung fiir einen
Zeitraum bis zu 14 Tagen (Berlin)

Leitfaden fiir die Landespolizei bei Einsétzen in Féllen
héuslicher Gewalt und Leitfaden zum Begleiteten
Umgang in Féllen hauslicher Gewalt (Berlin)

Entwicklung von Formularen zur Beantragung von zi-
vilrechtlichen Schutzanordnungen nach dem Gewalt-
schutzgesetz (Berlin)

Landesaktionsplan zur Bekdmpfung von Gewalt gegen
Frauen (Brandenburg)

Forderung von 25 Frauenhdusern zur Sicherung einer
flichendeckenden Grundversorgung (Brandenburg)

Faltblatt ,,Was ist sexueller Missbrauch?* (Bremen)

Fortbildung zu sexueller Gewalt an Kindern fiir Mit-
arbeiterinnen in Kindertagesstétten (Bremen)

MafBnahmenkatalog des Bremer Senats, wie von 6f-
fentlichen Dienststellen und Verwaltungen das Pro-
blem der héuslichen Beziehungsgewalt bearbeitet
werden soll (Bremen)

Konzept und Durchfithrung einer Kampagne gegen
,Hausliche Beziehungsgewalt“ fiir die Stadt Bremer-
haven (Bremen)

Erweiterung um zwei Amtsanwiltinnen des seit 1984
bestehenden Sonderdezernats bei der Staatsanwalt-
schaft fiir alle Fille von sexueller und anderer Formen
von Gewalt (Bremen)

Einrichtung eines zentralen und rund um die Uhr be-
setzten Opfernotrufes der Polizei (Bremen)

Modellprojekt ,, Tater-Opfer-Ausgleich bei Gewalt in
Paarbeziehungen* (Hamburg)

Aktionsforschungsprojekt ,,Konfliktlosungsverhalten
von Jungen und Médchen in Kindertageseinrichtun-
gen” (Hamburg)

Fachveranstaltung ,,Welches Geschlecht hat Gewalt?
Gewaltpravention im Zeitalter des Gender Mainstrea-
ming“ (Hamburg)

Griindung einer Landesarbeitsgruppe Gewalt im héus-
lichen Bereich mit dem Ziel, Empfehlungen an die
Landesregierung fiir einen Landesaktionsplan zu ent-
wickeln und regionale Aktivitdten zu biindeln; bis
2002 besondere Fokussierung auf Betroffenheit von
Kindern durch hiusliche Gewalt, auf Fragen der Im-
plementation des Gewaltschutzgesetzes und der ver-
anderten Polizeipraxis (Hessen)

Workshop ,,Juristische Anforderungen an die Doku-
mentation der gesundheitlichen Folgen von Gewalt an
Frauen® fiir Arzteschaft und Pflegewesen (Hessen)
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Polizeiliche Richtlinie mit Verhaltensempfehlungen
an die Polizei zur Bekdmpfung hiuslicher Gewalt;
Ende 2001 Beginn der polizeistatistischen Erfassung
von Fillen hduslicher Gewalt; vielfiltige Aus- und
FortbildungsmaBnahmen zur hauslichen Gewalt fiir
die Polizei, Unterrichtung der Polizei {iber die neue
Gesetzeslage nach dem zivilgerichtlichen Gewalt-
schutzgesetz (Hessen)

Einfilhrung einer Sonderregelung des polizeilichen
Platzverweises bei hduslicher Gewalt im Landesge-
setz zur Sicherheit und Ordnung (Gesetzgebungsver-
fahren wird voraussichtlich im September 2002 abge-
schlossen sein) (Hessen)

Sicherstellung der Verfiigbarkeit von weiblichen Poli-
zeibediensteten fiir die Sofortintervention wie auch
Ermittlungen wegen hauslicher Gewalt (Hessen)

Sonderdezernate fiir die Verfolgung von Straftaten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung und vereinzelt
auch fiir die Félle der hduslichen Gewalt bei den Amts-
und Staatsanwaltschaften (Hessen)

Flachendeckende Grundversorgung durch die Forde-
rung von 34 Frauenhiusern, 12 Frauennotruf- und Be-
ratungsstellen sowie einer zusitzlichen Koordinie-
rungsstelle fiir den Frauennotruf (Hessen)

Gewalt Screening als die systematische Gesundheits-
fiirsorge fiir gewaltgeschidigte Frauen. Herstellung
einer effektiven Kooperation zwischen Gesundheits-
wesen und Hilfeeinrichtungen (Hessen)

Sonderdezernate H&ausliche Gewalt bei den Staats-
anwaltschaften (Mecklenburg-Vorpommern)

Vorrangige Beriicksichtigung von Frauenhausbewoh-
nerinnen bei der Vergabe von Sozialwohnungen (Meck-
lenburg-Vorpommern)

Erméchtigungsgrundlage der Polizei im Sicherheits-
und Ordnungsnetz (SOG) zum Platzverweis fiir bis zu
14 Tagen (Mecklenburg-Vorpommern)

Vier Interventionsstellen als Bindeglied staatlicher In-
tervention (Mecklenburg-Vorpommern)

Leitfaden fiir die Landespolizei zum Umgang mit Fal-
len héuslicher Gewalt (Mecklenburg-Vorpommern)

Sechs Zeuginnenzimmer/Zeugenzimmer an den vier
Landgerichten und zwei Amtsgerichten (Mecklen-
burg-Vorpommern)

Weiterer Ausbau der Infrastruktur zur flichendecken-
den Grundversorgung durch Férderung von weiteren
fiinf (insgesamt 54) Frauenberatungsstellen (Stand
2002) (Nordrhein-Westfalen)

Bericht der Landesregierung iiber Malnahmen und
Initiativen der Landesregierung, Fortschreibung ge-
plant in 2004 (Nordrhein-Westfalen)

Runder Tisch zur Bekdmpfung der Gewalt gegen
Frauen mit Vertreterinnen des Innen-, Justiz-, Arbeit-
und Sozial- und Frauenministeriums, Vertreterinnen
autonomer Frauenprojekte, LAG Gleichstellungsbe-

auftragte und einer Opferanwiltin (u. a. Herausgabe ei-
nes Thesenpapiers zum Thema ,,Hausliche Gewalt®)
(Nordrhein-Westfalen)

Interministerielle Arbeitsgruppe ,,hdusliche Gewalt*
(Nordrhein-Westfalen)

Ermichtigungsgrundlage fiir die Polizei zur Woh-
nungsverweisung in Fillen hauslicher Gewalt (Nord-
rhein-Westfalen)

Kolner-Opferhilfemodell: Informationen fiir Opfer,
Schulung der Polizei, Leitfaden fiir Polizei mit opfer-
orientierten Hinweisen, Informationsschrift fir die
Versorgungsverwaltung (Nordrhein-Westfalen)

Forderung der elektronischen Vernetzung bestehender
Opferhilfeeinrichtungen (Nordrhein-Westfalen)

Themenheft ,,Gewalt ist keine Privatsache® in der Reihe
,»Wir Frauen in NRW* (1/02) (Nordrhein-Westfalen)

Broschiire zur Information fiir Opfer hauslicher
Gewalt in Vorbereitung (Nordrhein-Westfalen)

Leitlinien fiir polizeiliches Handeln in Féllen héausli-
cher Gewalt (Nordrhein-Westfalen)

Modellprojekt zur Zeugenbetreuung von 1997 bis
1999 mit anschlieBender sukzessiver Einrichtung von
Zeugenbetreuungsstellen bei allen Landgerichten mit
qualifiziertem Personal (bis ca. 2005). Aufbau von
Zeugenservicestellen bei Amtsgerichten mit juristisch
vorgebildeten Fachkriften (Nordrhein-Westfalen)

Service-Rufnummer fiir Opfer von Gewaltstraftaten
bei der Versorgungsverwaltung fiir schnelle unbiiro-
kratische Hilfen (Nordrhein-Westfalen)

Bestandsaufnahme regionaler Kooperationen zur
Bekdmpfung héauslicher Gewalt (Nordrhein-West-
falen)

Fachtagungen einschlieflich Dokumentationen zum
Gewaltschutzgesetz und geédnderten Polizeigesetz
(Nordrhein-Westfalen)

Fachtagung ,Kinder in Gewaltbeziehungen™ fiir
Herbst 2002 in Vorbereitung (Nordrhein-Westfalen)

Forderung von Selbstbehauptungs- und Konflikttrai-
ningskursen fiir Médchen und Jungen an Schulen der
Primar- und Sekundarstufe (Nordrhein-Westfalen)

Pilotstudie ,,Gewalt gegen Médchen und Frauen im
Sport™ (Nordrhein-Westfalen)

Projekt ,,Ronja — Prédventionsarbeit mit Médchen™
(Rheinland-Pfalz)

Interventionsprojekt gegen Gewalt in engen sozialen
Beziehungen (Rheinland-Pfalz)

Forderung von 17 Frauenhédusern zur Sicherung einer
Grundversorgung fiir von Gewalt betroffene Frauen
(Rheinland-Pfalz)

Forderung von 12 Notrufen flir von Gewalt betroffene
Frauen zur Sicherung einer Grundversorgung (Rhein-
land-Pfalz)
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Maidchenzuflucht fiir von physischer und psychischer
Gewalt betroffene Madchen und junge Frauen (Rhein-
land-Pfalz)

Sozialtherapeutische Beratungsstelle fiir von physi-
scher und psychischer Gewalt betroffene Madchen
(Rheinland-Pfalz)

Psychotherapeutische Beratungsstelle fiir Frauen mit
Gewalterfahrung (Rheinland-Pfalz)

Aktionsplan gegen hausliche Gewalt (Saarland)
Forderung von Frauenhdusern (Saarland)
Fachtagungsreihe Gewalt gegen Kinder (Saarland)

Forderung von Beratungsstellen fiir vergewaltigte und
von Gewalt betroffene Frauen und Médchen (Saarland)

Finanzierung der wissenschaftlichen Begleitung des
Modellprojektes ,,Anonyme Zuflucht fiir Madchen
und junge Frauen Dresden‘ (Sachsen)

Finanzierung der Wanderausstellung ,,Und da hab ich
es nicht mehr ausgehalten ... — Konflikt- und Gewalt-
erfahrungen von Médchen und die Anonyme Zuflucht
(Sachsen)

Fachtagung ,,Médchengerechte Krisenintervention®
(Sachsen)

Informationsblatt fiir Polizeibeamte zum polizeilichen
Einsatz in Fillen Hauslicher Gewalt, Informations-
blatt fiir Opfer Hauslicher Gewalt (Sachsen)

Forderung von 22 Frauenschutzhéusern (Sachsen)

Flachendeckende Forderung von 24 Frauenhdusern
(Sachsen-Anhalt)

Forderung von vier Beratungsstellen zur Thematik
,sexualisierter Missbrauch* (Sachsen-Anhalt)

Forderung der Beratungsstelle ,,Pro Mann“ fiir ge-
walttitige Ménner (Sachsen-Anhalt)

Veroffentlichung der Broschiire ,,10 Jahre Frauenhaus-
Arbeit in Sachsen-Anhalt — Riickblick, Bestandsauf-
nahme, Perspektiven* (Sachsen-Anhalt)

Verabschiedung des ,,Landesprogramms zur Bekamp-
fung von Gewalt gegen Frauen und Kinder durch die
Landesregierung (Mai 2001) und landesweite Offent-
lichkeitskampagne zu diesem Programm (Sachsen-
Anbhalt)

Modellprojekt ,,Intervention in Féllen h&uslicher
Gewalt™ (Sachsen-Anhalt)

Leitfaden fiir Arzte und Arztinnen bzgl. des Erkennens
von Gewalttaten im héuslichen Bereich (Sachsen-
Anhalt)

Auftragsvergabe bzgl. ,,Angebote und Nachfrage an
stationdren und ambulanten psychotherapeutischen
Betreuungsmoglichkeiten flir Opfer des sexualisierten
Missbrauchs® (Sachsen-Anhalt)

Empirische Untersuchung iiber die aktuelle Lebens-
situation von Menschen mit Behinderung in Sach-
sen-Anhalt. Darunter u.a. geschlechtsspezifische

Differenzierung im Bereich der erlebten Gewalt
(Sachsen-Anhalt)

Studie zur sexuellen Gewalterfahrung von Frauen in
Sachsen-Anhalt aus Sicht der Fachkrifte (Sachsen-
Anbhalt)

Einrichtung von Sonderdezernaten zur Verfolgung von
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung bei
den Staatsanwaltschaften Halle und Stendal (Sachsen-
Anhalt)

Kooperations- und Interventionskonzept gegen hius-
liche Gewalt an Frauen (KIK-Schleswig-Holstein),
unter Einbeziehung verschiedener Regionen (Kreise,
kreisfreie Stdadte) mit eigener Koordination (Schles-
wig-Holstein)

Flachendeckende Forderung von 16 Frauenhdusern und
23 Frauenfachberatungsstellen und -notrufen (Schles-
wig-Holstein)

Forderung von sozialen Trainingsprogrammen fiir Ge-
walttater (Schleswig-Holstein)

,.,.Diagnose Gewalt“, Fachveranstaltung fiir Arztinnen,
Arzte und Pflegekrifte zu hiuslicher und sexualisier-
ter Gewalt gegen Frauen (Schleswig-Holstein)

Leitfaden fiir die drztliche Praxis und Krankenh&user
zum Umgang mit hduslicher Gewalt (Schleswig-Hol-
stein)

Broschiire ,,Nur Mu“ — Handlungsméglichkeiten fiir
Frauen in Gewaltbeziehungen (Schleswig-Holstein)

Einrichtung von Sonderdezernaten ,,Gewalt im sozia-
len Nahraum* bei allen Thiiringer Staatsanwaltschaf-
ten (Thiiringen)

Interministerielle Koordinierungsstelle ,,Gewaltpréven-
tion (August 2000) mit dem Schwerpunkt ,,hdusliche
Gewalt* (Thiiringen)

Landesweiter Arbeitskreis, der strategische Vorschla-
ge zur Bekdmpfung hauslicher Gewalt erarbeitet (Mai
2001; Initiative der Koordinierungsstelle ,,Gewalt-
pravention®) (Thiiringen)

Forderung von 28 Frauenhdusern und Frauenschutz-
wohnungen (flichendeckende Grundversorgung) (Thii-
ringen)

Forderung von Gewaltkonfliktberatungsstellen fiir
Mainner (Thiiringen)

Forderung von Kinderschutzdiensten (im Jahr 2000
Betreuung von 542 Maidchen und jungen Frauen)
(Thiiringen)

Thiiringer Kinder- und Jugendsorgentelefon (seit
1998) (Thiiringen)

Unterstiitzung Madchenspezifischer Kriseninterventi-
onseinrichtungen (Thiiringen)

Prozessbegleitungsprogramm fiir Opferzeugen (Thiirin-
gen)
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Fachtagung zum Thema ,,Kinderschutz und Justiz —
Kindliche und jugendliche Opfer sexueller Gewalt als
Zeugen im Strafverfahren* (Oktober 1998) (Thiiringen)

Materialmappe ,,Gewaltpriavention in Thiiringen* (flir
Multiplikatoren in der Gewaltpravention; Ende 2001)
(Thiiringen)

Informationsblatt fiir Polizeibeamte zum polizeilichen
Einsatzhandeln in Féllen hauslicher Gewalt (Thiiringen)

Auslindische Frauen

Fraueninformationszentrum fiir ausldndische Frauen
(Baden-Wiirttemberg)

Forderung der Herausgabe von muttersprachlichen In-
formationsbléttern fiir Opfer von Menschenhandel
(Baden-Wiirttemberg)

Erarbeitung einer Weisung zu § 19 AuslG im Rahmen
des Berliner Interventionsprojektes gegen hiusliche
Gewalt (BIG e.V. 1999) (Berlin)

Vereinbarung mit den Berliner Sozialdimtern iiber Vor-
sprachemodalitidten und Anwendung von Ermessens-
spielrdumen bei der Gewéhrung von Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz fiir Zeuginnen in
Menschenhandelsverfahren (Oktober 2001) (Berlin)

Beratungsgremium fiir auslanderrechtliche Hértefzlle
(Berlin)

Forderung von 19 Migrantinnen-Projekten, davon drei
fiir von Frauenhandel betroffene Frauen (Berlin)

Einrichtung eines Interkulturellen Frauenhauses 2000
(Berlin)

Berliner Fachkommission Frauenhandel (Berlin)

Fachtagung ,,Europdische Strategien zur Pravention und
Bekédmpfung des Frauenhandels* am 25./26. Novem-
ber 1998 sowie Dokumentation (Berlin)

Zufluchtswohnung fiir von Frauenhandel betroffene
Frauen aus Mittel- und Osteuropa 1999 (Berlin)

Fraueninfrastrukturstelle zur Beratung und Betreuung
von Opfern von Frauenhandel (Berlin)

Informationsfaltblatt ,,Frauen als Ware® zu Frauen-
handel (Berlin)

Fachberatungsstelle in Trégerschaft von Belladonna
»Schutz und Hilfe fiir Opfer von Menschenhandel
(Brandenburg)

Erlass zu § 19 AuslG (eigenstindiges Aufenthaltsrecht
der/des Ehegattin/en in besonderen Hértefdllen) im Vor-
griff auf die seit Mai 2000 geltende Fassung (Bremen)

Erlass zur Duldung von Opfern von Menschenhan-
del/Frauenhandel (Bremen)

Veranstaltung iiber Frauenhandel und Zwangsprosti-
tution und zur Situation der Opfer, insbesondere auch
zur Frage der Betreuung (Bremen)

Konzeption zur Verbesserung der Situation der Opfer
von Frauenhandel und Zwangsprostitution (Bremen)

)

Forderung der Koordinierungsstelle Frauenhandel
KOOFRA (Hamburg)

Geschiftsfithrung des Runden Tisches zur Bekdmp-
fung des Menschenhandels (Hessen)

Modellprojekt fiir Opferzeuginnen von Menschenhan-
del (Hessen)

Studie zur Moglichkeit der Unterbringung fiir Opfer
von Menschenhandel in Frauenhdusern (Mecklen-
burg-Vorpommern)

Konzeption fiir eine Beratungsstelle fiir Opfer von
Menschenhandel (Mecklenburg-Vorpommern)

Runder Tisch auf Landesebene zum Thema ,,Interna-
tionaler Menschenhandel mit auslidndischen Frauen
und Miadchen in NRW* (Nordrhein-Westfalen)

Ausbau der Infrastruktur auf neun spezialisierte Frau-
enberatungsstellen gegen Menschenhandel (Nord-
rhein-Westfalen)

Runderlasse zum Abschiebeschutz der von Men-
schenhandel betroffenen Frauen, zu ihrer Betreuung,
zur Finanzierung ihrer Riickreise und zur Koordinie-
rung der behordlichen Zusammenarbeit (Nordrhein-
Westfalen)

Forderung der Beratungsstelle ,,SOLWODI* fiir aus-
landische Frauen, die Opfer von Frauenhandel und
Zwangsprostitution geworden sind (Rheinland-Pfalz)

Projekt zur psychosozialen Beratung und Begleitung
von Opferzeuginnen in Menschenhandelsverfahren
(Rheinland-Pfalz)

Forderung der Kontakt- und Beratungsstelle fiir Frauen
aus Mittel- und Osteuropa — KOBRA (Sachsen)

Frauenfliichtlingshaus fiir alleinreisende traumatisierte
Fliichtlingsfrauen und deren Kinder (Sachsen-Anhalt)

Beratungsstelle fiir Opfer des Menschenhandels und
der Zwangsprostitution ,,Vera® (Sachsen-Anhalt)

Forderung der Beratungs- und Koordinierungsstelle
Contra fiir Betroffene von Frauenhandel (Schleswig-
Holstein)

Forderung der Sozialberatung fiir auslédndische Ar-
beitnehmerlnnen (,,Ausldndersozialberatung*) in Zu-
sammenarbeit mit dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Sozialordnung (seit 1997) (Thiiringen)

Frauen in Wissenschaft und Forschung, Frauen-
forschung

Frauenforderplane und Frauenbeauftragte an den Hoch-
schulen (Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein)

Arbeitsgruppe bzw. Programm zur Forderung der
Chancengleichheit von Frauen in Forschung und
Lehre im Hochschul- und Wissenschaftsprogramm
(Berlin, Sachsen)

Margarete-von-Wrangell-Habilitationsprogramm fiir
Frauen (Baden-Wiirttemberg)
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Mathilde-Planck-Promotions- und Praxisprogramm
zur Forderung des Professorinnennachwuchses an
Fachhochschulen (Baden-Wiirttemberg)

Assistentinnenprogramm an Kunst- und Musikhoch-
schulen (Baden-Wiirttemberg)

Wiedereinstiegs- und Kontaktstipendien fiir Frauen
(Baden-Wiirttemberg)

Netzwerk Frauen.Innovation.Technik, Schiilerinnen-
projekte, Webportal, (Baden-Wiirttemberg)

Durchfiihrung der jahrlichen Sommerhochschule ,,In-
formatica Informale (Baden-Wiirttemberg)

Leistungsbezogene Mittelvergabe als Anreiz zur Frau-
enforderung (Baden-Wiirttemberg)

Forderprogramm zur Institutionalisierung der Frauen-
und Geschlechterforschung an baden-wiirttembergi-
schen Hochschulen (Baden-Wiirttemberg)

Baden-Wiirttembergische Hochschulgesetz-Novelle
2000: Frauenforderung an Hochschulen (Baden-Wiirt-
temberg)

Jéhrliche Ausschreibung zum Forderprogramm Frau-
enforschung des Sozialministeriums (Baden-Wiirt-
temberg)

Irene-Rosenberg-Promotionsprogramm fiir Frauen in
den Ingenieurwissenschaften (Baden-Wiirttemberg)

Wissenschaftliche Studie zur Situation der Frauen im
Landkreis Ansbach (Bayern)

Vereinbarungen zur weiteren Verwirklichung der Chan-
cengleichheit von Frauen an den Berliner Hochschulen
(Berlin)

Berliner Landesprogramm Frauenforschung (bis 2000)
(Berlin)

Berliner Programm zur Férderung der Chancengleich-
heit von Frauen in Forschung und Lehre (seit 2001)
(Berlin)

Arbeitsgemeinschaft der Berliner Frauenforschungs-
zentren an Hochschulen (Berlin)

Margherita-von-Brentano-Preis der Freien Universitét
Berlin fiir besonders hervorragende Projekte und Mal3-
nahmen zur Frauenforderung oder Frauenforschung
(Berlin)

Stiarkung der Position von Frauen sowie Gleichstel-
lungsbeauftragten an Hochschulen durch eine Reihe
von Einzelvorschriften im seit Mai 1999 geltenden
Brandenburgischen Hochschulgesetz (Brandenburg)

Frauenanteil in allen Hochschulen und im Landes-
hochschulrat soll mindestens ein Drittel betragen, in
Berufungskommissionen zur Besetzung von Profes-
suren mindestens 40 Prozent (Brandenburg)

Orientierung der staatlichen Forderung am Fortschritt
bei der Erfiillung des Gleichstellungsauftrages (Bran-
denburg)

Mitwirkung der Hochschulgleichstellungsbeauftrag-
ten bei Zielvereinbarungen, Struktur- und Personalent-
scheidungen sowie bei der Erstellung und Kontrolle
von Frauenforderrichtlinien und -pldnen (Branden-
burg)

Soll-Vorgaben im Hochschulentwicklungsplan bis
2001 —u. a. iiber eine Steigerung des Frauenanteils bei
der Neubesetzung von Professuren auf 25 % (Bran-
denburg)

Frauenforderrichtlinien und Frauenforderpldne an
Hochschulen (Brandenburg)

Frauenfordermafinahmen — bezogen auf Qualifizie-
rung sowie Frauen- und Genderforschung — im Rah-
men der Hochschulsonderprogramme des Bundes
(HSP III und HWP) (Brandenburg)

Brandenburger Sommeruniversitdt fiir Schiilerinnen
(Mathematik, Naturwissenschaften und Technik)
(Brandenburg)

Schaffung eines Internationalen Frauenstudiengangs
Informatik (Bremen)

Durchfiihrung des jahrlichen Sommerstudiums ,,Infor-
matica Feminale* (Bremen)

Verbundprojekt der Bremer Hochschulen zur Steige-
rung des Frauenanteils in den naturwissenschaftlich-
technischen und ingenieurwissenschaftlichen Fachern
(Bremen)

Forschungsprojekt zur interkulturellen Offnung sozia-
ler Stadtteil-Einrichtungen (Hamburg)

Einrichtung des Hessischen Koordinierungsbiiros
MentorinnenNetzwerk fiir Frauen in naturwissen-
schaftlich-technischen Fachern (Hessen)

Leistungsbezogene Mittelvergabe als Anreiz zur Frau-
enforderung auf der Grundlage des Amsterdamer Ver-
trages, des Hochschulrahmengesetzes und des Hessi-
schen Hochschulgesetzes (Hessen)

Einrichtung von Frauenforschungszentren an Hessi-
schen Universitédten und Fachhochschulen (Hessen)

Lise-Meitner-Preis zur Forderung von Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen in naturwissenschaftlich-techni-
schen Fachern (Hessen)

Elisabeth-Selbert-Wissenschaftspreis zur Forderung
herausragender Arbeiten von Wissenschaftlerinnen in
Hessen (Hessen)

Broschiire ,,Mentoring — Initiativen und Mallnahmen
zur Chancengleichheit fiir Frauen im Bereich der
Wissenschaft”. Die Broschiire dokumentiert die Er-
gebnisse einer Umfrage in Bund und Léndern von Au-
gust 2001. (Hessen)

Kompetenzzentrum fiir Frauen in Wissenschaft und
Technik (Mecklenburg-Vorpommern)

Franziska-Tiburtius-Programm zur Foérderung von
Fachhochschulprofessorinnen (Mecklenburg-Vorpom-
mern)
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Dorothea-Erxleben-Programm, Habilitationsprogramm
fiir Frauen in Niedersachsen (Niedersachsen)

Studien und Tagungen zur Frauenférderung (Nordrhein-
Westfalen)

Stipendien- und Stellenprogramme zur Férderung von
Wissenschaftlerinnen (inkl. Wiedereingliederungs-
stipendien): ,,Lise-Meitner-Stipendienprogramm® zur
Forderung der Habilitierung hoch qualifizierter Wis-
senschaftlerinnen (Nordrhein-Westfalen)

Verbreitung von Informationsmaterialien zum Thema
,Frauenforderung und Mittelvergabe an Hochschu-
len* (Nordrhein-Westfalen)

Studien und Tagungen zur Frauenforschung (Nordrhein-
Westfalen)

Unterstiitzung von Frauenforschungsprojekten und Ver-
anstaltungen (Nordrhein-Westfalen)

Gesprichskreise, Netzwerke (,,Netzwerk Frauenfor-
schung® von 38 Wissenschaftlerinnen) und Mafnah-
men zur Frauenforschung und zur Institutionalisie-
rung der Frauenforschung (Nordrhein-Westfalen)

Gesetzliche Verankerung der Bestellung von Gleich-
stellungsbeauftragten an Hochschulen und Beseitigung
bestehender Nachteile fiir weibliche Hochschulmitglie-
der — Séchsisches Hochschulgesetz — (Sachsen)

Frauenforderpline zur Verbesserung der Bedingungen
fiir Frauen in der Wissenschaft (Sachsen)

Wiedereinstiegsstipendium fiir Frauen und Ménner,
die ihre Promotion und Habilitation wegen Familien-
pflichten unterbrochen haben (Sachsen)

Programm zur Forderung der Chancengleichheit von
Frauen in Forschung und Lehre im Hochschul- und
Wissenschaftsprogramm (HWP) (Sachsen)

Zusammenarbeit mit der Landeskonferenz der Gleich-
stellungsbeauftragten an Hochschulen und Vernet-
zung der Gleichstellungsbeauftragten an den Hoch-
schulen (Sachsen)

Mitarbeit im Kollegium Hochschule/Berufsakademie
und Wirtschaft des Freistaates Sachsen (Sachsen)

Begleitung der Studien: ,,Studienorientierung Schule
— Hochschule — Wirtschaft™ und ,,Schnittstellenpro-
bleme Gymnasium — Technische und naturwissen-
schaftliche Ausbildung an Universitdt und Fachhoch-
schule® (Sachsen)

Dorothea-Erxleben-Gastprofessur zur Forderung des
Frauenanteils in naturwissenschaftlich-technischen
Fachrichtungen (Sachsen-Anhalt)

Forderung einer Koordinierungsstelle fiir Frauen- und
Geschlechterforschung (Sachsen-Anhalt)

Gleichstellungsbeauftragte an Hochschulen (Sachsen-
Anbhalt)

Modellprojekt ,,Leistungsorientierte Finanzierung von
Fachhochschulen in Sachsen-Anhalt nach dem Gen-
der Mainstreaming-Konzept“ (Sachsen-Anhalt)

Schaffung einer Professur mit Teildenomination Frau-
enforschung (Sachsen-Anhalt)

Forschungsstipendien zur Forderung des weiblichen
wissenschaftlichen Nachwuchses (ab 2000 — beinhal-
tet auch Habil-Férderung und Juniorprofessuren)
(Sachsen-Anhalt)

Stipendienprogramm zur Erhéhung der Berufungs-
fahigkeit von Frauen an Fachhochschulen (ab 1997)
(Sachsen-Anhalt)

Aufbau von Mentorinnennetzwerken (Sachsen-Anhalt)

Uberarbeitung der Verordnung iiber die Durchfiihrung
des Graduiertenforderungsgesetzes (keine Anrech-
nung des Ehegatteneinkommens) (Sachsen-Anhalt)

Infotage zu ingenieurwissenschaftlichen, naturwissen-
schaftlichen und technischen Studiengidngen ein-
schlieBlich des Angebotes der Sommerschule fiir
Maédchen und junge Frauen (Sachsen-Anhalt)

Praktika fiir Madchen und junge Frauen in natur- und
ingenieurwissenschaftlichen  Studieneinrichtungen
Sachsen-Anhalt)

Tutorien fiir Studentinnen in natur- und ingenieurwis-
senschaftlichen Studiengéngen (Sachsen-Anhalt)

ThirHG-Novelle im Mai 1999: Frauenforderung an
Hochschulen (Thiiringen)

Gleichstellungsbeauftragte und Gleichstellungsbeiréte
an Thiiringer Hochschulen (§ 81 ThiirHG) (Thiiringen)

Frauenforderplédne und Richtlinien zur Erhdhung des
Frauenanteils am wissenschaftlichen Personal (Thiirin-

gen)

Anwendung des Gender Mainstreaming Prinzips bei
Planungen und Mafinahmen an Hochschulen, um zur
Qualitdtssicherung, Leistungssteigerung und Stirkung
der Wettbewerbsfahigkeit beizutragen (Thiiringen)

Kindertagesstitten fiir Studierende (Studentenwerke
Erfurt-Ilmenau und Jena-Weimar) (Thiiringen)

Unterstiitzung von Beratungsprojekten fiir Schiilerin-
nen und Studentinnen (Thiiringer Koordinierungs-
stelle fiir Naturwissenschaft und Technik) (Thiirin-
gen)

Habilitationsforderung von Wissenschaftlerinnen (Thii-
ringen)

Wiedereinstiegsstipendien fiir Wissenschaftlerinnen
(Thiiringen)
Promotionsabschlussstipendien (Thiiringen)

Einrichtung eines Berufungsfonds fiir Akademikerin-
nen (Thiiringen)

Forderung von Frauenfachhochschulprofessuren und
Forschungsvorhaben fiir Frauen an Fachhochschulen
(Thiiringen)

Forschungsstipendien fiir Akademikerinnen (Thiirin-
gen)
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Bund-Lander-Modellversuch: ,,Praxiskontakte von Stu-
dentinnen in ingenieurwissenschaftlichen Studiengén-
gen* (Universitdt GH-Paderborn und Technische Uni-
versitit [lImenau) (Thiiringen)

Einrichtung einer Professur fiir ,,Soziologie mit Schwer-
punkt Struktur und Spezifik der Geschlechterbeziehung/
Frauenforschung® (Universitat Erfurt) (Thiiringen)

Frauenforschungsprojekte an der Universitdt Jena
(Thiiringen)

Bundes- und europaweite Netzwerke zur Frauenfor-
schung (Thiiringen)

Beitrdge zur Frauen-/Médchenforschung (Fachhoch-
schule Jena) (Thiiringen)

Soziale Sicherung der Frauen

Forderung einer Kontakt- und Beratungsstelle fiir Pros-
tituierte (Bayern)

Modellprojekt ,,UHU“ — Umstiegsbegleitung durch
Umgestiegene —; Hilfestellung bei der Suche nach einer
neuen Lebensperspektive fiir Frauen mit dem Wunsch,
aus dem Prostitutionsgewerbe auszusteigen (Bayern)

Einrichtung einer interdiszipliniren Arbeitsgruppe zur
Verbesserung der Situation von Miittern und Kindern
im Strafvollzug (Berlin)

Projekt— Soziale Absicherung von Tagesmiittern (Hessen)

Projekt — Moglichkeiten fiir Frauen im Sozialhilfe-
bezug (Hessen)

Netzwerk fiir wohnungslose Frauen in Hessen (Hessen)

Forderung von reguldren Beschiftigungsverhéltnis-
sen im Bereich der haushaltsbezogenen Dienstleistun-
gen durch drei Modellprojekte ,,Dienstleistungspool
(Nordrhein-Westfalen)

Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung
»Schritt fiir Schritt — Wege aus der Prostitution
(Nordrhein-Westfalen)

Erstellung der Broschiire ,,Wegweiser fiir allein Erzie-
hende* (Sachsen)

Modellprojekt ,,Ausbildungsprojekt fiir allein Erzie-
hende Sozialhilfeempfangerinnen(Sachsen)

Angebote der psychiatrischen Versorgung im stationa-
ren, ambulanten und komplementéren Bereich mit teil-
weise auch frauenspezifischen Angeboten (Thiiringen)

Forderung von 34 anerkannten Schwangerschafts-
beratungsstellen verschiedener Trager (Thiiringen)

Wohnungsbau, Stadt-, Verkehrs- und Raumplanung

Frauenorientierte Stadtplanung und Stadt(teil)entwick-
lung — Voraussetzung fiir die Aufnahme in EU-For-
derprogramme wie ,,Urban I und II* (Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt,
Thiiringen)

Forderung einer Studie zu frauengerechter Regional-
planung (Baden-Wiirttemberg)

Forderung einer Studie zur wohnortnahen Einzelhan-
delsversorgung (Baden-Wiirttemberg)

Studie ,,Gendergerechte Verkehrsplanung in Baden-
Wirttemberg™ (Forderprogramm Frauenforschung)
(Baden-Wiirttemberg)

Broschiire: Zum Wohnungsbau — Beitrdge von Archi-
tektinnen (Baden-Wiirttemberg)

Studie Alltagsbewéltigung, Raumerfahrung und Versor-
gungsangebote aus Sicht Wohnungsloser Frauen (For-
derprogramm Frauenforschung) (Baden-Wiirttemberg)

Broschiire ,,Frauen bewegen ihren Stadtteil — frauen-
politische Belange in den Bremerhavener Stadtteil-
konferenzen* (Bremen)

Veranstaltungsreihe ,,Zeiten der Stadt* (Bremen)

Beriicksichtigung von Frauenbelangen im Hessischen
Landesplanungsgesetz und Verankerung der Beteili-
gung der Landesarbeitsgemeinschaft von Frauenbe-
auftragten der Kommunen und Kreise in den Regio-
nalversammlungen (Hessen)

Landeswettbewerb — Familienfreundliche Stadt (Hes-
sen)

Verankerung von Frauenbelangen im Landesentwick-
lungsplan des Landes Hessen 2002 (Hessen)

Beriicksichtigung von Frauenbelangen in Regional-
planen (Hessen)

Beriicksichtigung von Frauenbelangen im OPNV-Ge-
setz (Hessen)

Broschiire ,,Bauleitplanung aus Frauensicht* und Bro-
schiiren tiber hessische Projekte zum frauenfreund-
lichen Wohnen (Hessen)

Wohnungsprojekt frauenfreundliches Wohnen im Kon-
versionsbestand (Hessen)

Mobilitdtsanforderungen von Frauen als Bedarfskrite-
rium fiir die Planung des Offentlichen Personennah-
verkehrs (Mecklenburg-Vorpommern)

Verkehrskonzept fir Frauen, Beriicksichtigung von
Fraueninteressen in der Landesgesetzgebung zum Of-
fentlichen Personennahverkehr (Nordrhein-Westfalen)

Projekte zur frauenorientierten Stadt(teil)entwicklung
(z. B. in Hagen und Bergkamen) (Nordrhein Westfalen)

Rechtliche Verpflichtung zur Einrichtung von Frauen-
parkplétzen in Grofgaragen — Garagenverordnung —
(Nordrhein-Westfalen)

Vorrangige Vergabe von 6ffentlich geforderten Sozial-
wohnungen u. a. an allein Erziehende und Frauen aus
Frauenhdusern — seit 1990 — (Nordrhein-Westfalen)

Ver6ftentlichung einer Informationsschrift zur frauen-
und familiengerechten Wohnungspolitik (,,Gemein-
sam planen, nachbarschaftlich wohnen — Perspektiven
solider Wohnungspolitik fiir Frauen und Familien in
Nordrhein-Westfalen®) (Nordrhein-Westfalen)
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Frauenbelange in der Agenda 21 (Nordrhein-Westfalen)

Handbuch ,,Angstfreic Raume — Planungsleitfaden fiir
mehr Sicherheit im 6ffentlichen Raum* (Nordrhein-
Westfalen)

Aktivitdten fiir Frauen im ldndlichen Raum, z. B. neue
Berufsmoglichkeiten fiir Bauerinnen, Mobilitdt, frau-
enrelevante Aspekte der Regionalentwicklung (Nord-
rhein-Westfalen)

Frauenspezifisches generationsiibergreifendes Wohn-
projekt Martin-Luther-King — Dokumentation 1998 —
(Rheinland-Pfalz)

Verankerung chancengleichheitspolitischer Aspekte
in der Landesinitiative ,,Urban 21 fiir sozial benach-
teiligte Stadtteile (Sachsen-Anhalt)

»Frauen und Stadt® Empfehlungshandbuch zur Ge-
staltung des Wohnumfeldes aus der Sichtweise der
Geschlechter (Sachsen-Anhalt)

Frauenrelevante Aspekte im Regionalen Raumord-
nungsplan Mittelthiiringens (RROP) (Thiiringen)

Gleichstellungsbelange in fast 40 Regionalen Ent-
wicklungskonzepten (REK) (Thiiringen)

Herausgabe von Handbiichern fiir Frauen durch die
Gleichstellungsstellen der Stddte (z.B. Frauenkalen-
der/Frauenbranchenbuch) (Thiiringen)

Generationsiibergreifendes Wohnprojekt fiir Frauen in
Vorplanung — Leinefelde — (Thiiringen)

Thiiringer Richtlinien zur Wohnungsbauforderung —
vordringliche Forderung fiir schwangere Frauen und
Alleinerzichende — (Thiiringen)

Kommunale Frauenpolitik

Gesetzliche Regelung iiber die Bestellung und Betei-
ligung kommunaler Frauen- bzw. Gleichstellungs-
beauftragter (gesetzliche Verpflichtung von Stadten,
Gemeinden und Kreisen mit mehr als 10 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern zur hauptamtlichen Bestel-
lung von kommunalen Gleichstellungsbeauftragten)
(Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein)

Forderung der Geschiftsstelle der Landesarbeitsge-
meinschaft kommunaler Frauenbiiros und Gleichstel-
lungsstellen (Nordrhein-Westfalen, Sachsen)

Zusammenarbeit mit kommunalen Gleichstellungs-
beauftragten (Baden-Wiirttemberg, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen)

Untersuchungen zu Rahmenbedingungen, Arbeits-
schwerpunkten und Kompetenzen fiir kommunale
Gleichstellungsarbeit und Ableitung von Verbesse-
rungsmoglichkeiten (Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anbhalt)

Zwischenbericht zur Situation kommunaler Gleich-
stellungsbeauftragter im Land Brandenburg (heraus-
gegeben vom Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit und Frauen im Oktober 2000) (Brandenburg)

K)

Regelung iiber die Bestellung und Aufgaben von
Gleichstellungsbeauftragten in der Kommunalverfas-
sung (Mecklenburg-Vorpommern)

Vernetzungsstelle fiir Gleichberechtigungs- und Frau-
enbeauftragte in Niedersachsen

Vernetzungsstelle fiir kommunale Gleichstellungsbe-
auftragte in Rheinland Pfalz

Gesetzliche Regelung in der Gemeinde- und Land-
kreisverordnung zur Einrichtung von kommunalen
Gleichstellungsstellen sowie Erlass von Verwaltungs-
vorschriften zu den Aufgaben der kommunalen Gleich-
stellungsstellen (Rheinland-Pfalz)

Regelung im Landesgleichstellungsgesetz zur Ein-
richtung von kommunalen Gleichstellungsstellen
(Saarland)

Zusammenarbeit mit den Gleichstellungsbeauftragten
(inklusive Fachaufsicht) der Regierungsprésidien und
der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) kommunaler
Gleichstellungsbeauftragter (Sachsen)

Unterstiitzung der Landeskonferenzen der Landes-
arbeitsgemeinschaft kommunaler Gleichstellungsbe-
auftragter (Sachsen)

Forderung der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten (Sachsen)

Handbuch fiir kommunale Gleichstellungsarbeit in
Sachsen, hrsg. von der Staatsministerin fiir Gleich-
stellung von Frau und Mann (Sachsen)

Forderung der Sachsischen Frauenwoche (Sachsen)

Fachveranstaltungen zur Qualitdtsentwicklung und
-sicherung in séchsischen Frauenprojekten (Sachsen)

Gleichberechtigungskonferenzen (Sachsen)

Studie und Fachtagungen ,,Evaluation, Qualitétsent-
wicklung und -sicherung in sdchsischen Frauenpro-
jekten* (Sachsen)

Entwicklung von Fortbildungskonzepten und Durch-
filhrung von FortbildungsmafBinahmen flir Gleichstel-
lungsbeauftragte (Bremen, Mecklenburg-Vorpommern,
Nordrhein-Westfalen, Saarland)

Unterstiitzung der Arbeit der kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten durch Herausgabe von Hand-
biichern, sonstige Veroffentlichungen, gemeinsame
Veranstaltungen und Aktionswochen, Vernetzungsan-
gebote (Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-West-
falen, Schleswig-Holstein)

Kooperationsvertrag zur Verwaltungsmodernisierung
zwischen ZGF Bremerhaven, OTV, Gesamtpersonal-
rat, Magistrat der Stadt Bremerhaven (Bremen)

Forderung von Miidchen

Empfehlungen fiir die Férderung der Madchenarbeit in
der Jugendforderung nach KJHG (Bremen, Thiiringen)

Forderung von Landesstellen zur Médchenarbeit (Ba-
den-Wirttemberg, Hessen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen)
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Forderung von Projekten, Veranstaltungen, Aktionen,
Broschiiren fiir Mddchen im Rahmen der au3erschuli-
schen Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit (Bremen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland)

Forderung von regionalen Méadchentagen (Bayern,
Hessen, Thiiringen)

Projekte TuK-Technologien fiir Madchen (Baden-
Wiirttemberg)

,» Wir konnen alles?!* Férderung von Méadchenprojek-
ten (Baden-Wiirttemberg)

Fachprogramm ,,FAMtotal* des Bayerischen Jugend-
rings zur Forderung der Arbeit mit Maddchen und jun-
gen Frauen in der Jugendarbeit in Bayern

Internationale Konferenz zur Méadchenarbeit in Eu-
ropa (1999) sowie madchenpolitische Konferenz des
Bayerischen Jugendrings 2000 (Bayern)

Streetgirls — Médchen erobern die Strafle (Madchen-
demo: Berlin — Eine Stadt fiir Médchen) (Berlin)

Forderung des jahrlich stattfindenden Méadchenpro-
jekttages mit landesweiter Beteiligung zum 8. Mérz,
Schwerpunkte: Politikbeteiligung, Berufsorientierung
und Lebensplanung u. a. (Brandenburg)

Maidchenparlamente in Bremerhaven (Bremen)

WENDO - Selbstbehauptung und Selbstverteidigung
fiir kleinere Madchen (Bremen)

,Alles ist drin — Bremerhavener Madchenhandbuch
von A bis Z*“ (Bremen)

Modellprojekt
(Hamburg)

~Bewegungsraume fiir Maidchen®

Forderung des ,,hamburger madCHENSspektakels®, ei-
nem jéhrlich stattfindenden Musikfestivals fiir Madchen
und junge Frauen mit Rahmenprogramm (Hamburg)

,Partizipation von Madchen®, Veranstaltung und Ver-
offentlichung (Hessen)

Tagung zur Integration auslédndischer Maddchen (Hessen)

Qualifizierung von Madchenwohngruppen durch Fort-
bildung und Vernetzung (Hessen)

Unterstlitzung der Zeitschrift ,,Madchenpolitisches Fo-
rum*® (Hessen)

Verankerung der Méadchenarbeit in den Landesaus-
fiihrungsgesetzen zum Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG) (Nordrhein-Westfalen)

Initiativprogramm Selbstbehauptung und Konflikt-
training fiir Madchen und Jungen in Schulen (Nord-
rhein-Westfalen)

Informationsmaterialien zum Modellprojekt ,,Méadchen
und Berufsfindung™ fiir den Berufsorientierungsunter-
richt an verschiedenen Schulen (Nordrhein-Westfalen)

Tagung ,,Méadchen mischen mit. Theorie und Praxis
zur Médchenbeteiligung®, Tagungsbericht und Doku-
mentation 1998 (Rheinland-Pfalz)

)

Forderung der Landesarbeitsgemeinschaft ,,Méadchen
und junge Frauen Sachsen (Sachsen)

Forderung des bundesweiten Médchenfestivals
MADIALE 2001 (Sachsen)

Modellprojekt ,,Madchengerechte Jugendhilfeplanung
in Nordfriesland* (1996 bis 1999) (Schleswig-Hol-
stein)

Forderung der Kinder- und Jugendarbeit mit Madchen
und jungen Frauen: Projekte und Veranstaltungen fiir
Maidchen und junge Frauen, autonome Médchenzen-
tren im ldndlichen Raum, Autonomes Méadchenhaus
des Vereines ,,Lotta in Kiel (Schleswig-Holstein)

Fortbildungen und Broschiiren fiir MultiplikatorInnen,
insbesondere Bausteinfortbildungen zur Einfithrung in
die Médchen- und Jungenarbeit” (1999 u. 2000), Fach-
tagungen zur Situation von Médchen in krisenhaften
Lebenssituationen zwischen Heim, Strale und Psy-
chiatrie (1998 bis 2001) (Schleswig-Holstein)

Forderung des Modellprojektes ,,FOR JU* — Fortbil-
dung flir middchen- und jungengerechte Jugendhilfe
(Schleswig-Holstein)

Geschiftsstelle der LAG ,,Miadchen und junge Frauen
in der Jugendhilfe* (Schleswig-Holstein)

Erarbeitung fachlicher Empfehlungen zur Médchen-
arbeit in Thiiringen (Beschluss des Landesjugendhil-
feausschusses vom Februar 2001) (Thiiringen)

Fortbildungsangebote zur Madchenarbeit fiir Mitar-
beiterinnen in Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe (Thiiringen)

Fachtagung ,,Méadchenarbeit in Thiiringen* (Mai 2001)
und Erarbeitung einer Dokumentation dazu bis Jahres-
ende (Thiiringen)

Fachveranstaltung ,,Essstorungen von Maédchen®
(2000/2001) (Thiiringen)

Fachforum ,,Kinder misshandelter Miitter (Landes-
arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (Thiirin-

gen)
Forderung eines Modellprojektes zur ,,Integrierten

médchenbewussten Jugendhilfeplanung™ (1998 bis
2000) (Thiiringen)

Unterstiitzung regionaler Arbeitskreise (seit Septem-
ber 2001 Arbeitskreis ,,Stationdre Einrichtungen fiir
Maidchen®), auch bei der inhaltlichen und methodi-
schen Umsetzung von Fortbildungen (Thiiringen)

Rechtssprache

Regelung im Landesgleichstellungsgesetz (Branden-
burg, Saarland)

Verwaltungsvorschrift ,,Geschlechtsgerechte Amits-
und Rechtssprache (Rheinland-Pfalz)

Broschiire Amtssprache — Zur Gleichbehandlung von
Frauen und Minnern in der Amtssprache (Saarland)
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— Regelung zur Beriicksichtigung der Gleichberechti- | —
gung in der Gesetzessprache (VwV Normerlass vom
25. Mai 1999) (Sachsen)

— Arbeitshilfen fiir eine rechtsformliche Gestaltung von
Gesetz- und Verordnungsentwiirfen, die der sprach-
lichen Gleichstellung von Mann und Frau dienen (De-
zember 1997) (Thiiringen)

m) Nichtregierungsorganisationen von Frauen -

— Zusammenarbeit mit und Foérderung von Frauenor-
ganisationen, Frauennetzwerken, Frauengruppen und
-initiativen, Frauenverbidnden und Landesarbeits-
gemeinschaften, einschlieBlich der Férderung von Pro-
jekten (Baden-Wiirttemberg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, | —
Sachsen)

— Forderung von Frauenzentren (Nordrhein-Westfalen) | —

— Forderung von 47 Frauenkommunikationszentren (Thi-
ringen) -

n) Gesundheit

— Projekt: Pravention von Essstorungen (Baden-Wiirt-
temberg)

— Frauengesundheitsbericht Baden-Wiirttemberg

— Initiative zur Krebsfritherkennung und Selbstunter-
suchung der Brust (Hessen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land)

— Begleitung und Kontrolle des Zertifizierungsprozesses
fiir Arztinnen und Arzte, die auf Mammographie spe-
zialisiert sind, Erstellung von Disease-Management-
Programmen fiir Brustkrebserkrankungen (Berlin)

— Konzertierte Aktion: Integration der Frauengesund-
heit in das Berliner Gesundheitswesen (Kliniken, nie-
dergelassene Arzte und Arztinnen, Offentlicher
Gesundheitsdienst (Gesetzesnovellierung), Verwal-
tungen usw.), hier insbesondere das Thema gesundheit-
liche Versorgung gewaltbetroffener Frauen (Berlin)

— Fachtagung: Gesundheit kennt kein Geschlecht? — Zur
Gesundheit von Frauen und Médchen (Berlin)

— Netzwerk Frauengesundheit Berlin
— Fachtagung: ,,Diagnose Brustkrebs — Frauen fordern | _—
Qualitit* (Berlin)

— Fachtagung: ,,Als wire nichts gewesen. Der Umgang
des Gesundheitswesens mit von Gewalt betroffenen
Frauen* (Berlin) _

— Organisation des Forums Frauengesundheit, einem
Verbund von Fachfrauen fiir Frauengesundheit in Bre-
men (Bremen)

— Kolloquium und Dokumentation ,,Kontroverse um die
Brustkrebsfriiherkennung® (Bremen)

— Informationsveranstaltung zu Mamma-Screening/
Brustkrebs (Bremen)

Dokumentation ,,Fritherkennung — Brustkrebs — wie
geht es weiter?* (Bremen)

Initiierung von zertifizierter Fortbildung fiir Arztin-
nen und Arzte zu ,,Wechseljahre aus multidiszipliné-
rer Sicht* (Bremen)

Herausgabe des Ratgebers ,,Schwanger in Bremen
und Bremerhaven® (Bremen)

Entwicklung von zertifizierten Fortbildungen fiir
Arztinnen und Arzte zum Thema ,,Sexuelle Gewalt-
erfahrung als Ursache fiir unspezifische korperliche
Beschwerden von Frauen und Madchen®; Veroffent-
lichung der gleichnamigen Dokumentation (Bre-
men)

Projekt zur Implementierung des Gender Aspekts im
Gesundheitsbereich (Hessen)

Vernetzung von Institutionen, Projekten und Gruppen
zum Thema ,,Frauengesundheit™ (Hessen)

Projekt zur Stiitzung der Selbstkompetenz von Frauen
im Gesundheitsbereich (Hessen)

Geschlechtsspezifische Auswertung der Kranken-
hausfélle in Mecklenburg-Vorpommern (Mecklen-
burg-Vorpommern)

Konzeption eines Frauengesundheitszentrums fiir
Mecklenburg-Vorpommern

Arbeitskreis Frauengesundheit der Landesregierung
(Mecklenburg-Vorpommern)

Frauengesundheitszentren (Niedersachsen)

Forderung eines Netzwerkes ,,Frauen/Madchen und
Gesundheit™ (Niedersachsen)

Ver6ftentlichung eines Landesgesundheitsberichtes
zum Thema ,,Gesundheit von Frauen und Ménnern*
(2000) (Nordrhein-Westfalen)

Behandlung der Thematik ,,Geschlechtsspezifische
Aspekte von Gesundheit und Krankheit™ im Rahmen
der Landesgesundheitskonferenz 2001 (Nordrhein-
Westfalen)

Beteiligung der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten an den kommunalen Gesundheitskonferenzen
(Nordrhein-Westfalen)

Landesweite Aktionswochen des NRW-Frauenminis-
teriums mit den kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten zum Thema , Frau und Gesundheit™ (2001)
(Nordrhein-Westfalen)

»Konzertierte Aktion gegen Brustkrebs™ (Initiative
der Landesfrauen- und Gesundheitsministerien und
von Beteiligten des Gesundheitswesens) (Nordrhein-
Westfalen)

Forderung einer Koordinierungsstelle ,,Frau und Ge-
sundheit” (Modellprojekt) und von zwei Frauenge-
sundheitszentren, (Hagazussa/KoIn und Internationa-
les Zentrum fiir Frauengesundheit/Bad Salzuflen)
(Nordrhein-Westfalen)
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,Konzertierte Aktion gegen Brustkrebs® (Initiative
der Landesfrauen- und Gesundheitsministerien und
von Beteiligten des Gesundheitswesens) (Nordrhein-
Westfalen)

Forderung der Landesfachstelle ,,Frauen und Sucht —
Bella Donna“ und frauenspezifische Maflnahmen zur
Umsetzung des Landesprogramms gegen Sucht (z. B.
in der Sucht- und Drogenberatung) (Nordrhein-West-
falen)

Forderung von fiinf Suchtberatungsstellen mit frauen-
spezifischem Ansatz (Rheinland-Pfalz)

Forderung des Frauen- und Méadchengesundheitszen-
trums MEDEA (Sachsen)

Netzwerk Frauen und Gesundheit als offener Zusam-
menschluss von Frauen, die vornehmlich als Multipli-
katorinnen im Bereich Gesundheit aktiv sind (Sachsen-
Anbhalt)

Forschungsprojekt an der Otto-von-Guericke-Univer-
sitdt ,,Lebenslagen, Risiken und Gesundheit von Frauen
im mittleren Lebensalter* (Sachsen-Anhalt)

Griindung des Netzwerkes fiir Frauengesundheit in
Schleswig-Holstein

Mitgestaltung der Broschiire ,,Psychiatrie und Sucht —
Leitlinien fiir frauengerechte Angebote* (Schleswig-
Holstein)

Frauenspezifische therapeutische Angebote innerhalb
der Suchtkrankenarbeit (Thiiringen)

Lesben und Schwule

Gesetz iiber Zustandigkeiten und Verfahren nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz  (Berlin, Brandenburg,
Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Thiiringen)

Unterstiitzung schwul-lesbischer Strukturen durch die
Forderung von Gruppen, Vereinen, Landesverbidnden
sowie Projekten zur Beratung, Information Vernetzung,
Offentlichkeitsarbeit (Nordrhein-Westfalen, Sachsen-
Anhalt)

Fachtagung ,,Regenbogenfamilien, wenn Eltern les-
bisch, schwul, bi- oder transsexuell sind* (Berlin)

Broschiirenreihe zur lesbisch-schwulen Emanzipation
(Berlin)

Forderung der Landeskoordinierungsstelle fiir
LesBiSchwule Belange im Lande Brandenburg (Bran-
denburg)

Forderung der jdhrlich stattfindenden einwdchigen
Stédtetour durch Brandenburg anldsslich des Christo-
pher-Street-Days unter Schirmherrschaft des Minis-
ters fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen
(Brandenburg)

Einrichtung eines Referats beim Senator fiir Arbeit,
Frauen, Jugend, Gesundheit und Soziales im Bereich
,Junge Menschen® mit dem Arbeitsschwerpunkt
,»gleichgeschlechtliche Lebensweisen (Bremen)

MaBnahmen der Aufklarungs- und Emanzipationsar-
beit, Broschiiren, Faltblatter, Akzeptanzkampagne
(Nordrhein-Westfalen)

MafBnahmen im Bereich lesbische Madchen- und
schwule Jungenarbeit (Nordrhein-Westfalen)

MaBnahmen zum Abbau von Gewalt gegen Lesben
und Schwule (Nordrhein-Westfalen)

Grundlagenforschung, Studien und wissenschaftliche
Erhebungen zum Themenfeld gleichgeschlechtliche
Lebensformen (Nordrhein-Westfalen)

Forderung des Lesben- und Schwulenverbandes (Saar-
land)

Antidiskriminierungsgesetz (Sachsen-Anhalt)

MaBnahmen zur ,,Bekdmpfung von Gewalt und Dis-
kriminierung gegen Lesben und Schwule und Forde-
rung der Chancengleichheit zwischen homosexuellen
und heterosexuellen Lebensweisen in Schleswig-
Holstein® (Schleswig-Holstein)

Ausfiihrungsgesetz zum Lebenspartnerschaftsgesetz
fir Schleswig-Holstein (LPartAusfG) (Schleswig-
Holstein)

Frauen in Kunst, Kultur und Sport
Kiinstlerinnenprogramm (Berlin)
Jéhrlicher Berliner Frauenlauf (Berlin)

Mentorinnen-Programm: Berufsziel Professorin an
der Universitit der Kiinste (Berlin)

Foérderung von verschiedenen Kunst- und Kulturpro-
jekten von Frauen (Brandenburg)

Frauenpreis fiir Mddchen und Frauen im Sport (Bran-
denburg)
fiir Bildende

Sybilla-Merian-Preis Kiinstlerinnen

(Hessen)
Mentorin im Kunstbereich (Hessen)

Erweiterung von Vernetzungsstrukturen im Bereich
Kunst (Hessen)

Durchfiihrung von Frauenkulturtagen (Mecklenburg-
Vorpommern)

Forderung von Kiinstlerinnen sowie verschiedenen
Kunst- und Kulturprojekten von und fiir Frauen in
Nordrhein-Westfalen:

— Vergabe eines Kiinstlerinnenpreises NRW in
wechselnden Sparten

— Forderung von zwei Frauenfilmfestivals (Femi-
nale in Koln und Femme totale in Dortmund)

— Forderung von Rockmusikerinnen (rocksie)

— Videoproduktion zum Wandel des Frauenbildes im
Film des 20. Jahrhunderts ,,Von Leinwandgéttin-
nen zu Cybergirls® 2000)

— Forderung eines Frauenkulturbiiros
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Aktionstage ,,Breitensport fiir Frauen und Médchen*
(Nordrhein-Westfalen)

Forderung von Kiinstlerinnen durch Frauenkulturkon-
ferenzen, Musiksymposium fiir weibliche Nachwuchs-
krifte, Existenzgriindungsseminare und Mentorinnen-
Projekt (Rheinland-Pfalz)

,»Wilhelmine Reichard — Frauen gehen in die Luft®
— Sportfrauen —, Festveranstaltung der Staatsministe-
rin Christine Weber am 21. Mérz 2002 anldsslich des
Internationalen Frauentages (Sachsen)

Forderung der Publikation ,,Kopf oben, Beine unten
und geschlossen. Frauen turnen sich frei®, erarbeitet
von Diana Richter anlésslich des 31. Deutschen Turn-
festes 2002 in Leipzig (Sachsen)

Unterstiitzung der Ausstellung ,,Politea™ (Abriss der
Deutschen Geschichte ab 1945 bis in die Gegenwart
aus Sicht von Frauen. Im Mittelpunkt stehen Frauen
aus Ost und West) (Sachsen)

Stipendiatenhaus in Salzwedel (Stipendium zur For-
derung eines Kiinstlerischen Projektes in Form eines
kostengiinstigen einjéhrigen Aufenthalts in einem
Kiinstlerhaus verbunden mit einem Zuschuss fiir
Reise- und Materialkosten) (Sachsen-Anhalt)

Frauen mit Behinderungen

Netzwerk von und fiir Frauen und Madchen mit Be-
hinderungen in Bayern (Bayern)

Netzwerk behinderter Frauen Berlin e.V. von und fiir
Midchen und Frauen mit Behinderungen (Berlin)

Ratgeber fiir behinderte Madchen und Frauen in Berlin

Konzept zur Aufnahme gewaltpraventiver Regelun-
gen in die Qualitdtssicherung der Einrichtungen der
Behindertenhilfe (Umsetzungsphase) (Berlin)

Arbeitskreis zur Pravention und Intervention bei sexu-
eller Gewalt gegentiber (geistig-) behinderten Madchen
und Frauen in (und auBerhalb) der Familie (Berlin)

Projekte zur Selbstbehauptung und Selbstverteidigung
fiir Madchen und Frauen mit Behinderung (Berlin)

Einrichtung einer Projektstelle fiir Frauen mit Behin-
derungen (Bremen)

Fotoausstellung ,,Frauen mit Behinderungen® (Bremen)

Netzwerk fiir behinderte Frauen Unterstiitzung des
Hessischen Koordinierungsbiiros fiir behinderte Frauen
(Hessen)

Broschiire ,,Situation von Frauen mit Behinderungen
in hessischen Wohneinrichtungen der Behinderten-
hilfe“ (Hessen)

Proportionale Beteiligung von Frauen am Integra-
tionsforderrat (Mecklenburg-Vorpommern)

Ratgeber fiir behinderte Frauen in Niedersachsen
(Niedersachsen)

Studie ,,Telearbeit — eine Chance fiir Frauen mit und
ohne Behinderungen?!* (Nordrhein-Westfalen)

Forderung von Modellprojekten fiir Frauen und
Maidchen mit Behinderungen, wie z. B. Projekte zur
Assistenz etc. (Nordrhein-Westfalen)

Mafnahmen zur Erforschung und Unterstiitzung be-
hinderter Frauen, wie z. B. Gutachten zur Situation be-
hinderter Frauen in NRW (Nordrhein-Westfalen)

Veranstaltungen fiir Frauen und Médchen mit Behin-
derungen (Nordrhein-Westfalen)

Offentlichkeitsarbeit (Broschiire) (Nordrhein-West-
falen)

Koordinierungs- und Beratungsstelle KOBRA fiir
Frauen mit Behinderungen in Rheinland-Pfalz

Modellprojekt ,,Aufbau eines sdchsischen Netzwerkes
von Frauen mit Behinderungen* (Sachsen)

Dokumentation ,,Frauen mit Behinderungen im Frei-
staat Sachsen® (Sachsen)

Geschlechtsspezifische Differenzierung bzgl. der er-
lebten Gewalt im Rahmen der empirischen Erhebung
iiber die Situation von Menschen mit Behinderungen
in Sachsen-Anhalt

Durchfiithrung eines Workshops im Rahmen des Frau-
enfachforums 1999 zur Situation von Frauen mit Be-
hinderung in Sachsen-Anhalt

Forderung des Vernetzungs- und Koordinationsbiiros
,,Mixed Pickles* fir Frauen mit und ohne Behinde-
rungen (Schleswig-Holstein)

Frauen und Gremien

Regelung fiir die Besetzung von Gremien im Landes-
gleichstellungsgesetz von Rheinland-Pfalz (Baden-
Wiirttemberg, Rheinland-Pfalz)

Dritter Gremienbericht {iber die Reprasentanz von
Frauen in Gremien, auf deren Besetzung die Landes-
regierung bzw. der Landtag Einfluss haben (Baden-
Wiirttemberg)

Analyse der Gremienberichte, Handlungsempfehlun-
gen (Baden-Wiirttemberg)

Bundesweite Fachveranstaltung der fiir Frauenpolitik
zustandigen Senatsverwaltungen zur Weiterentwick-
lung der Partizipation von Frauen an Entscheidungs-
gremien (Mérz 2001) (Berlin)

Regelung zur parititischen Besetzung des Rundfunk-
rates und des Verwaltungsrates des Rundfunks Berlin-
Brandenburg im Staatsvertrag tiber die Errichtung ei-
ner gemeinsamen Rundfunkanstalt der Lander Berlin
und Brandenburg (Brandenburg)

Regelung zur parititischen Besetzung von Gremien
und zur Beriicksichtigung von Frauen bei der Ausge-
staltung der Vorschldge der entsendenden Organe,
Behorden, Dienststellen und sonstigen Einrichtungen
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des Landes bei der Bestellung, Berufung oder Ernen-
nung von Gremienmitgliedern innerhalb und auBer-
halb der Landesverwaltung im Landesgleichstellungs-
gesetz (Brandenburg)

Soll-Vorschrift im Landesgleichstellungsgesetz (LGG),
wonach Kommissionen, Beirdte, Verwaltungs- und
Aufsichtsrite sowie sonstige Gremien geschlechts-
paritétisch besetzt werden sollen, entsprechende Rege-
lungen fiir die Entsendung von Personen in Gremien,
Berichtspflicht (§ 12 LGG, seit 1999) (Nordrhein-
Westfalen)

Aufbau einer Expertinnendatei zur Besetzung von
Gremien (Rheinland-Pfalz)

Workshops zum Thema ,,Frauen und Gremien®
(Rheinland-Pfalz)

Pflicht fiir alle Landes- und Kommunaldienststellen so-
wie alle sonstigen der Rechtsaufsicht des Freistaates
Sachsen unterliegenden juristischen Personen des 6f-
fentlichen Rechts, bei der Gremienbesetzung auf eine
gleiche Beteiligung von Frauen und Ménnern hinzu-
wirken (vgl. § 15 des Sichsischen Frauenforderungsge-
setzes (SachsFFG) vom 31. Mirz 1994 (SichsGVBIL.
S. 684)) (Sachsen)

Aufbau von Expertinnendateien (Sachsen-Anhalt)

Regelung zur Besetzung von Gremien, deren Mitglie-
der durch Tréager der 6ffentlichen Verwaltung benannt
oder entsandt werden (Schleswig-Holstein)

Frauen in der Versammlung der Thiiringer Landes-
medienanstalt (Thiiringer Rundfunkgesetz § 45 Abs. 1
u. 4) (Thiiringen)

Frauen, Medien, Offentlichkeitsarbeit und sons-
tige Malinahmen

Gleichstellungspreis ,,aequitas* (Saarland, Schleswig-
Holstein)

Kampagne zur Kommunalwahl 1999 | Politik ohne
Frauen fehlt die bessere Halfte* mit Begleitmateria-
lien wie Flaggen, Sweat-Shirts, Plakaten, Datenfalt-
blatt zur Reprédsentanz von Frauen in den Parlamenten
und ecinem frauenpolitisch-historischem Kalender
(Baden-Wiirttemberg)

Frauen-Internet-Portal www.frauen-aktiv.de (Baden-
Wiirttemberg)

Fachtagung Frauen-Macht-Medien (Baden-Wiirttem-
berg)

Strategieseminare fiir Kreis-, Gemeinde- und Ort-
schaftsritinnen ,,Standort — Standpunkt — Strategie
(Baden-Wiirttemberg)

Studie: Repréisentanz von Frauen in den Medien in Ba-
den-Wiirttemberg

Forderprogramm ,,Leistungen von Frauen in Baden-
Wiirttemberg sichtbar machen® (Baden-Wiirttemberg)

Handreichung ,,Mentoring fiir Frauen in der Kommu-
nalpolitik* (Baden-Wiirttemberg)

Broschiire Top-Themen der Frauenpolitik — Aktions-
programm der Frauenbeauftragten der Landesregie-
rung (Baden-Wiirttemberg)

Dritter Bayerischer Frauenkongress ,,Zusammenspiel
— Ein Pladoyer fiir Partnerschaft in Familie, Erziehung
und Beruf (Bayern)

Landesausstellung ,,Geschichte der Frauen in Bayern®

Ausstellung ,,Netzwerke® — wegweisende Frauenpro-
jekte in Bayern

Dokumentationen zu Kongressen und Fachtagungen
bzw. zum Bayerischen Frauenforderpreis (Bayern)

Forderung der jahrlichen Brandenburgischen Frauen-
woche (Brandenburg)

Seminare fiir Frauen zur Einfilhrung in das Internet
(Bremen)

Jahrliche Bremerhavener Frauenwoche (Bremen)
Ausstellung ,,Starke Frauen (Bremen)

Informationsbroschiire zum neuen Kindschaftsrecht
ab 1. Juli 1998 (Bremen)

Informationsbroschiire zu Trennung und Scheidung
(Bremen)

Herausgabe eines Frauenstadtbuchs fiir die Stddte
Bremen und Bremerhaven (Bremen)

Vergabe des Elisabeth-Selbert-Preises im jéhrlichen
Wechsel an Journalistinnen und Wissenschaftlerinnen
(Hessen)

Einrichtung einer Informations- und Kommunikati-
onsplattform von und fiir Frauen in NRW im Internet
»www.frauennrw.de®, seit 2001(Nordrhein-Westfalen)

Videoproduktion zum Wandel des Frauenbildes im
Film des 20. Jahrhundert ,,Von Leinwandgottinnen zu
Cybergirls* (2000) (Nordrhein-Westfalen)

Jéhrliche Aktionswochen zusammen mit den kommu-
nalen Gleichstellungsbeauftragten zu wechselnden
Themenschwerpunkten (Nordrhein-Westfalen)

Jéhrliche Veranstaltung zum Internationalen Frauen-
tag (Nordrhein-Westfalen)

Ausstellungen wie z. B. ,,Aufbruch — Frauenbilder aus
Nordrhein-Westfalen*

Studie ,,Sexismus und Gewalt im Fernsehen® und
Frauenbild und Frauenthemen im Lokalfunk des Lan-
des NRW (Nordrhein-Westfalen)

Periodischer Landesinformationsdienst zur Frauen-
politik (Nordrhein-Westfalen)

Vielzahl von frauen- und gleichstellungspolitischen
Informationsschriften (Nordrhein-Westfalen)

,Mehr Frauen in die Politik. Politikerinnen fordern
den Nachwuchs® Politisches Mentoring Projekt des
Landes Rheinland-Pfalz
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Lokale Agenda 21 und Frauen: Foérderung von Frauen
Agenda Gruppen (Rheinland-Pfalz)

Seminare fiir Gleichstellungsbeauftragte ,,Gleichstel-
lung im Beruf™, ,,Gender-Working* (Rheinland-Pfalz)

Forderung von Qualifizierungen fiir Frauen im Ehren-
amt (Rheinland-Pfalz)

Zuwendung fiir frauenpolitische Dachverbédnde, Lan-
desarbeitsgemeinschaften sowie Koordinierungs- und
Beratungsstellen fiir Frauen (Sachsen)

Richtlinie iiber die Gewdhrung von Zuschiissen zur
Forderung der Chancengleichheit von Frau und Mann
vom 19. Juni 2001. Sie regelt die Férderung von Frau-
enforderungsmafBinahmen und Frauenprojekten sowie
die Stirkung der Arbeit von Frauen im ldndlichen
Raum (Sachsen)

Zehn Jahre Gleichstellungspolitik im Freistaat Sach-
sen, Fachregierungserklédrung der Staatsministerin fiir
Gleichstellung von Frau und Mann, Christine Weber,
am 4. April 2001 vor dem Sachsischen Landtag (Pro-
tokollfassung). (Sachsen)

Zehn Jahre Gleichstellungspolitik im Freistaat Sach-
sen — Entwicklung der Lebenslage von Frauen in den
Jahren 1990 bis 2000, hrsg. von der Staatsministerin
fiir Gleichstellung von Frau und Mann (Sachsen)

Landesinternetportal fiir Frauen ,,Fraueninfosystem
Sachsen-Anhalt™ (Sachsen-Anhalt)

Gutachten zur ehrenamtlichen Arbeit von Frauen und
Miénnern (Schleswig-Holstein)

Broschiire ,,Frauennetzwerk Thiiringens in Stichpunk-
ten” (3. Auflage) (Thiiringen)

Gender Mainstreaming

Beschluss der Landesregierung zur Implementierung
von Gender Mainstreaming in der Landesverwaltung
(Baden-Wiirttemberg)

Einfiihrung des Gender Mainstreaming in der Senats-
verwaltung in Berlin

Vereinbarung zur Umsetzung des Gender Mainstream-
ing im Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit
und Frauen, 2000 (Brandenburg)

Ressortspezifische Fortbildung zum Gender Main-
streaming fiir Fiihrungskrifte des Ministeriums fiir
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen, 2000 (Bran-
denburg)

Entwicklung von abteilungsspezifischen Gender Main-
streaming-Pilotprojekten im Ministerium fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Frauen, 2001 (Brandenburg)

Landesweite Gender Mainstreaming-Fachtagung zu
den Politikfeldern Medien, Gesundheit, Kommunal-
verwaltung, Wirtschaft und EU-Strukturférderung,
2001 (Brandenburg)

Abteilungsiibergreifende Gender Mainstreaming-Grup-
pe und ressortiibergreifende ad-hoc-Gruppe Gender

Mainstreaming auf Arbeitsebene (zz. in Vorbereitung),
(Brandenburg)

Schwerpunkte: Gender Mainstreaming im Bildungs-
bereich (Schulische Berufsorientierung fiir Madchen
und Jungen) (Brandenburg)

Gender Mainstreaming und Verwaltungsmodernisie-
rung (Brandenburg)

Studie: Gender-Analyse der Print-audio-visuellen und
digitalen Medien im Land Brandenburg 01/02 (noch
nicht verdffentlicht) (Brandenburg)

MaBnahmen der Offentlichkeitsarbeit zum Gender
Mainstreaming (Vortrage, Print- und Internet-Beitrage
(Letztere in Vorbereitung) (Brandenburg)

Informationsveranstaltungen zu Gender Mainstream-
ing (Bremen)

Veranstaltung ,,Chancengleichheit durch den Europa-
ischen Sozialfond in der Metropol-Region Hamburg —
Handlungsansitze von Gender Mainstreaming bei der
Projektentwicklung™ (Hamburg)

Projekt ,,Einfithrung von Kompetenzzirkeln mit Be-
ricksichtigung des Gender-Working-Aspekts (Ham-
burg)

Gender-Veranstaltung ,,Mars und Venus — Zwei Wel-
ten — ein Team?* (Hamburg)

Projekt ,,Umsetzung von Maflnahmen zur Frauenfor-
derung im Rahmen von Ziel und Leistungsverein-
barungen* (Hamburg)

Einfithrung des Gender Mainstreaming in der Landes-
regierung in Hessen, dazu z.B.: Veranstaltung des
Hessischen Ministerprisidenten und des Hessischen
Sozialministeriums zum Thema ,,Gender Mainstream-
ing als Zukunftsstrategie der Gleichstellungspolitik,
2001 in Wiesbaden

Veranstaltung zum Thema ,,Gender Mainstreaming —
eine moderne Strategie zur Durchsetzung der Chan-
cengleichheit von Frauen* im Rahmen der 11. Fach-
tagung ,.Lobby fiir Frauennetzwerk* (Hessen)

Umsetzung des Gender Mainstreaming in der NRW-EU
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik (Ziel 2 und Ziel 3)
durch Verankerung von Gender Mainstreaming auf
der Programmebene, bei konkreten Mailnahmen so-
wie durch entsprechende Begleitstrukturen und Pro-
gramm-Controlling (Nordrhein-Westfalen)

Modellprojekt ,,Gender Trainings — Baustein fiir ein
Management der betrieblichen Gleichstellungspolitik
und Folgeprojekt™ in Kooperation mit der chemischen
Industrie (Rheinland-Pfalz)

Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Landes-
verwaltung durch Koalitionsvereinbarung, Kabinetts-
und Landtagsbeschluss (Rheinland-Pfalz)

Veranstaltungen fiir Fiihrungskréfte aus der Landes-
verwaltung, den Kommunen, der politischen Bildung
und den Hochschulen zu Gender Mainstreaming
(Rheinland-Pfalz)
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— Herausgabe von einem Informationsflyer, einer prak- | — Frauenforschung zum Thema ,,Gender-Mainstream-
tischen Einfithrung sowie Priifkriterien zu Gender ing", Universitdt Erfurt und Diskussion der Ergeb-
Mainstreaming (Rheinland-Pfalz) nisse auf einer internationalen Tagung (Thiiringen)

— Konzept zum Gender-Mainstreaming-Ansatz in der EU- 4. Veréffentlichungen und Publikationen zu

Strukturfondsforderung (Schwerpunkt ESF; Ziel 1 —
Forderung) (Mérz 2001) (Sachsen)

— Forschung zu Gender Mainstreaming: (Zentrum fiir
Frauen- u. Geschlechterforschung an der Universitét
Leipzig, Koordinierungsstelle Gender Studies [Ko-
GenS] an der Evangelischen Hochschule fiir Soziale
Arbeit Dresden, Projektgruppe ,,Geschlechterverhélt-
nisse in Forschung und Ausbildung® an der Techni-
schen Universitét Dresden) (Sachsen)

— Gender Mainstreaming wurde als eine der Leitgrofen
(Gemeinschaftsziele) in die Sachsischen Operationel-
len Programme fiir die EU-Strukturfondsférderung
sowie die Gemeinschaftsinitiative Interreg III A ein-
gebracht (Sachsen)

— Anderung der Regeln zur Kabinettsarbeit in Bezug
auf Gender Mainstreaming im August 2002 (Sach-
sen)

— Erstellung eines ,,Konzeptes zur Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming auf unterschiedlichen Ebenen und
in verschiedenen Bereichen fiir Sachsen® in Arbeit bis
November 2002; im Anschluss ist ein Modellversuch
auf Landkreis- und Ministerialebene geplant (Sach-
sen)

— Umsetzungskonzept der Landesregierung vom 2. Mai
2000 (Sachsen-Anhalt)

— Forderung des ,,Gender-Institutes (GISA)* (Sachsen-
Anbhalt)

— Fortbildungs- und Organisationsentwicklungsprojekte
zur Umsetzung des Gender Mainstreaming-Konzep-
tes (Sachsen-Anhalt)

— Bundesweite Open-Space-Konferenz ,,Gender Main-
streaming praxisnah* (Sachsen-Anhalt)

— Broschiire ,,Gender Mainstreaming in Sachsen-Anhalt*
(Sachsen-Anhalt)

— Rahmenkonzept ,,Gender Mainstreaming — Modernes
Steuerungsinstrument zur Qualitdtssteigerung™ der
Landesregierung Schleswig-Holstein vom 16. Juni
2002 (Schleswig-Holstein)

— Fachtagung ,,Gender Mainstreaming* vom 12. Okto-
ber 2000 (Schleswig-Holstein)

— Fachtagung ,,Chancengleichheit durch moderne Per-
sonalpolitik” vom 8. November 2001 (Schleswig-Hol-
stein)

— Fachtagung ,,Mit Mentoring an die Spitze — Personli-
che Karriereférderung als Erfolgsrezept® vom 28. Fe-
bruar 2002 (Schleswig-Holstein)

— Anwendung des Gender-Mainstreaming bei allen Pla-
nungen und MafBnahmen (Thiiringen)

gleichstellungspolitischen Themen des
Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

4.1 Schriftenreihe des Bundesministeriums
fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Herausgeber: BMFSFJ, 11018 Berlin, www.bmfsfj.de

Band 164: Umfeld und Ausmall des Menschenhandels
mit ausldndischen Maidchen und Frauen, Autoren:
Dr. Dagmar Heine-Wiedemann, Dr. Lea Ackermann,
Hans-Jiirgen Mahnkopf, Dr. Rainer Wiedemann

Band 165: Familien- und Kinderfreundlichkeits-Priifung
in Kommunen: Erfahrungen und Konzepte, IES-Bericht
215.97, Wissenschaftliche Bearbeitung Dr. Andreas
Borchers, Dr. Dirk Heuwinkel

Band 176: Teilzeit fiir Fach- und Fiihrungskrifte
Handbuch fiir Personalverantwortliche und Fithrungs-
kréfte, Wissenschaftliche Begleitforschung durch Infra-
test Burke Sozialforschung GmbH & Co., Eva Bujok,
Harald Bielenski

Band 179: Viter und Erzichungsurlaub
Abschlussbericht zur Untersuchung ,,Viter und Erzie-
hungsurlaub® — Universitit Bamberg — Prof. Dr. Laszlo A.
Vaskovics, Harald Rost

Band 180: Die wirtschaftlichen Folgen von Trennung
und Scheidung, Prof. Dr. H.-J. Andre und Henning
Lohmann, Universitiat Bielefeld, Fakultdt fiir Sozio-
logie

Band 183: LIVE Leben und Interessen vertreten — Frauen,
mit Behinderung — Lebenssituation, Bedarfslagen und In-
teressenvertretung von Frauen mit Kdrper- und Sinnesbe-
hinderungen —, Autoren: Nicole Eiermann, Monika
HéauBler, Cornelia Helfferich

Band 186: Frauen ohne Wohnung

Handbuch fiir die ambulante Wohnungslosenhilfe fiir Frauen,
Sozialwissenschaftliche Frauenforschung e. V. Frankfurt,
Autoren: Dr. Uta Enders-Dragésser, Dr. Brigitte Sellach,
Antje Feig, Marie-Luise Jung, Sabine Roscher

Band 186.1: Berufliche Férderung von alleinstehenden
wohnungslosen Frauen

Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung zum
gleichnamigen Modellprojekt im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums, fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
1998-2000, Autorin: Dr. Uta Enders-Dragisser

Band 193: Modelle der Kooperation gegen hausliche
Gewalt, ,,Wir sind ein Kooperationsmodell, kein Kon-
frontationsmodell*

Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung des Berli-
ner Interventionsprojektes gegen hausliche Gewalt (BIG)
— Universitiat Osnabriick —, Autoren: Prof. Dr. Barbara
Kavemann, Beate Leopold, Dr. Gesa Schirrmacher, Prof.
Dr. Carol Hagemann-White
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Band 193.1: Fortbildung fiir die Intervention bei hausli-
cher Gewalt — Auswertung der Fortbildungen fiir Polizei-
angehorige sowie Juristinnen und Juristen —

Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung des Berli-
ner Interventionsprojektes gegen héusliche Gewalt, Auto-
rin: Prof. Dr. Barbara Kavemann

Band 194.3: Freiwilliges Engagement in Deutschland —
Frauen und Ménner, Jugend, Senioren und Sport
Ergebnisse der Représentativerhebung zu Ehrenamt, Frei-
willigenarbeit und biirgerschaftlichem Engagement, Au-
torin: Sibylle Picot

Band 199: Alleinerziehen — Vielfalt und Dynamik einer
Lebensform, Autoren: Norbert F. Schneider, Dorothea
Kriiger, Vera Lasch, Ruth Limmer, Heike Matthias-Bleck

Band 209: Bericht zur gesundheitlichen Situation von
Frauen in Deutschland

Eine Bestandsaufnahme unter Beriicksichtigung der un-
terschiedlichen Entwicklung in West- und Ostdeutsch-
land, durchgefiihrt in wissenschaftlicher Kooperation ver-
schiedener Institutionen

Band 218: Frauenspezifische Beratungseinrichtungen fiir
Existenzgriinderinnen

Analysen und Potenziale; Deutsches Griinderinnen
Forum e. V.: Dr. Birgit Buschmann, Margit Bonacker,
Angelika Caspari

4.2 Broschiiren, Berichte, Dokumentationen
und Materialien zur Gleichstellungspolitik
des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

Gleichstellungspolitik allgemein

Miénnerforschung als Beitrag zur Geschlechterdemokratie —
Ansitze einer kritischen Méannerforschung im Uberblick

Zweiter Bericht der Bundesregierung iiber den Anteil der
Frauen in wesentlichen Gremien im Einflussbereich des
Bundes, Bundestagsdrucksache 13/1076

Dritter Bericht der Bundesregierung iiber den Anteil der
Frauen in wesentlichen Gremien im Einflussbereich des
Bundes, Bundestagsdrucksache 14/9210

Vierter Bericht der Bundesregierung iiber die Férderung von
Frauen im Bundesdienst, Bundestagsdrucksache 14/5003

Fragebogen der Vereinten Nationen zur nationalen Um-
setzung der Aktionsplattform der Vierten Weltfrauenkonfe-
renz von Peking

Antworten der Bundesrepublik Deutschland

Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden
fiir das 21. Jahrhundert

Die wesentlichen Ergebnisse der Sondergeneralversamm-
lung Peking +5

20 Jahre Ubereinkommen der Vereinten Nationen zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau

Die Frauen der Welt 2000 — Trends und Statistiken
Deutsche Ubersetzung der Dokumentation der Vereinten
Nationen

Fraueninteressen und Frauenpolitik

Eine Reprisentativbefragung zu den Interessen von
Frauen und ihren Erwartungen an die Politik des Insti-
tuts fiir Demoskopie Allensbach, im Auftrag des Bun-
desministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Mirz 2000

Mafnahmen der Bundesregierung zur Verbesserung der
Chancengleichheit von Frauen und Ménnern

Das neue Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Mén-
nern in der Bundesverwaltung und in den Gerichten des
Bundes

Neuer Aufbruch in der Gleichstellungspolitik
Flyer

Gleichstellung im Aufwind — Perspektiven einer moder-
nen Gleichstellungspolitik

Dokumentation des Fachkongresses der Frauenbeauftrag-
ten des Bundes am 22. und 23. Mérz 2000

Mit allen — fiir morgen
Mehr Chancen, mehr Rechte, mehr Sicherheit

Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der Frau

Broschiire zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau, Nr. 82/2001

Gender Mainstreaming. Was ist das?

Broschiire tiber das Gender Mainstreaming-Prinzip und
die Umsetzungsstrategie der Bundesregierung fiir das
Gender Mainstreaming

Gender-spezifische Aufbereitung der amtlichen Statistik
Moglichkeiten respektive Anforderungen
Ein Gutachten des Instituts fiir Mittelstandsforschung

Die Darstellung von Frauen und die Behandlung von
Frauenfragen im Fernsehen

Zusammenfassender Abschlussbericht, erstellt und vorge-
legt von Heike Becker, M. A., und Prof. Dr. Wolfgang
Becker (Nr. 83/2001)

Ursache und Umfang von Frauenarmut
Gutachten im Rahmen des Ersten Armuts- und Reich-
tumsberichts der Bundesregierung (Nr. 86/2001)

Gesetz zur Regelung der Rechtsverhéltnisse der Prostitu-
ierten Prostitutionsgesetz — ProstG)

Gesetzestext und Begriindung zum zugrundeliegenden
Gesetzentwurf (Nr. 87/2001)

Frauen und Beruf/Vereinbarkeit

Programm ,,Frau und Beruf“ — Aufbruch in der Gleich-
stellungspolitik

Best Practices. Vorbildhafte Unternehmensbeispiele zu
Chancengleichheit in der Wirtschaft

Chancengleichheit in der Wirtschaft
Abschlussdokumentation der vier Dialogforen und des
Kongresses zur Chancengleichheit von Frauen und Min-
nern in der Wirtschaft
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Riickkehr in den Beruf
Informationen tiber die Mdglichkeiten zur Riickkehr in
den Beruf nach Mutterschafts- und Erziehungsurlaub

STARTNOW ) )
freundin SPECIAL FUR EXISTENZGRUNDERINNEN

Chancengleichheit in einer familienfreundlichen Ar-
beitswelt
Soziale Auditierung in Europa

Der familienfreundliche Betrieb 2000: Neue Chancen fiir
Frauen und Ménner
Dokumentation des Bundeswettbewerbs

WOW — Women on the Web

Dokumentation iiber die internationale Konferenz ,, Women
on the Web* — Chancen und Nutzen des Internets fiir Frauen,
8. bis 10. Mérz 2001, Hamburg, Auflage April 2002

Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstatigkeit
Ratgeber fiir Selbstdndige und mitarbeitende Familien-
angehorige

Aktivititen von und fiir Unternehmerinnen und Existenz-
griinderinnen im Bereich der Klein- und Mittelbetriebe
Bundesweiter Uberblick und Adressverzeichnis

12 Diskussionspunkte zur Forderung einer gleichberech-
tigten Teilhabe von Ménnern und Frauen bei Unterneh-
mensnachfolge und Existenzgriindung

Ergebnis einer kontinuierlichen Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend und dem Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK), dem Zentralverband des
Deutschen Handwerks (ZDH) und der Deutschen Aus-
gleichsbank (DtA)

Frauen im Kultur- und Medienbetrieb 111

Fakten zu Berufssituation und Qualifizierung

Women in the Arts and Media III

Ein Report des Zentrums fiir Kulturforschung fiir das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, kultur & wissenschaft, Band 19

Trotz FleiB — keinen Preis?

Frauen in der individuellen Kiinstlerforderung 11

Ein Report des Zentrums fiir Kulturforschung fiir das
Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, kultur & wissenschaft, Band 20

Beratungs- und Qualifizierungsangebote der Kammern zur
Forderung unternehmerischer Aktivitdten von Frauen —
Kurzversion (Nr. 74/2000)

Gemeinschaftsinitiative CHANGE/CHANCE
Veroffentlichung der Recherche des Deutschen Griinde-
rinnen-Forums zum Thema: ,,Griindung, Ubernahme und
Leitung von Unternehmen durch Frauen® (Nr. 76/2000)

Potenziale sozialvertraglicher Arbeitnehmeriiberlassung
zur Wiedereingliederung von Frauen — Gutachtliche Stel-
lungnahme zur modellhaften Erprobung bei der START
Zeitarbeit NRW GmbH und bei der Gesellschaft fiir Ar-
beitnehmeriiberlassung Thiiringen mbH (Nr. 77/2000)

Familienbezogene Gestaltung von Telearbeit 1997-2000
Abschlussbericht (Nr. 81/2000)

Bericht zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen
und Ménnern
Erster Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Ein-
kommenssituation von Frauen und Ménnern, Auflage 2002
(Nr. 85/2002)

Rentenratgeber fiir Frauen
Familie

Die Familie im Spiegel der amtlichen Statistik

6. Familienbericht: Familien ausldndischer Herkunft in
Deutschland: Leistungen — Belastungen — Herausforde-
rungen

Familien im Zentrum. Bestandsaufnahme und Perspekti-
ven der Familienpolitik der Bundesregierung

Behinderte Eltern: (Fast) unsichtbar und doch iiberall
(Nr. 7/2000)

Wie leben die Deutschen?

Lebensformen, Familien- und Haushaltsstrukturen in
Deutschland — Sonderauswertung mit den Daten des Mi-
krozensus 1998 (Nr. 10/2000)

Familienselbsthilfe und ihr Potenzial fiir eine Reform-
politik von ,,unten*

Individuelle, familiale und gemeinwesenbezogene
Wirkungen und Leistungen von Familienselbsthilfe
(Nr. 15/2001)

Entwicklung von Beratungskriterien fiir die Beratung
Schwangerer bei zu erwartender Behinderung des Kin-
des — Modellprojekt. Zusammenfassung der Ergebnisse
(Nr. 16/2002)

Mein Papa und ich — Ein Vater-Kind-Ratgeber
(herausgegeben in Zusammenarbeit mit dem Mehr Zeit
fiir Kinder e.V.) Auflage 2002

Materialien zur Kampagne ,,Mehr Spielraum fiir Viter®,
Aufsteller, Broschiire, Poster, Videokassette, Kassette,
CD-Rom

Erziehung (Unterstiitzungsleistungen/Beratung)

Erziehungsgeld, Erziehungsurlaub

Informationen iiber das alte Bundeserzichungsgeldgesetz,
das fiir Eltern gilt, deren Kinder bis zum 31. Dezember
2000 geboren worden sind

Erziehungsgeld, Elternzeit
Das neue Bundeserziehungsgeldgesetz fiir Eltern mit
Kindern ab Geburtsjahrgang 2001

Gesetzliche Bestimmungen § 218

Informationen fiir Frauen, Familien, Beratungsstellen,
Arztinnen und Arzte iiber das Schwangeren- und Famili-
enhilfesinderungsgesetz (SFHAndG 1995)

Kindergeld 2002

Mutterschutzgesetz
Leitfaden zum Mutterschutzgesetz
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Die neue Beistandschaft

Das neue Kindschaftsrecht

Gemeinsame Broschiire des Bundesministeriums der Jus-
tiz und des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend

Praxis der Kinderpsychologie und Kinderpsychiatrie
Ergebnisse aus Psychoanalyse, Psychologie und Famili-
entherapie, Ausgabe 9/10/01

Staatliche Hilfen fiir Familien — wann, wo, wie
Mehr Respekt vor Kindern

— Informationsbroschiire zur gewaltfreien Erziehung, Ex-
pertengespriche, Reportagen, Aktionen, Hilfsangebote

— Flyer zur gewaltfreien Erziehung (herausgegeben in
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium der Jus-
tiz) mit Informationen fiir Eltern zur gewaltfreien Er-
ziehung

Gewaltfreies Erziehen in Familien — Schritte der Verédn-
derung

Dokumentation einer Fachtagung des BMFSFJ und des
Deutschen Jugendinstitutes am 21./22. Mérz 2000 in Ber-
lin (Nr. 8/2000)

Gewaltfreie Erziehung

Dokumentation einer Fachtagung der Abteilung Familie
des Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend am 18./19. Mai 2000 (Nr. 9/2000)

Allein erziehen

Allein erziehend — Tipps und Informationen
Verband alleinerziehender Miitter und Viter, 14. Auflage
2002

Alleinerziehen in Deutschland

Ressourcen und Risiken einer Lebensform
Dokumentation der Fachtagung vom 23. Juni 2000, Hum-
boldt-Universitit zu Berlin

Der Unterhaltsvorschuss
Informationen iiber die Zahlung von Unterhaltsvorschuss
und weitere Hilfen fiir Alleinerziehende

Gewalt

Frauenh&user in Deutschland — Handbuch

Frauen handeln in Deutschland
Frauenprojekte in Deutschland zur Problematik Frauen-
handel — Dokumentation

Genitale Verstimmelung bei Madchen und Frauen

Mehr Mut zum Reden
Von misshandelten Frauen und ihren Kindern

Aktionsplan der Bundesregierung zur Bekdmpfung von
Gewalt gegen Frauen

Fachtagung ,,Zivilrechtliche Schutzmdoglichkeiten bei
héuslicher Gewalt*“ am 11. Mai 1999 in Bonn, Dokumen-
tation (Nr. 75/2000)

Formulare fiir Frauen zur Beantragung zivilrechtlichen
Schutzes nach dem Gewaltschutzgesetz — erstellt vom

Berliner Interventionsprojekt gegen hidusliche Gewalt
(Nr. 80/2000))

Sorge- und Umgangsrecht bei hiuslicher Gewalt: Aktu-
elle rechtliche Entwicklungen, wissenschaftliche Er-
kenntnisse und Empfehlungen (Nr. 90/2002)

Rahmenbedingungen fiir polizeiliche/gerichtliche Schutz-
mafnahmen bei hduslicher Gewalt (Nr. 91/2002)

Gewalt gegen Frauen hat viele Gesichter
Broschiire von Frauen fiir Frauen

Gewalt in Ehe und Partnerschaft — Anregungen und Vor-
schldge zur Beratungsarbeit mit misshandelten Frauen

Mehr Schutz bei hiuslicher Gewalt — Informationen zum
neuen Gewaltschutzgesetz

Nr. 1: Alte Ziele — Neue Wege, Gewalt gegen Frauen
im héuslichen Bereich

Herausgeber: BIG e. V. (Berliner Initiative gegen Ge-
walt gegen Frauen), Koordinationsstelle des Berliner
Interventionsprojektes gegen hausliche Gewalt

Nr. 2: Jetzt erst Recht — Rechtliche Rahmenbedingun-
gen effektiver Intervention gegen hausliche Gewalt
Herausgeber: BIG e. V. (Berliner Initiative gegen Ge-
walt gegen Frauen), Koordinationsstelle des Berliner
Interventionsprojektes gegen hédusliche Gewalt

Nr. 3: Grenzen setzen — verantwortlich machen — Ver-
anderungen ermoglichen — Die Arbeit mit Tatern im
Rahmen eines Interventionsprojektes gegen hdusliche
Gewalt

Herausgeber: BIG e. V. (Berliner Initiative gegen Ge-
walt gegen Frauen), Koordinationsstelle des Berliner
Interventionsprojektes gegen hédusliche Gewalt

Berliner Interventionsprojekt gegen hausliche Gewalt
Ein neuartiges Projekt gegen Ménnergewalt an Frauen
stellt sich vor. BIG e. V. (Berliner Initiative gegen Gewalt
gegen Frauen), Koordinationsstelle des Berliner Interven-
tionsprojektes gegen hausliche Gewalt

Frauen mit Behinderung

Frauen mit Behinderung — Leben und Interessen vertreten —
LIVE

Dokumentation des Symposiums vom 5. bis 7. Mai 1999
in Freiburg im Breisgau

Mit uns ist zu rechnen
Broschiire mit Tipps fiir Frauen mit Behinderung

Umfrage in Berufsbildungs- und Berufsforderungswer-
ken zur Situation von Frauen und Madchen mit Behinde-
rungen

Teilprojekt der ,,Bundesorganisationsstelle behinderter
Frauen® in der Trdgerschaft des Bildungs- und For-
schungsinstituts zum selbstbestimmten Leben Behinder-
ter — BIFOS —e. V., Berlin/Kassel

Frauen in besonderen Lebenssituationen

Deutschland - ein Paradies fir Frauen? — Informationen
fir Frauen, die eine Einreise nach Deutschland anstreben
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Erhéltlich in den Sprachen: Deutsch, Englisch, Spanisch,
Serbokroatisch, Tirkisch, Ruménisch, Tschechisch, Bul-
garisch, Russisch, Thai, Portugiesisch, Polnisch

Aber nie, nie im Leben hab’ ich mir vorgestellt, dass so
was moglich ist — Kalendarium des Frauen-Konzentra-
tionslagers Ravensbriick

Chronologie und Texte zur Geschichte des Frauen-Kon-
zentrationslagers Ravensbriick, Autoren: G. Philipp &
Ch. Schikorra

Senioren

Altenbericht, Dritter — Alter und Gesellschaft

Dritter Bericht zur Lage der dlteren Generation in der Bun-
desrepublik Deutschland: Alter und Gesellschaft und Stel-
lungnahme der Bundesregierung, Deutscher Bundestag,
14. Wahlperiode, Drucksache 14/5130 vom 19. Januar 2001

Altenbericht, Vierter — Risiken, Lebensqualitat und Ver-
sorgung Hochaltriger — unter besonderer Beriicksichti-
gung demenzieller Erkrankungen

Vierter Bericht zur Lage der dlteren Generation in der Bun-
desrepublik Deutschland: Risiken, Lebensqualitdt und
Versorgung Hochaltriger — unter besonderer Berticksichti-
gung demenzieller Erkrankungen und Stellungnahme der
Bundesregierung, Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode,
Drucksache 14/8822 vom 18. April 2002

Kinder- und Jugendpolitik

Beteiligungsmoglichkeiten fiir Kinder und Jugendliche
und Freiwilliges Engagement

Auszug aus der Groflen Anfrage der Bundestagsfraktio-
nen SPD und Biindnis 90/Die Griinen ,,Zukunft gestal-
ten — Kinder und Jugendliche stirken*

Eltern bleiben Eltern

Informationen iiber Hilfen fiir Kinder bei Trennung und
Scheidung der Eltern

Herausgegeben von der Deutschen Arbeitsgemeinschaft
fiir Jugend und Eheberatung

Frauen und Ménner: Gemeinsame Aufgaben gleichberech-
tigt wahrnehmen
Péadagogische Handreichung

Gemeinsame Aufgabe Gleichberechtigung
Ein Heft fiir Jugendliche

Madchenpolitik
Antwort der Bundesregierung auf eine Grof3e Anfrage der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen (Bundestagsdrucksache)

Sexueller Kindesmissbrauch — Vorbeugen und Helfen
(Videofilm und Begleitbuch) — ein Medienverbund-Fort-
bildungsprogramm fiir alle, die beruflich oder ehrenamt-
lich mit Kindern zu tun haben

Wohlfahrtspflege, Biirgerschaftliches Engagement

NAKOS Griine Adressen 1999/2000

Nationale Kontakt- und Informationsstelle zur Anregung
und Unterstiitzung von Selbsthilfegruppen, Bundesweite
Selbsthilfevereinigungen und relevante Institutionen

NAKOS Rote Adressen 1999/2000

Nationale Kontakt- und Informationsstelle zur Anregung
und Unterstiitzung von Selbsthilfegruppen, Lokale/Re-
gionale Selbsthilfe-Unterstiitzung in Deutschland

Freiwilliges Engagement als Chance zur Teilhabe aus der
Geschlechterperspektive — Auswertungen zu den Tatig-
keitsbereichen und Potenzialen der Freiwilligenarbeit auf
der Grundlage des Freiwilligensurvey 1999 (Nr. 88/2001)

Materialien der Bundeszentrale fiir gesundheitliche
Aufklirung

Herausgegeben im Auftrag des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Forum Sexualaufklarung Heft 4-2001, Gender Main-
streaming

Familien(-planung)

Familienplanung und Lebensldufe von Frauen — Konti-
nuitdten und Wandel.

Dokumentation zum Symposium der BZgA in Freiburg
vom 27. bis 29. Februar 2000

Wissenschaftliche Grundlagen — Familienplanung
Band 13.3 der Fachheftreihe ,,Forschung und Praxis der
Sexualaufkldrung und Familienplanung*

frauen leben — Eine Studie zu Lebensldufen und Familien-
planung

Band 19 der Fachheftreihe ,,Forschung und Praxis der
Sexualaufkldrung und Familienplanung*

Forum Sexualaufkldrung und Familienplanung Heft 1,
1999 Familienplanung

Forum Sexualaufklirung Heft 1, 2001, Jugendliche
Schwangere und Miitter

Forum Sexualaufkldrung und Familienplanung Heft 1/2,
2001 Reproduktionsmedizin Gentechnologie

Schwanger? — Informationen fiir Migrantinnen in Deutsch-
land (deutsch/arabisch, deutsch/englisch, deutsch/franzo-
sisch, deutsch/serbokroatisch, deutsch/tiirkisch)

Prénataldiagnostik Beratung, Methoden, Hilfen ein Falt-
blatt zur Erstinformation

Medienset unerfiillter Kinderwunsch

— Ein ,kleines Wunder*: Die Fortpflanzung
Broschiire deutsch/tiirkisch
Video deutsch/tiirkisch

— Wenn ein Traum nicht in Erfiillung geht ...
Broschiire deutsch/tiirkisch
Video deutsch/tiirkisch

— Sehnsucht nach einem Kind
Broschiire deutsch/tiirkisch
Video deutsch/tiirkisch

— ,,Warum gerade wir?*
Broschiire deutsch
Video deutsch

Sichergehn — Verhiitung fiir sie und ihn
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Partnerschaftlich handeln

Ein Bausteinmanual fiir TrainerInnen und AusbilderInnen
in der betrieblichen Ausbildung

Mddchen

Forum Sexualaufkldrung Heft 3, 2000, Médchen und
Frauen

»meine Sache” — Dokumentation der Fachtagung zur
Sexualpadagogischen Médchenarbeit

Sexualpadagogische Méadchenarbeit — Fachheftreihe: For-
schung und Praxis der Sexualaufklarung und Familienpla-
nung“, Band 17

5. Publikationen anderer Bundesministerien
und Stellen zu Gleichstellungsthemen

Auswiirtiges Amt
Herausgeber: Auswirtiges Amt, Broschiirenstelle, Werder-
scher Markt 1, 10117 Berlin, www.auswaertiges-amt.de

Drittes Forum Globale Fragen
Gleichstellung in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft,
Berlin, 8.-9. Mai 2000

Kinderrechte sind Menschenrechte — Kinder in Europa
und Zentralasien
Dokumentation der Tagung vom 16.—18. Mai 2001, Berlin

Europa gegen Menschenhandel
Dokumentation der Tagung vom 15.-16. Oktober 2001,
Berlin, in Zusammenarbeit mit dem OSZE BMRDI

Fiinfter Menschenrechtsbericht der Bundesregierung, 2000
Sechster Menschenrechtsbericht der Bundesregierung, 2001

Bundesministerium fiir Arbeit und Sozialordnung
Herausgeber: BMA, Referat Offentlichkeitsarbeit, Post-
fach 500, 53105 Bonn, www.bma.de

Alterssicherung von Frauen in der Europédischen Union
und der Schweiz, Regelungen und aktuelle Reformen,
Forschungsbericht

Arbeitsplatz Haushalt, Ratgeber
Der Bildschirm-Arbeitsplatz

Bericht der Bundesregierung iiber die soziale Lage der
Kiinstlerinnen und Kiinstler in Deutschland

Hilfe fiir Opfer von Gewalttaten

Lebenslagen in Deutschland. Der 1. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung, Daten und Fakten

Leben, lernen, arbeiten in Europa

Ratgeber fiir behinderte Menschen

Sozialhilfe

Soziale Sicherung im Uberblick

Teilzeit — Neue Perspektiven — Menschen, Motive, Modelle

Telearbeit — Ein Leitfaden fiir flexibles Arbeiten in der
Praxis

Teilzeit — alles was Recht ist.
Rechtliche Rahmenbedingungen fiir Arbeitnehmer und
Arbeitgeber

Bundesministerium fiir Bildung und Forschung
Herausgeber: BMBEF, Postfach 300 235, 53182 Bonn,
www.bmbf.de

Beruf Informatikerin — be.it.
Beruf Ingenieurin — be.ing.

Berufliche Chancen fiir Frauen in unserer Informations-
gesellschaft — Flyer

Europiischer Bildungsraum — Grenzenlos Lernen und Ar-
beiten

EXIST: Existenzgriinder aus Hochschulen — Stand und
Perspektiven

Frauen in Bildung und Forschung — Gender Mainstreaming

Bundesministerium fiir Finanzen
Herausgeber: BMF, Wilhelmstr. 97, 10117 Berlin,
www.bundesfinanzministerium.de

Die neue Familienférderung

Bundesministerium fiir Gesundheit
Herausgeber: BMG, Am Probsthof 78 a, 53121 Bonn
www.bmgesundheit.de

Fortpflanzungsmedizin in Deutschland, Band 92 der Schrif-
tenreihe, 2000

Die nachfolgenden Materialien werden von der Bundes-
zentrale fiir gesundheitliche Aufklarung, 51101 Koln,
www.bzga.de im Auftrag des Bundesministeriums fiir
Gesundheit herausgegeben:

Sexualitdt

Frauenmacht — Broschiire zu ,,Liebe, Treue, Sex, Moral,
Kinder, AIDS...*

Es gibt etwas, das Du vor Deiner Ehe wissen musst — Bro-
schiire mit AIDS-Informationen fiir junge tiirkische Frauen

Sucht

Alkohol und Schwangerschaft — Deutsche Hauptstelle ge-
gen die Suchtgefahr (DHS)

Frau Sucht Gesundheit — Ich will da raus!
Die Bewiltigung der Krankheit Sucht

Frau Sucht Gesundheit — Statt Risiken und Abhéngigkeit —
Wie Frauen ihren Umgang mit Psychopharmaka tiberprii-
fen kdnnen (DHS)

Frau Sucht Gesundheit — Mit Vorsicht genielen —
Informationen und Tipps fiir Frauen zum Thema Alkohol
(DHS)

Frau Sucht Gesundheit — Die Luft anhalten — oder: Warum
rauchen Frauen

Frau Sucht Liebe — Co-Abhéngigkeit und Bezichungssucht

Auf dein Wohl, mein Kind!
Ein Ratgeber zum Thema Alkohol fiir werdende Eltern
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Ich bekomme ein Baby — rauchfrei
Ratgeber flir Schwangere und Thre Partner

Das Baby ist da — rauchfrei
Ratgeber fiir junge Eltern zur Festigung des Entschlusses
zum Nichtrauchen

Geschlechtsbezogene Suchtpravention. Praxisansdtze —
Theorieentwicklung — Definitionen. Band 2 der Reihe
Forschung und Praxis der Gesundheitsforderung

Mdidchen

Starke Méadchen — Ein Magazin fiir Méddchen tiber Lust
und Frust, wahre Liebe, Freundschaft

Bundesministerium fiir Inneres
Herausgeber: BMI, Alt Moabit 101d, 10559 Berlin,
www.bmi.bund.de

Asylpraxis — Band VI

Das neue Staatsangehdrigkeitsrecht — Einbiirgerung: fair,
gerecht, tolerant,

Teilzeitbeschiftigung im 6ffentlichen Dienst

Bundesministerium der Justiz
Herausgeber: BMJ, Mohrenstr. 37, 10117 Berlin,
www.bmj.de

Ehe und Familie

Ehe- und Familienrecht, Information zum Ehe- und Ehe-
scheidungsrecht, Unterhaltsrecht, Giiterrecht und Versor-
gungsausausgleich

Gewalt

Unterhaltsrecht, Kinderpornographie, Jugendschutz und
Providerverantwortlichkeit im Internet, Eine strafrechts-
vergleichende Untersuchung, Forum Verlag Godesberg

Opferfibel — Rechtswegweiser fiir Opfer einer Straftat
Kinder

Kinder suchen Eltern, Eltern suchen Kinder.
Informationen zum Adoptionsrecht und Adoptionsver-
mittlungsrecht.

Das neue Kindschaftsrecht. Fragen und Antworten zum
Abstammungsrecht, zum Recht der elterlichen Sorge,
zum Umgangsrecht, zum Namensrecht und zu den Neu-
regelungen in gerichtlichen Verfahren

Bundesministerium der Verteidigung
Herausgeber: BMVg, InfoService, Rochusstr. 32, 53123
Bonn, www.bundeswehr.de

Stichworte: ,,Frauen in der Bundeswehr*
Info zur sozialen Absicherung fiir Soldatinnen

Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie
Herausgeber: BMWi, Scharnhorststr. 34-37, 10115 Berlin,
www.bmwi.de

Starthilfe — Der erfolgreiche Weg in die Selbstindigkeit

Erfolgreich selbstindig. Frauen unternechmen was! —
Tipps fiir Existenzgriinderinnen

Wettbewerbsvorteil — Familienbewusste Personalpolitik

Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung

Herausgeber: BMZ, Referat Offentlichkeitsarbeit,
Friedrich-Ebert-Allee 40, 53113 Bonn, www.bmz.de

~Empowerment™ von Frauen in der entwicklungspoliti-
schen Praxis

Fiir globale soziale Gerechtigkeit — BMZ Spezial Nr. 034
Frauen bewegen die Welt

Gleichberechtigungskonzept ,,Konzept fiir die Férderung
der gleichberechtigten Beteiligung von Frauen und Mén-
nern am Entwicklungsprozess*

Umsetzung des Aktionsprogramms der Weltbevolke-
rungskonferenz, BMZ Spezial Nr. 095

Entwicklung ist weiblich, Video

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung, 11044 Berlin, www.bundesregierung.de

Familie Deutschland. Mehr Chancen, mehr Rechte, mehr
Sicherheit

Frauen in Europa

Bundesanstalt fiir Arbeit

Herausgeber: Bundesanstalt fiir Arbeit, Geschiftsstelle
fiir Veroffentlichungen, Postfach, 90327 Niirnberg,
www.arbeitsamt.de

— Auswirkungen der Informationstechnik auf die
Frauenerwerbstitigkeit — insbesondere in den Biirobe-
rufen

— Frauenerwerbstétigkeit — Literatur und Forschungs-
projekte
Literaturdokumentation zur Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung

— Beschiftigungsprojekte fiir Frauen auf dem Lande in
Ostdeutschland
(Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesanstalt fiir Arbeit)

— Informationen fiir die Beratungs- und Vermittlungs-
dienste der Bundesanstalt fiir Arbeit (IBV); regel-
méBige Spezialhefte zum Thema Frauen, z. B. Gender
Mainstreaming, Frauen und IT, Teilzeitausbildung fiir
Miitter und Viter, Wege zur Chancengleichheit, Wei-
ter geht’s mit Job-AQTIV

— Arbeitsmarktchancen fiir Frauen — Beitrdge zur Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung
Gerhard Engelbrech (Hrsg.), BeitrAB 258, Niirnberg
2002
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— Vereinte Nationen —

Anhang llI

Ausschuss fiir die Beseitigung der Diskriminierung der Frau

Zweiundzwanzigste Sitzung
17. Januar bis 4. Februar 2000

Priifung der Berichte der Vertragsstaaten
Deutschland
Zusammengelegter Zweiter und Dritter Bericht und Vierter Bericht

1. Der Ausschuss hat den zusammengelegten Zweiten
und Dritten Bericht sowie den Vierten Bericht der Bun-
desrepublik Deutschland (CEDAW/C/DEU/2-3 und 4)
wihrend seiner 464. und 465. Sitzung am 1. Februar 2000
gepriift (siche CEDAW/C/SR 464 und 465).

a) Einfithrung seitens des Vertragsstaats

2. Inihrer Einfilhrung zu den Berichten wies die Vertre-
terin aus Deutschland darauf hin, dass der Regierungs-
wechsel im September 1998 zu neuen Priorititen in der
deutschen Gleichberechtigungspolitik gefiihrt hat. Zehn
Jahre seien seit der deutschen Einheit und der Vorlage des
Erstberichts von Deutschland vergangen, weshalb eine
Uberpriifung der Entwicklung der Gleichberechtigung
und Chancengleichheit im vereinten Deutschland ange-
messen erschien. Der Ubergang vom Wirtschafts- und
Sozialsystem der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik auf ein System der parlamentarischen Demo-
kratie, des Foderalismus und der sozialen Marktwirtschaft
habe fiir die Menschen in Ostdeutschland schmerzvolle
Verdnderungen mit sich gebracht. Gerade Frauen seien
von den negativen Auswirkungen dieses Wandels oft stér-
ker betroffen gewesen. Arbeitsmarkt- und sozialpolitische
MaBnahmen héitten dazu beigetragen, die Folgen dieser
tief greifenden Verdnderungen fiir Frauen in den neuen
Landern zu mildern. Vor der Wiedervereinigung durch
Vollbeschiftigung verwdhnt, liege die Frauenarbeitslo-
sigkeit in den neuen Léndern trotz sinkender Tendenz
noch immer bei 20,7 %. Durch die Entstehung neuer 6f-
fentlicher Institutionen und Nichtregierungsorganisatio-
nen sei die soziale Lage der Frau insgesamt weiter ver-
bessert worden.

3. Die Vertreterin hob hervor, dass Deutschland am
10. Dezember 1999 das Optionale Protokoll zum Uber-
einkommen unterzeichnet hat. Das Ratifizierungsverfah-
ren solle zusammen mit der Ratifizierung der Anderung
von Artikel 20.1 des Ubereinkommens im Jahr 2000 ein-
geleitet werden. Angesichts der jiingsten Entscheidung
des Europédischen Gerichtshofs zum deutschen Verbot des
Diensts an der Waffe fiir Frauen wolle Deutschland seine
Einschriinkung zu Artikel 7 (b) des Ubereinkommens neu
iiberpriifen.

4. In ihrer Darlegung konzentrierte sich die Vertreterin
auf zwei Hauptschwerpunkte der derzeitigen Gleichbe-
rechtigungspolitik der Regierung: das Programm Frau
und Beruf und den Aktionsplan zur Bekdmpfung von

Gewalt gegen Frauen. Ziel des Programms Frau und Be-
ruf sei es, eine bessere Nutzung der Féhigkeiten von
Frauen in allen Bereichen der Gesellschaft sicherzustel-
len, neue AnstoBe fiir die Chancengleichheit am Arbeits-
platz zu geben und die gleichberechtigte Beteiligung an
beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu férdern. Ob-
wohl Frauen besser ausgebildet seien als je zuvor und
42 % aller Erwerbstétigen und Selbststdndigen stellten,
seien sie auch weiterhin Ungleichheiten bei der Verteilung
der Arbeit in der Familie und der Vergabe von Ausbil-
dungs- und Arbeitspldtzen ausgesetzt. Ihr Einkommen
liege weiterhin unter dem der Ménner, sie belegen 90 %
aller Teilzeitarbeitspldtze, ihre Beschiftigung konzen-
triere sich auf wenige Berufsgruppen und sie seien in den
Unternehmenshierarchien niedriger angesiedelt.

5. Dementsprechend werde das Programm Frau und Be-
ruf an verschiedenen Stellen ansetzen, um die Umsetzung
des Ubereinkommens zu unterstiitzen. Die Vorbereitung
eines Gesetzentwurfes zur Erhéhung der Anzahl von
Frauen in der 6ffentlichen Verwaltung und in politischen
Beratungsgremien sei geplant. Um gegen die Unterrepré-
sentation von Frauen in leitenden Positionen der deutschen
Wirtschaft und Industrie vorzugehen, sollten wirksame ge-
setzliche Bestimmungen zur Gleichberechtigung im priva-
ten Sektor erarbeitet werden, da freiwillige Mafinahmen
allein nicht die gewiinschte Wirkung erzielt hitten. Eine
eigens zusammengestellte Expertengruppe solle zu die-
sem Zweck Empfehlungen ausarbeiten, die zum einen
breite Akzeptanz finden wiirden und zum anderen die
groBBe Vielfalt der Unternehmen in Betracht zichen. Im
Hinblick auf die weiterhin deutlichen Unterschiede bei
den Einkommen von Frauen und Méannern werde das Bun-
desministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
dem Deutschen Bundestag einen Bericht zur Lohngleich-
heit und zur wirtschaftlichen Lage von Frauen vorlegen.
Dieser Bericht werde die priméren Ursachen der Lohndis-
kriminierung untersuchen, die aufgrund der eindeutigen
Rechtslage nicht mehr in der direkten Lohndiskriminie-
rung von Frauen zu suchen seien. Maflnahmen zur Schaf-
fung von Chancen fiir Frauen im wachsenden Sektor der
Informationstechnologie sollten ebenso ergriffen werden
wie Unterstiitzungsmafinahmen fiir Existenzgriinderinnen
und Unternehmerinnen. Die Anstrengungen zur Verbesse-
rung der Chancengleichheit fiir Frauen in Lehre und For-
schung sollen in Zusammenarbeit mit den Landern fortge-
setzt werden. Als Ziel wurde festgesetzt, dass bis 2005
hierzu 20 % aller Professuren an Hochschulen von Frauen
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besetzt sein sollen. Die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf solle durch groBere Arbeitsflexibilitét fiir Frauen und
Mainner, Flexibilitdt beim Erziehungsurlaub, die Verbes-
serung der Kinderbetreuungseinrichtungen und die For-
derung eines neuen Ménnerbildes unterstiitzt werden, das
Mainnern helfen soll, sich in ihre Rolle als gleichberech-
tigte Partner bei Hausarbeit und Kindererzichung hinein-
zufinden.

6. Im Hinblick auf den Aktionsplan zur Bekdmpfung
von Gewalt gegen Frauen erklérte die Vertreterin, dass die
bisherigen Maflnahmen zwar in bestimmten Bereichen zu
Verbesserungen gefiihrt hétten, aber keine wirkliche und
nachhaltige Verringerung der Gewalt gegen Frauen in der
deutschen Gesellschaft bewirkt hétten. Der aktuelle Akti-
onsplan sei als umfassendes Gesamtkonzept zu verstehen,
an dem alle Behorden und Nichtregierungsorganisatio-
nen, die sich mit dem Thema Gewalt gegen Frauen be-
schéftigen, beteiligt sind. Da der Plan auch Bereiche be-
treffe, die in die Zustiandigkeit der Lander und Gemeinden
fallen, werde eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die die Zu-
sammenarbeit zwischen der Bundesregierung und den
Landern unter Einbezichung von Nichtregierungsorgani-
sationen fordern soll. Der Aktionsplan konzentriere sich
auf verschiedene Bereiche, so etwa die Pravention unter
besonderer Beriicksichtigung der spezifischen Situation
behinderter Frauen und Médchen, dlterer Frauen und aus-
landischer Frauen und Médchen, die Gesetzgebung ins-
besondere im Hinblick auf die Verbesserung des zivil-
rechtlichen Schutzes weiblicher Opfer von héauslicher
Gewalt sowie die Bekdmpfung der sexuellen Beléstigung
am Arbeitsplatz und des Frauenhandels, die Kooperation
zwischen staatlichen Institutionen und privaten Hilfsdiens-
ten, unterstiitzt durch die Einrichtung von Arbeitsgruppen
fur die Bereiche Frauenhandel und hédusliche Gewalt, die
landesweite Vernetzung der Hilfsdienste, die Arbeit mit
Straftiatern, insbesondere durch Rehabilitationspro-
gramme fiir die Téter, die Bewusstseinsforderung unter
Fachleuten und in der allgemeinen Offentlichkeit und die
internationale Zusammenarbeit.

7. Die Vertreterin machte auch auf verschiedene Berei-
che aufmerksam, in denen Fortschritte gemacht worden
seien oder akuter Handlungsbedarf bestehe. Eine erste
umfassende Studie zur gesundheitlichen Situation der
Frauen in Deutschland sei in Auftrag gegeben worden.
Frauen auf dem Land hétten von einer ganzen Reihe von
Projekten zur Unterstiitzung struktureller Veranderungen
in ldndlichen Regionen profitiert. Im Sechsten Familien-
bericht sei erstmals auf die Situation auslédndischer Fami-
lien in Deutschland eingegangen worden. Eine repréasen-
tative Studie zur Lebenssituation und sozialen Integration
ausldndischer Frauen und Médchen solle in Kiirze in Auf-
trag gegeben werden. Dieser Bericht solle als Grundlage
fiir weitere Malinahmen in diesem Bereich dienen. Zudem
komme das am 1. Januar 2000 in Kraft getretene neuen
Staatsbiirgerschaftsgesetz auch auslédndischen Frauen und
ihren Kindern zugute.

8. AbschlieBend bemerkte die Vertreterin, dass viele der
von der derzeitigen Bundesregierung angestoflenen Initia-
tiven in den kommenden Jahren in die Praxis umgesetzt

werden miissten. Sie wiirden dazu beitragen, eine echte
Gleichheit von Frauen und Ménnern herzustellen und das
Ubereinkommen wirkungsvoller als bisher durchzusetzen.

b) Abschlielende Bemerkungen des Ausschusses

Einfiihrung

9. Der Ausschuss dankt der deutschen Regierung fiir die
Vorlage eines detaillierten zusammengelegten Zweiten
und Dritten Berichts sowie eines Vierten Berichts mit ge-
schlechtsspezifisch aufgegliederten Daten in Uberein-
stimmung mit den Richtlinien des Ausschusses fiir die
Vorlage von Berichten. Er spricht der Regierung seine An-
erkennung fiir die umfassende schriftliche Beantwortung
seiner Fragen sowie fiir den miindlichen Vortrag aus, der
wertvolle zusdtzliche Informationen zu aktuellen Ent-
wicklungen in dem Vertragsstaat lieferte. Der Ausschuss
begriifit die Offenheit, mit der der Vertragsstaat ihn an der
Analyse der Situation der Frauen teilhaben liefl und kiinf-
tige Entwicklungsbereiche aufzeigte.

10. Zur Freude des Ausschusses hat die deutsche Regie-
rung unter der Leitung der parlamentarischen Staatssekre-
tdrin im Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend eine grofle Delegation mit umfassendem Fach-
wissen entsandt. Thre Teilnahme hat wesentlich zur Qua-
litdt des konstruktiven Dialogs zwischen dem Vertrags-
staat und dem Ausschuss beigetragen. Der Ausschuss
nimmt zur Kenntnis, dass die Berichte auch auf Mal3nah-
men seitens der Regierung zur Durchsetzung der Aktions-
plattform der Weltfrauenkonferenz von Peking eingehen.

Positive Aspekte

11. Der Ausschuss lobt die Regierung fiir ihre Anstren-
gungen zur Herstellung der Gleichberechtigung und
Chancengleichheit von Frauen, die sich in den Fortschrit-
ten bei der Umsetzung des Ubereinkommens seit der Prii-
fung des Erstberichts 1990 widerspiegeln. Der Ausschuss
begriifit die Schritte, die die Regierung nach der deutschen
Einheit zur Unterstiitzung der zahlreichen Anpassungs-
prozesse ergriffen hat, mit denen die Menschen und ge-
rade die Frauen in der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik beim Ubergang auf ein Wirtschafts- und
Sozialsystem auf der Grundlage von parlamentarischer
Demokratie, Foderalismus und sozialer Marktwirtschaft
konfrontiert waren.

12. Der Ausschuss begriiBt die Anderung von Artikel 3
des Grundgesetzes, in dem sich der Staat neben dem
Grundrecht auf Gleichberechtigung von Frauen und Mén-
nern dazu verpflichtet hat, die De-facto-Gleichberechti-
gung von Frauen und Ménnern zu férdern und bestehende
Nachteile zu beseitigen.

13. Der Ausschuss lobt die Regierung fiir ihre weit rei-
chenden gesetzgeberischen und politischen Initiativen
und die Programme und Projekte zur Umsetzung des
Grundrechts auf Gleichberechtigung von Frauen und
Mainnern. Begriiit wird insbesondere die Verabschiedung
des Zweiten Gleichberechtigungsgesetzes von 1994, die
Anderung des Strafrechts zur Anerkennung von Ver-
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gewaltigung und sexuellem Missbrauch in der Ehe als
strafbare Handlungen sowie der Aktionsplan zur
Bekdmpfung der Gewalt gegen Frauen. Auch das Regie-
rungsprogramm Frau und Beruf, das fiir die gleichbe-
rechtigte Beteiligung von Frauen in allen Bereichen der
Gesellschaft sorgen soll, sei hier lobend erwéhnt. Der
Ausschuss nimmt mit Wohlwollen zur Kenntnis, dass die
Regierung ausgiebigen Gebrauch von zeitweiligen Son-
dermaBnahmen in Ubereinstimmung mit Artikel 4.1 des
Ubereinkommens macht, um die De-facto-Gleichberech-
tigung von Frauen zu verwirklichen.

14. Der Ausschuss lobt die Regierung fiir die Fortschritte
bei der Beteiligung von Frauen am politischen Leben, ins-
besondere im Hinblick auf den Anteil der Frauen im Par-
lament.

15. Der Ausschuss wiirdigt das umfangreiche Netz aus
institutionellen Mechanismen auf Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene, die die Umsetzung der Gleichbe-
rechtigungspolitik in dem Vertragsstaat unterstiitzen und
fordern. Er nimmt mit Wohlwollen zur Kenntnis, dass die
Mittel des fiir die Verwirklichung der Chancengleichheit
von Frauen zustindigen Bundesministeriums zwischen
1986 und 1997 kontinuierlich aufgestockt worden sind.

16. Der Ausschuss gratuliert dem Vertragsstaat zur Un-
terzeichnung des Optionalen Protokolls zum Uberein-
kommen am 10. Dezember 1999 und begriifit seine Ab-
sicht, das Ratifizierungsverfahren flir das Optionale
Protokoll und die Anderung von Artikel 20.1 des Uber-
einkommens beziiglich der Sitzungszeiten des Ausschus-
ses im Jahr 2000 in die Wege zu leiten.

17. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die Regie-
rung die bestehende Einschrankung von Artikel 7 (b) des
Ubereinkommens im Rahmen der Bewertung der Aus-
wirkungen einer Entscheidung des Europdischen Ge-
richtshofs hinsichtlich der Rolle von Frauen in der deut-
schen Bundeswehr erneut iiberdenken und gegebenenfalls
zuriickziehen wird.

Einflussfaktoren und Schwierigkeiten bei der
Umsetzung des Ubereinkommens

18. Der Ausschuss stellt fest, dass die wirksame Umset-
zung des Ubereinkommens in Deutschland durch keine
erheblichen Einflussfaktoren oder Schwierigkeiten beein-
trachtigt wird.

Hauptproblembereiche und Empfehlungen

19. Trotz der umfangreichen Informationen zu Gesetzen,
Politik und SondermafBinahmen, die die Einhaltung des
Ubereinkommens sicherstellen sollen, stellt der Ausschuss
mit Sorge fest, dass eine Analyse und Bewertung dieser
Initiativen im Allgemeinen fehlt.

20. Der Ausschuss dringt den Vertragsstaat, in seinem
néchsten Bericht stirker auf die Analyse und Bewertung
aller Maflnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung
der Frau in allen Bereichen ihres Lebens einzugehen und
genaue Zeitrahmen abzustecken, innerhalb derer die ge-
setzten Ziele erreicht werden sollen.

21. Der Ausschuss ist beunruhigt, dass die Umsetzung
des Ubereinkommens fiir Frauen in den neuen Lindern
trotz zahlreicher Maflnahmen weiterhin hinter den Fort-
schritten in den alten Landern zuriickbleibt. Mit Sorge
wird festgestellt, dass Frauen in den neuen Léandern friiher
vollbeschiftigt waren, aber heute 20,7 % der Arbeitslosen
stellen. Dieser Prozentsatz ist sowohl im Vergleich zu der
Zahl arbeitsloser Ménner in den neuen Landern als auch
im Verhiltnis zur Gesamtarbeitslosigkeit von Frauen in
Deutschland unverhéltnisméfig hoch.

22. Der Ausschuss drangt die Regierung, ihre gezielten
MaBnahmen zur Verbesserung der Situation von Frauen in
den neuen Léandern im Hinblick auf Arbeit und Beschaf-
tigung sowie auf ihre gesamte soziale Befindlichkeit fort-
zusetzen.

23. Der Ausschuss stellt mit Sorge fest, dass die von der
Regierung eingefiihrten Programme, Gesetze und poli-
tischen Strategien nicht sicherstellen konnten, dass die
verfassungsrechtliche Verpflichtung zur Forderung der
De-facto-Gleichberechtigung von Frauen als gesellschaft-
liche Verantwortung verstanden und in der Praxis umge-
setzt wird.

24. Der Ausschuss dringt die Regierung, Mafinahmen zu
ergreifen, um sicherzustellen, dass alle 6ffentlichen Be-
diensteten einschlieBlich der Justizvollzugsbeamten zur
Verwirklichung dieses Grundsatzes im gesamten Land
beitragen. Er fordert die Regierung auf, dafiir zu sorgen,
dass die tertidire und weiterfithrende juristische Ausbil-
dung von Rechtsanwilten und Richtern das entstehende
Verstidndnis von Gleichheit und Nichtdiskriminierung so-
wie diesbeziiglich geltende internationale Normen und
Standards abdeckt. Aulerdem dréngt er die Regierung,
insbesondere angesichts des anstehenden In-Kraft-Tre-
tens des Optionalen Protokolls zum Ubereinkommen
wirksame innerstaatliche Rechtsbehelfe zur Verfiigung zu
stellen und deren Zugénglichkeit fiir Frauen sicherzustel-
len. AuBerdem ermutigt er die Regierung, bei ihren ge-
setzgeberischen, politischen und programmatischen Ini-
tiativen direkt auf das Ubereinkommen Bezug zu
nehmen, da das Ubereinkommen rechtsverbindlich ist
und eine solche Bezugnahme das Bewusstsein fiir die von
der Regierung eingegangenen internationalen Verpflich-
tungen fordern wiirde.

25. Der Ausschuss duflerst seine Bedenken im Hinblich
auf die weiterhin bestehenden Nachteile fiir Frauen in vie-
len Bereichen von Arbeit und Wirtschaft. Anlass zur
Sorge geben insbesondere die trotz der groen Bildungs-
fortschritte von Frauen noch nicht iiberwundenen Ein-
kommensunterschiede zwischen Frauen und Minnern,
denen zufolge Frauen durchschnittlich 77 % des Einkom-
mens von Ménnern erzielen. Er sieht mit Sorge, dass
Frauen, obwohl sie 1997 einen Anteil von 42,1 % an der
Erwerbsbevolkerung darstellten, 88% aller Teilzeitbe-
schéftigungen belegten und 55,9 % der Arbeitslosen stell-
ten. Der Ausschuss befiirchtet, dass diese Unterschiede
Anzeichen fiir das Fortbestehen indirekter Diskriminie-
rung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt sind. AuBerdem
stellt er fest, dass Teilzeitarbeitsplitze meist im Bereich der
gering qualifizierten Beschéftigung angesiedelt sind und
somit auch geringere berufliche Aufstiegschancen bieten.
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26. Der Ausschuss ruft die Regierung auf, dafiir zu sorgen,
dass die in Artikel 1 des Ubereinkommens enthaltene De-
finition des Begriffs Diskriminierung, insbesondere das
Verbot der indirekten Diskriminierung, vollstindig in die
deutsche Gesetzgebung und insbesondere in das Arbeits-
recht integriert wird. In diesem Zusammenhang begriifit
der Ausschuss die Absicht der Regierung, einen Bericht
zur Lohngleichheit vorzulegen, der die priméaren Ursachen
der Lohndiskriminierung untersuchen soll. Der Ausschuss
ruft den Vertragsstaat auf, bestehende Formeln zur Ermitt-
lung von gleicher und gleichwertiger Arbeit zu tiberpriifen,
um Richtlinien oder Vorschriften zu entwickeln, die den
Tarifpartnern helfen, in von Frauen dominierten Sektoren
vergleichbare Einkommensstrukturen festzulegen. Der
Ausschuss dringt die Regierung, die Auswirkungen ihres
neuen Programms Frau und Beruf genau zu iiberwachen,
um sicherzustellen, dass die erkldrten Ziele der Férderung
der Chancengleichheit von Frauen und Méannern in der Ar-
beitswelt und Familie erreicht und keine geschlechtsspezi-
fischen Rollenstereotypen bestitigt werden.

27. Der Ausschuss beobachtet mit Sorge das Fortbestehen
stereotyper und traditioneller Ansichten zu den Rollen und
Aufgaben von Frauen und Ménnern im privaten und
offentlichen Leben. Nach Meinung des Ausschusses spie-
gelt sich dies in dem iberproportionalen Anteil von
Frauen in Teilzeitbeschéftigungen, ihrer iiberwiegenden
Verantwortung fiir Familie und Pflegeaufgaben, der be-
ruflichen Ungleichheit, der extrem geringen Beteiligung
von Miannern am Erziechungsurlaub (1,5 % im Jahr 1997)
und der Besteuerung von Ehepaaren wider. Der Aus-
schuss beflirchtet, dass Mafnahmen zur Vereinbarung
von Familie und Beruf stereotypen Erwartungen von
Frauen und Ménnern Vorschub geben. In diesem Zusam-
menhang nimmt der Ausschuss mit Sorge zur Kenntnis,
dass der Bedarf an Kindergartenpldtzen fir 0- bis
3-Jahrige weiterhin nicht gedeckt ist, der Anteil der Ganz-
tagskindergérten 1994 nur 34,8 % betrug und nur fiir
5,1 % aller Schulkinder Betreuungseinrichtungen zur Ver-
fiigung standen. Dies ist besonders alarmierend, da Ganz-
tagsschulen in Deutschland die Ausnahme sind.

28. Der Ausschuss drangt die Regierung, die Auswirkun-
gen von Mafinahmen zur Vereinbarung der Verantwortung
fir Beruf und Familie zu untersuchen, um eine solide
Grundlage fiir politische Strategien und Programme zu
schaffen, die die Anderung und Aufhebung stereotyper
Denkweisen beschleunigen. Der Vertragsstaat wird wei-
terhin aufgefordert, mehr Programme und politische Maf3-
nahmen zu entwickeln, die auf eine beschleunigte Verdn-
derung der Denk- und Verhaltensweisen von Minnern
ausgerichtet sind. Der Ausschuss fordert den Vertragsstaat
auf, die Einfihrung eines nicht iibertragbaren Erziechungs-
urlaubs fiir Viter in Erwdgung zu ziehen, um die Anzahl
der Ménner, die Mitverantwortung fiir die Kinderbetreu-
ung und -erziehung tibernehmen, zu erhdhen. Er dringt die
Regierung, mehr Betreuungsplétze fiir Schulkinder zur
Verfligung zu stellen, um Frauen den Wiedereinstieg in
den Arbeitsmarkt zu erleichtern. Dariiber hinaus empfiehlt
er dem Vertragsstaat, die derzeitigen gesetzlichen Bestim-
mungen zur Besteuerung von Ehepaaren (,,Ehegattensplit-
ting*) und ihre Auswirkungen auf die Verfestigung stereo-
typer Erwartungen an verheiratete Frauen zu tiberpriifen.

29. Der Ausschuss ist beunruhigt iiber die begrenzte An-
zahl von Initiativen und Mafinahmen zur Durchsetzung der
Gleichberechtigung und Chancengleichheit von Frauen im
privaten Sektor.

30. Der Ausschuss fordert die Regierung auf, ihre gesetz-
geberischen und regulierenden Mafinahmen zum Schutz
der Frau vor allen Formen der Diskriminierung im priva-
ten Sektor auszuweiten und verstirkt Mafinahmen zur
Verwirklichung einer De-facto-Gleichberechtigung zu er-
greifen. Zu diesem Zweck ermutigt er die Regierung,
ihren Einfluss auf den privaten Sektor sowie auf Gewerk-
schaften und Frauenorganisationen z. B. durch Steuerver-
giinstigungen und andere nicht gesetzliche Maflnahmen
zu verstéirken.

31. Der Ausschuss ist besorgt wegen der oft unsicheren
sozialen und wirtschaftlichen Lage auslédndischer Frauen
in Deutschland. Auch die Berichte von fremdenfeindli-
chen und rassistischen Ubergriffen im Hoheitsgebiet des
Vertragsstaates und Hinweise auf die Gefahrdung auslén-
discher Frauen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer ethni-
schen Herkunft und ihrer Rasse sind vom Ausschuss mit
Sorge aufgenommen worden.

32. Im Zusammenhang mit der Absicht der Regierung,
eine Studie zur Lebenssituation und sozialen Integration
ausldndischer Frauen und Méadchen in Auftrag zu geben,
fordert der Ausschuss die Regierung auf, eine umfassende
Bewertung der Situation auslidndischer Frauen einschlief3-
lich ihres Zugangs zu Bildung und Ausbildung, Arbeit und
zugehdrigen Leistungen, Gesundheitsversorgung und so-
zialem Schutz durchzufiihren, und diese Informationen in
ihren nichsten Bericht aufzunehmen. Der Ausschuss for-
dert die Regierung auf, die Erfassung von nach Ge-
schlecht und Rasse/ethnischer Herkunft getrennten Daten
und Statistiken zu den Opfern von durch Fremdenhass
oder Rassismus motivierten Gewalttaten zu verbessern,
geeignete Schutzmechanismen zu schaffen und sicherzu-
stellen, dass auslindische weibliche Opfer solcher Uber-
griffe liber ihre Rechte aufgeklart werden und Zugang zu
wirkungsvollen Rechtsbehelfen haben. Auflerdem driangt
er die Regierung, ihre Anstrengungen zur sozialen Inte-
gration auslédndischer Frauen durch Ausbildungs- und Be-
schéftigungsinitiativen und durch die Forderung des 6f-
fentlichen Bewusstseins zu verstirken. Des Weiteren
werden Mafinahmen empfohlen, um die héusliche Gewalt
und die Gewalt in der Familie zu bekdmpfen und auslin-
dische Frauen verstérkt auf die Verfligbarkeit von Rechts-
behelfen und Mitteln zur sozialen Absicherung aufmerk-
sam zu machen.

33. Der Ausschuss begriiit zwar den Aktionsplan der
Regierung zum Thema Gewalt gegen Frauen, ist jedoch
wegen der weiter bestehenden Liicken im Schutz von
Frauen vor Gewalt in der Familie und Gesellschaft be-
sorgt.

34. Der Ausschuss dringt die Regierung, fiir eine syste-
matische Umsetzung des Plans zu sorgen und seine Aus-
wirkungen auf die in dem Plan genannten Schwerpunkte
zu untersuchen. Insbesondere wird die Einfiihrung von
Gesetzen und MaBinahmen empfohlen, die sicherstellen,
dass weiblichen Opfern héuslicher Gewalt unmittelbare
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Abwehr- und Schutzmechanismen zur Verfligung stehen.
AuBerdem fordert der Ausschuss die Regierung auf, MalB-
nahmen zu ergreifen, die null Toleranz fiir diese Art von
Gewalt schaffen und sie gesellschaftlich und moralisch
inakzeptabel machen. Der Ausschuss empfiehlt weiterhin
Malnahmen, um die Richter fiir alle Formen von Gewalt
gegen Frauen, die einen Verstol gegen die Menschen-
rechte von Frauen im Rahmen des Ubereinkommens dar-
stellen, zu sensibilisieren und dabei insbesondere die hohe
Gefahrdung ausléndischer Frauen im Hinblick auf derar-
tige Gewalt zu beriicksichtigen.

35. Das Auftreten von Frauen- und Midchenhandel wird
vom Ausschuss mit Sorge beobachtet.

36. Der Ausschuss drangt die Regierung, die Opfer von
Frauen- und Médchenhandel als schutzbediirftige Opfer
von Menschenrechtsverstolen anzuerkennen und ihnen
die entsprechende Hilfe zuteil werden zu lassen. AuBer-
dem drangt er die Regierung, ihre Bemiithungen um
grenziiberschreitende und internationale Zusammenarbeit
insbesondere mit den Herkunfts- und Durchgangslédndern
zur Bekdmpfung des Frauenhandels und zur strafrechtli-
chen Verfolgung der Menschenhindler zu verstarken. Er
fordert die Regierung auf, sicherzustellen, dass gehan-
delte Frauen und Médchen die nétige Unterstiitzung er-
halten, um gegen ihre Menschenhéndler aussagen zu kon-
nen. Auflerdem dringt er darauf, dass in der Ausbildung
von Bundesgrenzschutz und Justizvollzugsbeamten die
erforderlichen Féhigkeiten vermittelt werden, um die Op-
fer von Menschenhandel zu erkennen und zu unterstiitzen.
Dariiber hinaus sollte die Regierung ihre Verfahren fiir die
Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen an abhéngige
Ehefrauen iberpriifen und dabei beriicksichtigen, dass
diese Ehefrauen potenzielle Opfer von sexuellem Miss-
brauch sein konnten.

37. Der Ausschuss ist beunruhigt {iber die unverdndert
stereotype Darstellung von Frauen und insbesondere aus-
landischen Frauen in den Medien.

38. Der Ausschuss fordert die Regierung auf, die zentrale
Rolle der Medien bei der Verdnderung stercotyper
Frauenbilder zu unterstiitzen. Er empfiehlt, Moglichkei-
ten zur Darstellung eines positiven, nicht traditionellen
Frauenbildes zu schaffen und den Einsatz von Selbstre-
gulierungsmechanismen in den Medien zur Verringerung
diskriminierender und stereotyper Frauenbilder zu for-
dern und zu erleichtern.

39. Der Ausschuss stellt mit Bedauern fest, dass Prostitu-
ierte, obwohl steuerpflichtig, noch immer nicht arbeits-
und sozialrechtlich geschiitzt sind.

40. Der Ausschuss empfiehlt der Regierung, die rechtli-
che Stellung dieser Frauen aufzuwerten, um sie so besser
vor Ausbeutung zu schiitzen und ihre soziale Absicherung
zu verbessern.

41. Im Zusammenhang mit der von der Regierung beab-
sichtigten Anderung des Auslindergesetzes zur rechtli-
chen Stellung ausldndischer Ehefrauen duBert der Aus-
schuss Bedenken im Hinblick auf die Situation
ausldndischer Migrantinnen im Vertragsstaat.

42. Der Ausschuss driangt die Regierung zur weiteren Ver-
besserung des gesetzlichen und sozialen Schutzes ausléin-
discher Frauen, insbesondere weiblicher Asylsuchender.

43. Der Ausschuss dringt die Regierung, baldmoglichst
seine Annahmeurkunde zur Anderung von Artikel 20.1
des Ubereinkommens vorzulegen.

44. Des Weiteren dréngt der Ausschuss die Regierung zur
Ratifizierung des Optionalen Protokolls zum Uberein-
kommen.

45. Der Ausschuss fordert die Regierung auf, in ihrem
nédchsten Bericht auf die in diesen abschlieBenden Be-
merkungen genannten spezifischen Themenbereiche ein-
zugehen. Dartiber hinaus hilt er die Regierung an, bei der
Vorbereitung des ndchsten Berichts in einen umfassenden
beratenden Dialog mit Nichtregierungsorganisationen fiir
Frauen, einschlie3lich solcher fiir auslandische Frauen, zu
treten.

46. Der Ausschuss bittet um die umfassende Verbreitung
der vorliegenden abschlieBenden Bemerkungen in
Deutschland, um die deutsche Bevolkerung insgesamt
und Regierungsvertreter und Politiker im Besonderen zu
informieren, welche Schritte zur Herstellung der rechtli-
chen und tatséchlichen Gleichberechtigung von Frauen
bereits ergriffen worden sind und welche kiinftigen
Schritte in dieser Hinsicht noch ausstehen. Dariiber hi-
naus fordert er die Regierung auf, das Ubereinkommen
und das zugehorige Optionale Protokoll, die allgemeinen
Empfehlungen des Ausschusses und die Deklaration und
Aktionsplattform der Weltfrauenkonferenz von Peking
weiterhin insbesondere an Frauen- und Menschenrechts-
organisationen weiterzuleiten.



Druck: MuK. Medien- und Kommunikations GmbH, Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28 / 3 82 08 40, Telefax: 02 28 / 3 82 08 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	Einführung
	Stellungnahme zum Prüfbericht des Ausschusses für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau
	Teil I: Lebensbedingungen von Frauen in der Bundesrepublik Deutschland
	1. Bevölkerung
	2. Rechtliche und politische Rahmenbedingungen
	2.1 Gesetz zur Änderung des Ausländergesetzes
	2.2 Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes
	2.3 Gesetz über Teilzeit und befristete Arbeitsverträge
	2.4 Reform des Betriebsverfassungsgesetzes
	2.5 Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften
	2.6 Gleichstellungsgesetz für die Bundesverwaltung und die Gerichte des Bundes
	2.7 Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Prostituierten
	2.8 Gewaltschutzgesetz
	2.9 Kinderrechteverbesserungsgesetz

	3. Wirtschaftliche und soziale Rahmenbedingungen
	3.1 Wirtschaftlicher Strukturwandel
	3.2 Bildung und Ausbildung
	3.2.1 Allgemeines
	3.2.2 Ausbildung nach dem dualen System
	3.2.3 Ausbildung von Frauen in den Berufen der Informations- und Kommunikationstechnologien

	3.3 Frauen in Hochschule und Forschung
	3.3.1 Allgemeines
	3.3.2 Ergebnisse des Hochschulsonderprogramms III
	3.3.3. Frauen- und Genderforschung

	3.4 Arbeitsleben
	3.4.1 Erwerbstätigenquote
	3.4.2 Arbeitslosenquote
	3.4.3 Vergleich der alten mit den neuen Bundesländern
	3.4.4 Teilzeitbeschäftigung
	3.4.5 Qualifikationen von Frauen und ihre Stellung im Beruf
	3.4.6 Arbeitsförderung
	3.4.7 Änderungen des Arbeitsförderungs-rechts – Novellierung des SGB III und Job-AQTIV-Gesetz
	3.4.8 Weitere Gesetzesänderungen
	3.4.10 Vereinbarung zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft
	3.4.11 Programm „Frau und Beruf“
	3.4.12 Bericht zur Lohngleichheit
	3.4.13 Frauen in der Informationsgesellschaft
	3.4.14 Frauen im Kultur- und Medienbereich
	3.4.15 Frauen als Unternehmerinnen und Existenzgründerinnen


	4. Frauen in der Landwirtschaft und im ländlichen Bereich
	4.1 Situation der Frauen in der Landwirtschaft
	4.2 Förderung von Beschäftigungs-möglichkeiten von Frauen in der Landwirtschaft

	5. Frauen im öffentlichen Leben
	5.1 Allgemeines
	5.2 Beteiligung auf Bundesebene
	5.3 Beteiligung auf Landesebene
	5.4 Beteiligung auf kommunaler Ebene
	5.5 Beteiligung in den Gewerkschaften

	6. Einrichtungen und Behörden zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann
	6.1 Gleichstellungs- und Frauenbeauftragte in Behörden und öffentlich-rechtlichen Institutionen
	6.2 Gleichstellungsbeauftragte des Bundes
	6.3 Interministerieller Arbeitskreis
	6.4 Gleichstellungseinrichtungen in den Ländern
	6.5 Kommunale Gleichstellungsstellen
	6.6 Geschäftsstelle der Bundesarbeitsge-meinschaft kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen
	6.7 Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte an Hochschulen
	6.8 Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt

	7. Mittel zur Durchsetzung der Gleichstellung
	7.1 Bedeutung von Gender Mainstreaming
	7.2 Rahmenbedingungen – politische und rechtliche Vorgaben
	7.3 Die Implementierungsstrategie der Bundesregierung

	8. Frauen in besonderen Lebenslagen
	8.1 Frauen mit Behinderung
	8.1.1 Veränderung in der Behindertenpolitik
	8.1.2 Gesetzliche Änderungen
	8.1.3 Projektförderungen

	8.2. Frauen im Alter
	8.2.1 Situation
	8.2.2 Gleichstellungspolitische Ziele für ältere Frauen
	8.2.3 Soziale Sicherung älterer Frauen
	8.2.4 Ältere Migrantinnen in Deutschland

	8.3 Weibliche Asylsuchende in Deutschland


	Teil II: Die Bestimmungen des Übereinkommens und ihre Umsetzung in der Bundesrepublik Deutschland
	1. Artikel 1: Begriff der „Diskriminierung“
	2. Artikel 2:Gesetzgeberische Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau
	2.1. Verfassung
	2.2. Gleichstellungs- und Frauenfördergesetze
	2.3. Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetz
	2.4 Sonstige Gesetze

	3. Artikel 3: Maßnahmen zur Förderung und Sicherung der vollen Entfaltung der Frau
	4. Artikel 4: Sondermaßnahmen gemäß Artikel 4
	5. Artikel 5: Beseitigung von Rollen-stereotypen und Förderung der gemeinsamen Verantwortung von Frau und Mann für die...
	5.1 Vereinbarkeit von Familie und Beruf
	5.2 Neues Väterbild
	5.3 Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen
	5.3.1 Aktionsplan der Bundesregierung
	5.3.2 Gesetzgebungsmaßnahmen
	5.3.3 Die Gesetzgebung begleitende Maßnahmen
	5.3.4 Prävention und Bekämpfung sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen


	6. Artikel 6: Abschaffung des Frauenhandels und der Zwangsprostitution
	6.1 Maßnahmen zur Bekämpfung des Kinder- und Frauenhandels, der Kinderpornografie und des Sextourismus
	6.2 Einrichtung der Arbeitsgruppe Frauenhandel
	6.3 Weitere Maßnahmen zur Bekämpfung des Frauenhandels
	6.4 Ermittlungsverfahren gegen Deutsche wegen im Ausland begangenen sexuellen Missbrauchs
	6.5 Gesetzliche Maßnahmen

	7. Artikel 7: Beteiligung von Frauen am politischen und öffentlichen Leben
	7.1 Bundesgremienbesetzungsgesetz
	7.2 EU-Aktionsprogramme für die Gleichstellung von Frauen und Männern
	7.3 Engagement von Frauen in den Kirchen
	7.4 Frauenorganisationen
	7.5 Frauen in den Medien

	8. Artikel 8: Mitarbeit von Frauen auf internationaler Ebene
	8.1 Bereich der Vereinten Nationen
	8.2 Bereich der Europäischen Union
	8.3 Auswärtiger Dienst der Bundesrepublik Deutschland

	9. Artikel 9: Staatsangehörigkeit von Frauen und Kindern
	10. Artikel 10: Gleichstellung von Frauen und Männern im Bildungsbereich und im Sport
	10.1 Frauen und Sport
	10.2 Aufklärung und Beratung im Bezug auf Familienplanung

	11. Artikel 11: Gleichstellung von Frauen und Männern im Berufsleben
	11.1. Bürgerliches Gesetzbuch und weitere Gesetze
	11.2. Öffentlicher Dienst des Bundes
	11.3. Mutterschutzgesetz
	11.4 Geschlechterspezifische Einkommensunterschiede
	11.5 Vereinbarkeit von Familie und Beruf/ Arbeitsmarktpolitik für Frauen
	11.5.1 Vereinbarkeit von Familie und Beruf
	11.5.2. Arbeitsmarktpolitik für Frauen – Modell-projekte der Bundesregierung
	11.5.3 Existenz- und Unternehmensgründungen

	11.6. Recht auf soziale Sicherung

	12. Artikel 12: Gleichstellung von Frauen und Männern im Gesundheitswesen
	12.1 Frauenspezifische Belange der Gesundheitspolitik
	12.2 Frauen und Sucht
	12.3 Zusammenarbeit der Bundesregierung mit verschiedenen Gesundheitsorganisationen
	12.4 HIV-Infektion und AIDS
	12.5 Frauengesundheitsforschung

	13. Artikel 13: Gleichstellung von Frauen und Männern im wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben
	13.1 Kindergeld und Freibeträge für Kinder
	13.2 Familienleistungsausgleich 2002
	13.3 Wohngeldreform
	13.5 Erziehungsgeld
	13.6 Finanzvolumen

	14. Artikel 14: Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Land
	15. Artikel 15: Gleichbehandlung von Frauen und Männern hinsichtlich Rechtsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit und Wohnsitzwahl
	16. Artikel 16: Gleichstellung von Frauen und Männern bei Ehe- und Familienfragen
	16.1 Reform des Ehe- und Familienrechts
	16.2 Erbrecht und Unterhaltsrecht


	Anhänge
	Anhang I Tabellen und Schaubilder
	Bevölkerung in Deutschland
	Tabelle 1 Altersstruktur
	Tabelle 2.1 Familienstand der weiblichen Bevölkerung
	Tabelle 2.2 Kinderzahl pro Familie

	Frauen im Erwerbsleben
	Tabelle 3.1 Zahl und Anteil der erwerbstätigen Frauen 1988 bis 2001
	Tabelle 3.2 Frauen in den einzelnen Berufsbereichen und Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen im Berufsbereich
	Tabelle 3.3 Verteilung der erwerbstätigen Frauen auf Berufsgruppen
	Tabelle 3.4 Vergleich der Einkommen von Frauen und Männern
	Tabelle 3.5 Entwicklung der Frauenarbeitslosigkeit Jahresdurchschnittszahlen
	Tabelle 3.6 Entwicklung der Frauenarbeitslosigkeit Jahresdurchschnittszahlen
	Tabelle 3.7 Selbstständige in Deutschland

	Frauen im Bildungswesen
	Tabelle 4.1 Anteil der Schülerinnen an allgemein bildenden Schulen
	Tabelle 4.2.1 Weibliche Auszubildende in ausgewählten Berufsgruppen
	Tabelle 4.2.2 Weibliche Auszubildende in den zehn am stärksten besetzten männlich dominierten Ausbildungsberufen
	Tabelle 4.2.3 Auszubildende mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 2001 in den zehn am stärksten besetzten ...
	Tabelle 4.2.4 Auszubildende nach Ländern
	Tabelle 4.2.5 Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag 1996 und 2001
	Tabelle 4.2.6 Schülerinnen und Schüler an Berufsschulen im dualen System nach Alter
	Tabelle 4.3.1 Anteil der Studentinnen an den Studierenden im ersten Hochschulsemester an Hochschulen
	Tabelle 4.3.2 Anteil der Studentinnen an den Studierenden an Hochschulen
	Tabelle 4.3.3 Deutsche Studienanfängerinnen und Studienanfänger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester) an Universitäten nach Fächergruppen
	Tabelle 4.3.4 Deutsche Studienanfängerinnen und Studienanfänger im ersten Hochschulsemester (Wintersemester) an ...
	Tabelle 4.4 Frauen in Bildung und Wissenschaft 2000 insgesamt


	Anhang II Übersicht über Maßnahmen zur Verwirklichung der Gleichberechtigung
	1. Gesetze
	2. Sonstige Maßnahmen und Ereignisse mit gleichberechtigungspolitischer Bedeutung
	3. Maßnahmen der Länder-Gleichstellungsstellen
	3.1 Arbeitsschwerpunkte
	3.2 Allgemeine und spezielle Maßnahmen und Programme

	4. Veröffentlichungen und Publikationen zu gleichstellungspolitischen Themen des Bundesministeriums für Familie, Senioren...
	4.1 Schriftenreihe des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
	4.2 Broschüren, Berichte, Dokumentationen und Materialien zur Gleichstellungspolitik des Bundesministeriums für Familie ...

	5. Publikationen anderer Bundesministerien und Stellen zu Gleichstellungsthemen

	Anhang III Prüfungsbericht des Ausschusses für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau bei den Vereinten Nationen vom 1.


